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Guantanamo Erlaß

Und willst du nicht mein Bruder sein,

fahr ich dich in Guantana ein.

Behelfs des frisch unterschriebenen Erlasses, unter anderem begründet
mit den Ereignissen vom 11. September 2001, das von seinem Vorgänger
Barack Obama sukzessiv verkleinerte und in Frage gestellte Folter- und
Übergriffsgefängnis Guantanamo Bay auf Kuba aufrecht zu erhalten,
bekennt sich der seit einem Jahr im Amt befindliche Donald Trump zu
dem auf Atombombenüberlegenheit und technisch-militärische
Bevorteilung gestützten Anspruch der Vereinigten Staaten von Amerika,
fortgesetzt dem Rest der Welt seinen Willen gegebenenfalls aufzwingen
zu können.

Mit seiner "America First"-Kampagne hat Donald Trump zu diesem Thema,
verknüpft mit seinem rauschenden Wahlerfolg, sein erstes und
sinnträchtigstes Eisen eingeschlagen und damit begonnen, die Karten
neu zu mischen in einem uralten Spiel. In einem Spiel, dessen einzige
Regeln es begünstigen, unter anderem den Eindruck aufrecht zu
erhalten, es gäbe andere nennenswerte Gefahren für die Vermögenden,
die Herrschenden und die Nutznießer der allgemein durch Gewalt und
Raub zusammengetragenen und künstlich legalisierten Besitzverhältnisse
sowie für den Staat und die Gesellschaft als diejenigen, durch den
Zorn und das Aufbegehren von den auf diese Weise bestohlenen und
geknechteten Mehrheiten plötzlich oder auch nach und nach vom Thron
gefegt zu werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


2. Februar 2018
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WALD/249: Hambacher Forst - wir stehen zu euch ... (Michael Zobel)


Bundesweiter Aktionstag unter dem Titel #FreeHambi 9

von Michael Zobel, 31. Januar 2018



Guten Abend zusammen,

am Samstag schon etwas vor?

Montag, 22. Januar, Hambacher Wald. Barrikadenräumung. Mit mehreren
Polizeihundertschaften. Reiterstaffel, Hunde, Hubschrauber, Räumpanzer,
Radlader, Hubsteiger und weiteres schweres Gerät auf den Waldwegen
unterwegs. Das alles in Begleitung von Landtagsabgeordneten aus
Düsseldorf, SPD und AfD sind vertreten.... Und was passiert? Es gibt
keine Bilder von Gewalt, keine Steine von den angeblich so militanten
Autonomen "aus Berlin, Hanburg und Leipzig". Sondern es gibt Aktionen
des zivilen Ungehorsams, konsequent und entschlossen, konsequent friedlich.

Trotzdem befinden sich seit dieser Räumung neun Personen in
Untersuchungshaft, sechs in Köln-Ossendorf, drei in Aachen. Unter
fadenscheinigen Vorwürfen. Am 2. Februar gibt es für einen Teil der
Menschen einen Haftprüfungstermin in Düren. Niemand weiß im Moment, wie
es mit den neun Personen weitergeht.

Anlass genug für einen bundesweiten Aktionstag unter dem Titel
#FreeHambi 9.

Deutschlandweit protestieren am 3. Februar tausende Menschen für die
sofortige Freilassung der Waldschützer*innen.

Wir in Aachen sind dabei:

14.00 Uhr Solidaritätsaktion am Münsterplatz

16.00 Uhr 'Rote Krachwache' zwischen Parkhaus Poizeipräsidium und JVA
Aachen am Eulersweg

Sei die Rote Linie, unübersehbar, unüberhörbar, mit roter Kleidung und
roten Gegenständen, mit allem, was laut ist...

#FreeHambi9   hambacherforst.org   #SeidieRoteLinie

Bitte weitersagen, teilen, verbreiten, wir freuen uns auf eine kraftvolle
Solidaritätsaktion.

Bis Samstag am Münsterplatz,

mit freundlichsten Grüßen,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 31. Januar 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Februar 2018 
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WALD/248: Hambacher Forst - Friedfertigkeit beklagt Opfer ... (kommunikatz)


kommunikatz - Pressemitteilung vom 31. Januar 2018

Deutschlandweiter SolidaritätsTag für die inhaftierten Aktiven aus dem
Hambacher Forst:

Sei die Rote Linie, unübersehbar, unüberhörbar, mit roter Kleidung und
roten Gegenständen, mit allem, was laut ist...



Deutschlandweit protestieren am Samstag, dem 3. Februar, tausende
Menschen für die sofortige Freilassung von neun Waldschützer*innen. Um
14 Uhr startet auch in Aachen eine Solidaritätsaktion am Münsterplatz.
Um 16 Uhr findet dann die 'Rote Krachwache' an der JVA Aachen statt.
Nach Angaben der Organisator*innen wird es laut, daher nennen sie es
nicht Mahnwache. Zudem sind alle Teilnehmenden aufgerufen, in roter
Kleidung zu erscheinen. Dies ist eine Hommage an die zur Tradition
gewordenen "rote Linie Aktionen" rund um die Tagebaue und die
Braunkohlekraftwerke im Rheinischen Revier.

Am 22. Januar versuchte die Polizei, besetzte Barrikaden im Hambacher
Wald zu räumen. Begründet wurde das harte Durchgreifen inklusive
Hubschrauber, Räumpanzer und Polizeihunden ohne Maulkorb mit der
Zugänglichmachung von Rettungs- und Sicherheitswegen. Die von vielen
Aktiven vermutete Absicht einer Inszenierung, um den anwesenden
Landtagsabgeordneten von SPD und AfD und der Presse die "gewaltbereiten
Ökoterroristen" vorzuführen, schlug jedoch fehl: Niemand außer der
Polizei übte in irgendeiner Weise Gewalt aus.

Trotzdem wurden 9 Menschen ihrer Freiheit beraubt, dafür, dass sie sich
mit ihren Körpern Maschinen in den Weg stellten, die für die Zerstörung
des Weltklimas mitverantwortlich sind. Drei der Umweltschützer*innen
sind in der JVA Aachen inhaftiert. Noch nie in der Geschichte der
Waldbesetzung waren so viele Aktive gleichzeitig in Haft. "Die Gewalt
gegen sie ist Gewalt gegen uns alle", erklärt ein Aktivist. "Es ist ein
klarer Einschüchterungsversuch und damit ein Angriff auf die gesamte
Klimagerechtigkeitsbewegung".

Der kleine, verbleibende Rest des Hambacher Waldes ist seit fünf Jahren
mit kurzen Unterbrechungen kontinuierlich besetzt. Es gibt wachsende
Baumhausdörfer und ein Wiesencamp. Obwohl RWE diesen Winter gar nicht
roden darf und der Tagebau Hambach trotzdem keineswegs stillsteht,
finden immer wieder Provokationen und Repressionen seitens der Polizei
und der RWE-Security statt.

Alle Aachenerinnen und Aachener, die ebenfalls ihre Solidarität mit der
Waldbesetzung und den inhaftierten Neun ausdrücken wollen, sind herzlich
eingeladen, sich den Protesten anzuschließen: Um 14 Uhr am Münsterplatz
und um 16 Uhr vor der JVA.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KURSUS/4923: Hanau - "Gedächtnistraining", 10 Termine ab 20. Februar 2018


Fit im Kopf - Bringen Sie Ihr Denkorgan in Schwung!

Neuer Gedächtnistrainingskurs des Seniorenbüros der Stadt Hanau



Ein neuer Gedächtnistrainings-Kurs des Seniorenbüros der Stadt Hanau
beginnt am Dienstag, 20. Februar im Anton-Calaminus-Haus, Lothringer
Straße 13. Der Kurs findet zehn Mal - immer dienstags von 10 bis 11.30
Uhr statt und dauert je anderthalb Stunden. Dieser GT-Kurs ist für
Personen geeignet, die ein langsameres Lerntempo bevorzugen, daher ist
die Teilnehmerzahl auf maximal fünf Personen begrenzt. Der Kurs wird
von Regina Debler geleitet.

Die Kosten belaufen sich auf 50 Euro pro Person - Spiel, Spaß und
Gruppenerlebnis inklusive. Hanaupass Inhaber zahlen 20 Euro. Ein
Seiteneinstieg ist möglich, da die Inhalte nicht aufeinander aufbauen.
Anmeldung ist persönlich oder telefonisch im Seniorenbüro der Stadt
Hanau bei Julika Moser unter Telefon 06181-66820-48 dienstags und
donnerstags oder per E-Mail an julika.moser@hanau.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. Januar 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TAGUNG/2348: Mainz - Reviewing Gutenberg. Neue Kenntnisse über den "Bekannten Unbekannten", 23.-24.02.


idw - Pressemitteilung: Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Reviewing Gutenberg: Neue Kenntnisse über den "Bekannten Unbekannten" 

Tagung "Reviewing Gutenberg" beleuchtet neue Forschungsergebnisse zum
berühmtesten Sohn der Stadt Mainz



In diesem Jahr gedenkt die Stadt Mainz des 550. Todestages von
Johannes Gutenberg mit zahlreichen Veranstaltungen. In diesem Rahmen
widmet sich die Tagung "Reviewing Gutenberg. Historische Kontexte und
Rezeptionen", die am 23. und 24. Februar 2018 im Gutenberg-Museum
Mainz stattfinden wird, den neuesten Erkenntnissen über den berühmten
Mainzer. Die Veranstaltung wird organisiert vom Arbeitsbereich
Mittlere und Neuere Geschichte und Vergleichende Landesgeschichte am
Historischen Seminar der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU)
sowie vom Institut für Geschichtliche Landeskunde an der Universität
Mainz e.V.

Johannes Gutenberg ist ein "Bekannter Unbekannter" (Sabina Wagner).
Die Quellen, die über seine Person Auskunft geben, sind im Großen und
Ganzen seit langem bekannt und vielfach ausgewertet worden. Neue
Erkenntnisse liefern deshalb vielmehr Forschungen zu seinen
"Lebenswelten". Im öffentlichen Umgang mit Johannes Gutenberg wird
weniger seiner Person als überwiegend seiner Erfindung gedacht. Dabei
erfährt Gutenberg sehr unterschiedliche Zuschreibungen und die
Beurteilung seiner Erfindung changiert zwischen Kontinuität und
Revolution. In verschiedenen Vorträgen soll bei der Veranstaltung die
Frage aufgeworfen werden, wer Gutenberg war, was wir genau über seine
Familie, seinen Wohnort und sein Umfeld wissen, aber auch wie
Erinnerungskultur und Orientierungsbedürfnis der jeweiligen Epoche das
Bild Gutenbergs und der Erfindung des Buchdrucks bestimmten.

Die Tagung ist öffentlich, alle Interessenten sind herzlich
eingeladen. Eine Anmeldung ist nicht notwendig. Bitte beachten Sie
auch den öffentlichen Abendvortrag von Prof. Dr. Stephan Füssel "Von
Mainz in ?alle Welt?. Die Ausbreitung der Buchdruckerkunst durch
Gutenbergs Gesellen durch die deutschen Lande, die Schweiz, Italien
und Frankreich" am 23. Februar um 19.30 Uhr.

Veranstaltungsort:

Gutenberg-Museum Mainz, Liebfrauenplatz 5, 55116 Mainz

Veranstaltungszeit:

Freitag, 23. Februar 2018, 10.00-21.00 Uhr / Samstag, 24. Februar
2018, 9.00-14.15 Uhr.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/2347: Marbach - »Familien-Ordnungen«, über den Wert der Familie, 08.-09.02.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Februar 2018



Donnerstag, 8. Februar, bis Freitag, 9. Februar 2018

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Tagungsräume

TAGUNG

»Familien-Ordnungen«

Die Familie hat in den letzten Jahren Konkurrenz bekommen: Über
Tradition, Generation, Genealogie und den Wert der Familie diskutieren
u.a. Andreas Bernard, Carola Lentz, Ellen Strittmatter und Ulrich
Pfisterer.

Eine Tagung im Rahmen des Forschungsverbunds Marbach Weimar
Wolfenbüttel

im Begleitprogramm zur Ausstellung »Die Familie. Ein Archiv«.

Programm: www.dla-marbach.de/forschung/tagungen/

Um Anmeldung wird gebeten: forschung@dla-marbach.de

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Februar 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TAGUNG/2346: Essen - Brauchen die Kulturwissenschaften einen Animal Turn?, 14.-15.3.2018


idw - Pressemitteilung: Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Tagung: Brauchen die Kulturwissenschaften einen Animal Turn?

Theoretische Grundlagen und konzeptionelle Probleme der Human Animal Studies



14. und 15. März 2018

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Gartensaal, Goethestraße 31, 45128 Essen

Die Tagung versteht sich als eine interdisziplinäre Bestandsaufnahme
der theoretischen und konzeptionellen Probleme, die sich derzeit in
den kulturwissenschaftlichen Debatten zu den Human-Animal- Studies
stellen.

Es geht zum einen um die Frage, ob und inwieweit sich die
anthropozentrisch geprägte Denkstruktur der Kulturwissenschaften um
Perspektiven erweitern lässt, die - im Sinne einer Kulturwissenschaft
des Lebendigen - der Bedeutung von Tieren stärker gerecht werden. Die
Tagung widmet sich den da- mit verbundenen ontologischen,
epistemologischen, handlungstheoretischen und methodologischen
Herausforderungen. Darüber hinaus werden die tierrechtlichen,
moralphilosophischen und theologischen Aspekte des Verhältnisses
zwischen Menschen und Tieren erörtert. Dabei steht im Zentrum, ob sich
Konzepte von Tierrechten und Tierwürde begründen lassen, die Tieren
einen moralischen Status einräumen und damit das
Mensch-Tier-Verhältnis auf eine neue Grundlage stellen. Schließlich
werden kulturhistorische bzw. evolutionsgeschichtliche Aspekte des
Mensch-Tier-Verhältnisses beleuchtet.

Die Tagung ist die Auftaktveranstaltung zum Projekt "Das Tier als
Objekt. Zum Wandel des Mensch-Tier-Verhältnisses in der modernen
Industriegesellschaft anhand musealer Sammlungen des Ruhrgebiets".
Dabei handelt es sich um eine Kooperation des Ruhr Museums in Essen
(Heinrich Theodor Grütter), der Frühneuzeitgeschichte an der
Universität zu Köln (Gudrun Gersmann) sowie des
Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (Friedrich Jaeger, Britta
Weber).

LEITUNG

Gudrun Gersmann (Universität zu Köln)

Heinrich Theodor Grütter (Ruhr Museum)

Friedrich Jaeger (Kulturwissenschaftliches Institut Essen)

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI),
dem Ruhr Museum Essen und der Frühneuzeitgeschichte an der Universität
zu Köln

ANMELDUNG

Teilnahme nur nach Anmeldung bis zum 5. März 2018

unter Maria.Klauwer@kwi-nrw.de

http://www.kulturwissenschaften.de/

Link zum Projekt "Animal Studies"

http://www.kwi-nrw.de/home/projekt-152.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Miriam Wienhold, 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/2345: Hamburg - "Die Zukunft der Religion", 23.-24.02.2018


idw - Pressemitteilung: ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius

Vom Stellenwert des Glaubens - Prominent besetzte Konferenz "Die
Zukunft der Religion" in Hamburg



Am 23./24. Februar 2018 thematisiert die prominent besetzte Konferenz
"Die Zukunft der Religion" in Hamburg die vielen Facetten aktueller
Glaubensfragen. Religion und Glaube machen auch heute Politik, prägen
das private und gesellschaftliche Leben - in vielen Ländern auch die
Gesetze und den Staat. Wo ist Religion eine Gefahr? Und wo ist sie
Hoffnungsträger? Wie können die verschiedenen Glaubensgemeinschaften
dazu beitragen, die Welt zu befrieden?

Diese Facetten strukturieren das Konferenzprogramm:

Religion als Hoffnung

Religion als Gefahr

Geht es auch ohne Glauben?

Die Macht des Lachens

Am Freitag, 23. Februar 2018, um 18 Uhr (Einlass 17 Uhr) steht in
Hamburgs Hauptkirche St. Petri das Verhältnis von Religion und
Demokratie im Fokus:

"Wieviel Religion verträgt die Demokratie?" - in ihrem
Eröffnungsvortrag spricht Kulturstaatsministerin Monika Grütters über
Chancen und Risiken des Glaubens in der freien Gesellschaft.
Anschließend stellt "Tagesschau"-Sprecher und Nahost-Experte
Constantin Schreiber seinen "Moscheereport" vor. Ein Predigt-Slam
ermuntert: "Tritt fest auf, mach?s Maul auf!"

Am Samstag, 24. Februar 2018, ab 10 Uhr (Einlass 9 Uhr) in der
Bucerius Law School, Jungiusstraße 6, gibt es eine Fülle von
Gesprächen, Präsentationen und Impulsen. Bei #LiebeDeinenNächsten
diskutiert der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche, Heinrich
Bedford-Strohm, mit seinem Sohn, dem Digital-Experten Jonas Bedford-
Strohm, über die schönste Verheißung des Christentums - und wie man
sie heute kommuniziert. Annette Schavan, Botschafterin beim Heiligen
Stuhl, gibt Insider-Einblicke in die Arbeit des Vatikan. "Grüß Gott,
Frau Imamin!": Die Juristin Seyran Ate? und der Islamwissenschaftler
Abdel-Hakim Ourghi sprechen über ihre Gründung einer liberalen
Moschee. Erzdiakon Emanuel Youkhana liefert einen Frontbericht: "Wie
verhandelt man mit dem Fein?" und berichtet über die erfolgreichen
Verhandlungen seiner Hilfsorganisation mit dem "Islamischen Staat".
Bischof Wolfgang Huber spricht über die Menschenwürde, die bei den
Fotos von Folteropfern berührt ist: "Den Gekreuzigten zeigen wir
lieber nicht!". Leo Fischer, Satiriker und Redakteur der Titanic,
erläutert "Warum man über Gott auch mal lachen muss!"

Die Band Stilbruch begleitet die Konferenz musikalisch.

Das ist eine Auswahl aus dem Programm, es ist herunterladbar unter
www.zeit.de/zukunft-der-religion

Der Eintritt für beide Tage ist frei, Anmeldung erforderlich unter
www.zeit-stiftung.de/anmeldung/religionskonferenz

Die Konferenz "Die Zukunft der Religion" wird von ZEIT-Stiftung und
Zeitverlag veranstaltet. Das Programm verantwortet das ZEIT-Ressort
"Glauben & Zweifeln".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution645

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius, Cosima Oltmann, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1099: Marbach - »Die Wagners«, Nike Wagner im Gespräch mit Stephan Mösch, 22.02.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Februar 2018



Donnerstag, 22. Februar 2018, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

GESPRÄCH

»Die Wagners«

Über die Verstrickungen eines legendären Künstler-Clans. Nike
Wagner im Gespräch mit dem Opernexperten Stephan Mösch.

Im Rahmen des Begleitprogramms zur Ausstellung »Die Familie. Ein
Archiv«.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Februar 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1098: Marbach - »Die Physiker«, Gespräch, 15.02.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Februar 2018



Donnerstag, 15. Februar 2018, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

»Die Physiker«

GESPRÄCH

Von der Freiheit des Willens und den Traditionen des deutschen
Bürgertums.

Wolfgang Riedel im Gespräch mit Ernst Ulrich von

Weizsäcker und Martin Heisenberg.

Im Rahmen des Begleitprogramms zur Ausstellung »Die Familie. Ein
Archiv«.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Februar 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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VORTRAG/8284: Marbach - Andreas Platthaus, »Tick, Trick und Trump«, 08.02.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Februar 2018



Donnerstag, 8. Februar 2018, 19.30 Uhr

Literaturmuseum der Moderne, Berthold-Leibinger-Auditorium

VORTRAG

»Tick, Trick und Trump«

Über Veronkelung und andere Comic-Verwandtschaften.

Vortrag von Andreas Platthaus.

Im Rahmen des Begleitprogramms zur Ausstellung »Die Familie. Ein
Archiv«.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Februar 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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MESSE/629: Fachprogramm - Intensiver Austausch und vielfältige Inspiration (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 1. Februar 2018

Intensiver Austausch und vielfältige Inspiration

Fachprogramm für Verleger, Buchhändler, Autoren, Lektoren, Übersetzer und
Blogger



Die Zukunft im Blick hat das Fachprogramm der Leipziger Buchmesse.
Verleger, Buchhändler, Autoren, Lektoren, Übersetzer und Blogger erhalten
in Expertenrunden, Vorträgen und Workshops zwischen dem 14. und 18. März
zahlreiche Gelegenheiten für intensiven Austausch und vielfältige
Inspirationen.

Neu im Programm: Zukunft.Verlage

 

Zur kommenden Leipziger Buchmesse geht erstmals das Leipziger Ideenforum
für Marketing, Vertrieb und Digitales im Fachforum 1 in Halle 5, E600 an
den Start. Unter der Überschrift "Zukunft.Verlage" zeigen am 15. März
Experten und Verlagspraktiker in neun Fachvorträgen innovative Konzepte und
beispielhafte Lösungsansätze für ein modernes, digitales Marketing. Die
Bandbreite der Themen reicht vom Bestsellermarketing über
Communitymanagement und -marketing bis zu Data Driven Marketing oder Social
Reading und weiteren Ansätzen für Marketing und Vertrieb im Netz. Das
Ideenforum wird von den Unternehmen knk, MVB, Bookwire und Wirth & Horn
gesponsert. Schon einen Tag vor Messestart am 14. März gibt es erste
Marketingimpulse für die Endkundenansprache. Unter dem Titel "Leser finden,
Leser binden" informieren Steffen Meier und Mike Röttgen im Fachforum 3 im
Congress Center Leipzig zu neuen Trends, geben Tipps fürs Marketing und
laden zur Diskussion ein.

Preiswürdige Marketingideen



Wie gelingt es im Handel oder beim Kunden direkt sichtbar zu sein?
Spannende Marketingideen ehrt jedes Jahr die Jury des BUCHMARKT-AWARD für
Marketingkommunikation. Am 16. März wird der Preis zum 19. Mal im CCL,
Fachforum 4 vergeben. Gute Verkäufer ehrt der 15. Sales Award am 15. März
im Fachforum 2. Buchhändler und Verlage konnten vorab ihre Top-Verkäufer
anhand von Umsatz/Gewinn, Kundenbindung und Originalität nominieren.

Bücher machen und Geld verdienen?



Reden wir über Geld! Förderung für unabhängige Verlage? lautet die
Überschrift des bücher.macher-Podiums 2018, einer Veranstaltung der
Leipziger Buchmesse in Kooperation mit der Kunststiftung NRW. Verlegen
heißt vorlegen, sagen die einen. Wir leben dafür, behaupten die anderen,
aber kaum je davon. Im Rahmen des bücher.macher-Podiums soll das Thema
öffentlichkeitswirksam auf die Leipziger Buchmesse getragen werden. Zum
Messeauftakt am 15. März diskutiert Thomas Böhm mit einer hochkarätig
besetzten Runde über das Gute, Schöne und Bare, über Subventionsblüten und
Staatsknete, ideellen Mehrwert und Umstürze, die sich am Ende sogar
rechnen.

Buchhandel: Stadt als Inspirationsort 4.0

 

Wie erreiche ich meine Kunden? Wie finde ich die optimale Auswahl für mein
Geschäft? Welche neuen Trends gibt es in der Verlagslandschaft? Antworten
darauf liefert das Fachprogramm für den Buchhandel im Fachforum 2 (Halle 5,
F600).

Der Kunde läuft weg - aber wohin? Diese Frage stellten sich Vertreter des
stationären Einzelhandels schon im vergangenen Jahr. Die gemeinsame
Veranstaltungsreihe für den Buchhandel von Leipziger Buchmesse, Langendorfs
Dienst und Ellen Braun Consulting wird in diesem Jahr fortgesetzt. Unter
dem Titel "Wohin? Läuft? Der? Kunde?" zeigen Vertreter aus Wirtschaft und
Politik am 15. und 16. März anhand von Best-Practice-Beispielen, wie die
Stadt zum Inspirationsort 4.0 wird und was der Einzel- und Buchhandel dazu
beitragen kann. Das Thema "Innenstadt und Handel" greift auch der
Buchreport auf. Am 15. März diskutieren Experten über Strategien des
Innenstadt-Handels gegen den Rückgang der Kundenfrequenz.

Nachwuchsförderung



An die Buchhändler von morgen richtet sich der Karrieretag Buch und Medien
am 16. März. In 15 Veranstaltungen geht es um Karrierewege, Berufsbilder
und neue Kommunikationswege. Der Karrieretag wird von der Leipziger
Buchmesse und dem Börsenvereins des Deutschen Buchhandels e.V. organisiert.

Autoren: Von der Idee zum Werk

 

Am Anfang steht die Idee. Wie aus Ideen gute Geschichten und Bücher werden
zeigt die Leipziger Buchmesse im Fachprogramm autoren@leipzig unter anderem
mit der 6. Leipziger Autorenrunde. Kreative erhalten Input für Ihre Arbeit
und die Möglichkeit, sich untereinander zu vernetzen. Neben der Textarbeit
drehen sich zahlreiche Veranstaltungen um das Marketing von Autoren und
Werken. In diesem Jahr wurde die Zusammenarbeit mit dem Selfpublisher-
Verband deutlich ausgebaut und um weitere Veranstaltungen und Angebote
ergänzt. Autoren können sich Verlagen beim Meet & Greet des Bundesverbands
junger Autoren (BVjA) und der Leipziger Buchmesse oder bei den Prosa
Prognosen des Literarischen Colloquiums Berlin vorstellen. Einen anderen
Weg, Zugang zum Verlag zu finden, bietet der Indie Autor Preis, der am 16.
März im Genre Krimi/Thriller vergeben wird.

buchmesse:blogger sessions 18 - Einfluss, Relevanz und Profil
 

Die Buchbloggerszene entwickelt sich immer differenzierter. Blogger, die
seit Jahren über Bücher und die Buchbranche schreiben, sind längst fest
etabliert und mit Verlagen, Autoren und Redaktionen vernetzt. Gleichzeitig
gehen neue Blogger an den Start und suchen den Einstieg in die Szene.
Passend zu dieser Ausdifferenzierung der Bloggerszene sind die
buchmesse:blogger sessions 18 am Messesonntag von 10:15 bis 18:00 Uhr in
den Fachforen 1 und 2 der Halle 5 in Veranstaltungen für Blog-Einsteiger
und Fortgeschrittene.

Sprachmittler zwischen Trauma und Translation?

 

Wer ein Buch übersetzt, reiht keinesfalls nur Worte aneinander. Die Wahl
der Worte ist viel mehr: Sie formt eine Stimmung, charakterisiert Personen
und gestaltet damit die Geschichte. Die Leipziger Buchmesse widmet daher
den Sprachmittlern ein eigenes Fachprogramm in Halle 4 (C500). Im Forum
International mit Übersetzerzentrum und im Fachzentrum "Übersetzerlounge"
können Übersetzer Kollegen treffen, und neue Idee erhalten. So stellen sich
Isabel Bogdan und Kollegen zum Beispiel im Podiumsgespräch "Man übersetzt
das nicht ungestraft" am ersten Messetag die Frage "Trauma Translation? Was
Texte beim 'ungeschützten Verkehr' mit ihren Übersetzern machen". Höhepunkt
ist wie jedes Jahr der Übersetzerempfang am 16. März um 20.00 Uhr in der
Moritzbastei. Übersetzer, die auf der Suche nach Verlagen und Agenten sind,
können am Messesamstag im "Speeddating: Ich hätte da was für Sie ..." je
fünf Minuten ihr Übersetzungsprojekt vorstellen.

The places to be für Fachbesucher

 

Fachbesucher können täglich ab 9.00 Uhr über den Eingang im Congress Center
Leipzig (CCL) die Messe betreten. Die Messehallen öffnen ab 10.00 Uhr. Die
Registrierung für und der Ticketverkauf an Fachbesucher erfolgt
ausschließlich über den Online-Ticketshop, der auch während der gesamten
Laufzeit der Leipziger Buchmesse geöffnet ist. Registrierten Fachbesuchern
und Ausstellern bietet die Leipziger Buchmesse verschiedene Fachzentren für
den Branchenaustausch: Fachzentrum "Verlagslounge buchreport-Café" (Halle
3, C201), Fachzentrum "Buchhändlerlounge" (Halle 5, H600), Fachzentrum
"Übersetzerlounge" (Halle 4, B505/C504), Fachzentrum "Bildung" (Halle 2,
D312), Ausstellerrestaurant (Glashalle) und die Bloggerlounge (Halle 5,
D602).

Das komplette Fachprogramm der Buchbranche finden Sie online unter:

http://www.leipziger-buchmesse.de/Programm/Fachprogramm/

Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage.
Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle Themen und
Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur auch Neues aus
Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige Verbindung von Messe und
"Leipzig liest" - dem größten europäischen Lesefest - hat sich die
Buchmesse zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Im Verbund mit der
Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel
dazu findet die 24. Leipziger Antiquariatsmesse statt.




Leipziger Buchmesse im Internet:

http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet:

http://www.leipziger-messe.de

Die Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

https://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

Leipziger Messe GmbH

Abteilung: Kommunikation Messen

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

PF 10 07 20, 04007 Leipzig

Julia Lücke, Pressesprecherin

Telefon: +49 341 678-6555, Fax: +49 341 678-166555

E-Mail: j.luecke@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/021: Marbach - »Cottas Journalpoetik«, 22.-23.02.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Februar 2018

Donnerstag, 22. Februar, und Freitag, 23. Februar 2018

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Tagungsräume

TAGUNG

»Cottas Journalpoetik. Forschung und Erschließung zwischen
Globalgeschichte und digitaler Wende«



Johann Friedrich Cotta verlegte Goethe, Schiller und Heinrich Heine.
Seinen Ruf als Napoleon des deutschen Buchhandels verdankt er aber
auch seinen Zeitschriften, darunter "Das Ausland" und vor allem
das wirkungsmächtige "Morgenblatt für gebildete Stände". Die
Tagung stellt Cottas spezifische Journalpoetik und deren globale
Dimensionen in den Mittelpunkt.

Mit Dieter Burdorf, Fotis Jannidis, Sandra Richter, Jörg Robert u.a.

Programm: www.dla-marbach.de/forschung/tagungen/

Um Anmeldung wird gebeten: forschung@dla-marbach.de

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Februar 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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MELDUNG/267: Koalitionsgespräche - am Exportstopp für Rüstungsgüter an Jemen-Konfliktparteien festhalten


Amnesty International - Pressemitteilung vom 2. Februar 2018

Koalitionsgespräche: Amnesty appelliert an CDU, CSU und SPD, an dem
Exportstopp für Rüstungsgüter an Jemen-Konfliktparteien festzuhalten



Im Jemen spielt sich aktuell eine der weltweit schwersten humanitären
Krisen ab: Millionen Menschen sind auf der Flucht vor den Kämpfen, es kommt
wiederholt zu schweren Menschenrechtsverletzungen.

BERLIN, 02.02.2018 - In den Sondierungsgesprächen hatten sich CDU, CSU und
SPD darauf geeinigt, ab sofort keine Ausfuhren von Rüstungsgütern an Länder
zu genehmigen, solange diese am Konflikt im Jemen beteiligt sind. Dazu
äußert sich Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in
Deutschland:

"Die in den Sondierungsgesprächen für den Konflikt im Jemen vereinbarte
Linie darf nicht angetastet werden: Keine Lieferung von Waffen und anderen
Rüstungsgütern an die am Konflikt beteiligten Akteure, wenn diese im 
Jemen-Konflikt benutzt werden könnten."

"Amnesty International appelliert dringend an die beteiligten Parteien, an
diesem Entschluss festzuhalten: Die wiederholten Verletzungen des
humanitären Völkerrechts im Jemen-Konflikt, wie Angriffe auf Krankenhäuser
und Schulen, und die aktuelle humanitäre Krise gebieten ein Festhalten an
der getroffenen Vereinbarung."

Hintergrund:



Alle Konfliktparteien haben wiederholt schwere Menschenrechtsverletzungen
begangen, unter anderem willkürliche Festnahmen und Folter, Angriffe auf
Zivilisten und der Einsatz von geächteten Streubomben. In dem bewaffneten
Konflikt kam es wiederholt zu schweren Verstößen gegen das Völkerrecht. So
wurde im August 2016 ein Krankenhaus bombardiert, das von Ärzte ohne
Grenzen unterstützt wurde. Es war das vierte Mal innerhalb eines Jahres,
dass ein Krankenhaus gezielt angegriffen wurde.

Laut UNHCR sind derzeit etwa zwei Millionen Menschen innerhalb der
jemenitischen Landesgrenzen auf der Flucht vor den Kämpfen zwischen der von
Saudi-Arabien unterstützten Regierung von Präsident Abd Rabbo Mansour Hadi
und der bewaffneten Gruppe der Huthi. Fast 200.000 Menschen sind aus dem
Jemen geflohen. Der seit fast drei Jahren tobende Konflikt hat eine der
weltweit größten humanitären Krisen ausgelöst: Mehr als 22 Millionen
Menschen sind auf humanitäre Hilfe angewiesen, die aufgrund der Kämpfe kaum
ankommen kann. Vertreter der Vereinten Nationen warnen vor einer massiven
Hungersnot. Hundertausende leiden an Krankheiten wie der Cholera, die
medizinische Versorgung ist unzureichend.

Nach Angaben des Büros des UN-Hochkommissars für Menschenrechte sind bis
September 2017 insgesamt 5.144 Zivilisten ums Leben gekommen, darunter
1.184 Kinder. Nach Angaben der UN ist die von Saudi-Arabien geführte
Koalition für den Großteil dieser Opfer verantwortlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Februar 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ASIEN/752: Afghanistan - Ermittelt Strafgerichtshof zu Kriegsverbrechen?


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 2. Februar 2018

Internationaler Strafgerichtshof berät über Ermittlungen zu
Kriegsverbrechen in Afghanistan - Menschenrechtler fordern:
Straflosigkeit beenden!



Göttingen, den 2. Februar 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat mehr Anstrengungen zur Beendigung der Straflosigkeit für
schwerste Menschenrechtsverletzungen in Afghanistan gefordert. "Wir
begrüßen es sehr, dass der Internationale Strafgerichtshof in Kürze
über die Aufnahme von Ermittlungsverfahren in Afghanistan entscheiden
wird. Denn ohne ein Ende der Straflosigkeit für Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit wird es auch keine Stabilität in
dem Land geben und auch Flüchtlinge werden dorthin nicht dauerhaft
zurückkehren", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in
Göttingen. Ermittelt werden könnte sowohl gegen Warlords als auch
gegen Taliban sowie gegen den Islamischen Staat, offizielle
afghanische Sicherheitskräfte und ausländische Soldaten. Allein im
Jahr 2017 wurden in Afghanistan 156 Angriffe auf humanitäre Helfer
gezählt, die als Kriegsverbrechen anzusehen sind.

Am 20. November 2017 hatte die Chefanklägerin des Internationalen
Strafgerichtshofes (IStGH), Fatou Bensouda, offiziell die Einleitung
eines Ermittlungsverfahrens zu möglichen Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit beantragt. Am 31. Januar 2018
lief die Frist zur Einreichung möglicher Zeugenaussagen ab. Folter,
Entführungen, Terroranschläge und Massenhinrichtungen staatlicher und
nichtstaatlicher Akteure könnten untersucht werden.

"Mit Spannung erwarten wir das Ergebnis der Vorermittlungen des
IStGH. Sie könnten ein wichtiges Signal an alle Konfliktparteien in
Afghanistan aussenden, dass bei Verbrechen gegen die Menschlichkeit
die Zeit von Amnestien vorbei ist", sagte Delius. Das afghanische
Parlament hatte im Jahr 2007 ein umstrittenes Amnestiegesetz
verabschiedet. Auch hatten immer wieder führende Warlords wie General
Abdul Raschid Dostum, denen Folter und Massaker vorgeworfen werden,
Regierungsämter inne. Dostum wurde trotz massiver Proteste im Jahr
2014 zum Vizepräsidenten des Landes ernannt.

"Auf jeden Fall werden Ermittlungen schwierig werden", befürchtet
Delius, "denn es ist fraglich, ob Afghanistans Behörden zur
Zusammenarbeit bereit sein werden und ob es auch Verfahren gegen
US-Soldaten geben wird." Die USA sind dem IStGH nicht beigetreten und
verwahren sich gegen jeden Versuch, US-Soldaten zur Rechenschaft zu
ziehen. "Der Glaubwürdigkeit des IStGH würde es zumindest guttun,
wenn nicht nur in Afrika, sondern auch in Afghanistan Straflosigkeit
aktiv bekämpft würde", erklärte Delius. Dem IStGH wird von vielen
Regierungen in Afrika vorgeworfen, einseitig nur auf Konflikte in
afrikanischen Ländern fixiert zu sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / INITIATIVE





ATTAC/1881: Zivilgesellschaft an SPD - CETA nicht ratifizieren!


Netzwerk Gerechter Welthandel

Pressemitteilung vom 2. Februar 2018

 Offener Brief an die SPD-Parteispitze und die sozialdemokratischen
TeilnehmerInnen der Koalitionsverhandlungen: CETA nicht ratifizieren!



Das Netzwerk Gerechter Welthandel, dem unter anderem Attac, BUND,
Campact, der Deutsche Kulturrat, Greenpeace, Mehr Demokratie und
Naturfreunde angehören, fordert die SPD heute in einem Offenen Brief
dazu auf, das Handels- und Investitionsschutzabkommen der EU mit Kanada,
CETA, nicht zu ratifizieren - auch nicht in einer möglichen Großen
Koalition.

CETA ist bereits in Teilen vorläufig in Kraft getreten und muss nun von
den EU-Mitgliedstaaten ratifiziert werden. Entgegen der Darstellung im
Sondierungspapier von SPD, CDU und CSU gefährdet CETA weiterhin
öffentliche Dienstleistungen der Daseinsvorsorge und wird ausländischen
Investoren nach der vollständigen Ratifizierung ein eigenes,
privilegiertes Klagerecht gewähren. Auch Arbeitnehmerrechte sowie das
dem europäischen Umwelt- und Gesundheitsschutz zu Grunde liegende
Vorsorgeprinzip sind in CETA unzureichend geschützt.

Den Offenen Brief finden Sie im Anschluss sowie unter:

www.gerechter-welthandel.org/2018/02/02/offener-brief-spd

 * 

2. Februar 2018

 CETA nicht ratifizieren!



Offener Brief an die SPD-Parteispitze und die sozialdemokratischen
TeilnehmerInnen der Koalitionsverhandlungen

Sehr geehrte Damen und Herren,

anlässlich der aktuell stattfindenden Koalitionsverhandlungen der SPD
mit CDU/CSU bitten wir Sie darum, auch in einer möglichen Großen
Koalition das Handelsabkommen der EU mit Kanada, CETA, nicht zu
ratifizieren. In der SPD ist CETA sehr umstritten, viele
Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen haben sich in den vergangenen
Jahren an Protesten gegen das Abkommen beteiligt. Einige Landesverbände
der SPD haben sich gegen die Ratifizierung von CETA ausgesprochen; die
Berliner Landesregierung, an der die SPD beteiligt ist, hat angekündigt,
im Bundesrat gegen die Ratifizierung zu stimmen. Im Sondierungspapier,
das den Koalitionsverhandlungen zugrunde liegt, wird die
handelspolitische Ausrichtung einer möglichen Großen Koalition jedoch
wie folgt skizziert:

"Wir wollen freien und fairen Handel in der Welt. Protektionismus lehnen
wir ab und setzen vorrangig auf multilaterale Vereinbarungen. Im
europäisch-kanadischen Handelsabkommen CETA sind zukunftsweisende
Regelungen für den Schutz von Arbeitnehmerrechten, öffentlicher
Daseinsvorsorge und für einen fortschrittlichen Investitionsschutz
vereinbart worden."

Als Netzwerk Gerechter Welthandel - dem unter anderem Attac, BUND,
Campact, der Deutsche Kulturrat, Greenpeace, Mehr Demokratie und
Naturfreunde angehören - begrüßen wir das Bekenntnis zu einem fairen
Handel.

Deutlich widersprechen müssen wir jedoch den Aussagen zu den Inhalten
von CETA:

1. Der in CETA enthaltene Schutz von Arbeitnehmerrechten ist äußerst
schwach. Das dem europäischen Umwelt- und Gesundheitsschutz zu Grunde
liegende Vorsorgeprinzip ist ebenfalls nicht geschützt. Das Kapitel zu
Handel und Arbeit ist nicht mit einem funktionierenden Sanktions- und
Durchsetzungsmechanismus verbunden und ist von der allgemeinen
Streitschlichtung des Abkommens ausgeschlossen. Ein effektives Vorgehen
gegen Verstöße von Arbeitnehmerrechten ist damit nicht garantiert, was
die Einhaltung von Arbeitsstandards schwächt. Auch das europäische
Vorsorgeprinzip im Umwelt- und Gesundheitsschutz wird weder zur
Grundlage des Vertrags gemacht noch bezogen auf die EU ausreichend
geschützt, sondern durch Verweis auf WTO-Regeln verwässert. Im
Regierungsprogramm 2017 hat sich die SPD das Ziel gesetzt, "in allen
Handels-, Investitions- und Wirtschaftspartnerschaftsabkommen Regeln für
die verbindliche Einhaltung und Umsetzung menschenrechtlicher,
ökologischer, verbraucherpolitischer und sozialer Standards wie der
ILO-Kernarbeitsnormen mit konkreten Beschwerde-, Überprüfungs- und
Sanktionsmechanismen zu vereinbaren". Dieses Ziel wurde in CETA nicht
erreicht.

2. Die öffentliche Daseinsvorsorge ist in CETA nur unzureichend
geschützt. CETA verfolgt einen Negativlisten-Ansatz bei der
Dienstleistungsliberalisierung. Damit hängt der Umfang der
Liberalisierungsverpflichtungen von in den Annexen formulierten
Ausnahmen ab. Die komplizierte Struktur dieser Ausnahmen in den Annexen
führt zu einer hohen Rechtsunsicherheit, ob alle wichtigen,
schützenswerten Bereiche ausgenommen wurden. Auch zukünftige
Dienstleistungsarten können naturgemäß nicht auf einer Negativliste
vermerkt werden. Außerdem führt die so genannte "Sperrklinken-Klausel"
dazu, dass einmal vollzogene Liberalisierungsschritte nicht mehr
rückgängig gemacht werden können. Somit gefährdet CETA weiterhin
öffentliche Dienstleistungen der Daseinsvorsorge.

3. Nach der vollständigen Ratifizierung wird CETA ausländischen
Investoren weiterhin ein eigenes, privilegiertes Klagerecht außerhalb
des deutschen und europäischen Rechtssystems gewähren, das demokratische
Handlungsspielräume von Politik einschränkt. Investoren werden
weitgehende Rechte gewährt, die über den Eigentumsschutz des
Grundgesetzes hinausgehen - ohne dass diesen Rechten Pflichten, etwa zum
Schutz des Gemeinwohls, gegenübergestellt werden.

Aus all diesen Gründen weisen die in CETA enthaltenen Regelungen nicht
in eine bessere Zukunft, sondern in eine schlechtere. Hunderttausende
Menschen haben in den vergangenen Jahren gegen das Abkommen
demonstriert, über eine Million Menschen aus Deutschland hat die
selbstorganisierte Europäische Bürgerinitiative gegen TTIP und CETA
unterschrieben. Dennoch wird das umstrittene Abkommen seit September
2017 vorläufig angewendet. Um vollständig in Kraft zu treten, muss es
von allen EU-Mitgliedstaaten ratifiziert werden. Auf Antrag Belgiens
prüft der Europäische Gerichtshof (EuGH) derzeit, ob der
Investitionsschutz in CETA mit dem EU-Recht vereinbar ist. Dass eine
Ratifizierung nicht stattfindet, bevor der EuGH entschieden hat, halten
wir für eine demokratische Selbstverständlichkeit. Zudem bitten wir Sie
darum, den vorliegenden CETA-Entwurf angesichts des enthaltenen
weitreichenden und einseitigen Investitionsschutzes sowie der Gefahren
für Arbeitnehmerrechte und öffentliche Daseinsvorsorge nicht zu
ratifizieren - auch nicht in einer möglichen Großen Koalition mit CDU
und CSU.

Mit freundlichen Grüßen

Netzwerk Gerechter Welthandel

www.gerechter-welthandel.org

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/235: Verschärfte Abschreckung macht Atomwaffeneinsatz wahrscheinlicher (IPPNW/ICAN)


IPPNW/ICAN-Pressemitteilung vom 02.02.2018

Verschärfte Abschreckung macht Atomwaffeneinsatz wahrscheinlicher

Trump-Atomwaffendoktrin 2018: Friedensnobelpreisträger fordern von
Deutschland Abkehr von US-Abschreckung



Die mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichneten Organisationen ICAN und
IPPNW betrachten die neue US-Atomwaffendoktrin als Gefahr für den
Weltfrieden. Die Richtlinien der Trump-Administration sehen die Entwicklung
von kleineren und daher "besser nutzbaren" Atomwaffen vor, um die
Glaubwürdigkeit der Abschreckung gegenüber Russland zu steigern. Aus Sicht
von ICAN und IPPNW macht diese Verschärfung der Abschreckung den Einsatz
von Atomwaffen wahrscheinlicher.

"Auch ein sogenannter begrenzter Einsatz von Nuklearwaffen hätte
katastrophale humanitäre Auswirkungen inklusive Langzeitschäden für
Gesundheit und Umwelt. Jeder Einsatz von Atomwaffen würde mit höchster
Wahrscheinlichkeit zu einem Atomkrieg führen - mit verheerenden Folgen für
die Menschheit und den gesamten Planeten", erklärt Xanthe Hall,
IPPNW-Abrüstungsexpertin und Mitglied des Vorstandes von ICAN Deutschland.

"Wie beim Klimaabkommen ignorieren die USA auch in der Atomwaffenpolitik
den Rest der Welt. Ein Großteil der internationalen Staatengemeinschaft
wertet den Besitz und den Einsatz von Atomwaffen als Verstoß gegen
internationales Recht", sagt Sascha Hach, Vorstandsmitglied von ICAN
Deutschland. "Deutschland muss der US-Abschreckungspolitik den Rücken
kehren und die nukleare Teilhabe in der NATO beenden, bevor es zu spät
ist", schlussfolgert Hach. Denn die neue Trump-Doktrin widerspreche dem
Atomwaffensperrvertrag und gefährde die internationale Stabilität.

Für die Zukunft der nuklearen Abrüstung wird entscheidend sein, wie sich
die Verbündeten der Atomwaffenstaaten verhalten. ICAN und IPPNW sind
überzeugt, dass nur eine grundlegende Wende in der Atomwaffenpolitik und
eine Abkehr von der nuklearen Teilhabe die gegenwärtige Eskalation von
Aufrüstung und Drohungen stoppen kann. Voraussetzung dafür ist, dass sich
die Mitläufer der USA von deren nuklearer Abschreckung lösen. Deutschland
kann diese Wende herbeiführen und muss deshalb seine weltordnungspolitische
Verantwortung übernehmen. "Deutschland darf sich nicht durch die
Untätigkeit der Atomwaffenstaaten lähmen lassen, nur um Bündnistreue zu
zeigen. Die Bundesregierung muss das internationale Atomwaffenverbot
unterschreiben und die US-Atombomben aus Rheinland-Pfalz abziehen", sagt
Xanthe Hall.

Mit dem Nordkoreakonflikt und den neuen Spannungen zwischen der NATO und
Russland gerät die "Logik" der nuklearen Abschreckung ins Wanken. Trumps
Unberechenbarkeit erschüttert die nukleare Ordnung, wie führende Forscher
in der Sicherheitspolitik meinen. Darüber hinaus suggeriert eine erneute
Steigerung des Wertes von Atomwaffen, dass andere Staaten sie ebenfalls
bräuchten, um sich zu verteidigen. Eine weitere Verbreitung von Atomwaffen
und die Ausweitung der Arsenale ist zu befürchten. Die Internationale
Kampagne für die Abschaffung von Atomwaffen unterstützt ein
Atomwaffenverbot, um das Tabu des Atomwaffeneinsatzes zu stärken. Die
deutsche ICAN-Sektion fordert die Bundesregierung dewegen erneut auf, dem
von 122 Staaten am 7. Juli 2017 beschlossenen UN-Verbotsvertrag
beizutreten.

 * 

Quelle:

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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DISKUSSION/070: Hannover - Martin Luther King und die Bürgerrechtsbewegung in den USA, 6.2.2018


Pressemitteilung der VolkswagenStiftung

Öffentliche Veranstaltung am 6., 8. und 23. Februar

I have a dream: Forum blickt nach 55 Jahren zurück auf das Erbe von
Matin Luther King



"I have a dream" rief Martin Luther King 1963 in Washington den
250.000 Zuhörern zu; einen Traum von einer Gesellschaft ohne
Rassentrennung, von politischer und von ökonomischer Gleichbehandlung.
Offiziell ist die Sklaverei in den USA zwar seit 1865 abgeschafft,
doch die Segregation zwischen Schwarzen und Weißen bestand fort. Der
Widerstand, der sich seit den 1950er Jahren dagegen formierte, wurde
zu einer immer breiteren Bürgerrechtsbewegung. Die Welt jedoch nahm
erst richtig Notiz, als ein Boykott gegen die öffentlichen
Transportmittel dazu führte, dass die Rassendiskriminierung für
verfassungswidrig erklärt wurde. Martin Luther King erhielt 1964 den
Friedensnobelpreis, 2008 wurde Barack Obama der erste farbige
Präsident der USA. Doch die Debatten über Rassismus und die faktische
Benachteiligung der Afroamerikaner dauern an. Was ist aus Martin
Luther Kings Traum geworden?

Herrenhäuser Forum: "Martin Luther King und die

Bürgerrechtsbewegung in den USA"

Dienstag, 6. Februar 2018, 19 Uhr

Auditorium, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Hannover

Der Eintritt ist frei, die Kapazitäten sind begrenzt. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich, der Einlass beginnt um 18:15 Uhr.

PROGRAMM:

Lesung aus: Martin Luther King: "Ich bin auf dem Gipfel des Berges
gewesen" Günter Schaupp, Schauspieler, Hamburg

Kurzvorträge von

Prof. Dr. Andrea Strübind, Institut für Evangelische Theologie und
Religionspädagogik, Universität Oldenburg

Dr. Nicole Hirschfelder, Ass. Professor für amerikanische Kultur und
Literatur, Universität Tübingen

Diskussion mit den Vortragenden

Moderation durch Dr. Jana Weiß, Universität Münster

Weitere Informationen zu Veranstaltungen der VolkswagenStiftung finden
Sie unter http://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungskalender.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 01.02.2018

Hrsg.: VolkswagenStiftung

Kastanienallee 35, 30519 Hannover

Jens Rehländer, Leiter Kommunikation

Telefon: 0511 8381 380

E-Mail: rehlaender@volkswagenstiftung.de

Internet: http://www.volkswagenstiftung.de
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LESUNG/5954: Marbach - Arno Frank, »So, und jetzt kommst du«, 14.02.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Februar 2018

Mittwoch, 14. Februar 2018, 19.00 Uhr

Literaturmuseum der Moderne, Berthold-Leibinger-Auditorium

LESUNG UND GESPRÄCH

Arno Frank: »So, und jetzt kommst du«



Der eigene Vater ein Hochstapler - in seinem Debütroman erzählt
Arno Frank, freier Journalist für die 'taz', die 'Zeit',
'Fluter' und 'Spiegel Online', die Geschichte seiner Kindheit,
die ihn mit den krummen Geschäften seines Vaters quer durch Europa
führte.

Im Rahmen der Kulturakademie der Stiftung Kinderland

Baden-Württemberg.

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Februar 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TAGUNG/228: Frankfurt (Oder) - Freundschaften in der deutschsprachige Literaturgeschichte, 14.-16.02.


idw - Pressemitteilung: Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder)

Internationale Konferenz an der Viadrina über Freundschaften in der
deutschsprachige Literaturgeschichte



Welchen Stellenwert haben Freundschaften in den Werken von Hannah
Arendt, Karl May und Christa Wolf? Diese Frage untersuchen
Literaturwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler aus Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, der Schweiz und den USA von Donnerstag,
den 14. Februar, bis Samstag, den 16. Februar, an der
Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder).

Hannah Arendt, Karl May und Christa Wolf - Internationale Konferenz an
der Europa-Universität Viadrina über Freundschaften in der
deutschsprachigen Literaturgeschichte

Welchen Stellenwert haben Freundschaften in den Werken von Hannah
Arendt, Karl May und Christa Wolf? Diese Frage untersuchen
Literaturwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler aus Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, der Schweiz und den USA von Donnerstag,
den 14. Februar, bis Samstag, den 16. Februar, an der
Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder).

Im Rahmen der Konferenz "Über/In Freundschaft schreiben: Gelebte und
literarisch inszenierte Freundschaften in der deutschsprachigen
Literaturgeschichte" setzen sie sich mit dem Zusammenspiel von
gelebter Freundschaft und literarischem Schaffen seit dem frühen 19.
Jahrhundert auseinander. Sie befassen sich mit unterschiedlichen
Formen des Schreibens über Freundschaft, wie Romanen, Gedichten oder
Briefen. Interessierte sind herzlich eingeladen in den Senatssaal im
Viadrina-Hauptgebäude, Große Scharrnstraße 59, Raum 109.

Den Eröffnungsvortrag mit dem Titel "Apolitisch versus Welt erzeugend -
Hannah Arendt über Liebe und Freundschaft? hält am Donnerstag, dem 14.
Februar, 16.00 Uhr, Prof. Dr. Barbara Hahn (Vanderbilt University
Nashville, Freie Universität Berlin). Um 17.10 Uhr referiert Prof. Dr.
Andreas Kraß von der Humboldt Universität Berlin über "Karl May und
Winnetou. Männerfreundschaft als gelebte Fiktion". Die "asymmetrische
Freundschaft" von Christa Wolf (1929 - 2011) zu der Ärztin,
Sexualwissenschaftlerin und Schriftstellerin Charlotte Wolff (1897 -
1986) ist am Freitag, dem 16. Februar, 10.10 Uhr Thema des Vortrages
von Ira Fiona Sebekow (Universität Potsdam).

Die Konferenz wird organisiert von der Axel
Springer-Stiftungsprofessur für deutsch-jüdische Literatur und
Kulturgeschichte, Exil und Migration an der Europa-Universität
Viadrina in Kooperation mit der Ludwig-Maximilians-Universität
München.

Das Programm ist abrufbar unter: 

https://www.kuwi.europa-uni.de/de/lehrstuhl/lw/diaspora/_bilder_diaspora/_tempdokument/Flyer-Ueber_-In-Freundschaft-schreiben-_090118_.pdf

Weitere Informationen:

Europa-Universität Viadrina

Abteilung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel.: +49 (0)335 - 5534 4515

presse@europa-uni.de

www.europa-uni.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution39

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder), Michaela Grün, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8175: Und morgen, den 3. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.02.2018 bis zum 04.02.2018 +++






[image: Jean-Luc 8175 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Trüber noch

Jean-Lucs Tag,

Kälteloch,

Kissenschlag.
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GRENZEN/146: Nützliche Milizen (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 2. Februar 2018

german-foreign-policy.com

Nützliche Milizen



BERLIN/KHARTUM - Die EU profitiert bei Maßnahmen zur Flüchtlingsabwehr
in Ostafrika vom Einsatz sudanesischer Milizen, mit deren mörderischen
Aktivitäten sie vor Jahren die Unterstützung einer Klage gegen den
sudanesischen Präsidenten vor dem Internationalen Strafgerichtshof
begründete. Dabei handelt es sich um die einstige Janjaweed-Miliz, die
schwerster Verbrechen im Bürgerkrieg in Darfur beschuldigt wurde und heute
als Rapid Support Forces an der sudanesischen Grenze Jagd auf Flüchtlinge
macht. Beihilfe bei der "Aufnahme" festgenommener Flüchtlinge will laut
Berichten die deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ)
leisten. Die EU stellt sogar dreistellige Millionensummen für die
Flüchtlingsabwehr im Sudan zur Verfügung - obwohl die sudanesischen
Repressionsapparate für ihren brutalen Umgang mit Migranten berüchtigt
sind. Die Kooperation bei der Flüchtlingsabwehr ist eingebunden in eine
allgemeine Wiederannäherung zwischen den westlichen Mächten und Khartum,
die unter anderem geheimdienstliche Zusammenarbeit umfasst.

Der Khartum-Prozess



Grundlage der aktuellen Kooperation zwischen Berlin, Brüssel und Khartum
bei der Abwehr von Flüchtlingen ist der "Khartum-Prozess", der im November
2014 auf einer Ministerkonferenz in Rom gestartet wurde - unter dem
offiziellen Titel "EU-Horn of Africa Migration Route Initiative". Das
Großprojekt zielt darauf ab, unerwünschte Migration aus Ostafrika in
Richtung Mittelmeer zu beenden und damit die Zahl der Flüchtlinge, die nach
Europa gelangen, signifikant zu verringern. Beteiligt sind alle Mitglieder
der EU, Norwegen und die Schweiz sowie auf afrikanischer Seite elf Staaten
von Tunesien bis Kenia [1]. Der Khartum-Prozess wird von einem Steering
Committee gelenkt, dem fünf Staaten der EU - darunter Deutschland -, fünf
Staaten Afrikas - darunter Sudan - sowie die EU-Kommission, der Europäische
Auswärtige Dienst und die Kommission der Afrikanischen Union (AU)
angehören.[2] Den - wechselnden - Vorsitz hat derzeit Äthiopien inne;
folgen wird ihm Italien.

Sudans Kehrtwende



Dass die EU Khartum in den Khartum-Prozess nicht nur eingebunden, sondern
das Vorhaben sogar nach ihm benannt hat, wirkt auf den ersten Blick
überraschend: Schließlich hatten die westlichen Mächte, darunter Berlin und
die EU, noch vor wenigen Jahren versucht, den von aufständischen Milizen
bedrohten sudanesischen Präsidenten Omar al Bashir zu stürzen. Im Jahr 2009
hatte - auf Drängen auch der Bundesrepublik - der Internationale
Strafgerichtshof einen Haftbefehl gegen Al Bashir wegen mutmaßlicher
Kriegsverbrechen erwirkt, den inzwischen freilich eine wachsende Zahl an
Ländern boykottiert.[3] Allerdings hat der Sudan schon vor dem Start des
Khartum-Prozesses eine politische Kehrtwende eingeleitet - eine klare
Wiederannäherung an den Westen; inzwischen beteiligt er sich an der Seite
Saudi-Arabiens am Krieg im Jemen und stellt sich der EU sowie den USA bei
der Realisierung von deren Interessen in Ostafrika zur Verfügung. Den
Vereinigten Staaten liefert sein Geheimdienst NISS (National Intelligence
and Security Service) Informationen über jihadistisch
e Strukturen in Ostafrika und im Sahel; dazu hat die CIA im September 2016
einen Kooperationsvertrag mit ihm geschlossen.[4] Der Bundesrepublik sowie
der EU wiederum stellt sich der Sudan als Partner bei der Abwehr von
Flüchtlingen zur Verfügung - im Khartum-Prozess.

Gewalt gegen Flüchtlinge



Dem steht nicht entgegen, dass der Sudan für seinen brutalen Umgang mit
Flüchtlingen berüchtigt ist. Aktuellen Berichten zufolge greifen die
sudanesischen Repressionsapparate monatlich hunderte nicht registrierte
Flüchtlinge auf und stellen sie in Khartum vor Gericht; alle, die eine
Strafe von 360 US-Dollar nicht bezahlen können, werden in ihre Heimatländer
abgeschoben, auch wenn ihnen dort Verfolgung und Folter drohen.[5] Zuweilen
werden sogar registrierte Flüchtlinge deportiert. Migranten, die an der
sudanesischen Grenze aufgegriffen wurden, berichten, bei ihrem Transport in
sudanesische Flüchtlingslager sei keinerlei Rücksicht auf sie genommen
worden; Dutzende seien auf der mehrtägigen Reise verdurstet, verhungert
oder an Krankheiten gestorben. Auch in dem Lager, in das sie gebracht
worden seien, seien mehrere zu Tode gekommen, weil die medizinische
Versorgung völlig unzureichend gewesen sei.[6] Gewalt gegen Flüchtlinge ist
allgemein verbreitet; dies schließt sexuelle Gewalt gegen Frauen durch
Angehörige der Repressionsapparate ein.

Motorräder für den Geheimdienst



Von der EU hat Sudan bislang mehr als 200 Millionen US-Dollar zur
Flüchtlingsabwehr erhalten. Offiziell heißt es in Brüssel, die Mittel
dienten dazu, Flüchtlinge zu schützen und ihre Lebensbedingungen zu
verbessern. Laut einer Untersuchung von Oxfam trifft dies so nicht zu.[7]
Demnach wurden von den 400 Millionen Euro, die Brüssel insgesamt im
Zusammenhang mit dem Khartum-Prozess für das "Migrationsmanagement"
bereitstellte, lediglich drei Prozent für Schutzmaßnahmen verwendet; vier
Prozent wurden für PR-Maßnahmen gegen Migration genutzt, 13 Prozent zur
Feststellung der Identität von Flüchtlingen, 25 Prozent für politische
Reformen zur verstärkten Abschiebung, 55 Prozent zur Förderung
unmittelbarer Migrationskontrolle. Die EU-Maßnahmen im Sudan umfassen nicht
zuletzt Ausrüstung und Training der Grenzpolizei. Offiziell behauptet
Brüssel, keinerlei direkte Unterstützung für die sudanesischen
Repressionsapparate zu leisten. Tatsächlich tun dies jedoch diverse
Mittlerorganisationen, die die EU mit der praktischen Umsetzung ihrer
Vorhaben beauftragt - Organisationen wie die International Organization for
Migration (IOM) oder der UNHCR. Der UNHCR etwa hat unlängst gegenüber der
unabhängigen Nachrichtenplattform IRIN eingeräumt, in der unweit der
sudanesisch-eritreischen Grenze gelegenen Großstadt Kassala den
sudanesischen Geheimdienst NISS mit Motorrädern ausgestattet zu haben.[8]
Der NISS ist dafür berüchtigt, Oppositionelle und Menschenrechtler
willkürlich zu verhaften und sie zu foltern. Die Tatsache, dass
Organisationen wie der UNHCR für Brüssel die Schmutzarbeit übernehmen, ist
auch hinsichtlich der Flüchtlingsabwehr in Libyen sowie in Niger
aufschlussreich, wo IOM und UNHCR im Namen der EU umfassend tätig sind.[9]

Die GIZ im Sudan



Scharfe Kritik richtet sich aktuell gegen die staatliche deutsche
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ), die seit geraumer
Zeit ein "Polizeiprogramm Afrika" durchführt - auch in Sudan [10] - und nun
zudem ein Projekt namens Better Migration Management (BMM) koordiniert.
Laut einem Bericht von IRIN will die GIZ im Rahmen des BMM in der
nordsudanesischen Stadt Dongola ein "Zentrum" aufbauen, das Hilfestellung
bei der "Aufnahme" von Flüchtlingen leisten soll, die an der Grenze
aufgegriffen wurden. Bei BMM gehe es nur darum, "Flüchtlinge zu schützen",
äußerte der deutsche Projektleiter Martin Weiß gegenüber IRIN. Auf die
Frage, wie im Kontext von BMM Menschenrechtsverletzungen unterbunden werden
sollten, erhielt IRIN von einem EU-Vertreter die Antwort, man sei nicht der
Auffassung, dass im Sudan "ein großes Risiko" staatlicher Übergriffe gegen
Migranten bestehe. Die EU entsende regelmäßig Kontrollpersonal in den
Sudan. IRIN weist darauf hin, dass solche Besuche ihrerseits "von der
Regierung und den Sicherheitsbehörden intensiv kontrolliert werden" - etwa
durch Polizisten und Geheimdienstler, die sämtliche Gespräche
mitprotokollierten.[11]

Nur umbenannt



Bei ihren Maßnahmen zur Flüchtlingsabwehr in Ostafrika profitieren Berlin
und Brüssel vom Einsatz der Rapid Support Forces (RSF), einer Miliz, die
seit dem Beginn des Khartum-Prozesses die sudanesischen Grenzen
kontrolliert. Die RSF sind im Jahr 2013 durch Umbenennung aus der Janjaweed-
Miliz hervorgegangen, die für ihr mörderisches Vorgehen im Bürgerkrieg in
Darfur berüchtigt ist; mit ihren dortigen Verbrechen begründeten Berlin und
die EU vor mehreren Jahren ihre Unterstützung für die Anklage gegen Sudans
Präsidenten Al Bashir vor dem Internationalen Strafgerichtshof. Die RSF
operieren noch heute brutal - jetzt allerdings gegen Flüchtlinge. Im
September berichteten sie, sie hätten in erbitterten Kämpfen 28
Menschenschmugglergetötet. Zur Zahl der Flüchtlinge, die dabei womöglich
ebenfalls ums Leben gekommen sind, gaben sie keine Äußerung ab.[12] Mit
Strafmaßnahmen der EU haben sie - anders als im Bürgerkrieg in Darfur -
bislang nicht zu rechnen.


Anmerkungen:



[1] Dem Khartum-Prozess gehören auf afrikanischer Seite acht Staaten
Ostafrikas (Sudan, Äthiopien, Eritrea, Dschibuti, Somalia, Südsudan,
Uganda, Kenia) sowie die drei für die Abwehr von Migration aus Ostafrika
wichtigen Mittelmeeranrainer Ägypten, Libyen und Tunesien an.

[2] Die Mitglieder des Steering Committee sind auf europäischer Seite
Deutschland, Frankreich, Italien, Großbritannien und die Niederlande, auf
afrikanischer Seite Ägypten, Sudan, Südsudan, Äthiopien und Eritrea.

[3] S. dazu Instrument westlicher Machtpolitik.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/4245/

[4] Annette Weber: Sudan: Vom Schurkenstaat zum Partner. swp-berlin.org
10.07.2017.

[5], [6] Caitlin L. Chandler: Inside the EU's flawed $200 million migration
deal with Sudan. irinnews.org 30.01.2018.

[7] An Emergency for Whom? Oxfam Briefing Note. November 2017.

[8] Caitlin L. Chandler: Inside the EU's flawed $200 million migration deal
with Sudan. irinnews.org 30.01.2018.

[9] S. dazu Europäische Werte (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/5906/

und Ab in die Wüste.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7464/

[10] S. dazu Polizeiprogramm Afrika.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6801/

[11] Caitlin L. Chandler: Inside the EU's flawed $200 million migration
deal with Sudan. irinnews.org 30.01.2018.

[12] Hiba Morgan: Sudan's RSF unit accused of abuses against migrants.
aljazeera.com 17.11.2017.

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com
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FESTE/476: Mönchengladbach - Multikulti und verrückt - Kinderkarnevalsfest am 9.2.


Stadt Mönchengladbach

Multikulti und verrückt: Kinderkarnevalsfest in der Mehrzweckhalle
Eicken



Zum 17. Mal richtet die Stadt Mönchengladbach gemeinsam mit dem
Integrationsrat in der Mehrzweckhalle Eicken, Eickener Straße 165 in
der jecken Jahreszeit ein Kinderkarnevalsfest aus. Gefeiert wird
diesmal am Freitag, 9. Februar, um 15.00 Uhr. Dann treffen rheinischer
Karneval und internationaler Tanz aufeinander, um Kindern bis zum 12.
Lebensjahr aus der ganzen Stadt viel Spaß zu bereiten. Der Eintritt
ist frei.

Dörte Schall und Axel Tillmanns führen als Moderatorenteam durch das
dreistündige Programm - und das ganz im Sinne des diesjährigen
Karnevalsmottos "Immer zu zweit Halt Pohl und All Rheydt".

Auf der Bühne tanzen die KG Uehllöeker Neuwerk, die Kindergarde des
Oberbürgermeisters, die KG Alles onger ne Hoot, die Las Bailerinas des
Jugendclubhauses Westend, die Crazy Kids der Kindersportschule MG und
die 1. Garde MG-Speick. Auch Thomas Wimmer und die Mandolinis sind
wieder mit dabei. Die Kinder können aktiv auf der Bühne um kleine
Preise spielen und zum Schluss werden gegen 18 Uhr die originellsten
Kostüme prämiert. Für einen Imbiss und Getränke zu kleinen Preisen ist
gesorgt.

Für das Fest engagieren sich der Fachbereich Kinder, Jugend und
Familie und hier insbe-sondere das Jugendclubhaus Westend, HOME sowie
das Familienbüro. Als verlässliche Partner sind der Interkulturelle
Familienverband MG, der Förderverein Zukunft für Deutschlands Kinder,
die Volksbank MG und die vier Bezirksvorsteher wieder mit dabei. In
diesem Jahr unterstützt Bezirksvorsteher Herbert Pauls, indem der
Bezirk Nord einen Teil der Kosten für den guten Sound übernimmt. Der
Integrationsrat mit Yilmaz Karaca an der Spitze, die Geschäftsstelle
mit Michaela Morschhoven und die Integrationsbeauftragte Marion
Blinten helfen mit, damit strahlende Gesichter zu sehen sind und gute
Stimmung aufkommt.

OB Hans Wilhelm Reiners, Bundestagsabgeordnete Gülistan Yüksel sowie
die Landtagsabgeordneten Hans-Willi Körfges sowie Andreas Terhaag
haben ihre Teilnahme bereits zugesagt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Januar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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HÖRFUNK/430: Deutschlandfunk Kultur - "Läuft bei dir, Frau Holle!" von Anna Böhm, 4.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Läuft bei dir, Frau Holle!

Von Anna Böhm

Deutschlandfunk Kultur 2017/48'40

(Ursendung)

Kakadu. Hörspieltag

Sonntag, 4. Februar 2018, 8.05 - 9.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Pepe ist eine ehrgeizige Journalistin - leider hat ihre Zeitung
bislang nur zwei Leser, nämlich Mama und Opa. Als sie auf YouTube ein
rätselhaftes Video entdeckt, sieht sie ihre Chance zu einer
Knaller-Enthüllungsstory. Dafür muss sie allerdings in den Brunnen von
Frau Holle springen. Und wer ist einmal wieder vor ihr da? Ihre große
Schwester Golda, die ein YouTube-Star ist und auch zu Frau Holle will.
Ein Wettbewerb um die aufregendste Story des Jahres entbrennt, bei der
auch Brote und Äpfel ein Wörtchen mitzureden haben. Der Hahn will ein
Smartphone und der Gärtner hat eins. Und wo ist eigentlich Frau Holle?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KONZERT/298: Theater Bremen - Familienkonzert mit Moni, der Möwe und ihrem Freund Wolle, 11.02. 


Theater Bremen

"Verliebt, verlobt, verheiratet - Ab in die Flatterwochen"

- Letztes Familienkonzert mit Moni, der Möwe 

- Mit den Bremer Philharmonikern und dem Jugendsinfonieorchester Bremen-Mitte 

- Sonntag, 11. Februar im Theater am Goetheplatz



Die Liebe ist seit Jahrhunderten das Thema Nummer eins in der Musik
und inspiriert Sänger*innen und Komponist*innen seit jeher zu
Minneliedern, Romanzen, Opern, Orchesterstücken und vielen weiteren
Versuchen, das Gefühl musikalisch zu fassen. Aber wie klingt die Liebe
denn nun? Eher nach schnell getrommeltem Herzschlag oder nach
romantisch-zarten Streichertönen?

Dieser Frage gehen Moni und Wolle im zweiten Familienkonzert dieser
Spielzeit nach und begeben sich gemeinsam mit den Bremer
Philharmonikern und dem Jugendsinfonieorchester Bremen-Mitte auf eine
letzte musikalische Expedition. Ob Moni sich bei dieser Reise verliebt
und sich mit seiner Möwin des Herzens in die Flatterwochen
verabschiedet, wird noch nicht verraten - es wird aber das letzte
Familienkonzert mit Moni, der Möwe und ihrem Freund Wolle sein.
Alexander Swoboda und Wolfgang von Borries werden bei diesem
Abschiedskonzert von der Sopranistin Marysol Schalit unterstützt, die
musikalische Leitung liegt bei Martin Lentz, dem Leiter des
Jugendsinfonieorchesters Bremen-Mitte.

Premiere am Sonntag, 11. Februar um 11 Uhr im Theater am Goetheplatz

Musikalische Leitung: Martin Lentz

Szenische Einrichtung: Caroline Blanck

Bühne und Kostüme: Christina Hoenicke

Dramaturgie: Isabelle Becker

Mit: Wolfgang von Borries, Marysol Schalit, Alexander Swoboda, Hanna
Siegler, Jenna Blume

Es spielen die Bremer Philharmoniker und das Jugendsinfonieorchester
Bremen-Mitte.

Weitere Termine unter www.theaterbremen.de

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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KREATIV/129: Herten - Zeichnen wie die Großen - Die Zeichenwerkstatt am 24.2.2018


Zeichnen wie die Großen - Die Zeichenwerkstatt



In diesem Workshop erlernen Kinder und Jugendliche im Alter von 10 bis
14 Jahren die Grundlagen des realistischen Zeichnens. In der
Zeichenwerkstatt am Samstag, 24. Februar, von 11 bis 16 Uhr, machen
sich die Teilnehmenden zunächst mit den unterschiedlichen Härtegraden
von Bleistiften vertraut. Danach zeichnen sie wie die großen
Meisterinnen und Meister der Kunstgeschichte das erstes Stillleben.
Äpfel, Birnen oder andere Objekte mit runder Oberfläche werden
beleuchtet, damit man Licht und Schatten erkennen und zeichnen kann.
Die Malerin und Floristikmeisterin Monika Knoop-Tausch leitet die
Kinder und Jugendlichen an und hilft ihnen bei der Umsetzung der
Zeichnungen. Material und Erfrischungen sind im Preis inbegriffen, die
Teilnehmenden sollten allerdings Verpflegung für den Tag mitbringen.

Ort: Kunsthof Westerholt, Am Bungert 19, 45701 Herten

Crea-Nummer: 1128

Kosten: 25 Euro

Vorverkaufsstellen

CreativWerkstatt Jugendkunstschule Herten, Ernst-Reuter-Platz 10-20,
45699 Herten

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten

Preise

Kinder 5 Euro, Erwachsene 7 Euro

Informationen und Anmeldung

Interessierte können sich bei der CreativWerkstatt Jugendkunstschule
Herten unter der Telefonnummer (0 23 66) 307 805 informieren und
anmelden. Weitere Informationen gibt es auch unter
www.creativwerkstatt-herten.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Januar 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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MUSEUM/772: Bielefeld - "Mit der Taschenlampe durchs Museum" vom 9.-23.2.2018


Stadt Bielefeld

Mit der Taschenlampe durchs Museum



Bielefeld (bi). Für Familien mit Kindern von fünf bis zwölf Jahren
bietet das Historische Museum im Februar Taschenlampenführungen an.
Mit Eltern oder Großeltern erleben Kinder dabei im dunklen Museum eine
Zeitreise in die Vergangenheit im Licht ihrer Taschenlampen. Folgende
Termine sind geplant: Freitag, 9. Februar, Samstag, 10. Februar,
Freitag, 16. Februar, Samstag, 17. Februar, und Freitag, 23. Februar.
Die Veranstaltungen beginnen jeweils um 19 Uhr, am 17. Februar um
19.30 Uhr. Der Eintritt beträgt sechs Euro für Kinder und vier Euro
für Erwachsene. Anmeldung unter Telefon (0521) 51 36 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Januar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUFBAU/524: Disziplinierung statt Sicherheit


aufbau Nr. 91, Januar/Februar 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Disziplinierung statt Sicherheit



KAMERAS. Die Stadt im 21. Jahrhundert ist der zentrale Ballungsraum
von Macht. Ein Mittel zur Kontrolle und Herrschaftssicherung dieses
Raumes ist die zunehmende Videoüberwachung.

(agkkz) Im Jahr 2008 haben erstmals in der Geschichte der
Menschheit mehr Menschen in Städten als auf dem Land gewohnt.
Prognosen besagen, dass dieser Anteil weiter steigen wird - so geht
die Uno davon aus, dass im Jahr 2050 zwei von drei Menschen weltweit
in Städten leben werden.

In der Schweiz zeigt sich das Phänomen "Urbanisierung" in anderen
Dimensionen als im internationalen Vergleich. In Zürich, mit Abstand
der grössten Stadt der Schweiz, leben gerade mal 415'000
EinwohnerInnen, knapp mehr als 4% der Bevölkerung von Tokyo. Dennoch
ist unbestritten, dass Zürich sowohl für die Schweiz, wie auch
international von Bedeutung ist. Wichtiger als die Grösse sind dafür
andere Standortfaktoren, mit denen sich Zürich gegen nationale und
internationale Konkurrenz durchzusetzen probiert. Der Finanzplatz ist
ein Beispiel eines solchen Standortfaktors, der Zürich für gewisse
Anspruchsgruppen attraktiv macht. Weitere Beispiele von
Standortfaktoren sind Infrastruktur, aber auch Bildungsinstitutionen
oder Sicherheit und Ordnung im öffentlichen Raum. Auf diesen Faktor
möchten wir hier genauer eingehen.

Selektive Sicherheit - aber für wen?

Städte sind keine konstanten Gebilde. Verschiedenste Faktoren tragen
dazu bei, dass sich Stadtteile oder auch die Stadt als Ganzes ständig
verändern. Einzelpersonen und Firmen können die Entwicklung eines
Quartiers beeinflussen, Immobilien werden aufgekauft und renoviert,
der Mietzins steigt. Dadurch zieht ein Quartier andere Personengruppen
an als zuvor. Indem Einzelpersonen ihren Profit steigern, verändern
sie also auch den Charakter eines Quartiers.

Auf einer strategischen Ebene nimmt auch die Politik wesentlichen
Einfluss auf die Stadtentwicklung. Ein Faktor, den die Politik
beeinflussen kann ist Sicherheit und Ordnung im öffentlichen Raum
- dies durch verschiedene Methoden. Polizei oder andere
Repressionsorgane können einzelne Strassenzüge vermehrt
patrouillieren, unerwünschte Personengruppen können häufiger
kontrolliert und weggewiesen werden. Dazu wurde 2006 extra ein
Wegweisungsartikel im kantonalen Polizeigesetz von Zürich eingeführt.

Ein weiteres Mittel ist die Überwachung des öffentlichen Raums durch
Kameras. Private LiegenschaftenbesitzerInnen oder der Staat können
damit direkt in das Leben der Personen eingreifen, die sich in diesen
Häusern oder in diesem Raum aufhalten. Die Gründe für Videoüberwachung
sind sehr unterschiedlich, je nach Ort und Art der Kamera (siehe
Kasten 1). Oftmals geschieht dissuasive Videoüberwachung mit dem
Hinweis, so die Sicherheit der Personen zu gewährleisten, die sich
dort aufhalten. Während dies in Einzelfällen wohl auch tatsächlich der
Grund ist, warum ein Ort überwacht wird, geht es in der Regel doch
viel mehr um die Disziplinierung der Gesellschaft und den Schutz
bürgerlicher Werte als um den Schutz der Gesundheit von
Einzelpersonen. Warum sonst würden Gebiete überdurchschnittlich stark
überwacht, welche von besonderer Bedeutung für Staat und Kapital sind?
Weil solche als Sicherheitsmassnahmen bezeichnete Überwachung eben
auch ein Standortfaktor ist. So nimmt die Anzahl Kameras in der
Zürcher Innenstadt viel schneller zu als in den Aussenquartieren.
Auffällig ist auch die Uberwachung von Pausenplätzen. Offensichtlich
geht es hier nicht um die Aufklärung von Znünibrot-Diebstählen. Kinder
sollen auch in der Pause diszipliniert werden, die Kamera schaut zu,
also besser "kei Seich" machen in der Pause. Dagegen hilft am besten
schon früh zu üben, welche Gegenmassnahmen getroffen werden können.
Eine Möglichkeit hierfür wird im Kasten 2 vorgestellt.


Weitere Infos:

 Texte und Broschüren zur Stadtaufwertung gibt es unter

 www.aufbau.org oder im Aufbau-Vertrieb.



Kasten 1: Überwachungsformen

Die dissuasive Videoüberwachung bezweckt die Verhinderung von
Gefährdungen und Störungen der herrschenden Ordnung durch
Abschreckung. Sie erfolgt in aller Regel permanent und nach aussen hin
erkennbar. Für die dissuasive Überwachung werden üblicherweise
Videotechnologien eingesetzt, welche die Bildsignale aufzeichnen und
eine Identifikation von aufgenommenen Einzelpersonen
ermöglichen.

Die observative Videoüberwachung bezweckt einerseits die
Gewährleistung von Abläufen und Zuständen gegen technische Störungen
(z.B. zur Steuerung von Verkehrs- und Personenströmen). Anderseits
dient sie der allgemeinen Fahndung nach Fahrzeugen (z.B. automatische
Erkennung von PKW Nummernschildern) und Menschen (in Berlin läuft der
Versuch zur automatischen Gesichtserkennung). Zur observativen
Überwachung gelangen in der Regel Videotechnologien zum Einsatz,
welche die Bilder abgleichen und bei Bedarf automatisch Alarm
auslösen.

Die invasive Videoüberwachung hat die gezielte Beschattung eines
bestimmten inneren Feindes ("Störer") zum Ziel. Zur Erfüllung dieses
Überwachungszwecks können bestimmte Orte (Hauseingänge etc.) überwacht
werden. Die invasive Videoüberwachung erfolgt im Gegensatz zur
dissuasiven Überwachung nicht permanent und offen, sondern
vorübergehend und verdeckt.


Kasten 2: Karten

Um der Überwachung Widerstand leisten zu können, müssen zuerst die Art
und die Orte der Überwachung bekannt sein. Zu diesem Zweck gibt es
verschiedene Möglichkeiten und Projekte. Exemplarisch wird hier das
Projekt Surveillance under Surveillance (SuS) vorgestellt.

Dieses ist unter folgendem Link zu finden:
https://kamba4.crux.uberspace.de/ Kurz erklärt: Auf Open Street Map
(OSM) basierend, ist SuS ein zusätzlicher Filter mit den Kameras und
deren Details. Kameratyp, Überwachungsradius etc. können also separat
eingezeichnet werden. Die Einträge entstehen aber nicht automatisch,
sondern können von jeder beliebigen Person auf OSM erstellt werden.
Dem Vorteil, dass sich alle kollektiv an diesem Projekt beteiligen
können, steht der Nachteil gegenüber, dass die Informationen für
konkrete Anlässe geprüft werden sollten.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Bern (rab),
Revolutionärer Aufbau Winterthur (raw), Gruppe politischer Widerstand
Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa
Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa Zürich (agafz), Arbeitsgruppe
Klassenkampf Basel (agkkbs), Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich
(agkkz), Arbeitskreis AbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis
Frauenkampf (akfk), Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk),
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GLEICHHEIT/6559: Berlin - Almosen für Arme, Millionen für Innere Sicherheit


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Berlin: Almosen für Arme - Millionen für Innere Sicherheit

Von Carola Kleinert

2. Februar 2018



Der kürzlich veröffentlichte Oxfam-Bericht [1] offenbarte die tiefe Kluft
zwischen Arm und Reich in Deutschland. Danach besitzen 36 Individuen ebenso
viel Vermögen wie die gesamte ärmere Hälfte der Bevölkerung, zwei Drittel
des Reichtums befinden sich in Händen der obersten zehn Prozent der
Gesellschaft. Die soziale Ungleichheit ist so groß wie vor hundert Jahren.

Besonders dramatisch entwickelt sich die Lage in der Hauptstadt Berlin, in
der seit Anfang 2017 eine rot-rot-grüne Koalition von SPD, Linkspartei und
Grünen regiert. Das Versprechen eines "sozialen Politikwechsels" hat sich
längst als Märchen entpuppt.

Anlässlich einer "1. Berliner Strategiekonferenz zur Wohnungslosenhilfe",
die Sozialsenatorin Elke Breitenbach (Die Linke) am 10. Januar einberufen
hatte, wurde bekannt, dass sich die Zahl der Wohnungslosen in Berlin von
2015 bis Ende 2017 mehr als verdreifacht hat - von 15.000 auf 50.000. Hinzu
kommen geschätzte 12.000 Menschen, die auf der Straße leben, darunter
Frauen, ganze Familien, alte Menschen und viele Flüchtlinge.

Die anhaltende Immobilienspekulation und Mietpreisexplosion in Berlin haben
dazu geführt, dass es für die Bevölkerung kaum noch bezahlbare Wohnungen
gibt. Der Wohnungsmarkt sei "völlig ausgebombt", konstatierte Robert
Veltmann von der Caritas. "Das vorhandene Hilfesystem zur Vermeidung von
Wohnungslosigkeit wurde davon völlig überfahren."

Niclas Beiersdorf vom Verein Berliner Obdachlosenhilfe e. V. erläuterte,
dass die meisten Wohnungslosen in Kriseneinrichtungen, Not- und
Gemeinschaftsunterkünften, Übergangsheimen, Hostels oder vorübergehend in
vom Amt zugewiesenen Wohnungen untergebracht sind. Allein 27.300
Geflüchtete wohnten im Juli 2017 in 104 Massenunterkünften, das heißt
Heimen oder Hallen mit durchschnittlich über 260 Menschen.

Für die Menschen, die völlig auf der Straße leben, gibt es in diesem Winter
nur 1100 Kältehilfe-Plätze. Bis zum Winter 2018/19 sollen sie lediglich auf
1500 aufgestockt werden. Rund 9000 Schlafsäcke verteilt die
Sozialeinrichtung "Bahnhofsmission am Zoologischen Garten".

Eine Forderung bei der "Strategiekonferenz", an der Vertreter von
Wohlfahrtsverbänden und Hilfsorganisationen teilnahmen, dass der Senat 5000
weitere Schlafsäcke zur Verfügung stellen und bezahlen solle, lehnte
Sozialsenatorin Breitenbach ab und erklärte: "Ich finde es richtig, wenn
das weiter auf Spendenbasis passiert."

Viele Obdachlose, darunter osteuropäische Arbeiter, die für Niedriglohnjobs
nach Berlin kommen und keine Chancen auf eine Wohnung haben, haben im
letzten Herbst in den Parks Zeltlager errichtet. Doch Senat und Bezirke
ließen die Zelte mit Polizeigewalt räumen [2].

Kritik daran wies Breitenbach auf der Konferenz entschieden zurück: "Wenn
die Obdachlosen auf der Bank liegen, werden sie nicht vertrieben. Aber
Übernachtungen im Zelt sind verboten."

Besonders schwierig ist die Situation für Geflüchtete. Selbst wenn ihr
Asylantrag anerkannt wird und sie nach sechs Monaten einen gesetzlichen
Anspruch auf die Zuweisung einer Wohnung haben, müssen sie oft in
menschenunwürdigen Notunterkünften ausharren.

Vereine wie Moabit hilft und Mitarbeiter aus Sammelunterkünften
prangern an, dass Bezirksämter Flüchtlinge abweisen, weil sie ihre
Obdachlosigkeit angeblich selbst verschuldet hätten. Im Bezirksamt
Tempelhof sei einem Asylbewerber die Unterbringung mit der Begründung
verweigert worden, dass "der Mann ja zurückziehen [könne] in die Stadt, wo
er zuvor untergebracht war".

In Berlin-Mitte wurde einem jungen Palästinenser eine Wohnungszuweisung
verweigert und auch ein Beschluss des Verwaltungsgerichts ignoriert, obwohl
er mit Zustimmung der Ausländerbehörde Thüringens nach Berlin gekommen war,
um hier eine Ausbildung zu beginnen. Erst als sein Anwalt die Festsetzung
eines Zwangsgelds gegen das Bezirksamt beantragte, habe das Amt
nachgegeben, so der Flüchtlingsrat Berlin.

Der verantwortliche Stadtrat für Soziales in Berlin-Mitte, Ephraim Gothe
(SPD), beschuldigte Flüchtlinge, sie würden ihre Obdachlosigkeit
"freiwillig" herbeiführen, indem sie Hausverbote provozieren -
beispielsweise durch unerlaubtes Rauchen oder Kochen. Damit würden sie die
"Verwaltung unter Zugzwang setzen".

Dabei sei das Fertigessen "auf Dauer unerträglich", verteidigt Georg
Classen, Sprecher des Flüchtlingsrats Berlin, die Betroffenen. Und die
Wohnsituation in den Heimen - große Beengtheit, Lautstärke, schlechte
hygienische Bedingungen, fehlende Privatsphäre und Perspektive - stellt
einen erheblichen Stressfaktor dar, betont Christiane Beckmann von
Moabit hilft.

"Menschen, die sich hilfesuchend mit der Bitte um Unterbringung an die
Behörde wenden, sind niemals freiwillig obdachlos", sagt Classen. Er
geißelt das "Konstrukt" der freiwilligen Obdachlosigkeit als
"ungeheuerlichen Skandal". Der grüne Stadtbezirksbürgermeister Stephan von
Dassel verteidigte jedoch das Vorgehen des Bezirksamts. Es sei
verständlich, dass es bei bis zu 400 Vorsprachen pro Woche auch mal zu
"unangemessenem Verhalten von Beschäftigten des Bezirksamtes gegenüber den
Hilfesuchenden" kommen könne.

Auf der "Strategiekonferenz" bemühte sich die Sozialsenatorin, die Kritiker
zu besänftigen. Sie stellte höheren Finanzhilfen für Armutsbekämpfung und
Wohnungslosigkeit in Aussicht.

Nach bisherigen Berichten sollen aus dem Rekordjahresüberschuss in Höhe von
2,16 Milliarden Euro rund 22,5 Millionen Euro in die Armutsbekämpfung
fließen und die Finanzhilfen für Wohnungslose um 4 Millionen pro Jahr
erhöht werden. Neben vierhundert neuen Kälteplätzen im Winter und
verlängerten Öffnungszeiten in der Anlaufstelle am Bahnhof Zoo sollen auch
mehr Sozialarbeiter eingestellt sowie Beratungsangebote und
Unterstützungsleistungen aufgestockt werden.

Angesichts der steigenden Wohnungslosenzahlen sind diese Maßnahmen nichts
als ein Tropfen auf dem heißen Stein. Sie sollen nur den wachsenden Unmut
in der Bevölkerung und bei den Helfern dämpfen.

Zum Vergleich: Für die Innere Sicherheit will der Senat rund 100 Millionen
Euro mehr ausgeben, wie der Pressesprecher der Senatsinnenverwaltung,
Martin Pallgen, der WSWS am Donnerstag mitteilte - also viermal so viel wie
für die Armutsbekämpfung.

Allein für die Berliner Gefängnisse, in denen immer mehr Arme und
Wohnungslose landen, erhöht der Senat seine Ausgaben um 12 Millionen Euro,
berichtete die Berliner Zeitung am Donnerstag.

Besonders zynisch ist der Plan von Linken-Senatorin Breitenbach, Obdachlose
nun gemeinsam mit Flüchtlingen in Containerdörfern unterzubringen. Diesen
Winter hatte sie bereits rund hundert Obdachlose zusammen mit
hundertfünfzig Flüchtlingen im Hangar 4 am Tempelhofer Flughafen
unterbringen lassen. Gleichzeitig will sie die Obdachlosen im kommenden
Jahr zählen und registrieren lassen.

Die Linke, die die menschenunwürdige Unterbringung in den Flugzeughallen
des ehemaligen Tempelhofer Flughafens lautstark kritisiert hatte, als sie
noch in der Opposition war, macht nun ihre wirkliche Haltung gegenüber den
Ärmsten der Gesellschaft deutlich.

Das Problem der Armut soll nicht gelöst, sondern nur verwaltet werden. Die
Armut wird aus dem Stadtbild verbannt, aber nicht bekämpft. Darin ist sie
sich mit allen Parteien einig. Stattdessen beeilen sich SPD, Linkspartei
und Grüne, Polizei und Sicherheitsapparat aufzurüsten, um Widerstand
unterdrücken zu können.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/01/26/oxde-j26.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2017/11/11/berl-n11.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1721: Ägäis - Eine humanitäre Katastrophe mit Ansage


graswurzelrevolution 425, Januar 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Ägäis: Eine humanitäre Katastrophe mit Ansage

von Judith und Karl Kopp (Europaabteilung von PRO ASYL)



Noch immer feiert die EU den unsäglichen Flüchtlingsdeal mit der
Türkei als Erfolg. Was aber am Deal vor allem "funktioniert". ist die
Produktion von Leid und Elend auf den griechischen Inseln.


Nach rund 21 Monaten EU-Türkei Deal (1) prägen dramatische
Bilder von den griechischen Inseln die öffentliche Debatte. Zelte im
Morast, unzumutbare hygienische Bedingungen in den Hotspots, Berichte
von Suiziden, psychischen und physischen Erkrankungen: Der
Wintereinbruch auf den Ägäis-Inseln setzt die dort ausharrenden über
15.000 Schutzsuchenden der Lebensgefahr aus - selbst der griechische
Migrationsminister Ioannis Mouzalas (2) stellte am 7. Dezember 2017
fest, man könne Todesfälle nicht ausschließen.

Seit Monaten appellieren Flüchtlinge, Menschenrechtsorganisationen und
Aktivist*innen, die Schutzsuchenden auf das griechische Festland zu
verbringen - raus aus den Freiluftgefängnissen in der Ägäis. Jedoch:
Nur wer als besonders schutzbedürftig anerkannt wird, darf die Inseln
verlassen. Wenn der politische Druck zu groß wurde, ließen die
griechischen Behörden eine Anzahl Menschen mit der Fähre (3)
übersetzen. Alle anderen sitzen fest.

Vize-Kommissionspräsident Frans Timmermans (4) hatte Ende Oktober 2017
bei einem Kurzbesuch in Athen erneut davor gewarnt, Schutzsuchende von
den Inseln auf griechisches Festland zu transferieren.

Dies würde eine falsche Botschaft aussenden und zu einer neuen Welle
von Ankünften führen. Trotz der Einwände Timmermans nahm die
griechische Regierung Anfang November Transfers vor - 3.000
Schutzsuchende konnten die Hotspots in Richtung Kreta und Festland
verlassen. 5.000 weitere Überstellungen wurden Ende November in
Aussicht gestellt.

Indessen heißt es in einer Meldung von AFP,(5) dass während eines
Besuchs des türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan in Athen am 7.
Dezember eine Einigung erzielt worden sei, "Abschiebungen, auch von
syrischen Flüchtlingen, vom Festland zu akzeptieren und nicht nur von
den ägäischen Inseln". Keine offizielle Bestätigung von Seiten der
Regierung ist dazu bisher erfolgt.

Abschreckung: Mission accomplished

Insgesamt haben die EU-Hotspots auf Lesbos, Samos, Chios, auf Kos und
Leros eine Aufnahmekapazität von rund 6.800 Plätzen, viele sind bis
auf das Doppelte überbelegt. Und tatsächlich nahmen die Überfahrten
(6) nach Unterzeichnung des EU-Türkei-Deals am 18. März 2016 rapide
ab: erreichten im Februar 2016 noch 57.000 Schutzsuchende die
griechischen Inseln, waren es im Mai 2916 nur noch rund 1.700. Das
Erfolgsrezept bestand aus einer Kombination verschärfter Kontrollen
entlang der türkischen Küste und des großangelegten Experiments auf
den Ägäis-Inseln. Erst in den Herbstmonaten 2017 wurden die
Architekten des Deals in Brüssel, Berlin und anderswo nervöser, weil
die Ankunftszahlen im September und Oktober auf rund 4.890 bzw. 4.100
anstiegen. Im gesamten Jahr 2017 erreichten 28.205 Bootsflüchtlinge
die griechischen Inseln (Stand:" 10.12.2017).(7)

Nicht die Sorge um die maßlos überfüllten Hotspots und den bewusst
konservierten humanitären Notstand brachte Unruhe in die
selbstgefälligen Einschätzungen zum Deal. Wirklich beunruhigend schien
nur die Frage, ob die Türkei den aus europäischer Sicht zentralen Part
des Deals - Ankünfte von Bootsflüchtlingen verhindern - auch künftig
einhalten würde.

Rechtsstreit um (Un)Zulässigkeitsverfahren

Missmut herrscht in EU-Kreisen weiterhin über die aus ihrer Sicht zu
geringen Abschiebungszahlen in die Türkei. Denn bisher wurden alle
Abschiebungen, die auf Grundlage des Zulässigkeitsverfahrens
durchgeführt werden sollten, durch rechtliche Interventionen
verhindert. In dem vorgeschalteten Zulässigkeitsverfahren können
Asylanträge für unzulässig erklärt werden, wenn die Türkei als
"sicherer Drittstaat" eingestuft wird - eine materielle Prüfung der
Asylgründe wird in diesem Fall nicht vorgenommen. Anwältinnen von
Refugee Support Aegean (RSA), dem Implementing Partner von PRO ASYL in
Griechenland, und andere Menschenrechtsorganisationen verhinderten
durch zahlreiche Klageverfahren, dass die Türkei in den vertretenen
Fällen als "sicherer Drittstaat" eingestuft wurde.

1.360 Abschiebungen (8) in die Türkei fanden seit Inkrafttreten des
Deals im Zeitraum von April 2016 bis Oktober 2017 statt - keine davon
auf Grundlage des sogenannten Zulässigkeitsverfahrens. Die meisten
wurden vollzogen, weil die Betroffenen keinen Asylantrag gestellt,
ihren Antrag zurückgezogen hatten und in 445 Fällen,(9) weil ihr
Asylantrag negativ entschieden wurde. Unter den Abgeschobenen bzw.
freiwillig Überstellten waren auch 216 syrische Schutzsuchende.
Hoffnungslosigkeit und die dramatischen Bedingungen auf den
griechischen Inseln hatten Schutzsuchende zur Aufgabe und zur
Einwilligung in die Überstellung gedrängt.

Im flüchtlingspolitischen Labor Ägäis werden auch Sonderverfahren
erprobt: Flüchtlingsgruppen mit einer durchschnittlichen
Anerkennungsquote von unter 25% durchlaufen auf Lesbos kein
Zulässigkeitsverfahren - dies betrifft Staatsangehörige aus Pakistan,
Bangladesch, Ägypten, Tunesien, Algerien und Marokko.(10) Diese
Gruppen erhalten lediglich Zugang zu einem "Asylschnellverfahren"
unter Haftbedingungen.

Priorität: Mehr Abschiebungen in die Türkei

Nur eine größere Zahl an Abschiebungen in die Türkei könne die
humanitäre Krise auf den griechischen Inseln beenden, so die Analyse
der European Stability Initiative (ESI) (11) - dem Think Tank, der den
EU-Türkei-Deal weitgehend entworfen hatte. Die rechtlichen Hürden um
auf Grundlage des Unzulässigkeitsverfahrens in ausreichender Zahl
Schutzsuchende in die Türkei abzuschieben, gelte es abzubauen. Auch
die EU-Kommission (12) drängt auf höhere Abschiebezahlen und zügigere
(negative) Entscheidungen durch die Beschwerdekomitees in
Griechenland.

Medienberichten,(13) dass am 12. Dezember auf einem Treffen des
griechischen Premierministers Alexis Tsipras, Migrationsminister
Mouzalas und einigen weiteren hochrangigen Beamten entschieden wurde,
die Instanzen in den griechischen Asylverfahren zu reduzieren mit dem
Ziel, Abschiebungen in die Türkei zu forcieren.

Außerdem müssten die Haftkapazitäten insbesondere auf Samos und Chios
erhöht werden. Das Gerichtsurteil des Obersten Verwaltungsgerichts in
Griechenland (Council of State) (14) vom 22. September 2017 kam den
Architekten des Deals entgegen: In zwei Fällen wurde die Türkei für
syrische Schutzsuchende als "sicherer Drittstaat" qualifiziert -
entgegen zahlreichen Dokumentationen von Menschenrechtsverletzungen
gegen Flüchtlinge in der Türkei (15) und Berichten zur systematischen
Inhaftierung von Abgeschobenen.(16)

Last Exit: Straßburg

Dennoch finden bislang noch keine Abschiebungen von syrischen
Flüchtlingen (auf Grundlage des Zulässigkeitsverfahrens) in die Türkei
statt - das Verwaltungsgericht zweiter Instanz in Piräus kündigte an,
die Anhörungen der Fälle syrischer Kläger zu vertagen. Wenn der
Rechtsweg in Griechenland ausgeschöpft ist, kann Klage beim
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte eingereicht werden um zu
verhindern, dass die rechtswidrigen Abschiebungen in die Türkei
tatsächlich durchgeführt werden. Die Anwältinnen von Refugee Support
Aegean (RSA) in Kooperation mit PRO ASYL bereiten weitere Klagen
derzeit vor. Unsere Anwältinnen vertreten auch den ersten Fall, der
vor dem Menschenrechtsgerichthof in Straßburg anhängig ist. Der Fall
"J.B. v. Griechenland" betrifft einen armenischen Syrer. Dies ist der
erste Fall vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, der
die Abschiebung von J.B. in die Türkei im Rahmen des EU-Türkei-Deals
auf Grundlage des Konzept des sicheren Drittstaates anficht. Dieser
Fall wird vorrangig entschieden und wurde der griechischen Regierung
am 18. Mai 2017 mitgeteilt.

Monitoring in der Türkei?

ESI befürchtet, dass der Menschenrechtsgerichthof in Straßburg
durchaus Einwände gegen die Abschiebungen haben und beispielsweise
individuelle Garantieerklärungen und Absicherungen von den türkischen
Behörden verlangen könnte, ähnlich wie im Fall Tarakhel versus Schweiz
(17) Der Think Tank fordert ein Monitoring bei Abschiebungen in die
Türkei und eine "Ombudsperson für den EU-Türkei-Deal".

Ein wohlfeiler Vorschlag, in einer Situation, in der türkische
Menschenrechtsorganisation nur noch sehr eingeschränkt arbeiten
können, massiv unter Beobachtung stehen und beispielsweise einer der
wichtigsten Asylanwälte in der Türkei, Taner Kilic, seit Monaten
rechtswidrig inhaftiert ist.

Wieso die Türkei nicht als "sicherer Drittstaat" angesehen werden
kann, zeigt sich beispielsweise am fehlenden Zugang zu effektivem
Schutz für die dorthin Abgeschobenen. Der Zugang für internationale
Organisationen, NGOs, Anwält*innen und Researcher zu den 1.360 in die
Türkei Abgeschobenen ist bis heute äußerst erschwert bzw. unmöglich.
Seit dem gescheiterten Putschversuch in der Türkei im Juli 2016 hat
sich darüber hinaus die Situation für Menschenrechtsaktivist*innen
massiv verschlechtert - die Gefährdungslage erschwert mittlerweile
auch die Arbeit im Bereich Flüchtlingsschutz. Ein tatsächliches
Monitoring, wie die aus Griechenland abgeschobenen in der Türkei
behandelt werden, wie sich konkret ihr Zugang zu Rechten und Schutz
darstellt, ist de-facto nicht unmöglich.

Was passiert mit den Abgeschobenen?

Dennoch wurden in verschiedenen Berichten (unter anderem
Ulusoy/Battjes 2017, Alpes et al. 2017) (18) wichtige Informationen
über die Situation der in die Türkei Abgeschobenen zusammengetragen -
über die Inhaftierung und den de facto fehlenden Zugang zu einem
Asylverfahren. Außerdem bieten weder der temporäre Schutzstatus für
syrische Flüchtlinge und der sogenannte "conditional refugee status"
(bedingter Flüchtlingsstatus) (19) für nicht-syrische Flüchtlinge
Schutzberechtigten eine langfristige Aufenthaltsperspektive in der
Türkei - zu einem Schutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention haben
beide Gruppen keinen Zugang: nach wie vor hält die türkische Regierung
am geographischen Vorbehalt fest, der nur Flüchtlingen aus Europa
Schutz nach der GFK gewährt. Auch bezogen auf die Abschiebungen aus
Griechenland durchlaufen syrische und nicht-syrische Schutzsuchende
unterschiedliche Verfahren.

Die Berichte zeigen: nicht-syrische Schutzsuchende werden nach ihrer
Abschiebung in die Türkei inhaftiert und haben nur unter
außergewöhnlichen Umständen (mit Unterstützung von Anwält*innen
und/oder Menschenrechtsorganisationen) die Möglichkeit aus den
Haftzentren Schutzgesuche zu stellen. Von 1.144 abgeschobenen
nicht-syrischen Flüchtlingen wurden über 700 von der Türkei aus in
ihre Herkunftsländer abgeschoben - viele von ihnen wurden
eingeschüchtert und haben ihrer "freiwilligen" Ausreise
zugestimmt.(20)

Auch die 216 aus Griechenland überstellten syrischen Flüchtlinge
wurden in das de-facto Haftzentrum Düzici verbracht, wo sie ohne
rechtliche Grundlage mehrere Wochen festgehalten wurden, bis zur
Zuerkennung des temporären Schutzstatus.

Diese Form von "Schutz" für syrische Flüchtlinge bedeutet: der Status
kann jederzeit widerrufen werden, eine Arbeitserlaubnis ist in der
Praxis (nach wie vor kaum erreichbar, die Unterbringungssituation ist
weiterhin prekär bis katastrophal.

Recht statt Deal!

Angesichts der unerträglichen humanitären Situation auf den
griechischen Inseln, fehlender Schutzperspektiven in der Türkei und
einer immer aggressiver vorangetriebenen europäischen Politik des
Outsourcings jeglicher Verantwortung für den Schutz von Geflüchteten,
muss der Protest gegen den EU-Türkei-Deal weitergehen.

Tatsächlich könnte der Menschenrechtsgerichtshof den Verantwortlichen
in der EU einen Strich durch die Rechnung machen und den von
Abschiebung bedrohten zu ihrem Recht verhelfen.

Jetzt gilt: Das Elend und das Leid der Flüchtlinge auf den Inseln in
der Ägäis - im Namen Europas bewusst herbeigeführt - muss sofort
beendet werden. Bevor es erneut zu Toten kommt, muss endlich die
Weiterreise für alle Geflüchteten auf das griechische Festland
ermöglicht werde. Die Zeit drängt!

Eine wirkliche europäische Lösung muss aber, nach einer der
menschenwürdigen Unterbringung auf dem Festland, die zügige Öffnung
legaler Ausreisemöglichkeiten für Schutzsuchende aus Griechenland nach
Europa beinhalten. Ganz zentral: Den über 5000 dort Gestrandeten (21)
muss endlich ihr Recht auf Familienzusammenführung gewährt werden.


Anmerkungen:

(1) www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2016/03/18/eu-turkey-statement/

(2) www.spiegel.de/politik/ausland/fluechtlinge-in-griechenland-ich-kann-todesopfer-nicht-ausschliessen-a-1181673.html

(3) www.unhcr.org/news/briefing/2017/9/59b24a377/unhcr-urges-action-ease-conditions-greek-islands.html

(4) www.ekathimerini.com/222769/article/ekathimerini/news/greek-islanders-are-heroes-says-commission-vp

(5) http://asylo.gov.gr/en/wp-content/uploads/2017/12/Dashboard-November.png

(6) http://data2.unhcr.org/en/situations/mediterranean/location/5179

(7) ebd.

(8) https://data2.unhcr.org/en/documents/download/60306

(9) ebd.

(10) https://www.ecre.org/interview-asylum-procedure-based-on-nationality-rather-than-on-merit-the-situation-of-pakistani-asylum-applicants-under-the-eu-turkey-deal/

(11) www.esiweb.org/pdf/ESI%20core%20facts%20-%20Greece%20Refugees%20Asylum%20-%2027%20Nov%202017.pdf

(12) http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-4484_de.htm

(13) www.real.gr/DefaultArthro.aspx?page=arthro&id=650478&catID=1

(14) https://www.proasyl.de/news/nach-dem-urteil-des-hoechsten-griechischen-gerichts-zum-tuerkei-deal-last-exil-strassburg/

(15) https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/EUR4438252016ENGLISH.pdf

(16) https://rechten.vu.nl/en/Images/UlusoyBattjes_Migration_law_Series_No_15_tcm248861076.pdf

(17) https://hudoc.echr.coe.int/fre#{%22itemid%22:[%22001-147608%22]}

(18) http://cadmus.eui.eu/handle/1814/49005

(19) www.goc.gov.tr/files/files/eng_minikanun_5_son.pdf

(20) http://cadmus.eui.eu/handle/1814/49005

(21) https://www.afp.com/en/products/webmobile
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2215: Interview mit Binali Demir - "Eine Fusion bedeutet immer Ärger"


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1 · Januar 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Eine Fusion bedeutet immer Ärger"

Binali Demir informiert über den Stand der Verhandlungen zwischen
ThyssenKrupp und Tata sowie über den Widerstand der Beschäftigten

Ein SoZ-Interview mit Binali Demir



Seit eineinhalb Jahren berichten die Medien über Fusionspläne
zwischen dem europäischen Teil des indischen Stahlkonzerns Tata und
und dem deutschen Thyssen-Konzern. Beide wollen ihre Stahlsparte zu
einem neuen europäischen Stahlkonzern verschmelzen. Der Konzernsitz
soll in die Niederlande verlegt werden.

Seit eineinhalb Jahren ringen die Beschäftigten um Informationen.
Die IG Metall hat dem Thyssen-Konzern ein Ultimatum gesetzt. Noch vor
Weihnachten wollen Gewerkschaft und Belegschaft Informationen über
Details der Fusion und die Auswirkungen auf die Beschäftigten der
deutschen Standorte.

Die schwarz-gelbe Landesregierung in NRW bewertet die geplante
Fusion der Stahlsparte erwartungsgemäß positiv. Damit könne "ein
Optimum an Arbeitsplätzen gesichert werden", äußerte sich
NRW-Wirtschaftsminister Andreas Pinkwart (FDP). Ähnlich äußerte sich
Ministerpräsident Armin Laschet (CDU): Die Fusion solle ja gerade
gewährleisten, "dass Duisburg Stahlstandort bleibt", sagte Laschet dem
WDR. 

Was davon zu halten ist, darüber sprach die SoZ mit Binali Demir.
Demir ist Mitglied des Betriebsrats im Thyssen-Werk
Duisburg-Hamborn.


SoZ: Die IG Metall hat das Jahr 2016 zum Schicksalsjahr
der Stahlbranche erklärt. Weltweit folgt in der Regel auf Krisen eine
Welle der Fusionen, wie sieht es bei ThyssenKrupp aus?

Binali Demir: Ich weiß nicht, was als Krise bezeichnet wird.
Wir haben im Geschäftsjahr 2015/2016 über 370 Millionen EBIT, das ist
das Ergebnis vor Steuern und Zinsen, erreicht, aktuell sind es 547
Millionen. Also kann man im Stahlbereich immer noch genug Geld
verdienen. Offiziell hat ThyssenKrupp zwar Verluste gemacht, das liegt
aber an der gescheiterten Expansion in die USA und nach Brasilien. Die
haben ThyssenKrupp unter dem Strich rund 8 Mrd. Euro Verluste
eingebracht.

SoZ: Aber Beschäftigte und Unternehmer der Stahlbranche haben
gemeinsam in Brüssel demonstriert, um auf die Krisensituation der
Branche aufmerksam zu machen - mit Erfolg. Danach wurden Einfuhrzölle
auf Stahlimporte eingeführt.

Binali Demir: Ja, das ist richtig. Auf einen Teil der
Stahlsorten wurden Einfuhrzölle erhoben. Daraufhin verringerten sich
die Stahlimporte aus China in die EU. In dieser Zeit fanden die
Fusionsgespräche mit dem indischen Konzern Tata statt. Während
Beschäftigte und Unternehmer gemeinsam gegen die Billigimporte
auftraten, verhandelte ThyssenKrupp heimlich mit Tata Steel, ohne die
Belegschaft darüber rechtzeitig und umfassend zu informieren. Wir
mussten erst Druck aufbauen, Proteste und außerordentliche
Belegschaftsversammlungen organisieren, damit uns der Vorstand
wenigstens teilweise über den Stand der Verhandlungen informierte.

Mittlerweile stellt das Unternehmen Flugblätter her und lässt sie vor
den Betrieben verteilen - sie spielen jetzt selbst Betriebsrat und
Gewerkschaft. Sie führen auch Werksgespräche durch. Sie kämpfen um die
Köpfe der Beschäftigten, um sie zu beeinflussen und zu manipulieren.
Sie wollen den Widerstand der Beschäftigten gegen die Fusion brechen.

SoZ: Wie ist der Stand der Gespräche zwischen TKS und Tata?

Binali Demir: Stand ist, dass TKS und Tata im September eine
Absichtserklärung - ein Memorandum of Understanding - für ein Joint
Venture der europäischen Stahlaktivitäten unterschrieben haben. Darin
vereinbaren sie die Offenlegung der Bücher und die Bewertung der
jeweiligen Anlagen. Zum 1.1.2018 soll es dann richtig losgehen. Ziel
ist, bis Ende 2018 zu prüfen, ob eine Fusion sinnvoll ist. Dann muss
noch kartellrechtlich geprüft werden, ob dadurch eine Monopolstellung
entsteht oder nicht. Würde das Verfahren im Sinne der Fusion
entschieden, müsste noch der Aufsichtsrat mehrheitlich zustimmen.

SoZ: Wie schätzt ihr das Abstimmungsverhalten im Aufsichtsrat
ein?

Binali Demir: Unsere Befürchtung ist, dass der Aufsichtsrat
zustimmt. Wir haben ja auf Konzernebene keine Montanmitbestimmung,
sondern das 76er Modell mit dem doppelten Stimmrecht für den
Aufsichtsratsvorsitzenden, in diesem Fall Herrn Lehner. Er hat sich
bereits dazu bekannt, dass er den Zusammenschluss unterstützt.

SoZ: Mit der Absichtserklärung wurde auch bekannt, dass
jährlich 600 Mio. Euro eingespart werden sollen. Welche Auswirkungen
wird das auf die Beschäftigten haben?

Binali Demir: Allein durch den Zusammenschluss, glauben sie,
können sie über einen Synergieeffekt den Abbau von zweimal 2000
Beschäftigten, erreichen und damit die Personalkosten um 400-600 Mio.
Euro verringern. Mittlerweile treiben sie die Fusion durch das Bilden
von Arbeitsgruppen und Untergruppen mit fachkundigen Direktoren und
Ingenieuren voran, die in die verschiedenen Werke nach Großbritannien
und in die Niederlande gehen.

Zeitgleich kommen ähnliche Arbeitsgruppen von Tata wiederum zu uns. So
tauschen sich Thyssen und Tata aus und informieren sich über die
jeweiligen Anlagen und Abläufe. Bis 2020 - bis dahin wird es keine
betriebsbedingten Kündigungen geben - sollen die Produktionsnetzwerke
optimiert werden. Das heißt im Klartext, dass bis dahin klar sein
soll, welche Anlage weiterbetrieben und welche Anlage geschlossen
werden kann, welche Anlage Kostenvorteile bringt, welche Anlage bei
Tata besser läuft, welche bei Thyssen. Alles, was parallel läuft und
wo das gleiche Produkt hergestellt wird, kann geschlossen werden.
Diese Arbeitsgruppen, diese Auserwählten, sollen also herausfinden,
welche Produktionsstätten geschlossen werden können.

Hinzu kommt, dass es noch einen Zusatzvertrag gibt, der erst auf
Drängen der Gewerkschaft und der Arbeitnehmervertretung im
Aufsichtsrat preisgegeben wurde. Der Vertrag legt fest, dass 2,5 Mio.
Tonnen Stahl aus Indien geliefert werden sollen, also von dem
indischen Tata-Konzern an den europäischen.

SoZ: Duisburg ist der größte Stahlstandort von Thyssen. Welche
Werke sind noch betroffen? Im November habt ihr in Andernach
demonstriert, warum nicht vor der Konzernzentrale?

Binali Demir: Das wurde von der IG Metall so organisiert. Wir
würden auch zur Villa Hügel ziehen oder zum Hauptsitz nach Essen.
Geplant ist, dass vor jedem Standort eine Protestaktion stattfindet.
Wir haben mit dem Hüttenwerk in Duisburg angefangen, danach waren wir
in Bochum und in Andernach. Bei TKS hier in Hamborn haben wir sowieso
mehrere Aktionen gemacht. Es waren solidarische Aktionen der
Beschäftigten von den sieben Thyssen-Standorten.

Zu diesen sieben Thyssen-Standorten mit etwa 18.500 Beschäftigten
kommen noch andere Firmenstandorte, wie etwa Thyssen M&S hinzu.
Insgesamt sind 27.000 Beschäftigte betroffen, von Tata 21.000. Die
neugegründete Firma soll also 48.000 Beschäftigte an 34 Standorten
haben. Unsere Befürchtung ist, dass nicht alle Standorte erhalten
bleiben. In Andernach wird z.B. Weißblech hergestellt. Das weltweit
führende Unternehmen ist jedoch Tata in den Niederlanden. Wir
befürchten, dass der Standort in Andernach den kürzeren ziehen wird.

SoZ: Bestehen zwischen den Betriebsräten und Vertrauensleuten
in den jeweiligen Standorten Kontakte und Arbeitszusammenhänge,
insbesondere zu den niederländischen Kolleginnen und Kollegen?

Binali Demir: Unser Betrieb ist gewerkschaftlich gut
organisiert. Für die sieben Standorte gibt es einen Gesamtbetriebsrat.
Das funktioniert wunderbar. Auch die Vertrauenskörperleitungen der
Standorte treffen sich regelmäßig jede Woche einmal und beraten sich.
Mittlerweile gibt es auch einen Auftrag an den IG-Metall-Bezirksleiter
Heiko Rees, die internationalen Verbindungen zu den britischen und
niederländischen Beschäftigten herzustellen. So könnte auch gemeinsam
eine internationale Aktion, z. B. in Amsterdam, organisiert werden.
Von den niederländischen Kollegen wissen wir, dass sie auch gegen eine
Fusion sind.

SoZ: Ihr habt große Demonstrationen, Kundgebungen und
Mahnwachen organisiert. Hat das die Geschäftsführung beeindruckt, gibt
es erste Erfolge?

Binali Demir: So sang- und klanglos, wie sich das der
Vorstandsvorsitzende Heinrich Hiesinger vorgestellt hat, läuft es
nicht. Er vermeidet jegliche öffentliche Diskussion, weil er einen
Imageverlust fürchtet. Die öffentlichen Aktivitäten haben zumindest
verhindert, dass die Fusion schnell vorangetrieben wird. Also,
abstimmen und übers Kniebrechen läuft nicht mehr. Die Aktion in
Andernach war erfolgreich. Der Vorstand hat nachgegeben, und wir
konnten zwei unabhängige Wirtschaftsprüfer bestellen.

Einer soll erst mal prüfen, ob das neu gegründete Unternehmen
finanziell auf eigenen Füßen stehen kann. Der andere untersucht, ob
die Pensionsrückstellungen der britischen Niederlassungen von Tata
tatsächlich - wie von Unternehmensseite behauptet - nicht als
finanzieller Ballast auf das neue Unternehmen drücken. Darüber haben
wir bisher keinen Einblick und können das nicht einschätzen. Es geht
dabei um Pensionsrückstellungen in Höhe von 3,6 Mrd. Euro. Dazu gibt
es jetzt einen Experten, der das untersucht.

Das nächste Druckmittel ist eine Umfrage der IG Metall an allen
Stahlstandorten des Thyssen-Konzerns, bei der die Belegschaft über
eine Fusion abstimmen soll. Wir sind sicher, dass 99 Prozent der
Belegschaft in Hamborn, bis auf die leitenden Angestellten, gegen eine
Fusion sind. Mittlerweile sind fast alle fusionsgeschädigt. Es gibt
Kolleginnen und Kollegen aus Witten, aus Hattingen, aus Oberhausen,
aus Dortmund, aus Bochum und aus Krefeld. Es gibt Schichten, die aus
allen Betrieben zusammengewürfelt sind. Sie haben mittlerweile alle
die Faxen dicke. Sie wissen, eine Fusion bedeutet immer Ärger,
Benachteiligung, Personalabbau. Das will keiner. Wir sind uns also
sicher, dass wir durch die Abstimmung mehr Druck aufbauen können.

 * 
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FILM/025: Wrights "Dunkelste Stunde" ist nicht die erhellendste der Kinogeschichte (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 4 vom 26. Januar 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Aufgewärmtes Heldenepos

Wrights "Dunkelste Stunde" ist nicht die erhellendste der Kinogeschichte

von Klaus Wagener



Der Held ist alt, stark übergewichtig und alkoholabhängig. Eine
skurrile, schrullige Erscheinung, die eine zuweilen fast
schüchtern-tapsige Unsicherheit mit cholerischer Rücksichtslosigkeit
abwechseln lässt. Gary Oldmans Churchill ist, fast könnte man sagen,
volksnah und zur Empathie fähig. In einer U-Bahn-Sequenz führt Volkes
Stimme ihn, den unter der Last der Ereignisse an seinen Prinzipien
Zweifelnden, auf den rechten Pfad der Heldentugenden zurück. Kristin
Scott Thomas gibt eine in silbrigem Grau geadelte Clementine, die uns
hin und wieder erklärt, warum ihr etwas gewöhnungsbedürftiger Ehemann
von allen geliebt und verehrt wird und warum Britannien, nein, die
freie Welt ihm unendlichen Dank schuldet.

Die Appeasement-Politik der konservativen Parteiführer Chamberlain
(Ronald Pickup) und Halifax (Stephen Dillane) ist gescheitert. Die
deutschen Panzerarmeen stehen davor, Westeuropa zu erobern. Hitler hat
sich nicht beschwichtigen lassen. Chamberlain steht nach "München" als
Naivling da, der feige vor Hitler gebuckelt und den Faschisten die
Tschechoslowakei zum Fraß vorgeworfen hat. Nun, vor den Trümmern
seiner Appeasement-Politik, wird er zum Rücktritt gezwungen. Der
Outsider Churchill wird zum Nachfolger ernannt. Er hält seine
Blut-Schweiß-und-Tränen-Rede, rüttelt das Volk auf und es gelingt das
Unmögliche. Nach fünf Jahren Krieg ist der faschistische Aggressor
besiegt. Die Standhaftigkeit der Briten unter ihrem sturen
Kriegspremier hat Hitler in den Selbstmord getrieben. Freedom and
Democracy haben über die Tyrannei gesiegt.

Regisseur Joe Wright, nicht gerade für die Bearbeitung historischer
Stoffe berühmt, hat sich nicht lange mit der Erörterung komplexer
Vorgeschichte des Zweiten Weltkriegs und speziell der Hintergründe der
britischen Appeasement-Bemühungen aufgehalten. Sein Film, fokussiert
auf das Milieu des engeren Machtzirkels, folgt dem üblichen
Gut-Böse-Schema, das, wie ebenfalls üblich, um jene Kapitulanten
erweitert ist, welche die tödliche Gefahr nicht sehen oder sehen
wollen und die mangels ausreichendem Mumm in den Knochen einen Deal
mit dem Satan auszuhandeln suchen: "Man kann nicht mit einem Tiger
diskutieren mit dem Kopf in seinem Maul." Dieses sozialdarwinistische
Schema lässt sich selbstredend leicht auf die heutigen Verhältnisse
übertragen. Der aktuelle Hitler heißt bekanntermaßen Wladimir Putin
und, genau, da sind auch die "Putinversteher", die wieder die tödliche
Gefahr für Europa und die freie Welt einfach nicht begreifen wollen.
Beispielsweise. Interessanterweise kommt auch Franklin Delano
Roosevelt bei Wright nicht gut weg. Churchill geht ihn während der
deutschen Belagerung des britischen Expeditionskorps in Dünkirchen um
Unterstützung an. FDR schlägt das Ansinnen wegen der US-amerikanischen
Neutralitätsgesetze locker scherzend aus.

Die britische Heldengeschichte erfreute sich nach dem II. Weltkrieg
großer Beliebtheit, wie sich die Westalliierten ja gern als die
eigentlichen Befreier vom Faschismus feiern ließen. Nicht zuletzt
aufgrund der ausladenden Memoiren des Kriegspremiers, der zum
wirkungsvollen Geschichtsschreiber in eigener Sache wurde. Es kommt
nicht so häufig vor, dass sich für die imperialistische Geostrategie
auch ein reales humanes Element ausbeuten lässt. Ein humanes Element,
das geeignet ist, den machtpolitischen Aspekt angenehm zu
neutralisieren. Würde man Menschen beispielsweise aus Afrika oder
Indien befragen, so könnte man erfahren, dass mit der britischen Armee
und speziell mit Mr. Churchill dort nicht immer die angenehmsten
Erinnerungen verbunden sind. Der Imperialist Churchill braucht sich
mit seinem persönlichen Engagement in den brutalen Kolonialkriegen und
seinem arrogant-verächtlichen Rassismus auch vor seinen deutschen
Brüdern im Geiste kaum zu verstecken. Wrights U-Bahn-Sequenz ist an
Absurdität kaum zu überbieten.

Schon der erste Weltkrieg hatte die Schwäche des Empire deutlich
hervortreten lassen. "Noch solch ein Sieg gegen die Römer und wir sind
verloren", bemerkte Pyrrhos I. in einer ähnlichen Lage. Britannien
hatte 750.000 Tote zu beklagen, drei Millionen Familien waren
unmittelbar betroffen. Der wie immer kriegsbegeisterte Erste Lord der
Admiralität, Winston Churchill, hatte sogar trotz deutlicher eigener
Überlegenheit gegen die von ihm natürlich als minderwertig angesehenen
osmanischen Kräfte bei Gallipoli eine katastrophale Niederlage
kassieren müssen. Das hatte sein Renommee nachhaltig angeschlagen. Vor
allem aber drohte das "Great Game" um Asien verloren zu gehen, seit
mit Japan, dem Deutschen Reich und der Sowjetunion neue potente Player
auf dem Spielfeld erschienen waren. Dieser Herausforderung war das
Empire erkennbar nicht gewachsen. "Britannia Rules the Waves",
Britannien herrscht über die Meere und ein Viertel der globalen
Landmasse. Der "Ruhm" von gestern. In einem neuen Krieg drohte alles
verloren zu gehen. Chamberlain und Halifax waren sich dessen sehr wohl
bewusst. Der brutale Haudrauf im (fiktiven) Bewusstsein gestriger
Größe, Winston Churchill, nicht.

Im Prinzip gab es - im imperialen Interesse - zwei reale Optionen:
Entweder einen Deal mit dem deutschen Faschismus bei substantiellen
Zugeständnissen an seinen Expansionismus zu versuchen oder eine
antifaschistische Allianz unter Einschluss der Sowjetunion zustande zu
bringen. Letzteres war gewissermaßen indiskutabel. Die SU, da war sich
die britische (und die US-amerikanische) Elite mit Hitler durchaus
einig, hatte vom Erdboden zu verschwinden und durfte keinesfalls als
gleichwertiger Bündnispartner aufgewertet werden. Diese Haltung wurde
in Osteuropa, vor allem in Polen, weitgehend geteilt. Entsprechend
erfolglos waren die Bündnisverhandlungen, falls man das so nennen
will, verlaufen. (Und entsprechend reagierte Stalin am 24. August 1939
mit einem Nichtangriffspakt, der den bevorstehenden Angriff der
Deutschen Wehrmacht diplomatisch hinausschieben sollte.)

Appeasement hatte im Wesentlichen zwei Zielstellungen. Zum einen den
deutschen Expansionismus nach Osten abzulenken, zum zweiten durch
Hitler der Sowjetunion den Garaus zu machen. Die Souveränität der
osteuropäischen Staaten erschien in dieser Perspektive zweitrangig.
Aber mit der Invasion Norwegens und Dänemarks (9. April 1940) und dem
unmittelbar bevorstehenden Westfeldzug (10. Mai bis 25. Juni 1940) war
Appeasement gescheitert. Die Existenz des Empire war unmittelbar
bedroht. Chamberlain trat am 10. Mai 1940 zurück, schob Parteifreund
Churchill ins Amt und ihm damit die Verantwortung für den absehbaren
Untergang zu.

Churchill hatte bislang so ziemlich in allem und jedem danebengelegen
und er war der richtige Mann, wenn es galt, eine aussichtslose Sache
tatsächlich in den Sand zu setzen. Und genau das wäre passiert, wenn
Britannien allein gegen die Wehrmacht gestanden und wenn die deutsche
Führung die Invasion ernsthaft betrieben hätte. Aber auf Hitlers
persönliches Betreiben hatte Guderians Panzerarmee kurz vor Dünkirchen
stoppen müssen. Fast das gesamte Berufsheer Britanniens, 338 000 Mann,
konnte durch Hitlers Intervention entkommen. Ein taktisches Manöver,
das zusammen mit dem späteren Absprung des "Stellvertreters des
Führers", Rudolf Heß, über England (10. Mai 1941), in Moskau als das
Offenhalten der Option auf einen Separatfrieden aufmerksam registriert
wurde. Hitler hatte erkennbar kaum Interesse an einer ernsthaften
Umsetzung der "Operation Seelöwe" (Invasion Englands). Sie wäre gegen
die starke Air Force und die überlegene Navy nicht gerade einfach
gewesen, hätte erhebliche Kräfte gebunden und vor allem das
Zeitfenster für einen Erfolg bei "Barbarossa" geschlossen.

Die entscheidende Wende für Britannien trat dann mit dem 22. Juni
1941, mit dem Überfall auf die Sowjetunion, und mit dem 7. Dezember
1941, dem japanischen Angriff auf Pearl Harbor, ein. Damit waren rund
90 Prozent der deutschen Offensivkraft im Osten gebunden und die
künftige Supermacht USA mit ihren enormen Ressourcen wurde zum
operativen Verbündeten Britanniens. Am Ende waren es aber die Kämpfer
der Roten Armee, das Opfer von fast 30 Millionen toter Sowjetbürger,
welche Churchills Victory-Zeichen ironischerweise doch noch Realität
werden ließen. Eine Realität allerdings, die eine recht nüchterne
Nachkriegsprosa und den von Chamberlain und Halifax vorausgeahnten
Untergang des Empire einschloss. Das einst so stolze British Empire
war hoch verschuldet und zum Marshall-Plan-abhängigen Vasallen des
neuen Imperiums geworden. Die Kronkolonie Indien erreichte 1947, nach
einem Jahrhundert, ihre Unabhängigkeit. Die anderen folgten. Der
Weltkriegsheld musste bei den Unterhauswahlen 1945 eine
erdrutschartige Niederlage einstecken. Pyrrhos hatte Recht behalten.

 * 
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FILM/1536: Das Erste - "Tollwut", Tatort aus Dortmund, 4.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Tollwut

Tatort aus Dortmund

Regie: Dror Zahavi

Kamera: Krzysztof Hampel

Buch: Jürgen Werner

Musik: Jürgen Knieper

Fernsehfilm Deutschland 2017

Sonntag, 04.02.2018, 20.15 - 21.45 Uhr, Das Erste



Das Opfer saß seit vier Jahren ein: Wie konnte sich der Doppel-Mörder
Michael Strecker in der Haft mit einem Tollwut-Erreger infizieren? Bei
ihren Ermittlungen treffen die Dortmunder Kommissare auf ihren alten
Weggefährten Jonas Zander. Der ehemalige Rechtsmediziner ist jetzt als
Gefängnisarzt tätig und weiß: Strecker war vor einigen Wochen im Knast
in eine Messerstecherei verwickelt. Und dann ist da auch noch der
Serienmörder Markus Graf. Kommissar Faber ist überzeugt, dass Graf
auch seine Frau und seine Tochter auf dem Gewissen hat, die bei einem
Verkehrsunfall ums Leben gekommen sind...

Peter Faber: Jörg Hartmann

Martina Bönisch: Anna Schudt

Nora Dalay: Aylin Tezel

Jan Pawlak: Rick Okon

Greta Leitner: Sybille J. Schedwill

Jonas Zander: Thomas Arnold

Angelika Zerrer: Ulrike Krumbiegel

Markus Graf: Florian Bartholomäi

Stefan Keller: Holger Handtke

 * 
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FILM/1535: ZDF - Krimi "Der namenlose Tag", am 05.02.2018 (ZDF)


Der namenlose Tag

Krimi nach dem gleichnamigen Roman von Friedrich Ani

Montag, 5. Februar 2018, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Vorwort von Elke Müller

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Interview mit Friedrich Ani

– Interview mit Volker Schlöndorff

– Statements



"Ein Coup für das ZDF"
Von Redakteurin Elke Müller

Oscarpreisträger Volker Schlöndorff ist bekannt für seine Literaturverfilmungen. Man denke nur an "Die Blechtrommel" nach Günter Grass oder "Homo Faber" nach Max Frisch.

Wenn solch ein Regisseur und Drehbuchautor sich eines preisgekrönten Krimis von Bestseller-Autor Friedrich Ani annimmt, dann verspricht das Qualität und Unterhaltung at its best! "Der namenlose Tag" ist ein Coup für das ZDF – zumal mit Schauspielern wie Thomas Thieme, Devid Striesow und Ursina Lardi. Produzent Jens C. Susa hat das möglich gemacht.

 * 

Stab

Montag, 5. Februar 2018, 20.15 Uhr
Der Fernsehfilm der Woche
Der namenlose Tag
Krimi nach dem gleichnamigen Roman von Friedrich Ani

Drehbuch und Regie: Volker Schlöndorff
Kamera: Tomas Erhart
Ton: Gunnar Voigt
Szenenbild: Susanne Hopf
Schnitt: Julia Oehring
Produktionsleitung: Peter Hartwig
Produzent: Jens C. Susa, Martin Choroba
Produktion: Provobis
Redaktion: Elke Müller, Wolfgang Witt
Länge: 89 Min.


Die Rollen und ihre Darsteller

Jakob Franck – Thomas Thieme
Ludwig Winther – Devid Striesow
Doris Winther und Inge Nemetzki – Ursina Lardi
Esther Winther – Stephanie Amarell
Jan Roland – Thomas Prenn
Kommissar André Block – Christian Kuchenbuch
Marion Siedler – Tina Engel
Sandra Horn – Jochanah Mahnke
Sigrid Horn – Anja Schiffel
Dr. Jordan – Jan Messutat
Patrick Jordan – Otto Bigalke
und andere


Inhalt

Der pensionierte Kriminalhauptkommissar Jakob Franck, der oft als "Todesbote" Angehörige informieren musste, hofft jetzt ein Leben jenseits der Toten führen zu können. Doch die Vergangenheit holt ihn ein, als sich ein verzweifelter Mann an ihn wendet. Es ist Ludwig Winther, dessen Ehefrau Doris sich gerade selbst erhängt hat. Er gibt dem Kommissar eine Mitschuld an ihrem Tod.

Franck erinnert sich: Vor zwei Jahren hatte er Doris Winther die Nachricht vom Tod der 17-jährigen Tochter Esther überbringen müssen und ihr dann sieben Stunden, ohne ein Wort zu sprechen, beigestanden. Das war selbst für ihn, der besonders einfühlsam mit Hinterbliebenen umgehen kann, sehr ungewöhnlich. Laut polizeilichem Untersuchungsergebnis war die Todesursache der Tochter Selbstmord durch Erhängen. Der Vater hielt das schon damals für falsch und glaubt nach wie vor, dass Esther ermordet wurde. Er wünscht sich Klarheit.

Ex-Kommissar Jakob Franck fühlt sich verpflichtet und macht sich daran, "einen toten Fall zum Leben zu erwecken" und mithilfe seiner eigenen Methode, der "Gedankenfühligkeit", die näheren Umstände von Esthers Tod aufzuklären.

 * 

Zur Genese des Films
Von Produzent Jens C. Susa

Es gibt Autoren, die lassen einen nicht los – Friedrich Ani gehört für mich dazu. Vor Jahren hatten wir schon bei den ZDF-TV-Reihen "Kommissar Süden" und "Franziska Luginsland" miteinander gearbeitet. Als ich 2015 erfuhr, dass Ani einen Krimi über einen pensionierten Kommissar schreibt, wollte ich schnell mehr darüber wissen. Er gab mir seinen ersten Jakob-Franck-Roman. An einem Tag war ich mit dem Lesen durch und habe bei der Kommissarfigur sofort an Thomas Thieme gedacht.

Thieme und ich sind beide aus Weimar. Wir kennen und schätzen uns seit den ZDF-Produktionen "Rosa Roth" und "Krupp – Eine deutsche Familie". Friedrich Ani fand die Idee auch sehr gut. So trafen wir uns zu dritt im Biergarten in München. Wir spürten: Thieme ist die richtige Besetzung – Thieme muss den "Todesboten" spielen. Volker Schlöndorff erzählte ich davon und schickte ihm den Roman nach New York. Nach 24 Stunden lautete seine Antwort: "You made my day". So kam es innerhalb weniger Tage zur Zusammenarbeit mit Ani, Schlöndorff und Thieme. Und das ZDF gab uns sehr schnell grünes Licht für das gesamte Paket. Anis Roman wurde ein Bestseller, bekam den Deutschen Krimipreis 2016. Volker Schlöndorff schrieb das Drehbuch.

Für mich war die Arbeit – vor allem mit Volker Schlöndorff – eine sehr besondere und lehrreiche Erfahrung. Es macht einen ungeheuren Spaß, mit einem Autor und Regisseur wie Volker Schlöndorff einen Film zu produzieren und von einem Meister zu lernen. Selten habe ich einen Regisseur getroffen, der so präzise weiß, was er will, der neugierig auf die Meinungen der Teammitglieder reagiert, der ans Set kommt und den Film förmlich mit Haut und Haaren atmet und – ganz wichtig für eine Teamarbeit – auch ausatmet. Ein Regisseur, der seine Schauspieler zu Höchstleistungen führt. Und ich finde, das sieht man dem Ergebnis an.

 * 

Fragen an Romanautor Friedrich Ani

Was ist Ihnen durch den Kopf gegangen, als Sie hörten, dass Volker Schlöndorff die Regie zu "Der namenlose Tag" übernimmt?

Als mir der Produzent Jens Susa mitteilte, er habe Volker Schlöndorff als Regisseur gewonnen, hatte ich kurz einen inneren Erdrutsch zu bewältigen. Ich hätte mir nie vorstellen können, dass der große Romanverfilmer Schlöndorff sich jemals mit einem meiner Bücher beschäftigen würde. Das war ein Moment des Glücks und der Ermutigung und auch der Vorfreude, den von mir über so viele Jahre hoch verehrten Regisseur persönlich treffen zu können.

Schlöndorff führte nicht nur Regie, sondern schrieb auch das Drehbuch. Wie ging es Ihnen damit, ihr "Baby" aus der Hand zu geben, und wie sah die Zusammenarbeit aus?

Schlöndorff schickte mir die erste Fassung seines Drehbuchs und stellte immer wieder Fragen zum Buch. Da ich von Anfang an erklärt hatte, dass ich das Drehbuch für eine mögliche Verfilmung nicht selbst schreiben würde, war ich sehr entspannt und vollkommen offen für alles, was Schlöndorff ändern würde.

Gab es Veränderungen, die Sie überrascht haben?

Die stärkste Veränderung war die Verlegung des Spielorts von München nach Erfurt. Ich habe diese Idee sofort unterstützt, mein Roman ist nicht ortsgebunden.

Wer oder was hat Sie eigentlich zu der Figur des Kommissar Franck inspiriert?

Über Recherchen zu einem anderen Thema traf ich auf eine Kommissarin, die viele Jahre die Aufgabe übernommen hatte, Angehörigen Todesnachrichten zu überbringen. Ich führte weitere Gespräche zu diesem Thema, las Sachbücher und hatte plötzlich die Idee zu einer neuen Kommissarfigur. Das war sehr ungewöhnlich. Normalerweise entsteht erst eine Figur, und dann entwickelt sich allmählich ein Thema.

Wie geht es Ihnen als Schriftsteller, wenn Sie einen ihrer Romane visualisiert als Film erleben?

Ich kann das gut trennen. Ein Roman kann mäandern, er darf voller Abschweifungen sein und eine eigene Dramaturgie verfolgen. Ein TV-Film dauert 88 Minuten, da muss man sich ranhalten, was die Ausschmückung der Figuren und der Geschichte angeht. Bisher war ich immer sehr glücklich mit den Verfilmungen meiner Romane.

Inwieweit haben Sie Ihre Romanfiguren und die Stimmung von "Der namenlose Tag" in der Schlöndorff-Verfilmung wiedererkannt?

Alles, was im Roman ist, ist auch im Film, und darüber hinaus haben Schlöndorff und Thieme der Figur des Kommissars Jakob Franck weitere Facetten verliehen, was mich ebenso überrascht wie beglückt hat.

Was genau hat Sie überrascht oder beglückt?

Überrascht war ich von der Tatsache, dass Schlöndorff, der noch nie einen Kriminalfilm inszeniert hat, von der ersten Drehbuchfassung an das Genre perfekt bedient hat, ohne sich eingefahrenen Regeln zu unterwerfen. Und beglückt hat mich die Besetzung: bis in die Nebenrollen hinein so fantastische Schauspielerinnen und Schauspieler!

Und wie gefällt Ihnen der Schlöndorff-Film?

Der Film ist ein Ereignis – visuell, stilistisch, erzählerisch. Schlöndorff hat einen Kriminalfilm der besonderen Art geschaffen, und Thomas Thieme als Jakob Franck stellt alles in den Schatten, was ich in den letzten Jahren in der Darstellung von Kriminalkommissaren gesehen habe.

Die Fragen stellten Birgit-Nicole Krebs und Mirja Bauer

 * 

Fragen an Drehbuch-Autor und Regisseur Volker Schlöndorff

Sie waren gerade in New York, als Ihnen Produzent Jens C. Susa von den Filmplänen für "Der namenlose Tag" erzählte und Ihnen Friedrich Anis Roman schickte. Was hat Sie an diesem Filmprojekt gereizt?

Mir als Leser hat der Roman in seiner stillen Art gefallen. Ani erfindet nicht, er beobachtet, das spürt man seinen Figuren an. Nachdem ich den Roman gelesen hatte, habe ich sofort für das Projekt zugesagt.

Was waren die Herausforderungen beim Drehbuchschreiben?

Ich war mir nicht sicher, ob genug Spannung für einen Film aufkommen würde, denn genau genommen "passiert" ja nichts, kein Schusswechsel, keine Verfolgungsjagd oder Ähnliches. Auch war ich nicht sicher, ob ich so etwas überhaupt könnte: einen Primetime-Krimi für ein breites Publikum. Deshalb habe ich mich hingesetzt und einfach, sozusagen als Test, einen Drehbuchentwurf geschrieben. Es gelang so mühelos, dass ich zusagte. Als dann der Auftrag für das Drehbuch kam, war es schon fertig.

Über was haben Sie sich mit dem Roman-Autor Friedrich Ani ausgetauscht?

Bei unserer ersten Begegnung in Potsdam habe ich ihm viele Fragen gestellt, zum Beispiel: Gibt es so etwas wie den Todesnachrichtenüberbringer? Kennt er einen? Glaubt er an die Geister der Toten, die den Kommissar heimsuchen? Kennt er Jugendliche, die mit Todesgedanken spielen?

Anis Buch spielt in München, ihr Film nicht. Warum nicht?

Ich musste beim Lesen einfach immer an eine Kleinstadt denken, nie an München, das einerseits zu schick und reich klingt, andererseits zu bayrisch.

Stimmt es, dass Sie durch Thomas Thieme, der die Hauptrolle des Kommissar Franck verkörpert, auf den Spielort Erfurt gekommen sind?

Ja, bei unserem ersten Treffen erwähnte er, dass er aus Weimar stammt. Ich fragte ihn, ob er sich dort einen solchen Kommissar vorstellen könnte. "Eher nebenan in Erfurt", sagte er. Das machte mich stutzig, erinnerte mich sofort an den Schüler-Amokläufer. In Anis Roman geht es ja um einen Schülerselbstmord – ein erschreckendes Thema, nur allzu aktuell.

Warum ist Thomas Thieme genau der richtige Schauspieler für die Figur des Jakob Franck?

Thieme war der Vorschlag der Produktion. Ich habe mich mit ihm getroffen, und er hat mich auf Anhieb überzeugt. Einerseits strahlt Thieme die Ruhe und Empathie aus, die er als "Todesbote" braucht, andererseits wirkt er nicht wie ein abgebrühter Kommissar, sondern wie einer, dessen Haut immer dünner geworden ist, ein Melancholiker. Franck erhebt sich nicht über die Menschen, auch nicht über Täter, sondern sieht sich selbst als einer von ihnen.

Wie kam es zu der Idee, die Zwillingsschwestern Doris und Inge als Doppelrolle anzulegen, die von Ursina Lardi gespielt wird?

Der Kommissar trifft ja die eine der Schwestern, nachdem die andere, mit der er eine ganz besondere Beziehung hatte, bereits tot ist. Es sollte wie eine Begegnung mit einer Wiedergängerin sein. Emotional lässt sich das nur mit der gleichen Darstellerin herstellen. Deshalb habe ich sie zu Zwillingen gemacht und sofort an Ursina Lardi für diese Doppelrolle gedacht. Sie hat mich dazu inspiriert. Ich habe Ursina Lardi oft im Theater gesehen, sie ist eine völlig unkonventionelle Schauspielerin. Wir haben dann gemeinsam Zwillingsschwestern im Alter ihrer Rolle getroffen, faszinierende Frauen. Ursina hat sie sehr genau beobachtet. Sie waren sich tatsächlich zum Verwechseln ähnlich, und doch haben wir feine Unterschiede bemerkt. Das hat Ursina geholfen, sie als zwei Ungleiche zu spielen.

Was war Ihnen bei dieser Regiearbeit besonders wichtig?

Die Arbeit mit Schauspielern ist für mich immer das Wichtigste, und in diesem Fall waren es nicht nur die drei Hauptrollen, Thieme, Striesow, Lardi, sondern auch die Jugendlichen wie Stephanie Amarell oder Jochanah Mahnke, die ja noch auf die Schauspielschule gehen und in jeder Beziehung noch "unfertig" sind. Mit ihnen hat es mir besonders Spaß gemacht, und ich konnte auch viel improvisieren. Und dann das Visuelle: Es sollte wirken wie ein Film aus der deutschen Stummfilmzeit, mit viel Stimmung, Hell-Dunkel-Kontrast, mit "Geistern" und einer sehr einfachen, klaren Kameraführung. Tom Erhart hat das wunderbar umgesetzt. Und der Einsatz der Musik geht auch in diese Richtung: einfach und klar, keine Spannungsmusik, eher Lyrisches, immerhin von Hans-Werner Henze und Max Richter. Es sind Musikstücke, die zum Teil für frühere Filme von mir komponiert wurden und die hier als Zitate Auferstehung feiern. Das muss der Zuschauer nicht im Einzelnen wissen, aber er spürt, hoffe ich, eine besondere, ungewohnte Atmosphäre.

Die Fragen stellten Birgit-Nicole Krebs und Mirja Bauer

 * 

Statements von Thomas Thieme, Devid Striesow und Ursina Lardi

Thomas Thieme über seine Figur Kommissar Jakob Franck:

Jakob Franck war einmal ein strenger Kommissar. Seine Sensibilität prädestinierte ihn dafür, Angehörigen von Opfern die schrecklichen Nachrichten zu überbringen. Die Arbeit war alles für ihn, darunter litt alles andere. Nun ist er ein einsamer alter Mann und kann das Ermitteln nicht lassen. Mit der von ihm kreierten Methode der "Gedankenfühligkeit" bewegt er sich in der realen und in seiner Phantasiewelt. Damit kommt er Dingen auf die Spur, die sich der Wahrnehmung anderer entziehen. Zugleich gibt es bei ihm eine große Sehnsucht nach Wärme, nach Liebe. Von dieser Sehnsucht und seiner Mission getrieben, streift er rastlos herum.

Devid Striesow über den Reiz seiner Rolle Ludwig Winther und die Arbeit mit Volker Schlöndorff:

Besonders hat mich die Vorstellung gereizt, einen Mann zu spielen, der die Realität nicht wahrhaben und mit aller Macht seine Wahrheit durchsetzen will. Die Konstellation der Familie, die Trost- und Sprachlosigkeit des Milieus: Das funktioniert im Drehbuch kolossal gut und war für mich eine Herausforderung.

Die Chance, das mit Volker Schlöndorff umzusetzen, habe ich genutzt und bin einem unglaublich sensiblen, scharfsinnigen Menschen begegnet, der die Situationen ganz feinfühlig in Szene setzt und einem als Schauspieler immer das Gefühl geben kann, dass man diese Arbeit gemeinsam bewältigt – mit großer Freude und Spaß am Beruf.

Ursina Lardi über ihre Herangehensweise an die Doppelrolle der Zwillingsschwestern Doris Winther und Inge Nemetzki:

Meine Herangehensweise ist immer über den Text. Was sage ich zu wem? Das muss ich wissen, der Rest entsteht auf der Probe. Ich überlege mir nicht so sehr im stillen Kämmerlein: Wie ist jetzt diese Schwester, und wie ist die andere? Wenn die Dialoge gut geschrieben sind, muss man sie nur sagen, sie spielen, man muss sich in die Situation hineinbegeben, dann entstehen die zwei Figuren fast von selbst.

Volker Schlöndorff und ich hatten nach einem Treffen mit eineiigen Zwillingen entschieden, dass wir die Schwestern optisch wenig voneinander unterscheiden werden. Zu Beginn hatten wir ja noch mit Perücken und Brillen und so weiter hantiert. Dann haben wir gemerkt, nein, das braucht es alles nicht, die Veränderung und Unterscheidung ist im Wesentlichen keine von außen, sondern eine von innen. Im Zusammenspiel mit Devid Striesow und Thomas Thieme entstanden dann Schritt für Schritt, Szene für Szene die beiden Schwestern Doris und Inge. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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FILM/1534: ZDF - Herzkino "Rosamunde Pilcher: Das Vermächtnis unseres Vaters", am 04.02.2018 (ZDF)


Rosamunde Pilcher: Das Vermächtnis unseres Vaters

nach der Kurzgeschichte "A touch of his lips"

Sonntag, 4. Februar 2018, 20.15 Uhr 

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Facts and Figures



Stab

Buch: Susanne Hertel
Regie: Marco Serafini
Kamera: Sebastian Wiegärtner
Ton: Rupert Medele, Michael Gerlach, Jochen Fenzl
Musik: Patrick M. Schmitz
Kostüme: Friederike Tabea May
Ausstattung: Anne Daniels
Schnitt: Ilana Goldschmidt
Aufnahmeleitung: Mike Sauer
Herstellungsleitung: Beate Balser
Produktion: FFP New Media
Produzenten: Heidi Ulmke, Michael Smeaton
Redaktion: Andrea Klingenschmitt
Länge: ca. 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Iris Harding – Lena Meckel
Patrick Yate – Frederik Götz
Maura Winterbottom – Andrea L'Arronge
Timothy – Kaspar Capparoni
Marc – Raúl Richter
Fiona – Nicola Tiggeler
und andere


Inhalt

Iris Harding, Absolventin der Journalistenschule, wird von Greta Winterbottom gebeten, eine Recherche durchzuführen. Denn Greta ist unheilbar krank und selbst nicht mehr in der Lage, den letzten Wunsch ihres verstorbenen Vaters John zu erfüllen: seine Jugendliebe ausfindig zu machen.

Also beginnt Iris mit ihrer Recherche, die auf Gretas Wunsch hin allerdings geheim bleiben soll. Denn Maura, Johns letzte Frau, sowie deren Sohn Patrick sollen nichts von den Nachforschungen erfahren. Auch wenn die Leute im Dorf hilfsbereit sind, gestaltet sich die Suche schwieriger als vermutet. Schon einen Tag, nachdem sie Iris den Auftrag erteilt hat, erliegt Greta ihrer Krankheit. Doch Iris beschließt dennoch, sich auf die Suche nach Johns großer Liebe zu machen.

So begegnet sie auch bald Mauras Sohn Patrick wieder. Sie ahnt, dass sich hinter seiner abweisenden Maske ein besonderer, liebenswerter Mensch versteckt. Patrick leitet den örtlichen Radiosender und ist einem Umweltskandal auf der Spur: Vor Cornwalls Küste sollen neue Bohrinseln installiert werden. Das will er mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln verhindern. Die Erdölfirma hingegen setzt alles daran, Patrick und seine Mitarbeiter einzuschüchtern.

Obwohl Iris in London mit ihrem Freund Marc zusammenwohnt, beginnt sie sich in Patrick zu verlieben. Aber als sie schließlich herausfindet, wer John Winterbottoms geheimnisvolle Jugendliebe war, gerät ihre Gefühlswelt durcheinander.

 * 

Facts and Figures

Seit 24 Jahren bietet die malerische Küste Cornwalls den Schauplatz für die am längsten laufende Reihe im ZDF-"Herzkino": Den Auftakt machte am 30. Oktober 1993 "Rosamunde Pilcher: Stürmische Begegnung". Seitdem wurden weit über 100 Filme nach den Vorlagen der britischen Erfolgsautorin Rosamunde Pilcher (93) gedreht – "Rosamunde Pilcher: Das Vermächtnis unseres Vaters" ist der 140. Liebesfilm der Reihe. Er ist bereits ab Samstag, 3. Februar 2018, 10.00 Uhr, in der ZDFmediathek abrufbar.

Die Dreharbeiten zu den sechs neuen "Rosamunde Pilcher"-Filmen der "Herzkino"-Saison 2017/2018 starteten Mitte April 2017 und dauerten bis November 2017 an.

Die Drehorte der "Rosamunde Pilcher"-Reihe beeinflussen den Tourismus in Südengland: So dankte Prinz Charles, Prince of Wales und Duke of Cornwall, der Schriftstellerin, FFP New Media und dem ZDF 2016 für mehr als 100 "Rosamunde-Pilcher"-Verfilmungen, welche in hohem Maße zur Bekanntheit und Beliebtheit des Herzogtums Cornwall beigetragen hätten. Schon 2002, nach damals 40 "Rosamunde Pilcher"-Filmen, wurden die Verdienste um den Tourismus mit dem "British Tourism Award" gewürdigt. Im selben Jahr wurde Rosamunde Pilcher der Titel "Officer of the Order of the British Empire" verliehen.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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REPORTAGE/480: ZDF.reportage "Deutschland, Deine Ämter", 04.- 25.02.2018 (ZDF)


Deutschland, Deine Ämter

Vom 4. bis 25. Februar 2018, sonntags um 18.00 Uhr 

Inhalt:

– Sendetermine und Stab

– Deutschland, Deine Ämter: Die Fahnder vom Zoll

– Deutschland, Deine Ämter: Die Betreuer vom Sozialamt

– Deutschland, Deine Ämter: Die Berater vom Jobcenter

– Deutschland, Deine Ämter: Die Kontrolleure vom Verbraucherschutz

– Infos zur "ZDF.reportage"



Sendetermine und Stab

Sonntag, 4. Februar 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage
Deutschland, Deine Ämter
1. Die Fahnder vom Zoll
Film von Ralf Wilharm

Produktion: Spiegel TV
Redaktion: Heike Schnaar, Michael Stagneth
Länge: ca. 30 Minuten

Sonntag, 11. Februar 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage
Deutschland, Deine Ämter
2. Die Betreuer vom Sozialamt
Film von Bernd Reufels und Ioanna Engel

Produktion: Kelvinfilm
Redaktion: Leo Spors, Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten

Sonntag, 18. Februar 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage
Deutschland, Deine Ämter
3. Die Berater vom Jobcenter
Film von Gabriel Stoukalov und Felix Kohler

Produktion: fieldmedia
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten

Sonntag, 25. Februar 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage
Deutschland, Deine Ämter
4. Die Kontrolleure vom Verbraucherschutz
Film von Enrico Demurray und Saara von Alten

Produktion: wilde bilder
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

Deutschland, Deine Ämter: Die Fahnder vom Zoll

40.000 Zollbeamte ermitteln in Deutschland gegen Schmuggler, Menschenhändler, Schwarzarbeiter und Fälscher. Kaum einer nimmt sie wahr, aber sie sind überall – auf Flughäfen, an Grenzübergängen, auf Bahnhöfen und in Seehäfen, auf – Autobahnen und Landstraßen, auf Großbaustellen und in Restaurants. Sie beschlagnahmen Drogen, Waffen, Schwarzgeld, Schmuck und Plagiate jeder Art.

Die jährlichen Erfolgszahlen sind imposant: Mehr als 70 Millionen Zollabfertigungen, rund 5000 Kilogramm beschlagnahmte harte Drogen, zwei Millionen sichergestellte Drogen-Tabletten und mehr als 130.000 eingeleitete Verfahren wegen Schwarzarbeit. Der Zoll ist die größte nachgelagerte Behörde des Bundesfinanzministeriums und beschert dem Staat Steuereinnahmen in Höhe von durchschnittlich 130 Milliarden Euro jährlich.

43 Hauptzollämter gibt es in Deutschland, eines davon in Bremen. Der Kampf gegen illegale Schwarzarbeit zählt zu ihren Hauptaufgaben. Regelmäßig finden Razzien auf Großbaustellen statt. Die mobilen Kontrolleinheiten des Zolls sind außerdem auf der Suche nach illegalen Zigarettenhändlern, Drogenkurieren, Waffenschiebern und Schmugglern jeder Art. Die Beamten kontrollieren in und um Bremen alle Verkehrswege, seien es die Autobahnen, der Hafen oder der Flughafen.

Fahrzeugkontrollen auf den Autobahnen gehören für die Bremer Beamten genauso zum täglichen Geschäft wie die Durchsuchung von Containern und Schiffen. Gerade über den Seeweg kommen viele Plagiate nach Deutschland. Der Kampf gegen Produktpiraterie ist ein ernst zu nehmendes Problem. Schätzungen zufolge sind durch gefälschte Produkte in Deutschland Zehntausende Arbeitsplätze gefährdet. Schlechte, gefälschte Produkte schädigen die Original-Hersteller und die betrogenen Kunden. Allein 2016 wurden gefälschte Waren im Wert von über 180 Millionen Euro beschlagnahmt.

Die "ZDF.reportage" hat die Beamten des Bremer Zollamtes mehrere Wochen bei ihren Einsätzen begleitet und konnte so einen intensiven Blick hinter die Kulissen des deutschen Zolls werfen.

 * 

Deutschland, Deine Ämter: Die Betreuer vom Sozialamt

Der Gang zum Sozialamt ist für viele ein Albtraum. Staatliche Hilfe zu beanspruchen, wird oft als persönliches Versagen empfunden. Doch auch die Mitarbeiter des Sozialamtes haben einen schwierigen Job: Sie müssen entscheiden, wem Hilfe zusteht und wem nicht. Die "ZDF.reportage" porträtiert ein Amt im Osten Deutschlands – in Neubrandenburg – und forscht nach: Mit welchen Schicksalen werden die Mitarbeiter konfrontiert? Wer hat wirklich Anspruch auf Unterstützung? Und wer versucht, die staatlichen Hilfen zu erschleichen?

Das Bild vom Sozialamt ist bei vielen Menschen noch geprägt aus der Zeit vor den Hartz-Reformen. Doch vor zwölf Jahren wurde die deutsche Sozialhilfe grundlegend neu strukturiert. Wer im Prinzip arbeiten kann, wird vom Jobcenter betreut – nach der Devise "fordern und fördern". Wer jedoch dauerhaft nicht arbeiten kann und kein Vermögen oder keine Einkünfte hat, der wird vom Sozialamt mit einer Grundsicherung unterstützt, die sich am Hartz-IV-Satz orientiert.

Die Mitarbeiter des Sozialamtes "Mecklenburgische Seenplatte" mit Sitz in Neubrandenburg betreuen den größten Landkreis Deutschlands. Mit über 5000 Quadratkilometern ist das Einzugsgebiet größer als das Saarland. Zudem hat diese Region mit 9,6 Prozent die höchste Arbeitslosenquote im ohnehin schon gebeutelten Mecklenburg-Vorpommern.

Die "ZDF.reportage" begleitet engagierte Mitarbeiter des Sozialamts bei ihrer Arbeit: Anja S. ist zuständig für Eingliederungshilfe und betreut zudem ein breites Spektrum von Hilfsbedürftigen: vom behinderten Kleinkind bis zum pflegebedürftigen Senior. Manche ihrer Fälle machen selbst die erfahrene Sachbearbeiterin betroffen: Wie etwa der Fall von Ingrid L. Die 79-Jährige hat in der DDR 30 Jahre bei der Post gearbeitet und war anschließend auf einem Bauernhof tätig. Ihre Rente liegt knapp über der Grundsicherung – zu wenig, um die Kosten für die Pflege zu zahlen, die sie zunehmend braucht. Anja S. versucht zu helfen.

Viele Menschen wenden sich in ihrer Not an das Sozialamt – doch die Aufgabe der Mitarbeiter ist es auch, sorgsam mit Steuergeldern umzugehen. Sie müssen die Anträge sehr genau prüfen. Ralf D. arbeitet seit 26 Jahren im Amt – in der Außenstelle Neustrelitz. Er ist es gewohnt, auf Wut und Unverständnis zu stoßen, wenn Geld verweigert wird. Dann muss er sich anhören, dass das Sozialamt nur für "die Ausländer" da sei. Dabei hat er klare Richtlinien.

Eine Antragstellerin ist Brigitte N. Die 67-Jährige erhält Wohngeld, hat aber trotzdem nicht viel zum Leben. Nach der Wende wurde sie arbeitslos. Sie kellnerte, machte Umschulungen und arbeitete lange in Ein-Euro-Jobs. Ralf D. versteht ihre schwierige Lage, doch das Gesetz sieht vor: Wohngeld oder Grundsicherung – beides geht nicht. Frau N. muss sich entscheiden.

Sachbearbeiter in Deutschlands Sozialämtern haben keinen guten Ruf. Zu Unrecht – wie die "ZDF.reportage" zeigt. Engagierte Mitarbeiter sind täglich im Einsatz, um zu helfen. Der 37-jährige Maik G. macht jährlich über 130 Hausbesuche. Er kümmert sich vor allem um die physisch und psychisch eingeschränkten Menschen im Landkreis. Bärbel J. arbeitet seit 35 Jahren im Amt und betreut Menschen, deren Einkünfte im Alter oder bei Erwerbsminderung nicht zum Leben reichen. In dieser Region keine Seltenheit, da fast alle Rentner eine gebrochene Erwerbsbiografie hinter sich haben: Mit der Wende kam für viele die Arbeitslosigkeit – und nicht alle fanden danach ein gutes Auskommen.

 * 

Deutschland, Deine Ämter: Die Berater vom Jobcenter

Nummer ziehen, Antrag ausfüllen, sich bewerben – und warten: Alltag im Jobcenter! Das Schicksal "Arbeitslosigkeit" betrifft knapp 2,5 Millionen Menschen. "Kunden" nennen die Mitarbeiter des Jobcenters die Menschen, die jeden Tag vor ihnen sitzen. "Arbeitslose" sagt dort keiner. Wer Leistungen vom Staat erhält, hat die Verpflichtung, sich um eine Arbeitsstelle zu bemühen. Der Weg ins Jobcenter gehört dazu.

Im Mittelpunkt der "ZDF.reportage" steht das Jobcenter Rhein-Erft in Kerpen. Dort werden jeden Tag die unterschiedlichsten Geschichten geschrieben: Geschichten voller Emotionen, Geschichten zwischen Erwartung und Enttäuschung.

Diana S. arbeitet seit neun Jahren am Empfang, der ersten Anlaufstelle für täglich etwa 160 Menschen mit Sorgen, Ängsten und Notlagen. Da ist beispielsweise die Kundin, bei der am nächsten Tag vom Energieversorger der Strom abgeklemmt werden soll. Diana schickt sie direkt weiter in die zweite Etage. Dort, in der Leistungsabteilung, nimmt sich Maki C. der Sache an, spricht mit der Kundin, ihrer Chefin und dem Stromanbieter – ein Fall, der sie nicht so schnell loslassen wird.

Eine weitere Aufgabe des Jobcenters: der Außendienst. Georg S. und Hediye E. bilden das sogenannte Bedarfsfeststellungsteam. Sie fahren raus zu den Kunden und überprüfen, ob diese ihre Anträge korrekt gestellt haben.

In der Vermittlungsabteilung leitet Markus B. das Team "Integration Plus", das einen "Bewerbertag" ins Leben gerufen hat. Das Jobcenter bringt im eigenen Gebäude Arbeitgeber und Arbeitssuchende zusammen.

 * 

Deutschland, Deine Ämter: Die Kontrolleure vom Verbraucherschutz

Deutschlands Lebensmittelwächter kommen stets unangemeldet. Sie dokumentieren Missstände mit Kamera und Berichtsblock. Sie beraten, belehren, ermahnen – oder verhängen ein Ordnungsgeld. Notfalls können die Kontrolleure einen Betrieb sogar schließen. Die Beamten des Amts für Verbraucherschutz sind sich ihrer besonderen Verantwortung bewusst: Immer geht es darum, den Bürger vor gesundheitlichen Gefahren, Irreführungen und Täuschungen zu bewahren.

Und davon gibt es nicht nur im Lebensmittelbereich mehr als genug. Winfried Ueckert ist der Chef des Verbraucherschutzamtes der Stadt Würzburg. Vor allem Großbetriebe stehen im Fokus der Behörde, denn dort können Hygienemängel verheerende Folgen haben. Doch die meisten Verstöße finden die Beamten eher in kleineren Gaststätten. "Oft ist es Unkenntnis, in seltenen Fällen böser Wille." sagt Ueckert.

Ungezieferbefall, Schimmelpilz oder gar verdorbenes Fleisch – die Beamten prüfen die Qualität der Lebensmittel in Geschäften, Restaurants und Märkten. Sie passen auf, dass das Essen, das angeboten wird, den geltenden Hygienevorschriften entspricht.

Die Freude ist in den Betrieben nicht unbedingt groß, wenn Winfried Ueckert und sein Kollege Peter Knauer an der Tür klopfen. Wenn die Lebensmittelkontrolleure etwas entdecken, das Gesundheitsgefahren für den Verbraucher birgt, wird im allerschlimmsten Fall der Laden dicht gemacht. "Meist findet man dann einen Aushang an der Tür, dort steht dann: Wegen technischer Störungen vorübergehend geschlossen. Oder: plötzlicher Trauerfall", erklärt Winfried Ueckert: "Keiner sagt: Geschlossen wegen Dreck in der Küche".

Gesetzesverstöße im Lebensmittelbereich gibt es laut der Verbraucherschutz-Organisation Foodwatch in jedem vierten Betrieb. Zu den größten Hygienesündern zählen Restaurants und Imbisse. Besonders dort, wo Fleisch serviert wird, wird es schnell kritisch. Das fängt bei ungewaschenen Händen an und endet bei der richtigen Kühlung oder Zubereitung.

Neben der Lebensmittelkontrolle kümmert sich die Behörde auch um Tierschutz. Zoohandlungen werden auf ihre Tierhaltung überprüft und Hunde danach beurteilt, ob sie gefährlich für den Menschen werden können oder nicht. Doch im Zentrum der Arbeit dieser Behörde steht die Gesundheit.

 * 

Infos zur "ZDF.reportage"

Die "ZDF.reportage" berichtet immer sonntags, 18.00 Uhr, aus der Alltagswirklichkeit der Zuschauer. Sie greift Themen auf, die aktuell und gesellschaftlich brisant sind. Dabei erzählt die "ZDF.reportage" immer aus der Perspektive der Betroffenen – von Menschen, ihren Lebenswegen und Schicksalen, ihren Konflikten, ihren Hoffnungen und Träumen. Die meisten Reportagen spielen in Deutschland, bei Auslandsthemen ist stets ein deutscher Bezug vorhanden.

Im Januar und Februar 2017 hatte die "ZDF.reportage" mit Blick auf das Wahljahr die vierteilige Reihe "Armes reiches Deutschland" über "Kein Geld für Kinder", "Rentner in Not", "Wohlstand in Gefahr?" und "Wenn ein Job nicht reicht" gesendet.

Die Redaktion der "ZDF.reportage" wird geleitet von Heike Schnaar.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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FEATURE/962: Deutschlandfunk Kultur - Deutsch-deutsche Geschichte nach dem Mauerfall 1989, 5.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Traum war Wirklichkeit, aber die Wirklichkeit nicht
traumhaft
Deutsch-deutsche Geschichte nach dem Mauerfall 1989

Von Ralph Gerstenberg

Zeitfragen. Feature

Montag, 5. Februar 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Zeit erschien wie eine Ewigkeit. Das letzte Schlupfloch
West-Berlin war gestopft, die DDR durch Mauer und Grenzanlagen vom
Westen hermetisch abgeriegelt. Vom 13. August 1961 bis in die
Abendstunden des 9. November 1989. Dann öffnete die SED - eher aus
Versehen - die Mauer. Inzwischen ist die Mauerzeit genauso lang wie
die Zeit danach: Am 5. Februar 2018 sind es genau 10.315 Tage. Über
die Mauerzeit ist viel geforscht, geschrieben und gesendet worden.
Allmählich rückt die Zeit danach ins Blickfeld. Nach dem Glücksrausch
des Mauerfalls folgte die tiefe Ernüchterung eines deutsch-deutschen
Alltags, in dem fremde Welten aufeinander prallten. Die Ex-DDR-Bürger
erlebten tiefe Brüche in ihren Biografien und machten Erfahrungen, die
bis heute prägend sind.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FEATURE/961: WDR 5 - Auf der Flucht vor Allah. Ex-Muslime in der europäischen Gesellschaft, 4.+5.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Auf der Flucht vor Allah - Ex-Muslime in der europäischen
Gesellschaft

Von Daniel Guthmann und Marcus Latton

Produktion SWR/SR 2017

WDR 5 Dok 5 - Das Feature

Sonntag, 04.02.2018, 11.05 - 12.00 Uhr, WDR 5

Montag, 05.02.2018, 20.04 - 21.00 Uhr, WDR 5



Für Rechtspopulisten, Behörden und Medien sind Flüchtlinge aus
islamischen Ländern vor allem eines: Muslime. Doch immer mehr
Asylsuchende versuchen sich von diesem Stigma zu befreien; und erleben
auch in Europa Verfolgung durch religiöse Fanatiker.
Sie sind Atheisten, Agnostiker und Säkulare aus Ländern wie Syrien,
Iran, Irak oder Marokko. In ihren Heimatländern haben sie für den
Abfall vom Islam viel riskiert: von der Ächtung durch Gesellschaft und
Familie über staatliche Verfolgung bis hin zur Todesstrafe, die
radikale Islamisten unter Berufung auf den Koran über sie verhängen.
Jetzt versuchen sie sich im säkularen Europa ein neues Leben
aufzubauen. Doch selbst hier können sie sich nicht sicher fühlen.
Religiöse Fanatiker machen ihnen das Leben zur Hölle - in
Flüchtlingsheimen und in sozialen Netzwerken. Auf die Solidarität
unserer Gesellschaft können sie sich nicht immer verlassen. Das
Feature porträtiert Ex-Muslime in Deutschland und in Frankreich in
ihrem Kampf um Anerkennung und um Freiheit von der Religion.
Podcast abonnieren: WDR Feature-Depot | mehr

Redaktion: Thomas Nachtigall

Das Feature steht nach der Sendung befristet zum kostenlosen Download
zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 31. Januar 2018

Herausgeber:
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HÖRSPIEL/1704: Deutschlandfunk Kultur - "Die Hexenbraut" von Frank Schulz, 5.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Hexenbraut

Von Frank Schulz

Regie: Wolfgang Seesko

NDR 2017/46'50

Kriminalhörspiel

Montag, 5. Februar 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein Dorf nahe Hamburg in den 70er-Jahren. Drei Jungen und zwei Mädchen
wollen Freunde fürs Leben sein. Erste Spannungen entstehen in der
Pubertät, vor allem zwischen Freddie und Willi, der unsterblich in die
von allen begehrte Lilo verknallt ist. Doch die liebt nur Freddie und
will ihn heiraten. Am Hochzeitstag verschwindet nicht nur die Braut,
sondern auch Willi. Er wird tot aufgefunden und Lilo, obwohl sie ihre
Unschuld beteuert, zu 17 Jahren ohne Bewährung verurteilt. Nun ist die
Zeit vorüber und Lilo wieder auf freiem Fuß.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1636: Deutschlandfunk - Besser essen mit Insekten. Schmaus oder Graus?, 4.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Made in Mayo

Insekten essen

Von Michael Arntz

Deutschlandfunk 2018

Freistil

Sonntag, 4. Februar 2018, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



In vielen Teilen der Welt gehören Insekten zum Speiseplan. Rund zwei
Milliarden Menschen verzehren ganz selbstverständlich Ameisen, Maden
und Grashüpfer. Die Krabbler werden gegrillt, gekocht oder sogar roh
gegessen. Gesund sind sie auch, weil sie reich an Proteinen und
zugleich fettarm sind. So könnten sie, als Alternative zum Fleisch,
helfen, die Eiweißversorgung der Zukunft zu sichern. Im Westen
allerdings löst schon der Gedanke an Würmer und Maden Ekel aus, vom
genussvollen Verzehr ganz zu schweigen. Aber es gibt Pioniere. Eine
Schweizer Supermarktkette bietet Burger und Bällchen aus Mehlwürmern
an. Und auch in Deutschland preisen mutige Gastronomen Insekten als
Delikatesse an - gezüchtet ohne Einsatz von Hormonen, Pestiziden und
Antibiotika. Besser essen mit Insekten: Schmaus oder Graus?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/367: Hannover - "24 Wochen", Science Movie Night über Schwangerschafts-Spätabbrüche, 23.2.


Pressemitteilung der VolkswagenStiftung

Öffentliche Veranstaltung am 23. Februar

"24 Wochen" - Science Movie Night über Bedingungen und Folgen von
Schwangerschafts-Spätabbrüchen



Bei einer Schwangerschaft können aus Euphorie und Begeisterung schnell
Angst und Sorgen werden, wenn plötzlich die Diagnose kommt, dass etwas
bei der Entwicklung des Kindes nicht stimmt. Kommt diese Diagnose erst
in der 24. Woche, steht oft die Frage nach einer Spätabtreibung im
Raum. Aber: Nach Paragraf 218a StGb sind Spätabtreibungen nur
zulässig, wenn beispielsweise Gefahr für das Leben der Schwangeren
besteht. Die sich stetig verbessernden medizinischen Möglichkeiten,
mit denen sich unter anderem Behinderungen früh diagnostizieren
lassen, stellen Eltern und Ärzte jedoch vor neue Herausforderungen:
Obwohl sie faktenbasiert für oder gegen das werdende Leben entscheiden
könnten, hebt Paragraf 218a ausschließlich auf die Situation der
künftigen Mutter ab. Allein die Tatsache, dass das Kind behindert sein
wird, berechtigt in Deutschland nicht zur Spätabtreibung. Wie
verändern die modernen Diagnosetechniken das Leben werdender Eltern?
Was spricht für und was gegen die Pränataldiagnostik?

Bei der Herrenhausen Science Movie Night folgt auf die
Kinofilmvorführung von "24 Wochen" eine Debatte mit Expert(inn)en aus
den Bereichen Medizin und Recht über gesetzlichen Regelungen, ethische
Wertvorstellungen und die Notwendigkeit medizinischer Eingriffe.

Herrenhausen Science Movie Night: "24 Wochen"

Freitag, 23. Februar 2018, 19 Uhr

Auditorium, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Hannover

"Herrenhausen SCIENCE MOVIE NIGHTS - Film trifft Wissenschaft" wendet
sich an ein kinobegeistertes Publikum, das mehr wissen will, als der
Film zeigt, und bietet einen außergewöhnlichen Mix aus unterhaltsamem
Kino, spannender Wissenschaft und originellen Persönlichkeiten.

Der Eintritt ist frei, die Kapazitäten sind begrenzt. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich, der Einlass beginnt um 18:15 Uhr.

PROGRAMM:

Einführung

Filmvorführung und Diskussionsrunde mit

Prof. Dr. Susanne Beck, Juristische Fakultät, Leibniz Universität Hannover

Katja Baumgarten, Hebamme und Regisseurin

Prof. Dr. Constantin von Kaisenberg, Bereichsleiter, Geburtshilfe und Pränatalmedizin, Medizinische Hochschule Hannover

Moderation durch Ruth Denkhaus, Zentrum für Gesundheitsethik (ZfG),
Evangelische Akademie Loccum, Hannover

Weitere Informationen zu Veranstaltungen der VolkswagenStiftung finden
Sie unter http://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungskalender.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 01.02.2018

Hrsg.: VolkswagenStiftung

Kastanienallee 35, 30519 Hannover

Jens Rehländer, Leiter Kommunikation

Telefon: 0511 8381 380

E-Mail: rehlaender@volkswagenstiftung.de

Internet: http://www.volkswagenstiftung.de
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





DER FILM/366: Köln - Post-Konflikt in Kolumbien, Filmabend und Symposium, 6. und 7. Februar 2018


idw - Pressemitteilung: Kunsthochschule für Medien Köln

Post-Konflikt in Kolumbien

Filmabend und Symposium zu Narrativen und künstlerischen Interventionen im Fall Kolumbien

6. und 7. Februar 2018, Aula, Kunsthochschule für Medien Köln (KHM),
Filzengraben 2, 50676 Köln



U.a. mit der Aktivistin Patricia Ariza, dem Filmemacher Victor
Gaviria, dem Dokumentarfilmer Marcel Kolvenbach, den Menschrechtlern
Hollman Morris und Stefan Ofteringer ...

Anmeldung für beide Veranstaltungen bitte über: juliane.kuhn@khm.de
Eintritt frei

Zusammen mit der UNAL (Universidad Nacional de Colombia / Bogotá),
seit 10 Jahren die Partneruniversität in Bogotá, veranstaltet die KHM
ein Symposium zur Rolle der Künstler*innen und Filmemacher*innen im
kolumbianischen Post-Konflikt.

Renommierte und international bekannte Künstler*innen, Aktivist*innen
und Dokumentaristen aus Kolumbien, Professor*innen der UNAL und der
KHM sprechen über die Möglichkeiten von künstlerischen Interventionen,
über ihre Erfahrungen in einer Übergangsphase vom bewaffneten Konflikt
zu einer postkolonialen Friedenssicherung.

Den Auftakt macht der Filmabend "Gewalt und Zensur" mit dem Regisseur
Victor Gaviria und dem Menchenrechtler Hollman Morris am Dienstag, 6.
Februar, 18:00 Uhr, Aula der KHM, Filzengraben 2, 50676 Köln

Film 1: "Testigo Indeseable? (Zeugen unerwünscht), Regie: Juan Lozano
2008, Dokumentarfilm (60min). Protagonist: Hollman Morris.

Film 2: "La Mujer del Animal? (Die Frau des Tiers), Regie Victor
Gaviria 2016, Spielfilm (120 min).

Mittwoch, 7. Februar: Symposium "Post-Konflikt"

10:00-19:00 Uhr, Aula der KHM, Filzengraben 2, 50676 Köln

mit Simultanübersetzungen

Es sprechen u.a. Patricia Ariza, Jaidy Diaz, Victor Gaviria, Marcel
Kolvenbach, Hollman Morris, Markus Lenz, Stefan Ofteringer, Carlos
Satizabal und Victor Viviescas

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.khm.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution161

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kunsthochschule für Medien Köln, Dr. Juliane Kuhn, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





NOTFALL/322: Fachgesellschaften fordern ausreichend Pflegepersonal in Notaufnahmen (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. -
31.01.2018

Fachgesellschaften fordern ausreichend Pflegepersonal in Notaufnahmen!



Konkrete Vorgaben für eine adäquate Pflegekraft-Besetzung von
Notaufnahmen, mehr Personal für eine bessere Patientenbetreuung sowie die
Anerkennung von Notaufnahmen als pflegeintensive Bereiche: Das fordern die
Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin
(DIVI) und die Deutsche Gesellschaft Interdisziplinäre Notfall- und
Akutmedizin (DGINA) von CDU, CSU und SPD.

"Die Parteien sind jetzt in den Koalitionsverhandlungen aufgefordert, die
Sondierungsergebnisse umzusetzen und den medizinischen sowie pflegerischen
Bereich zu stärken", sagt DGINA-Präsident Martin Pin, Chefarzt der
Zentralen Interdisziplinären Notaufnahme am Florence-Nightingale-Krankenhaus der
Kaiserswerther Diakonie in Düsseldorf. "Wir begrüßen die
Überzeugung der Parteien, mit der Sondierungsvereinbarung nachhaltige
Schritte zur Verbesserung der sektorenübergreifenden Notfallversorgung
einleiten zu wollen", ergänzt DIVI-Präsident Professor Stefan Schwab,
Direktor der Neurologischen Klinik des Universitätsklinikums Erlangen.

Die Notaufnahmen der Krankenhäuser übernehmen einen wesentlichen Teil der
Daseinsfürsorge bei ambulant und stationär zu behandelnden Notfällen. Sie
können Patienten mit den Mitteln des Krankenhauses zeitnah abklären und
somit stationäre Behandlungen vermeiden, außerdem kann bei schwer kranken
Patienten unmittelbar die richtige Behandlung eingeleitet werden.

Politik gefordert: Notaufnahme muss als pflegeintensiver Bereich definiert
werden

Die Pflegenden in den Notaufnahmen erfüllen vielfältige,
verantwortungsvolle Aufgaben, die von der Ersteinschätzung der
Dringlichkeit einer Notfallbehandlung über pflegerische Maßnahmen bei
Schwerstkranken und -verletzten sowie alten Patienten bis hin zu der
psychosozialen Betreuung von Notfallpatienten reicht. Für dieses besondere
Tätigkeitsprofil wird inzwischen eine spezifische Weiterbildung zur
"Notfallpflege" angeboten. Auch wenn die Bedeutung gut qualifizierter
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der klinischen Notfall- und
Akutmedizin nicht infrage steht, gibt es bisher keine Vorgaben für eine
adäquate pflegerische Besetzung von Notaufnahmen. Auch sind diese bisher
nicht als pflegesensitive Bereiche definiert worden.

Notfallzentren: Personaluntergrenzen sind dringend erforderlich

Die wichtige Aufgabe der Notaufnahmen beziehungsweise zukünftiger
Notfallzentren im Gesundheitswesen kann nur erfüllt werden, wenn eine
qualitativ und quantitativ ausreichende personelle Ausstattung,
insbesondere auch mit Pflegekräften, gegeben ist. Deswegen fordern die
DGINA und die DIVI, Notaufnahmen genauso wie Intensivstationen oder andere
bettenführende Krankenhausbereiche als pflegesensitive Bereiche zu
definieren, für die Personaluntergrenzen dringend erforderlich sind. Dies
müsse die Politik jetzt ändern.

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin
e.V. (DIVI):

Die 1977 gegründete Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv-
und Notfallmedizin e.V. (DIVI) ist ein weltweit einzigartiger
Zusammenschluss von mehr als 2.000 Anästhesisten, Neurologen, Chirurgen,
Internisten, Kinder- und Jugendmedizinern sowie Fachkrankenpflegern und
entsprechenden Fachgesellschaften.

Ihre fächer- und berufsübergreifende Zusammenarbeit und ihr
Wissensaustausch machen im Alltag den Erfolg der Intensiv- und
Notfallmedizin aus. Insgesamt bündelt die DIVI das Engagement von mehr als
30 Fachgesellschaften und persönlichen Mitgliedern.

Mehr über die DIVI im Internet: 

www.divi.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-notfallpflege-in-den-koalitionsverhandlungen-fachgesellschaften-fordern-ausreichend-pflegepersonal-in-notaufnahmen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V.,

Torben Brinkema, 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1890: Forschung - Metastasen ... die tödlichen Töchter (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 30.01.2018

Metastasen: die tödlichen Töchter



90 Prozent aller Krebstodesfälle gehen auf das Konto von Metastasen, wie
Mediziner die Absiedlungen bösartiger Tumoren nennen. Hat sich der Krebs
erst im Körper verbreitet, ist er in der Regel nicht mehr heilbar. Zum
Weltkrebstag am 4. Februar informieren Experten aus dem Deutschen
Krebsforschungszentrum, wie es zu dieser Ausbreitung kommt: Tumorzellen
zweckentfremden Blutbahnen, sabotieren ihre Umgebung und tarnen sich als
"Schläfer". Aber die Wissenschaftler haben Ideen, wie sich dieser
lebensbedrohliche Prozess möglicherweise aufhalten lässt.

Was macht Krebserkrankungen so gefährlich? 90 Prozent aller
Krebstodesfälle gehen auf das Konto von Tumorabsiedlungen, schätzt die
Weltgesundheitsorganisation WHO. Krebszellen, die sich vom Primärtumor
absondern, gelangen in entfernte Körperregionen und wachsen dort zu
Tochtergeschwülsten, Metastasen, heran. "Während sich viele Primärtumoren
vor allem in frühen Stadien heute gut behandeln lassen, sind Metastasen
die eigentliche und letztlich tödliche Gefahr", erklärt Susanne Weg-Remers, die
Leiterin des Krebsinformationsdienstes des Deutschen Krebsforschungszentrums
(DKFZ). "Leider kommt es immer wieder vor, dass ein Tumor nach zunächst
erfolgreicher Behandlung wiederkehrt. Wenn dann der Krebs bereits gestreut hat,
sinken die Erfolgsaussichten einer Therapie rapide. Neue Medikamente, die das
Rückfallrisiko senken können, sind daher ein zentrales Anliegen der
Krebsforschung."

Forscher schätzen, dass sich von einem Tumor in der Größe eines
Kubikzentimeters täglich etwa eine Million Zellen ablösen können - aber
nur ein verschwindend kleiner Prozentsatz davon wächst tatsächlich zu
einer Tochtergeschwulst heran. "Die Metastasierung ist im Grunde genommen
extrem ineffizient: Es müssen sehr viele Voraussetzungen zusammenkommen,
dass es dem Tumor gelingt, sich auszubreiten. Trotz der immensen
medizinischen Bedeutung der Metastasierung ist dieser Prozess leider noch
sehr wenig verstanden", sagt Hellmut Augustin vom DKFZ und von der
Medizinischen Fakultät Mannheim der Universität Heidelberg.

Heute ist unbestritten, dass sich Krebszellen - anders als früher vermutet
- auch schon von kleinsten Tumoren ablösen können. Um sich nun im Körper
zu verbreiten, ist ein Transportsystem erforderlich - und das organisiert
sich der Tumor selbst: Von einem Durchmesser von etwa einem Millimeter an
ist jede Krebsgeschwulst auf die Versorgung durch Blut- oder Lymphgefäße
angewiesen. Die lockt sie aktiv mit Wachstumsfaktoren herbei - und
zweckentfremdet sie als Fernstraßen, um Lunge, Leber oder das Gehirn zu
erreichen.

Tumorzellen und Blutgefäße: eine intime Beziehung

Die Reise über die Blutbahnen ist für eine Krebszelle beschwerlich: Sie
muss sich zunächst durch die Zellen der Gefäßwand zwängen. In der Blutbahn
selbst ist die starke Strömung eine immense Herausforderung. Um das
Gefäßinnere wieder zu verlassen, braucht die Krebszelle geeignete Proteine
zum Andocken und Überwinden der Gefäßbarriere.

"Das ist ein extrem aktiver Prozess, der auf zahlreichen Wechselwirkungen
zwischen der Krebszelle und den Gefäßwandzellen beruht", sagt Andreas
Fischer vom DKFZ. Der Gefäßexperte, der auch an der Medizinischen Fakultät
Mannheim der Universität Heidelberg forscht, erkannte vor kurzem, dass
Krebszellen die Blutgefäße für ihre eigenen Zwecke umprogrammieren: Sie
veranlassen die Gefäßwandzellen, ihnen leichter Durchlass zu gewähren.
Zugleich bilden die Gefäßwandzellen bestimmte Proteine aus, an denen sich
die Krebszelle wie mit einem Druckknopf verankern und die Blutbahn wieder
verlassen kann. Fischers Team konnte die molekularen Schalter, die an
dieser Sabotage beteiligt sind, identifizieren und teilweise mit
Antikörpern blockieren: Daraufhin entwickelten krebskranke Mäuse weniger
Lungenmetastasen.

Wegen der immensen Bedeutung der Blutgefäße für Wachstum und Ausbreitung
der Tumoren ist die Gefäßneubildung seit Jahrzehnten schon im Visier der
Krebsforscher. Das erste Medikament, das diesen Vorgang blockiert, kam
bereits 2005 auf den Markt - erzielte aber nur mäßige klinische Erfolge.

Hellmut Augustin versucht daher, auf andere Weise zu verhindern, dass sich
der Tumor mit neuen Adern versorgt. Dazu erforscht er systematisch die
Signalmoleküle der Gefäßwandzellen - und entdeckte kürzlich den Rezeptor
Tie1 als mögliches neues Therapieziel: Krebskranke Mäuse, in deren
Gefäßwandzellen Tie1 genetisch ausgeschaltet war, entwickelten deutlich
langsamer und deutlich weniger Metastasen - im Gegensatz zu ihren
genetisch normalen Artgenossen. "Sicherlich müssen mehrere
Schlüsselmoleküle zugleich blockiert werden, um die Gefäßneubildung
wirklich effizient zu unterdrücken", so der DKFZ-Forscher. "Ein Wirkstoff,
der den Rezeptor Tie1 inaktiviert, ließe sich sinnvoll mit anderen
antiangiogenen Medikamenten kombinieren."

Fruchtbarer Boden für Metastasen

Metastasen treten nicht nach dem Zufallsprinzip im Körper auf, sondern -
je nach Tumorart - bevorzugt in bestimmten Organen. So siedelt
Prostatakrebs besonders häufig in die Wirbelsäule ab, Melanome in das
Gehirn. Woran das liegt, ist nur teilweise bekannt. Allein an der
Blutmenge, die ein Organ durchströmt, kann es nicht liegen, sonst müsste
es beispielsweise viel mehr Metastasen in den Nieren geben - was aber
tatsächlich sehr selten vorkommt.

Bereits 1889 veröffentlichte der britische Chirurg Stephen Paget dazu eine
berühmte Theorie: "Seed and Soil", zu Deutsch etwa Saatkorn und Boden,
müssten bei der Metastasierung zusammenwirken, so der Forscher. Bestimmte
Gewebe böten bestimmten Krebszellen einen "fruchtbaren Boden",
beispielsweise in Form von Wachstumsfaktoren oder Molekülen, an die
Krebszellen andocken und sich festsetzten können.

"Schläfer" im Gehirn ausschalten

Besonders viele Rätsel gibt die Entstehung von Hirnmetastasen auf.
Insbesondere Melanome, Brust- und Lungenkrebs siedeln sich im Gehirn an:
"Obwohl es für Krebszellen gar nicht so einfach ist, dort hinzukommen",
sagt Frank Winkler, der am DKFZ und am Universitätsklinikum Heidelberg
erforscht, wie Hirnmetastasen entstehen.

Winkler hatte im Gehirn von Mäusen das Verhalten einzelner Tumorzellen
beobachtet und dabei ein typisches Verhaltensmuster festgestellt: Nach dem
Austritt aus der Blutbahn heftet sich die Krebszelle an die Außenseite
feiner Kapillargefäße und schart dort bestimmte Gehirnzellen um sich. In
dieser "Gefäß-Nische" nehmen Hirnmetastasen grundsätzlich ihren Anfang.

Die Frage ist nur, wann: Manchmal bleibt die Krebszelle einfach in ihrer
Nische liegen, ohne zu wachsen. "Es ist ein großes medizinisches Problem,
dass Metastasen oft erst viele Jahre nach einer scheinbar erfolgreichen
Krebsbehandlung auftreten. Wir wollen unbedingt herausfinden, wie diese
'Schläfer' es schaffen, zu einer lebensgefährlichen Hirnmetastase
heranzuwachsen", so der Neurologe.

Damit befasst sich das von der Deutschen Krebshilfe finanzierte
Verbundprojekt "Präventive Strategien gegen Hirntumoren", das Winkler
leitet. "Wir haben bereits wichtige Prozesse der Gehirnmetastasierung
aufgeschlüsselt und nehmen gezielt solche Interaktionen zwischen
Tumorzelle und Gehirn ins Visier, die wir mit heute schon verfügbaren
Medikamenten beeinflussen können." In spätestens drei Jahren wollen die
Forscher genug Erkenntnisse gesammelt haben, um eine klinische Studie zu
starten. Das Ziel ist, mit dem aussichtsreichsten Wirkstoff zukünftige
Gehirnmetastasen zu verhindern.

"Metastasen sind auch deswegen schwer zu behandeln, weil sie sich häufig
stark von den Krebszellen des Ursprungstumors unterscheiden", erklärt
Susanne Weg-Remers. "Neue Medikamente, die verhindern, dass Tumoren sich
überhaupt auf diese Weise ausbreiten, könnten die Krebstherapie bedeutend
verbessern. Bis dahin ist es umso wichtiger, dass Krebs früh erkannt wird,
bevor der Tumor gestreut hat. Rechtzeitig behandelt, gibt es heute bei
vielen Krebsarten eine gute Chance auf Heilung."

Der Krebsinformationsdienst des Deutschen Krebsforschungszentrums:

Fragen zu Krebs? Wir sind für Sie da.

Telefon: 0800 420 30 40 (kostenfrei, täglich von 8.00 - 20.00)

E-Mail: krebsinformationsdienst@dkfz.de

www.krebsinformationsdienst.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum, Dr. Sibylle Kohlstädt, 30.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1095: Hebammenstudium an der Dualen Hochschule Baden-Württemberg (idw)


Duale Hochschule Baden-Württemberg - 31.01.2018

Hebammenstudium an der DHBW Stuttgart - 2. Förderphase gewonnen



Stuttgart, 30. Januar 2018: Die DHBW Stuttgart wurde beim Wettbewerb
"Aufstieg durch Bildung: offene Hochschulen" vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) für eine weitere Förderphase von 2,5 Jahren
berücksichtigt. Das Projekt "Zukunftsweisende Bildungswege für das
Hebammenwesen (FEM - Future Education in Midwifery)" wird demnach vom Bund
mit rund 500.000 Euro unterstützt.

"Für uns ist es natürlich eine hohe Anerkennung der bisher geleisteten
Arbeit und wir freuen uns darauf, weiterhin Hebammen und
Entbindungspflegern die Möglichkeit einer Weiterqualifikation auf
hochschulischem Niveau anbieten zu können.", sagte Julia Butz,
wissenschaftliche Mitarbeiterin und Projektleitung.

Der berufsbegleitende Studiengang "Angewandte Hebammenwissenschaft"
fördert zusammen mit den Kooperationspartnern den Weiterbildungsbedarf in
der Gesundheitsbranche und bietet gleichzeitig die Möglichkeit, die
Akademisierung der Hebammen und Entbindungspfleger voranzutreiben. Im
Rahmen der ersten Förderphase begannen bereits zum Wintersemester 2017/18
32 Hebammen mit ihrem Studium an der DHBW Stuttgart. Damit startete zum
ersten Mal in Baden-Württemberg ein Studienprogramm der Angewandten
Hebammenwissenschaft für qualifizierte Hebammen.

"Das duale Studium ist die perfekte Studienform für die Akademisierung der
Hebammen. Die Verknüpfung von Theorie- und Praxisphasen vermittelt in
optimaler Weise die wissenschaftlich-fachliche Qualifikation, die die
Studierenden zu professionellen und kompetenten Expertinnen und Experten
macht und auf die weltweite Arbeitsbranche vorbereitet.", sagte Prof. Dr.
Joachim Weber, Rektor der DHBW Stuttgart.

Der duale Charakter des Studiums sorgt dafür, dass das erforderliche
Erfahrungswissen und die Handlungskompetenzen, die für die Versorgung von
Müttern und Neugeborenen unerlässlich sind, perfekt mit den
wissenschaftlichen und theoretischen Grundlagen verknüpft werden. Die
Zusammenarbeit mit den Kooperationspartnern ist dabei einer der
wesentlichen Bausteine für die Weiterbildung und Programmgestaltung des
Studienganges. Zu den Kooperationspartnern zählen unter anderem der
Hebammenverband Baden-Württemberg e. V. und ausgewählte Geburtszentren in
Baden-Württemberg, beispielsweise das Klinikum Stuttgart und die Alb-Fils-
Kliniken GmbH.


Ansprechpartnerinnen für Rückfragen zum Projekt:

Prof. Dr. Anke Simon

anke.simon@dhbw-stuttgart.de

Studiendekanin des Studienzentrums für Gesundheitswissenschaften und
Management

Frau Julia Butz

julia.butz@dhbw-stuttgart.de

Projektleitung

Weitere Informationen unter:

www.dhbw-stuttgart.de/erweiterte-hebammenpraxis

Die DHBW Stuttgart:

Die Duale Hochschule Baden-Württemberg Stuttgart gehört mit rund 8.300
Studierenden in Bachelor- und Masterstudiengängen zu den größten
Hochschuleinrichtungen in den Regionen Stuttgart und Oberer Neckar. In
Kooperation mit rund 2.000 ausgewählten Unternehmen und sozialen
Einrichtungen bietet sie mehr als 40 national und international
anerkannte, berufsintegrierte Bachelor-Studienrichtungen in den Fakultäten
Wirtschaft, Technik und Sozialwesen an. Die Studierenden wechseln im
dreimonatigen Rhythmus zwischen der Hochschule und dem Ausbildungsbetrieb,
dem Dualen Partner. Auf diese Weise sammeln sie bereits während der
Studienzeit Berufserfahrung. Finanzielle Unabhängigkeit, sichere Chancen
auf dem Arbeitsmarkt durch außergewöhnlich hohe Übernahmequoten, kleine
Kursgruppen und die internationale Ausrichtung bieten den Studierenden
enorme Vorteile. Weitere Informationen unter: 

www.dhbw-stuttgart.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dhbw-stuttgart.de/erweiterte-hebammenpraxis

http://www.dhbw-stuttgart.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Duale Hochschule Baden-Württemberg, Carolin Höll, 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/097: Krankenstand in Schleswig-Holstein - Erkältungswelle sorgt für mehr Fehltage (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 30. Januar 2018

Krankenstand in Schleswig-Holstein gestiegen

Erkältungswelle sorgt für mehr Fehltage



Arbeitnehmer meldeten sich 2017 in Schleswig-Holstein wieder häufiger
krank. Nach einer aktuellen Auswertung der DAK-Gesundheit stieg der
Krankenstand im nördlichsten Bundesland von 3,9 auf 4,0 Prozent. Ein
Grund dafür war ein Anstieg der Erkältungskrankheiten wie Bronchitis
und Sinusitis von fast zehn Prozent. Deutschlandweit stieg der
Krankenstand um 0,2 Prozentpunkte auf 4,1 Prozent.

Atemwegserkrankungen machten den Schleswig-Holsteinern im vergangenen
Jahr zu schaffen: Die Anzahl der Fehltage aufgrund von Erkältungen
stieg um knapp zwölf Prozent im Vergleich zum Vorjahr. "Eine
Erkältungswelle beeinflusst den Krankenstand eines Jahres. Trifft sie
uns wie in 2017, hat dies negative Auswirkungen auf die Anzahl der
Ausfalltage", kommentiert Cord-Eric Lubinski, Leiter der
DAK-Landesvertretung Schleswig-Holstein die Entwicklung. Ein
Erwachsener erkrankt durchschnittlich bis zu viermal im Jahr an einem
grippalen Infekt, Kinder sogar bis zu zehnmal. Der häufigste Grund für
Fehltage waren erneut Muskel-Skelett-Erkrankungen, wie beispielsweise
Rückenschmerzen. Sie verursachten fast 320 Fehltage je 100
erwerbstätige Versicherte. Auf Rang zwei mit 268 Ausfalltagen folgen
die psychischen Erkrankungen, wie Depressionen. Im vergangenen Jahr
war knapp jeder zweite schleswig-holsteinische Arbeitnehmer mindestens
einmal krankgeschrieben.

Für die Analyse zum Krankenstand wurden die Daten von rund 2,5
Millionen erwerbstätigen Versicherten der Krankenkasse DAK-Gesundheit
durch das IGES Institut in Berlin ausgewertet.

Die DAK-Gesundheit ist eine der größten gesetzlichen Kassen in
Deutschland und versichert 5,8 Millionen Menschen.

Mehr Informationen im Internet:

www.dak.de

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 30. Januar 2018

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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VORSORGE/776: Antibiotikaprophylaxe bei Verdacht auf eine Knochen- oder Gelenksinfektion (idw)


UniversitätsSpital Zürich - 31.01.2018

Antibiotikaprophylaxe bei Verdacht auf eine Knochen- oder Gelenksinfektion
ist sinnvoll



Bei Verdacht auf orthopädische Infektionen spricht nichts dagegen, eine
Antibiotikaprophylaxe innert 60 Minuten vor der Operation zu verabreichen.
Dies bestätigt eine neue Studie der Klinik für Infektionskrankheiten und
Spitalhygiene am UniversitätsSpital Zürich und der orthopädischen
Universitätsklinik Balgrist. Die Diagnostik wird dadurch nicht
beeinflusst. Generell ist eine Antibiotikaprophylaxe wichtig zur Senkung
der postoperativen Infektionen.

Bei einer vermuteten Knochen- oder Gelenksentzündung erfolgt in der Regel
eine Operation mit Entnahme von verschiedenen Gewebebiopsien, die auf
Bakterien untersucht werden. Dabei unterbleibt eine prophylaktische
Antibiotika-Gabe häufig, da man besorgt ist, dass die Antibiotika kurz vor
der Operation das Bakterienwachstum und damit die Identifikation der
verantwortlichen Bakterien verhindert. Die Antibiotikaprophylaxe wäre bei
orthopädischen Operationen jedoch sinnvoll - besonders, wenn Implantate
eingesetzt sind. Im Rahmen des chirurgischen Eingriffs kommt es selten zu
einer Verunreinigung oder Infektion mit Bakterien, die auf der Haut
angesiedelt sind. Dazu zählen verschiedene Staphylokokken, Streptokokken
oder das Cutibacterium (Propionibacterium) acnes.

"Die Antibiotikaprophylaxe wird bei Verdacht auf eine orthopädische
Infektion oft nicht durchgeführt, weil die behandelnden Ärzte befürchten,
dass sie dann die bakterielle Ursache der Entzündung nicht mehr finden und
folglich auch nicht gezielt behandeln können", sagt die Infektiologin
Yvonne Achermann, Oberärztin an der Klinik für Infektionskrankheiten und
Spitalhygiene des UniversitätsSpitals Zürich und an der Universitätsklinik
Balgrist. Frühere Studien zu der Frage seien entweder zu klein gewesen
oder hätten nicht die direkten Auswirkungen einer kurzfristigen Prophylaxe
auf die intraoperative Diagnostik untersucht.

Infekte in Schulter, Hüfte und Knie

Deshalb wertete nun ein Team von Infektiologen und Orthopäden in einer
retrospektiven Studie die Daten von 110 Patienten aus, die zwischen Januar
2005 und Dezember 2015 in der Universitätsklinik Balgrist operiert und
nach der Operation mindestens einmal positiv auf Cutibacterium acnes
getestet wurden. Am häufigsten betroffen waren Schultern (72), seltener
Hüften (25) oder Knie (6). Bei 64 der Patienten wurde die Infektion mit
dem Akne-Bakterium eindeutig bestätigt. 44, beziehungsweise knapp 70
Prozent dieser Patienten, hatten vor dem Eingriff keine
Antibiotikaprophylaxe erhalten.

Unabhängig davon, ob die Prophylaxe gegeben wurde, fanden die
Studienautorinnen keinen Unterschied bezüglich der Anzahl Tage, die bis
zur Diagnose des krankheitsauslösenden Bakteriums verstrichen.
Unbeeinflusst war auch das Verhältnis der positiven Proben zur Zahl der
insgesamt entnommenen Proben.

Um eine homogene Gruppe von Infektionen mit dem gleichen Bakterium zu
untersuchen, wurde das langsam wachsende Cutibacterium acnes ausgewählt,
das besondere Schwierigkeiten in der Diagnose von orthopädischen
Infektionen macht. Ähnliche Ergebnisse sind jedoch auch bei anderen
Bakterien zu erwarten. Die bislang grösste derartige Studie zeige, dass
die prophylaktische Antibiotika-Gabe die für die Behandlung entscheidende
mikrobiologische Analyse nicht störe, betont Yvonne Achermann. "Wir
empfehlen, innert 60 Minuten vor einem orthopädischen Eingriff
routinemässig Antibiotika zur Prophylaxe zu geben. Das verringert das
Risiko bakterieller Infektionen durch die Operation und schützt zudem das
Implantat."


Weitere Informationen finden Sie unter

http://jcm.asm.org/content/56/2/e01576-17.full.pdf+html?sid=efe8c8c4-e8b3-4b5a-92cb-10277a53c439 

Medienmitteilung vom 30. Januar 2018 zur Veröffentlichung des Artikels
"Perioperative antibiotic prophylaxis has no effect on time to positivity and
proportion of positive samples: a cohort study of 64 Cutibacterium acnes bone
and joint infections" im Fachmagazin Journal of Clinical Microbiology.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1839

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

UniversitätsSpital Zürich, Nathalie Plüss, 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/720: Altersbedingte Veränderungen in der Genaktivität und altersspezifische Erkrankungen (idw)


Exzellenzcluster Entzündungsforschung - 30.01.2018

Krebs oder Herzversagen?



Während in der Altersgruppe der 60-Jährigen Krebs noch die häufigste
Todesursache ist, nimmt der Anteil dieser Erkrankung an der
Gesamtmortalität mit zunehmendem Alter ab, während degenerative
Erkrankungen mit fortschreitendem Alter an Bedeutung gewinnen. Was steckt
dahinter? Und kann man diese Verschiebung zumindest teilweise erklären,
indem man die auftretenden molekularen Veränderungen untersucht und mit
den molekularen Signaturen jeder dieser Erkrankungen vergleicht? Ein
internationales Forscherteam unter der Leitung von Professor Christoph
Kaleta, Universität Kiel, hat untersucht, wie altersbedingte Veränderungen
in der Genaktivität mit altersspezifischen Erkrankungen zusammenhängen.

Um die Wechselwirkungen zwischen dem Alterungsprozess und
altersspezifischen Erkrankungen zu verstehen, haben Wissenschaftler vom
Jena Centre for Systems Biology of Ageing (JenAge) die bisher umfassendste
Vergleichsstudie zur Alterung verschiedener Spezies und Gewebearten
durchgeführt. "Mithilfe von vergleichenden, systemübergreifenden Methoden
können wir komplexe biomedizinische Prozesse wie die des Alterns
hervorragend erforschen", so JenAge-Koordinator Dr. Jürgen Sühnel vom
Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut (FLI).
Koordiniert wurde die Studie von Professor Christoph Kaleta von der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, der auch Mitglied im
Exzellenzcluster "Entzündungsforschung" ist, und Professor Eytan Ruppin
von der University of Maryland, USA. Die Wissenschaftler haben
Veränderungen in der Genaktivität verschiedener Organe bei Menschen,
Mäusen, Zebrafischen sowie bei den kurzlebigen Prachtgrundkärpflingen der
Gattung Nothobranchius furzeri im Altersverlauf verglichen. "Wir haben
viele Ähnlichkeiten in Bezug auf die molekularen Signaturen von
altersbedingten Veränderungen in den untersuchten Spezies gefunden. Unsere
Ergebnisse weisen klar darauf hin, dass der Alterungsprozess bei sehr
unterschiedlichen Wirbeltieren im Kern sehr ähnlich verläuft, obwohl die
Lebensspannen der untersuchten Spezies von wenigen Monaten bis hin zu fast
einem Jahrhundert reichen", so Professor Kaleta, korrespondierender Autor
der Studie.

Im Anschluss verglichen die Forscher die veränderten Genaktivitäten mit
den Signaturen altersspezifischer Erkrankungen. Sie fanden dabei heraus,
dass die altersbedingten Veränderungen in der Genaktivität von ähnlichen
Veränderungen wie bei degenerativen Erkrankungen begleitet wurden.
Überraschenderweise wiesen diese Veränderungen im Vergleich zu Krebs eine
umgekehrte Entwicklung auf. "Unsere Ergebnisse zeigen, dass das Altern
nicht unbedingt sämtliche altersbedingten Erkrankungen fördert, sondern
sehr erkrankungsspezifische Einflüsse hat", erklärt Professor Kaleta. In
der Tat könnten die unterschiedlichen Einflüsse des Alterns auf
verschiedene Erkrankungen eine Erklärung dafür liefern, warum im hohen
Alter die Wahrscheinlichkeit an Krebs zu sterben im Vergleich zu
degenerativen Erkrankungen sinkt. Interessanterweise konnten die
Wissenschaftler diesen Unterschied zwischen Krebs und degenerativen
Erkrankungen auch auf Genom-Ebene feststellen: viele Risikogene, die die
Gefahr des Auftretens von degenerativen Krankheiten erhöhen, schützen
gleichzeitig vor Krebs und andersherum.

Während die Forscher nur darüber spekulieren können, warum die
altersbezogenen Veränderungen zwischen Krebs und degenerativen
Erkrankungen so gegensätzlich verlaufen, vermuten sie, dass dies mit der
laufenden Anhäufung geschädigter DNA (Desoxyribonukleinsäure) in den
Zellen alternder Menschen zusammenhängen könnte, die wiederum das
Krebsrisiko erhöhen. Als Folge davon versucht das Immunsystem, die
geschädigten Zellen zu zerstören oder einzudämmen und so die Entwicklung
von Krebs zu unterbinden. Dieser Zusammenhang ist möglicherweise auch eine
Ursache für die bei älteren Personen häufig beobachtete leichte chronische
Entzündung, die wiederum eine degenerative Schädigung des Gewebes
begünstigt. "Da die molekularen Signaturen von Krebs und degenerativen
Erkrankungen in grundlegenden zellulären Prozessen so gegensätzlich sind,
können die im hohen Lebensalter stattfindenden molekularen Veränderungen
logischerweise auch nicht gleichzeitig gegen Krebs und degenerative
Erkrankungen schützen", erläutert Professor Ruppin von der University of
Maryland. "Unsere Ergebnisse zeigen, dass die Veränderungen zwar dem
erhöhten Krebsrisiko entgegenwirken, der Preis dafür jedoch ein
wahrscheinlich zwangsläufig erhöhtes Risiko für degenerative Erkrankungen
ist."

Die neuen Erkenntnisse deuten also ganz klar auf eine starke Verbindung
zwischen degenerativen Alterserkrankungen und Krebs hin. Von besonderer
Bedeutung sind diese Ergebnisse auch im Hinblick auf die derzeitige Suche
nach Behandlungsmethoden zur Umkehr von altersbedingten Veränderungen. Vor
dem Hintergrund dieser neuen Erkenntnisse sollten derartige Ansätze vor
allem im Hinblick auf mögliche Auswirkungen auf die Krebsentwicklung
sorgfältig untersucht werden.


Originalpublikation:

Aramillo Irizar, P, Schäuble, S, Esser, D, Groth, M, Frahm, C, Priebe, S,
Baumgart, M, Hartmann, N, Marthandan, S, Menzel, U, Müller, J, Schmidt, S,
Ast, V, Caliebe, A, König, R, Krawczak, M, Ristow, M, Schuster, S,
Cellerino, A, Diekmann, S, Englert, C, Hemmerich, P, Sühnel, J, Guthke, R,
Witte, OW, Platzer, M, Ruppin, E und Kaleta, C (2018): Transcriptomic
alterations during ageing reflect the shift from cancer to degenerative
diseases in the elderly. Nature Communications

http://dx.doi.org/10.1038/s41467-017-02395-2


Der Exzellenzcluster "Inflammation at Interfaces/Entzündungsforschung"
wird seit 2007 durch die Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder mit
einem Gesamtbudget von 68 Millionen Euro gefördert; derzeit befindet er
sich in der zweiten Förderphase. Die rund 300 Clustermitglieder an den
insgesamt vier Standorten: Kiel (Christian-Albrechts-Universität zu Kiel,
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein, Muthesius Kunsthochschule),
Lübeck (Universität zu Lübeck, UKSH), Plön (Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie) und Borstel (Forschungszentrum Borstel - Leibniz-Zentrum für
Medizin und Biowissenschaften) forschen in einem innovativen, systemischen
Ansatz an dem Phänomen Entzündung, das alle Barriereorgane wie Darm, Lunge und
Haut befallen kann.

Das Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut (FLI)
ist seit 2004 die erste Forschungseinrichtung, die sich der
biomedizinischen Alternsforschung widmet. Mehr als 330 Mitglieder aus über
30 Nationen erforschen die molekularen Mechanismen, die Alterungsprozessen
und damit zusammenhängenden altersspezifischen Erkrankungen zugrunde
liegen. Weitere Informationen finden Sie unter 

www.leibniz-fli.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://inflammation-at-interfaces.de/de/newsroom/aktuelles/krebs-oder-herzversagen?set_language=de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1576

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster Entzündungsforschung, Dr. Tebke Böschen, 30.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KREBS/1152: Studie - Hilfe übers Internet verbessert Lebensqualität von Krebspatienten (idw)


Universität Basel - 31.01.2018

Krebspatienten: Hilfe übers Internet verbessert Lebensqualität



Die Diagnose Krebs bringt eine grosse psychische Belastung mit sich. Doch
viele Patienten erhalten keine psychologische Unterstützung. Ein Online-Programm
zur Stressbewältigung kann die Lebensqualität merklich
verbessern. Dies zeigt eine Studie von Forschenden der Universität Basel
und des Universitätsspitals Basel, die im "Journal of Clinical Oncology"
erschienen ist.

Eine Krebsdiagnose bedeutet immer auch eine massive psychische Belastung.
Der psychische Stress beeinträchtigt die Lebensqualität und kann sich auch
negativ auf die Therapie und den Krankheitsverlauf auswirken.

Krebsbehandlungen sollten deshalb mit einer psychologischen Unterstützung
verbunden werden, doch ist dies heute längst nicht für alle Betroffenen
Realität. Insbesondere in der schwierigen Zeit unmittelbar nach der
Diagnose wird nur eine Minderheit psychologisch professionell unterstützt.

Stress aktiv mindern

Um Menschen mit Krebsleiden in dieser schwierigen Situation zu erreichen
und ihnen eine niederschwellige Möglichkeit zum Umgang mit der Belastung
anzubieten, haben Forschende der Universität Basel und des
Universitätsspitals Basel das Online-Stressmanagement-Programm STREAM
("Stress aktiv mindern") entwickelt.

Über acht Wochen werden den Patientinnen und Patienten mittels
Informationen, individuellen Übungen und spezifischen Anleitungen
Strategien aufgezeigt, wie sie den Umgang mit der Krebserkrankung
bewältigen können. Dazu loggen sie sich über einen persönlichen, anonymen
Zugang ein. Einmal pro Woche findet zudem über eine integrierte E-Mail-Plattform
ein schriftlicher Austausch mit einer Psychologin statt.

Erste Studie im deutschsprachigen Raum

Eine Studie zeigt nun, dass das webbasierte Beratungs- und
Betreuungsangebot die Lebensqualität der Betroffenen signifikant
verbessert und der erlebte Stress deutlich reduziert werden konnte.

Insgesamt wurden 129 Patientinnen und Patienten aus der Schweiz,
Deutschland und Österreich innerhalb von 12 Wochen nach Beginn ihrer
Krebstherapie in eine Interventions- oder Kontrollgruppe eingeteilt.
Letztere erhielt erst nach acht Wochen Wartefrist Zugang zum Programm, was
einen Vergleich der beiden Gruppen ermöglichte.

Die Personen, welche das STREAM-Programm absolviert hatten (mehrheitlich
Brustkrebspatientinnen), schätzten ihre Lebensqualität deutlich besser ein
als die Kontrollgruppe. Auch der negative Stress, gemessen auf einer Skala
von 0 bis 10, ging in der Online-Gruppe signifikant stärker zurück als in
der Kontrollgruppe.

"Die Ergebnisse zeigen, dass eine webbasierte Selbsthilfe mit
regelmässigem E-Mail-Kontakt zum Psychologen das Potenzial hat, neu
diagnostizierte Krebspatienten effizient zu unterstützen und somit ihre
Behandlung entscheidend zu verbessern" kommentiert Prof. Dr. Viviane Hess,
Professorin für Medizinische Onkologie und Leitende Ärztin Onkologie in
Basel.

Ergänzend zu den bisherigen Angeboten eröffnen sich mit dem Online-Programm neue
Möglichkeiten, Betroffene zu unterstützen, welche bisher
nicht erreicht werden konnten. "Die Digital Natives nähern sich dem Alter,
in dem das Risiko für altersbedingte Krankheiten wie Krebs steigt. Auch
deshalb werden Ansätze zur Integration des Internets in die
Patientenversorgung weiter an Bedeutung gewinnen", so Viviane Hess.

Die Studie wurde vom Schweizerischen Nationalfonds und der Krebsforschung
Schweiz unterstützt und im "Journal of Clinical Oncology" publiziert.


Originalbeitrag

Corinne Urech, Astrid Grossert, Judith Alder, Sandra Scherer, Barbara
Handschin, Benjamin Kasenda, Borislava Borislavova, Sven Degen, Jennifer
Erb, Alexandra Faessler, Laura Gattlen, Sarah Schibli, Celine Werndli,
Jens Gaab, Thomas Berger, Thomas Zumbrunn, Viviane Hess

Web-based stress management for newly diagnosed cancer patients (STREAM):
A randomized, wait-list controlled intervention study

Journal of Clinical Oncology (2018), doi: 10.1200/JCO.2017.74.8491

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.unibas.ch/de/Aktuell/News/Uni-Research/Krebspatienten-Hilfe-uebers-Internet-verbessert-Lebensqualitaet.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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POLITIK/253: Rituximab - Neue Hilfstaxe bevorzugt teures Altoriginal einseitig (Pro Biosimilars)


Arbeitsgemeinschaft Pro Biosimilars - 31. Januar 2018

Rituximab

Neue Hilfstaxe bevorzugt teures Altoriginal einseitig - und stellt Biosimilars schlechter



Berlin - In der vergangenen Woche wurden erste Details zur neuen
Hilfstaxe bekannt. Die Hilfstaxe regelt die Erstattungspreise für
Arzneimittelwirkstoffe und Zubereitungen aus Arzneimittelwirkstoffen
wie z. B. Zytostatika. Demnach sieht der Schiedsspruch der
Schiedsstelle unterschiedliche Abschläge auf das Rituximab des
Erstanbieters (4,2 Prozent) und die dazu vorhandenen Biosimilars
(7,5 Prozent) vor.

"Der niedrigere Abschlag auf das Rituximab-Altoriginal ist
widersinnig. Er belohnt den Erstanbieter für seine Praxis, dem
Gesundheitssystem de facto kaum Rabatte auf seinen hohen Listenpreis
zu gewähren. Biosimilaranbieter dagegen, die dem System aufgrund ihrer
ohnehin deutlich niedrigeren Listenpreise erhebliche Preisvorteile
ermöglichen, müssen nach dem Schiedsspruch nun auch noch höherer
Rabatte als der Erstanbieter gewähren. Dabei haben die
Biosimilarunternehmen qua Zulassung belegt, dass ihre Präparate in der
Versorgung von Krebspatienten völlig gleichwertig sind", so Dr.
Andreas Eberhorn, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft Pro
Biosimilars.

Ein unterschiedlicher Abschlag ermöglicht es dem Erstanbieter, dem
Apotheker Einkaufskonditionen zu gewähren, die den Einsatz des teuren
Erstanbieterpräparates zulasten der Gesetzlichen Krankenversicherung
attraktiv machen. Obwohl die Auswahl des Produktes in der Hand des
behandelnden Onkologen liegt, wird dadurch eine indirekte Steuerung
weg von den preisgünstigen Versorgungsalternativen induziert, die
weder im Sinne der Versicherten, noch im Sinne des Gesundheitssystems
liegt.

Die AG Pro Biosimilars ist die Interessenvertretung der
Biosimilarunternehmen in Deutschland. Sie steht allen Unternehmen
offen, die Biosimilars entwickeln, herstellen und für die Versorgung
bereitstellen. Die Arbeitsgemeinschaft unter dem Dach des Pro Generika
e.V. engagiert sich für einen bedarfsgerechten Zugang der Patientinnen
und Patienten zu modernen biopharmazeutischen Arzneimitteltherapien,
für eine bezahlbare Versorgung und für faire und nachhaltige
Wettbewerbsbedingungen.

 * 

Quelle:

Arbeitsgemeinschaft Pro Biosimilars

Pressemitteilung vom 31. Januar 2018

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11
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INITIATIVE/112: Kunst gegen Komasaufen - DAK-Kampagne zur Alkoholprävention (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 31. Januar 2018

Gesundheitsminister Heiner Garg startet DAK-Kampagne "bunt statt blau" 2018 in Schleswig-Holstein

11.000 Schulen können bundesweit am Plakatwettbewerb zur Alkoholprävention teilnehmen



Kunst gegen Komasaufen: Unter diesem Motto starten Gesundheitsminister
Heiner Garg und die DAK-Gesundheit die erfolgreiche Kampagne "bunt
statt blau" 2018 zur Alkoholprävention in Schleswig-Holstein. Der
Plakatwettbewerb für Schüler zwischen zwölf und 17 Jahren findet zum
neunten Mal statt. Bundesweit sind 11.000 Schulen zur Teilnahme
eingeladen. Hintergrund: 2016 kamen bundesweit 22.133 Kinder und
Jugendliche mit einer Alkoholvergiftung ins Krankenhaus, 1,8 Prozent
mehr als im Vorjahr. Damit ist die Zahl der betroffenen Kinder und
Jugendlichen erstmals seit 2012 wieder gestiegen. In
Schleswig-Holstein waren es mit 661 Betroffenen 6,1 Prozent weniger
als im Jahr 2015. Experten fordern weitere Aufklärung über die Risiken
des Rauschtrinkens, auch in der Schule.

"Viele Jugendliche überschätzen sich und glauben, exzessives Trinken
gehöre zum Feiern dazu. Wenn bereits zehnjährige Kinder betrunken in
der Klinik landen, müssen wir handeln", erklärt Cord-Eric Lubinski,
Leiter der Landesvertretung der DAK-Gesundheit in Schleswig-Holstein.
"Schüler sollen offen und ehrlich über das Thema Alkohol aufgeklärt
werden. Das Besondere bei 'bunt statt blau': Hier werden junge
Künstler selbst zu glaubwürdigen Botschaftern gegen das
Rauschtrinken." Seit 2010 haben bundesweit mehr als 87.000 Teilnehmer
Plakate zum Thema eingereicht. Zahlreiche Landesregierungen,
Suchtexperten und Künstler unterstützen die mehrfach ausgezeichnete
Aktion.

"Es ist erfreulich, dass sich der positive Trend aus 2015 in
Schleswig-Holstein fortgesetzt hat. Trotzdem dürfen wir in unserem
Engagement nicht nachlassen: Kinder und Jugendliche müssen so gestärkt
werden, dass sie selbst erkennen, dass sinnloses Betrinken weder cool
noch schlau ist. Durch den Wettbewerb beschäftigen sich die
Jugendlichen selbstständig mit dem Thema und lernen voneinander über
die negative Wirkung für die Gesundheit - gerade für junge Menschen.
Rauschtrinken löst kein Problem, sondern schafft eher welche", betont
Schirmherr Gesundheitsminister Garg.

Nach einer Studie des Kieler Instituts für Therapie- und
Gesundheitsforschung (IFT-Nord) erklärt die Mehrheit der jungen
Künstler, sie hätten durch den Wettbewerb "bunt statt blau" etwas über
die Gefahren von Alkohol gelernt. Nach ihrer Einschätzung trägt die
Kampagne auch dazu bei, dass junge Leute vernünftiger mit Alkohol
umgehen.

Gemeinsam mit der Drogenbeauftragten der Bundesregierung, Marlene
Mortler, und dem Vorstandsvorsitzenden der DAK-Gesundheit, Andreas
Storm, wählt die Bundesjury nach dem Einsendeschluss am 31. März aus
16 Landesgewinnern den Bundessieger "bunt statt blau" 2018. Neu in der
Jury ist der Hamburger Newcomer Emree Kavás. Der Deutsch-Soul-Sänger
begeistert mit seiner erfolgreichen Debütsingle "Kopf Hoch"
Medienvertreter und Fans gleichermaßen.

Der Sucht- und Drogenbericht der Bundesregierung lobt "bunt statt
blau" seit Jahren als erfolgreiches und beispielhaftes
Präventionsprojekt gegen den Alkoholmissbrauch von Jugendlichen. Die
erfolgreiche Gesundheitskampagne wurde mehrfach ausgezeichnet, zuletzt
mit dem renommierten "Internationalen Deutschen PR-Preis 2014". Die
Kampagne ist eingebunden in die "Aktion Glasklar", die seit zwölf
Jahren Schüler, Lehrer und Eltern über das Thema Alkohol aufklärt.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 31. Januar 2018
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PFLEGE/717: Verbesserungen, aber auch Mängel in der Pflege (MDS und GKV-Spitzenverband)


GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG - 1. Februar 2018

Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

GKV-Spitzenverband

Verbesserungen, aber auch Mängel in der Pflege



Viele Pflegeheime und ambulante Pflegedienste erfüllen die
Anforderungen an eine gute Pflege. Aber es gibt weiterhin
Verbesserungsbedarf. Das ist das Ergebnis des 5.
MDS-Pflege-Qualitätsberichts, der heute vom GKV-Spitzenverband und vom
Medizinischen Dienst des GKV-Spitzenverbandes (MDS) in Berlin
vorgestellt wurde. Mängel in der Heimversorgung gibt es bei der
Schmerzerfassung und der Wundversorgung sowie in der ambulanten Pflege
bei der Intensivpflege und der Beratung der Pflegebedürftigen. Leichte
Verbesserungen sind bei der Dekubitusprophylaxe und bei
freiheitsentziehenden Maßnahmen zu verzeichnen. Erstmals werden
Ergebnisse aus den Abrechnungsprüfungen in der ambulanten Pflege
veröffentlicht.

Grundlage des Berichts sind Daten aus über 26.000 Qualitätsprüfungen,
die im Jahr 2016 in Pflegeheimen und ambulanten Pflegediensten durch
den MDK (Medizinischen Dienst der Krankenversicherung) stattgefunden
haben. Die MDK-Prüferinnen und Prüfer untersuchten dabei die
Versorgungsqualität bei 175.000 pflegebedürftigen Menschen. Die
Ergebnisse sind repräsentativ für die Pflege in Deutschland.

"Auch wenn noch Einiges zu tun ist, entwickelt sich die Pflegequalität
doch insgesamt in die richtige Richtung. Zwei zentrale Baustellen
haben wir jedoch noch darüber hinaus: Die Bedingungen für die
Pflegekräfte müssen besser werden, damit sich mehr Menschen auch
dauerhaft für diesen Beruf entscheiden. Denn neben allen
Qualitätskriterien sind die Menschen der Schlüssel für gute Pflege.
Ein zweites wichtiges Anliegen ist die Stärkung der Transparenz über
die Pflegequalität. Derzeit arbeitet die Wissenschaft an einem neuen
System und wir erwarten, dass wir Ende dieses Jahres mit der Umsetzung
beginnen können. Schlechte Qualität soll sich, anders, als es bei den
Pflegenoten möglich war, nicht mehr verstecken können", sagt Gernot
Kiefer, Vorstand des GKV-Spitzenverbandes.

"Die Berichtsergebnisse zur Versorgungsqualität zeigen, dass weitere
Verbesserungen notwendig sind. Zum Beispiel bei der Schmerzerfassung -
wenn diese nicht systematisch erfolgt, dann können Medikamentengaben
nicht angepasst werden. Oder Beispiel Wundversorgung - bei jedem
vierten Pflegebedürftigen ist sie nicht nach dem aktuellen
Wissensstand erfolgt", erläutert Dr. Peter Pick, Geschäftsführer des
MDS. Es besteht sowohl bei der Personalausstattung als auch bei der
Umsetzung des fachlich Gebotenen Handlungsbedarf. "Der Bericht belegt
aber dennoch, dass die Mehrheit der Pflegebedürftigen entsprechend der
Anforderungen an eine gute Pflege versorgt wird." Um die
Pflegequalität weiter zu sichern und auszubauen sind nach wie vor
externe Qualitätsprüfungen mit professioneller Beratung unverzichtbar.

Jürgen Brüggemann, Teamleiter Pflege beim MDS, der den 5.
MDS-Pflege-Qualitätsbericht mit einem Autorenteam verfasst hat,
stellte erste Ergebnisse aus den Abrechnungsprüfungen in der
ambulanten Pflege vor, die seit Oktober 2016 Bestandteil der
MDK-Prüfungen sind. Dabei prüfen die MDK, ob Leistungen, die
Pflegedienste den Pflegekassen in Rechnung stellten, auch wie
vereinbart bei den Pflegebedürftigen angekommen sind. Geprüft wurden
Abrechnungen von Leistungen für rund 6.000 Pflegebedürftige. "Bei gut
einem Drittel (35,2%) der Pflegedienste stellten die Prüfer mindestens
eine Auffälligkeit in den Abrechnungen fest, bei fast sieben Prozent
der Pflegedienste haben die Prüfer gehäuft (6 und mehr)
Auffälligkeiten in der Abrechnung erkannt", erläutert Brüggemann. Die
Bandbreite reicht dabei von Unstimmigkeiten zwischen der
Pflegedokumentation und Auskünften der Pflegebedürftigen bis hin zu
Leistungen, die in Rechnung gestellt, aber nicht oder unvollständig
erbracht worden sind. Gibt es Hinweise auf solche Auffälligkeiten, so
informiert der MDK die Pflegekassen, die dann Maßnahmen bis hin zu
Rückerstattungen und Vertragskündigungen ergreifen können. 64,8
Prozent der geprüften Pflegedienste wiesen keine Auffälligkeiten auf.

Zusammenfassend stellt Brüggemann fest: "Die meisten Pflegedienste
arbeiten gut und zuverlässig und rechnen ordentlich ab. Ein Teil der
Dienste zeigt aber gehäuft Auffälligkeiten bei der Abrechnung. Bei
diesen Diensten muss genauer nachgeschaut werden."

Zentrale epidemiologische Daten für die stationäre Pflege

70,7 Prozent der Bewohnerinnen und Bewohner hatten eine
gerontopsychiatrische Einschränkung wie Demenz (2013: 63,8 Prozent).
77,5 Prozent der Bewohner brauchten eine Inkontinenzversorgung (2013:
76,9 Prozent); 37,8 Prozent hatten chronische Schmerzen (2013: 32,3
Prozent). Bei 8,7 Prozent der untersuchten Personen gab es einen
erheblichen Gewichtsverlust (2013: 7,6 Prozent). Bei 24,9 Prozent
wurde der Gewichtsverlauf nicht kontrolliert (2013: 10,6 Prozent).
Die Versorgungsqualität in der stationären Pflege
Die MDK-Gutachter untersuchten bei einer Zufallsstichprobe von
Bewohnern den Versorgungszustand und die Pflegemaßnahmen.

Veränderungen gab es im Vergleich zum 4. Pflege-Qualitätsbericht in
folgenden Bereichen:

Schmerzmanagement und -erfassung

Während die Schmerztherapie in den Verantwortungsbereich der
behandelnden Ärzte fällt, gehört die Schmerzerfassung in die
Zuständigkeit der Pflege. Die Schmerzerfassung liefert wichtige
Informationen zur Steuerung der Schmerztherapie. Bei 37,1 Prozent der
Bewohner war eine Schmerzerfassung notwendig, erfolgt ist sie bei 82,1
Prozent der Betroffenen (80,3 Prozent). Bei 17,9 Prozent der
Betroffenen erfolgte weiterhin keine Schmerzeinschätzung.

Wundversorgung

Bei 6 Prozent der Bewohner war eine Wundversorgung erforderlich. Bei
75,6 Prozent dieser Personen, erfolgte sie nach aktuellem Wissenstand.
Bei 24,4 Prozent wurden Maßnahmen wie Druckentlastung und hygienische
Anforderungen nicht im erforderlichen Maße umgesetzt. Hier ist eine
deutliche Verschlechterung im Vergleich zum 4. Pflege-Qualitätsbericht
(79 Prozent) zu verzeichnen.

Dekubitusprophylaxe

43,7 Prozent der Heimbewohner hatten ein Dekubitus-Risiko. Bei 80,7
Prozent wandte das Pflegepersonal Prophylaxen wie Lagerungswechsel an
und setzte Hilfsmittel ein. Das ist eine Verbesserung im Vergleich zu
2013 - die erforderlichen Prophylaxen wurden damals bei 75,6 Prozent
umgesetzt. Gleichwohl ist noch kein zufriedenstellendes Niveau
erreicht.

Freiheitseinschränkende Maßnahmen 

Der Anteil der Bewohner, bei denen freiheitseinschränkende Maßnahmen
wie Bettgitter oder Gurte eingesetzt wurden, ist seit dem letzten
Pflegequalitätsbericht von 12,5 Prozent auf 8,9 Prozent zurückgegangen
- ebenfalls ein Fortschritt. Nicht zuletzt durch die Beratung der
MDK-Prüfer werden inzwischen häufiger Alternativen zu
freiheitseinschränkenden Maßnahmen eingesetzt, zum Beispiel Matratzen
auf dem Boden oder Sensormatten zum Schutz vor Stürzen. Ziel muss aber
sein, freiheitseinschränkende Maßnahmen weiter zurückzuführen. Gute
Einrichtungen kommen heute weitgehend ohne freiheitseinschränkende
Maßnahmen aus.

Zentrale epidemiologische Daten für die ambulante Versorgung

31,2 Prozent der Pflegebedürftigen in häuslicher Umgebung waren in
ihrer Alltagskompetenz eingeschränkt (2013: 29,9 Prozent). 43,5
Prozent hatten chronische Schmerzen (2013: 38,8 Prozent). 2,9 Prozent
der Pflegebedürftigen litten an einem Dekubitus (2013: 3,2 Prozent).

Qualität in der ambulanten Pflege

Bei der ambulanten Pflege kann nur die Qualität der Leistungen
bewertet werden, für die der Pflegebedürftige einen Vertrag mit dem
ambulanten Pflegedienst abgeschlossen hat. Eine sorgfältige
pflegerische Bestandsaufnahme und die Beratung des Betroffenen zum
Umgang mit Risiken und über erforderliche Maßnahmen sind deshalb
entscheidend.

Beratung bei Demenz

77,4 Prozent der Betroffenen wurden zu Maßnahmen bei Demenz beraten.
Dazu gehören zum Beispiel Hinweise zum Umgang mit Selbstgefährdung,
Beschäftigungsmöglichkeiten, Tagesstrukturierung und ähnliches. Dies
ist eine Verbesserung zum vergangenen Berichtszeitraum (2013: 66,3
Prozent). Ein Fortschritt der Pflegereform für die pflegebedürftigen
Menschen ist, dass inzwischen Betreuungsmaßnahmen gleichberechtigt
neben körperbezogenen Pflegemaßnahmen als ambulante Sachleistungen
durch ambulante Pflegedienste erbracht werden können.
Beratung bei eingeschränkter Kontinenz / Ausscheidungen
43,7 Prozent der Pflegebedürftigen benötigten Beratung zum Umgang mit
Ausscheidungen wie zum Beispiel Unterstützung beim Toilettengang,
Einsatz von Hilfsmitteln wie Inkontinenzprodukte. Die Beratung ist bei
80,9 Prozent erfolgt (2013: 72,5 Prozent).

Außerklinische Intensivpflege

Bei 1,1 Prozent der Pflegebedürftigen im häuslichen Umfeld war eine
Beatmung erforderlich. Die MDK-Prüfer sahen sich an, ob die Bedienung
und Überwachung des Beatmungsgeräts sachgerecht war. Bei der Bewertung
wird geprüft, ob Vitalparameter und Schwellenwerte dokumentiert sind
und Wechsel- und Reinigungsintervalle eingehalten werden. Bei 75,3
Prozent der Betroffenen war dieses Kriterium erfüllt (2013: 83,1
Prozent). Aber bei jedem Vierten erfüllten die Dienste diese wichtigen
Maßnahmen nicht.

2,1 Prozent der Pflegebedürftigen benötigten eine Trachealkanüle in
der Luftröhre. Die MDK-Prüfer überprüften Wechsel und Reinigung der
Kanüle. Bei 83,3 Prozent (2013: 84,1 Prozent) erfolgte dies
sachgerecht. Hier besteht deutlicher Verbesserungsbedarf.

Abrechnungsprüfungen

Seit Oktober 2016 sind Abrechnungsprüfungen verpflichtender
Bestandteil der jährlichen Qualitätsprüfung von ambulanten
Pflegediensten. Im 5. Pflege-Qualitätsbericht wurden dazu die Daten
aus 1.138 Prüfungen ausgewertet. Dabei überprüften die MDK-Mitarbeiter
die in Rechnung gestellten Leistungen bei 6.079 Pflegebedürftigen. Bei
35,2 Prozent der geprüften Pflegedienste stellten die MDK-Prüfer
mindestens eine Auffälligkeit fest. 64,8 Prozent der Pflegedienste
wiesen keine Auffälligkeiten auf.

Grundlagen des 5. MDS-Pflege-Qualitätsberichts

Die MDK-Prüfungen finden in ambulanten und stationären Einrichtungen
in der Regel einmal jährlich statt. Heimprüfungen erfolgen
unangemeldet, Regelprüfungen ambulanter Pflegedienste werden am Tag
zuvor angekündigt. Darüber hinaus kann der MDK bei Beschwerden auch
anlassbezogen prüfen und Wiederholungsprüfungen durchführen.
Anlassprüfungen erfolgen auch bei ambulanten Pflegediensten
unangemeldet. Für den vorliegenden Bericht wurden Qualitätsprüfungen
in 13.304 Pflegeheimen und in 12.810 ambulanten Pflegediensten des
Jahres 2016 ausgewertet. Der Schwerpunkt der Prüfung lag auf der
Bewertung der Versorgungsqualität bei den pflegebedürftigen Menschen.
Dazu werden pflegebedürftige Menschen in einer Stichprobe in
Augenschein genommen. Ergebnisse der Qualitätsprüfungen werden alle
drei Jahre vom MDS ausgewertet und veröffentlicht. Gesetzliche
Grundlage dafür ist § 114a Abs. 6 SGB XI.


Der Medizinische Dienst des Spitzenverbandes Bund der
Krankenkassen (MDS) ist der Medizinische Dienst des
GKV-Spitzenverbandes. Er berät den GKV-Spitzenverband in allen
medizinischen und pflegerischen Fragen, die diesem qua Gesetz
zugewiesen sind. Er koordiniert und fördert die Durchführung der
Aufgaben und die Zusammenarbeit der Medizinischen Dienste der
Krankenversicherung (MDK) auf Landesebene in medizinischen und
organisatorischen Fragen.

Der GKV-Spitzenverband ist der Verband aller 110 gesetzlichen
Kranken- und Pflegekassen. Als solcher gestaltet er den Rahmen für die
gesundheitliche Versorgung in Deutschland; er vertritt die
Kranken- und Pflegekassen und damit auch die Interessen der 72
Millionen Versicherten und Beitragszahler auf Bundesebene gegenüber
der Politik, gegenüber Leistungserbringern wie Ärzten, Apothekern oder
Krankenhäusern. Der GKV-Spitzenverband übernimmt alle nicht
wettbewerblichen Aufgaben in der Kranken- und Pflegeversicherung auf
Bundesebene.


• Der Medizinische Dienst des GKV-Spitzenverbandes (MDS)
berät den GKV-Spitzenverband in medizinischen und pflegerischen
Fragen. Er koordiniert und fördert die Durchführung der Aufgaben und
die Zusammenarbeit der MDK. Die Medizinischen Dienste der
Krankenversicherung (MDK) begutachten Antragsteller auf Leistungen der
Pflegeversicherung im Auftrag der Pflegekassen.

 * 

Quelle:

Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

GKV-Spitzenverband
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ENTWICKLUNG/1348: Optische Nanoskopie - Vermessung der synaptischen Nano-Welt (idw)


Universitätsmedizin Göttingen / Georg-August-Universität - 29.01.2018

Die optische Vermessung der synaptischen Nano-Welt

Durchbruch bei der Erforschung der Signalwege: Göttinger Wissenschaftler
entwickeln höchstauflösende Messungen der Kalziumkonzentration und
entschlüsseln die Zahl und Funktion von Kalziumkanälen an der Synapse.



(umg/cnmpb/MPI-BPC) Die elementaren Prozesse des Lebens finden in den
Zellen unseres Körpers auf sehr kleinem Raum im Bereich zwischen
Millionstel (Mikro) und Milliardstel (Nano) Metern statt. Ein Beispiel ist
die Signalübertragung an Synapsen, den Kontaktstellen, über die
Nervenzellen miteinander "sprechen". Um diese Signale beobachten zu
können, haben Wissenschaftler der Universitätsmedizin Göttingen (UMG)
sowie des Max-Planck-Instituts (MPI) für biophysikalische Chemie erstmals
die von Chemie-Nobelpreisträger Prof. Dr. Stefan Hell, Direktor am
Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie, und Kollegen entwickelte
optische Nanoskopie für höchstauflösende Messungen der lokalen
Kalziumkonzentration in Synapsen nutzbar gemacht. Die Ergebnisse wurden im
Januar 2018 im renommierten Wissenschaftsjournal Nature Communications
veröffentlicht.

Wann bei der Übertragung von Signalen an Synapsen Botenstoffe, wie zum
Beispiel Glutamat, aus einzelnen "Botenstoff-Containern", den synaptischen
Vesikeln, freigesetzt werden, wird durch Kalziumionen gesteuert. Die
Kalziumionen strömen durch winzige Kanäle, die nur wenige Nanometer von
den Vesikeln entfernt liegen, in die Zelle ein. Folglich sind die
Kalziumsignale räumlich sehr begrenzt, sie bilden sogenannte
"Kalzium-Nanodomänen". Dies ermöglicht eine sehr schnelle Regulation der
Signale. Zudem schützt es die Zelle vor den giftigen Auswirkungen einer
zellweiten Erhöhung der Kalziumkonzentration. Bislang konnten diese Signale
nicht direkt vermessen werden, weil ihre Ausdehnung unterhalb der
Auflösungsgrenze konventioneller Lichtmikroskopie liegt.

Um diese Signale dennoch beobachten zu können, hilft die optische
Nanoskopie weiter. Dafür mussten die Göttinger Forscher zunächst
geeignete, kalziumempfindliche Fluoreszenzfarbstoffe finden und
charakterisieren. In einem weiteren Schritt wurde die Nanoskopie mit der
von den Medizin-Nobelpreisträgern Prof. Dr. Erwin Neher und Prof. Dr. Bert
Sakmann in Göttingen entwickelten Patch-Clamp Methode kombiniert, um dann
nanoskopische Messungen der Fluoreszenz-Lebensdauer zu etablieren. Diese
Methode macht es jetzt möglich, die Ausbreitung des Kalziumsignals in der
Zelle mit bisher unerreichter Genauigkeit sichtbar zu machen. Zudem kann
nun auch die Konzentration von Kalziumionen direkt am Ort des Eintritts in
die Zelle gemessen werden.

Prof. Tobias Moser, Direktor des Instituts für Auditorische
Neurowissenschaften der UMG und Forschungsgruppenleiter am MPI für
biophysikalische Chemie, sieht in dem Ergebnis einen Durchbruch bei der
Erforschung der Signalwege: "Kalzium ist eines der wichtigsten Signale in
Zellen. Der technische Durchbruch, dass wir jetzt Kalziumsignale mit der
Präzision von Nanometern und Millisekunden quantifizieren können, eröffnet
völlig neue Möglichkeiten für die Erforschung der Zellen von Herz und
Nervensystem."

Die erste Anwendung dieser Methode erfolgte in sensorischen Haarzellen des
Innenohres. Hier bilden Kalziumkanäle kleine Ansammlungen - sogenannte
Cluster - an den Synapsen. Dort beobachteten die Göttinger Wissenschaftler
Kalziumsignale, deren räumliche Ausdehnung gut mit der zuvor bestimmten
räumlichen Verteilung der Kalziumkanal-Cluster übereinstimmte. Dabei
zeigte sich, dass die Länge der Cluster stark variiert: von rund 100 bis
450 Nanometern. Die Forscher setzten zwei neuartige optische Verfahren
ein, mit denen sie die Kalziumkanäle in den Clustern zählen konnten. Dabei
entdeckten sie, dass diese Zahl von Synapse zu Synapse zwischen 30 und 300
Kanälen schwankt. Die Clusterlänge scheint demnach mit der Zahl der Kanäle
zu variieren, womit auch die "Stärke" der Synapse geregelt wird. Die
Wissenschaftler schlussfolgern daraus: Die Haarzellen bilden verschieden
"starke" Synapsen aus, um auf diese Weise eine größere Bandbreite an
Information an den Hör-Nerv übertragen zu können. Dr. Jakob Neef vom
Institut für Auditorische Neurowissenschaften der UMG sagt: "Biologische
Variabilität hat in diesem Fall einen konkreten Mehrwert für das Hören:
Synapsen mit verschiedenen Kalziumsignal-Eigenschaften teilen sich hier
offenbar die Arbeit, Schall in Nervensignale umzuwandeln, um die gesamte
Bandbreite der Schalleindrücke von leise bis laut abdecken zu können."

Mit diesem neuen optischen Verfahren können die Wissenschaftler nun den
auf der Nanometer-Skala stattfindenden zellulären Prozessen in einem
lebenden Gewebe regelrecht "bei der Arbeit" zuschauen. Das neue Verfahren
ermöglicht das bildliche "Hineinzoomen" von der Beobachtung des ganzen
Organs hinunter bis auf die Zellebene, hin zu einzelnen Synapsen und
schließlich auf die Ebene der synaptischen Kalziumkanäle. Die hier
entwickelten optischen Methoden und ihre Kombination mit dem
Patch-Clamp-Verfahren stehen nun auch anderen Anwendungen der
Lebenswissenschaften und Medizin zur Verfügung. Dr. Nicolai Urban vom MPI für
biophysikalische Chemie sagt: "Die optische Nanoskopie ermöglicht physiologische
Untersuchungen mit unglaublicher Detailtreue. Mit ihr kommen wir der
Entschlüsselung der kleinsten Funktionseinheiten unseres Körpers einen
großen Schritt näher." So sollen sie etwa nun auch eingesetzt werden, um
Kalzium-Nanodomänen in Herzmuskelzellen zu entschlüsseln.

Die Forschung wurde durch den Sonderforschungsbereich 889, den Bernstein
Fokus für Neurotechnologie und das Göttinger Exzellenzcluster Mikroskopie
im Nanometerbereich und Molekularphysiologie des Gehirns (CNMPB)
gefördert.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution493

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität

Stefan Weller, 29.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1347: Medizintechniker senken Strahlenbelastung bei bildgebenden Verfahren (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 31.01.2018

Medizintechniker senken Strahlenbelastung bei bildgebenden Verfahren

4.5 Millionen Euro für die Entwicklung eines App-gesteuerten Computertomografen



Medizintechniker der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg entwickeln
den ersten individuell konfigurierbaren Computertomografen (CT).
Ziel des gemeinsamen Forschungsprojektes der Universität Magdeburg, der
metraTec GmbH und der Dornheim Medical Images GmbH ist es, unter dem Dach
des Forschungscampus STIMULATE einen konfigurierbaren,
schnittstellenoffenen und dosissparenden Computertomografen, kurz KIDS-CT,
zu realisieren.

Im Vergleich zu herkömmlicher bildgebender Technik wird es dann möglich
sein, den CT mit Hilfe von Apps mit anwendungsspezifischen Funktionen
auszustatten und so nutzungsorientiert in Klinik und Forschung
einzusetzen.

Das Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung mit 4.5
Millionen Euro über die nächsten drei Jahre unterstützt. Bis Ende 2020
soll ein Prototyp, ein sogenannter Demonstrator, entstehen.

"Konventionelle Computertomografen sind geschlossene Systeme, sozusagen
Konfektionsware", erklärt Prof. Dr. rer. nat. Georg Rose vom Lehrstuhl
Medizinische Telematik und Medizintechnik und Sprecher des
Forschungscampus STIMULATE. In ihrer Funktion und Anwendung seien sie
nicht frei veränderbar, Anpassungen oder Softwareänderungen wären nicht
möglich. Darüber hinaus können diese Geräte in der Regel nicht mit anderen
Systemen, wie z. B. Kameras, kommunizieren und deren Informationen
einbeziehen. "Wir wollen nun ein System entwickeln, das durch die
Möglichkeit, es mit individuellen sowohl Software- als auch
Hardware-Applikationen auszustatten, unterschiedlichen Anwendungen Rechnung
trägt", so Rose. Bestimmte Bereiche des Körpers könnten somit besser und, vor
allem, mit einer geringeren Strahlenbelastung dargestellt werden. Wie Apps
auf einem Smartphone sollen Nutzer ihre eigenen Anwendungsbereiche
definieren und Erweiterungen laden können.

Ein Schwerpunkt bei spezifischen Anwendungen wird in der Untersuchung von
Kindern liegen, so Prof. Georg Rose. "Eine Kamera beobachtet das im CT
unruhig liegende Kind und gibt die Information an das CT weiter, so dass
die Bildstörungen aufgrund der Bewegung korrigiert werden können." Neben
den klinischen Anwendungen ist dieser CT auch für die Forschung
interessant. Verschiedene wissenschaftliche Fragestellungen und
Untersuchungen könnten mit einem Gerät stattfinden, so der
Medizintechniker weiter. "Statt einer vorgefassten Software erlauben es
unterschiedliche Apps, verschiedene Funktionen abzurufen."

An der Entwicklung dieses neuartigen Computertomografen sind
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unterschiedlicher Disziplinen
beteiligt. Sie kommen aus den Fakultäten Elektrotechnik und
Informationstechnik, Maschinenbau und Medizin der Universität Magdeburg.
So bestimmt das Team um den Juniorprofessor und Maschinenbauer Elmar
Woschke mittels einer Simulationssoftware im Vorfeld die kritischen
Schwingungen, die minimiert werden müssen, um präzise Bilder zu erhalten.
Prof. Dr.-Ing. Thilo Pionteck vom Lehrstuhl Hardware-nahe technische
Informatik arbeitet zusammen mit dem Unternehmen metraTec daran, die
enormen Datenmengen, die von dem um den Patienten rotierenden Detektor
generiert werden, in Echtzeit nach außen zu übertragen.

Nach der Entwicklung des Prototyps soll die neue Technologie in eine
Ausgründung münden, so Medizintechniker Rose. "Damit wollen wir einen
weiteren wichtigen Schritt in Richtung medizintechnischer Hightech-Campus
gehen, auf dem Wissenschaft und Wirtschaft quasi Tür an Tür sitzen und eng
zusammenarbeiten."


Der Forschungscampus STIMULATE ist eine öffentlich-private Partnerschaft
zwischen der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg und über 25 Partnern,
die vorwiegend aus dem Bereich der Medizintechnik kommen. Es handelt sich
dabei u.a. um mittelständische Firmen, Forschungsinstitute sowie
überregionale Unternehmen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.forschungscampus-stimulate.de/de/forschung/kids-ct

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution116

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, Katharina Vorwerk, 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/804: Hamburg - Patientenverfügung und Betreuung ... richtig vorsorgen, 08.02.2018


Verbraucherzentrale Hamburg - 30. Januar 2018

Vortrag in der Verbraucherzentrale

Patientenverfügung und Betreuung - richtig vorsorgen



Was passiert, wenn ich mich nicht mehr selbst um mich kümmern kann?
Wer entscheidet für mich, wenn ich bewusstlos werde? Wie kann ich mir
Hilfe organisieren, wenn ich meine Selbstständigkeit nicht aufgeben
möchte? Es ist wichtig, für diese und andere Fälle vorzusorgen, damit
im Notfall kein Fremder entscheidet - mit Vorsorgevollmacht,
Betreuungsverfügung und Patientenverfügung. Anderenfalls greift die
gesetzliche Betreuung und der Staat übernimmt. Bei einem Vortrag am 8.
Februar in der Verbraucherzentrale erhalten Ratsuchende einen Einstieg
ins Thema und praktische Erläuterungen zu den Unterschieden und
Inhalten der einzelnen Verfügungen.

Die Veranstaltung gliedert sich in zwei Teile: Zunächst werden die
Einzelheiten über die Rechtslage ohne eigene Vorsorge erklärt und wie
der Gesetzgeber die Situationen geregelt hat. Anschließend erfahren
die Teilnehmer, wie sie ihre eigenen Vorstellungen umsetzen und
staatliche Eingriffe soweit wie möglich ausschließen können. Sie
erhalten praktische Hinweise zum Aufsetzen einer Vorsorge-,
Betreuungs- oder Patientenverfügung und lernen, welche Konsequenzen
mit den Willenserklärungen verbunden sind. Darüber hinaus bietet der
Termin Raum und Gelegenheit, um konkrete Fragen zu besprechen.


Termin: 

Donnerstag, 8. Februar 2018, 15.00 bis 18.00 Uhr

Referentin: Ursula Wens, Rechtsanwältin und Patientenberaterin

Ort: 

Verbraucherzentrale Hamburg, Kirchenallee 22, Ecke Ernst-Merck-Straße

Kosten: 20 Euro (für Paare 30 Euro)

Anmeldung: 

erforderlich unter www.vzhh.de oder Tel. (040) 24 832-108

 * 

Quelle:

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Pressemitteilung vom 30. Januar 2018

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

E-Mail: presse@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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LABEL/4818: Glitterhouse-Mail-Order-Mail - 02.02.18 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (02.02.2018)



And The Golden Choir:

Handsignierte Herrlichkeiten!

And The Golden Choir - Breaking With Habits

LP/CD - EUR 23,95/14,95

Bereits der erste Alleingang des Tobias Siebert in seiner And The
Golden Choir-Inkarnation ließ mich still, stolz und staunend zurück -
konnte ich mich doch kaum erinnern, eine derart flirrend-farbige
Fülle an schier überschäumender Pop-Phantasie auf einem einzigen
Album aus hiesigen Gefilden vorzufinden. Für sein 2018er Prachtwerk
zog sich der Vielinstrumentalist und sanftbestimmte Sänger wieder für
Monate in die kerzenlicht-beleuchtete Klausur des Kreuzberger Studios
zurück, um uns noch tiefer in das Traumreich seiner ideen-sprudelnden
Inspiration tauchen zu lassen, uns einzuladen in einen mit schlichten
Worten kaum fassbaren Pop-Palast voller majestätischer Hallen, sich
windender Gedankengänge und manch verführerisch-versteckter
Klang-Kammer. Durch Hinzunahme allerlei elektronischer
Ton-Träumereien fallen Sieberts Kunstgebilde noch reicher, noch
tiefer aus, raumgreifende Momente machtvoller Opulenz stehen
gefühlvoll gleichberechtigt neben Phasen intensivster Kargheit,
schichtreiche Passagen lukullischen Schwelgens neben beseelter
Bescheidenheit, unermesslicher instrumentaler Reichtum wird gekrönt
von wolkenweicher vokaler Vielschichtigkeit, den Hörer mit
sanft-unwiderstehlicher Energie in die sieben Kreise des
Harmonie-Himmels tragend. Derartige Klangvisionen lassen wenig
Möglichkeit zum Vergleich, da der Prinz der polyphonen Pop-Pracht
immer neue feinfühlige Facetten aufblitzen lässt, mal allein zum
Klavier betört, mal mit symphonischen Wogen überwältigt, sich gekonnt
in Howe Gelb'scher Grandezza übt, in der mitreissenden Gefühlstiefe
eines Joel R.L. Phelps badet, aber stets die stimmliche Nähe zur
samtenen Ästhetik eines Antony oder Scott Matthew spüren lässt.
Zwischen orchestraler Wucht und balladeskem Sanftmut, zwischen leiser
Balkan-Brise, solitärer Klarinette und dezenten Soul-Spuren,
beseelter Songwriterkunst und königlicher Klang-Architektur bleiben
nur noch ganz eigene, ganz besondere Pop-Phantasten zum Vergleich,
zwischen den Beatles auf dem Übergang zur Abbey Road, Kate Bush auf
der Höhe ihrer eigensinnigen Kunst, der frühe Oldfield fernab der
Chartserfolge und den magischsten Momenten des Get Well Soon-Genies
entfaltet sich eine Pop-Kunst, die einzig ist. Und das nicht nur
hierzulande. (cpa)

Achtung: Die ersten 50 Besteller der CD-Fassung des neuen Golden
Choir-Albumtraums erhalten sie vom Künstler handsigniert.

Das immer noch beeindruckende Debüt:

And The Golden Choir - Another Life - 2-LP (golden vinyl)/CD
21,95/8,95


Calexico-Kostbarkeiten & Verlosungs-Feinheiten

Calexico - The Thread That Keeps Us

LP/ltd. 2-LP/ltd. 2-CD - EUR 21,95/23,95/18,95

Das neunte Studioalbum der Lieblingsband aus Tucson, Arizona. Da kann
natürlich nichts schiefgehen, denn am Grundkonzept der Vorgänger hat
sich nichts Wesentliches geändert. Nachdem man meistens im heimischen
Wavelab-Studio von Craig Schumacher aufgenommen hat, ist "The Thread
That Keeps Us" diesmal an der Pazifikküste im Norden Kaliforniens
entstanden, aber eben doch wieder mit dem gewohnten Producerteam. Wie
immer sind auch hier drei, vier Nummern mit TexMex-, Cumbia- und
Rumba-Flavor dabei, einmal auch wieder von Joey Burns auf Spanisch
gesungen ("Flores Y Tamales"). Klares Highlight ist das höchst
tanzbare "Under The Wheels", das mit pluckernder Beatbox beginnt,
dann aber einen kantigen Rocksteady/Reggae-Groove entfaltet und wie
so oft von knackigen Mariachi-Trompeten gekrönt wird. Wie immer ist
das stilistische Spektrum breit, längst sind Calexico über gängige
Desert-Rock-Formate hinausgewachsen. Diesmal gibt es auch einige
etwas härtere Songs mit fast noisigen Stromgitarren, ein- oder
zweimal assoziiere ich fast schon Crazy Horse. "Another Space" gerät
tatsächlich recht spacig, auch "Eyes Wide Awake" hat eine gewisse
psychedelische Schwere, und "Dead In The Water" hat gar ein
ekstatisches Hammerklavier fast schon a la Stooges zu bieten. Das
sind aber wie gesagt die Ausreißer aus dem bewährten
Americana-Desertrock mit TexMex-und Latin-Flavour. Der Bandname
("California + Mexico") ist also mehr denn je Programm dieser ebenso
einzigartigen wie beständigen Band. Im März übrigens mal wieder auf
Deutschland-Tour. (Joe Whirlypop)

Obacht: Die beiden limitierten Ausgaben, sowohl in CD- als auch
Vinyl-Form, bieten auf dem jeweiligen Bonustonträger 7 (sieben)
zusätzliche Stücke.

Doppel-Obacht: Mit unbezahlbarer Unterstützung von City Slang (Label)
und Universal (Vertrieb) gelangten wir in den Besitz zweier
Vinyl-Weißmuster, die wir jetzt, von der Band handunterschrieben,
unter den ersten 200 Käufern des neuen Albums - egal in welcher
Version - verlosen. Damit auch wirklich alle Neu-Calexico-Besitzer an
der Verlosung teilnehmen können, werden wir diese LP-Edel-Exemplare
noch nicht den Warensendungen beilegen, sondern erst nach Eintreffen
der 200. Bestellung den beiden glücklichen Gewinnern zukommen lassen.


Zum Netzbesuch freigegeben: Der Februar-Katalog

Jetzt auch im Netz zu bewundern: Der Glitterhouse-Mailorder-Katalog
für Februar, unterlegt mit Musik von Birth Of Joy (ein akustischer
Vorbote auf das kommende Album)


Auserwählte Tonträger-Pretiosen zum wohlverdienten
Wochenende: 

Bardo Pond - Volume 8

LP (+DLC)/CD - EUR 24,95/14,95

18er der US-Band. 2 längere Stücke, 2 kürzere, ein 17-Minüter: Ein
dichter straighter Heavy Psychedelic Space Rock-Malstrom - wobei die
Schwere von einer herrlich leichtfüßig frei mäandernden irgendwie
dezent hippie-esken (und, wie auch in anderen Stücken, tief im Sound
eingebetteten) Flöte wunderbar konterkariert wird. Anderswo wirkt das
Ganze etwas weniger schwer, bleibt über längere Zeit schleppend, wird
später beschleunigt. Ein 3. Track kommt verspielter, rhythmisch
offener und eindeutig "leichter", womöglich noch psychedelischer (und
hippie-esker), quasi eine (ein wenig wabernde) Meditation vom Inneren
ins Äußere, immer dichter, immer kehr Soundschichten (v.a. Gitarren).
Schließlich gibt es einen aparten relativ lichten teilakustischen Mix
aus Kraut-Space und Folk-Psyche samt einem Hauch früher Pink Floyd.
Ein einziger Trip, ein Genre-Fest. (dvd)


Ben Miller Band - Choke Cherry Tree

LP/CD - EUR 17,95/14,95

Der Name sagt mir nichts, das Label New West schon: Ben Miller ist
eine Entdeckung von ZZ Tops Billy Gibbons, der die Band 2013 mit auf
Europa-Tour nahm. Dieses neue Album wurde von
Decemberists-Multinstrumentalist Chris Funk produziert, der wie seine
Bandkollegen Jenny Conlee und Nate Query hier auch mitspielt, dazu
u.a. auch Saxophonist Ralf Carney (Tom Waits) und Dan Hunt (Neko
Case). Das Album beginnt bodenständig mit leicht geisterhaft
verorgeltem Singer/Songwriter-Folk mit Country-Roots und schönen
Harmonies. Doch schon der zweite Song gerät recht erstaunlich,
handelt er doch vom japanischen Meister-Regisseur "Akira Kurosawa",
was dann schon interessant klingt, diesen Namen als Chorus zu
stampfendem, sattem Rock gesungen zu hören - durchaus in ZZ
Top-Tradition - gute Nummer! Weiter geht es stilistisch offen, aber
doch überwiegend auf Basis von kernigem Rootsrock mit knarzigem
Gesang und fuzzlastiger Stromgitarre, was die Assoziationen von Black
Keys bis Picturebooks reichen lässt. Fast jeder Song bietet aber ein
kleines, formatsprengendes Extra: mal Philly-Streicher, mal folky mit
Pump Organ und Akkordeon Richtung Zydeco, mehrstimmigem
Girl-Background oder auch mal Kammerfolk mit Streichern. "Life Of
Crime" hat gar einen tanzbaren, elektronisch und perkussiv
angereicherten Beat und gerät richtig funky. Diese Offenheit und auch
die stimmliche Vielfalt erinnern tatsächlich an die Decemberists,
auch die teils ausgelassen-beschwingte Stimmung. "Choke Cherry Tree"
erweitert gängige Rootsrock-Formate also gekonnt, was den
Unterhaltungswert beachtlich steigert. (Joe Whirlypop)


Anna Burch - Quit The Curse

LP (+MP3)/CD - EUR 21,95/15,95

Die Musik von Anna Burch ist entspannter Gitarrenrock, stilistisch
eher unauffällig. Umso mehr fällt ihre sehr gute Stimme ins Gewicht:
ein bisschen wie die junge Suzanne Vega, auch Masha Qrella kommt mir
in den Sinn. Wunderbar klar und intensiv im Ausdruck - ganz ohne
überflüssiges Pathos oder inszenierte Theatralik. Sie singt einfach
so wie sie es kann, unprätentiös und in sich ruhend. Ihre mit kleiner
Band und schluffiger Stromgitarre gespielten Songs erinnern auch ein
bisschen an Juliana Hatfield oder Liz Phair und orientieren sich
generell am Indie-Sound der frühen 90er. Für ein Debütalbum klingt
"Quit The Curse" angenehm ausgereift, vor allem wenn Annas Stimme
gedoppelt wird, das hat schon etwas sehr Charmantes und
Eigenständiges. Auch die Gitarrenarbeit ist in ihrer schlichten
Unaufgeregtheit überzeugend - spätestens, wenn zusätzlich eine
verträumte Pedal Steel ins Spiel kommt und einen Hauch von No
Depression-Sound verbreitet. US-Indie-Freunde dürften die Musikerin
aus Detroit bereits von Frontier Ruckus kennen, solo kommt ihr
betörender Gesang aber noch besser zur Geltung. Produziert hat sie
zusammen mit Collin Dupuis (Lana Del Rey, Angel Olsen). (Joe
Whirlypop)


Kyle Craft - Full Circle Nightmare

LP (+DLC)/CD - EUR 17,95/14,95

18er, Zweitling eines Singer-Songwriters aus Louisiana, der mich in
seiner strikt Song- und Gesangs-orientierten Art (und manchmal selbst
der stilistischen Orientierung) hier und da an John Fullbright
erinnert (insgesamt aber weniger rootsig) - teilweise gar in
derselben überragenden Liga! Die Begleitung klingt nie irgendwie
extravagant, unterstützt kompetent und kongenial (mehr E- als
Akustik-Gitarre, Orgel wie Piano bzw. beides, zur Hälfte 3 Bläser
resp. ein wirkungsvolles Bariton-Sax oder Flügelhorn). Und alles
wirkt total zeitlos, mit diversen Anleihen in den 70ern, Balladen
bevorzugt - allerdings in ihrer süffigsten, kräftigsten,
extrovertiertesten Form. Die Melodien sind z.T. weit ausgreifend,
gehaltvoll, vielfältig (jedoch nicht auf Anhieb eingängig), die
Stimme ist ausgesprochen emotional, enorm kraft- und ausdrucksvoll -
einfach klasse! Pop und Rock sind in vielen Stücken zugleich
anwesend, es gibt (wie er auch selbst sagt) Einflüsse von Dylan (z.B.
das Songwriting als solches) und frühem Bowie (mitsamt kurzzeitigem
Glam-Faktor), entfernt sporadisch John Lennon, 1x dachte ich an den
frühen Nick Lowe (old-fashioned!), 2x an Springsteen, mal gibt es
leichte The Band-Parallelen. Songwriter-Roots-Rock (Pop), Heartland,
70s-Folk- bzw. Edel-Pop sind die Stichworte, hier eine aggressive
Rock-Note, dort ein Hauch Rock'n'Roll-Feeling bis Power Pop-Flair
oder eine kleine Prise Country Rock, Southern-Elemente... Ziemlich
klassischer Stoff mit Seele und Tiefe, ein großes Talent und eine
echte Empfehlung! Producer ist übrigens Chris Funk (Decemberists).
(dvd)


Dead Brothers - Angst

LP (+DLC)/CD - EUR 15,95/14,95

Wir kennen die Genfer "Begräbnis"-Band sicherlich noch vom Orange
Blossom Special 2005, wie vielleicht auch deren aktuell auf Tour
befindlichen und ebenfalls sehr empfehlenswerten Ableger Pierre
Omer's Swing Revue. Bei den Dead Brothers wächst nicht nur alles
Mögliche aus der europäischen Folk-Kultur zusammen, sondern kommen
auch offensichtliche New Orleans-Einflüsse ins Spiel, was die Truppe
dann sowohl wie eine europäische Funeral-Band, wie auch eine Fusion
aus Gypsy Swing und dem grandiosen Tom Waits der späten 70er Jahre
wirken lässt. Gesungen werden die teils düsteren Moritaten auf
Deutsch, Englisch, Französisch und Schwyzerisch, die
Instrumentierungen sin noch bunter: mit Dudelsack und Kirmesorgel,
Tuba statt Bass, Banjo und Wurlitzer, Akkordeon und singender Säge.
Obwohl die Eidgenossen mittlerweile mit Kino- und Theatermusikern
auch im Feuilleton angekommen sind, haben sie sich ihre dreckige
Erdigkeit bis heute bewahrt. "Angst" vermählt Swamp Blues mit
Brecht/Weill, Balkan-Vibe mit sizilianischer Folkore, Bluegrass mit
Schweizer Folklore. Nach Hank Williams, Cramps, Bauhaus und
Undertones wird dieses Mal übrigens Serge Gainsbourg gecovert. Im
März auch hierzulande wieder live zu sehen. (Joe Whirlypop)


Dirtmusic - Bu Bir Ruya

LP (+DLC)/CD - EUR 17,75/15,75

Dirtmusic sind mit ihrem fünften Album zurück, einer Kollaboration
mit dem türkischen Psych-Visionär Murat Ertel von Baba Zula. Das
Album, aufgenommen in Istanbul, navigiert zwischen hypnotischen
Rhythmen, filmischen Atmosphären und düsteren politischen Realitäten.
Erwartungsgemäß wollten Eckman und Race improvisieren. Ein paar Beats
und Loops haben sie mitgebracht, und sie sind sich noch nicht sicher,
ob die diesjährige Dirtmusic Texte braucht. Aber Ertel weiß, sie
müssen eine Geschichte erzählen. Zeit und Ort fordern es. Sie nehmen
schließlich in Istanbul auf, und Eckman kommt gerade aus Slovenien,
das seine Südgrenze mit Nato-Draht gesichert hat, und Race aus
Australien, wo Flüchtlinge auf unbestimmte Zeit auf abgelegenen
Inseln festgehalten werden. Und so beginnt es, eine Geschichte über
Grenzen und Mauern, von kalten Fronten und kalten Herzen. Es ist ein
suchendes, ruheloses Album für den Kopf, aber vielleicht noch mehr
für den Körper. Ein durchgehendes Grübeln, während Post-Punk,
türkischer Psych, Funk Rock und Elektro auf einandertreffen. Da ist
zum Beispiel 'Safety in Numbers', ein sofortiger Klassiker, der Race
in einer gebietenden Rolle zeigt, oder 'Love is a Foreign Country',
eine Kollaboration mit Gaye Su Akyol, und ein Schmankerl für alle,
die ihr Album Hologram Imparatorlugu lieben, eine der herausragenden
Glitterbeat-Veröffentlichungen von 2016. Auch Fans von Baba Zula
kommen auf ihre Kosten, besonders beim bemerkenswerten Titeltrack,
mit dem das Album endet.


Mary Gauthier - Rifles & Rosary Beads

LP/CD - EUR 23,95/14,95

18er, u.a. mit Will Kimbrough, Neilson Hubbard. Wie von ihr gewohnt
ein exquisites Album, die Klasse der Songs, ihr melodischer Reiz ist
oft beträchtlich - und doch sind sie sehr speziell: Thematisch ist's
ein Konzeptwerk, es geht um v.a. psychische Probleme der
US-Veteranen, die gar am Songwriting beteiligt wurden. Schon ihre
Stimme besticht, wandelbar in Tonlage wie Charakter (von rauh-dunkel
bis hell, sanft, einfühlsam), entsprechend der Art der Stücke - und
die sind fast durchweg mehr oder weniger schleppend gehalten (nicht
zwangsläufig/immer balladesk) oder gar (2x) beinahe zeitlupenhaft,
angesiedelt zwischen zeitloser Americana (mit Vorliebe bedächtig,
leise, zart bis etwas melancholisch), bluesigem bzw. offen rootsigem
Songwriter-Rock, 70s-Outlaw-Songwriter-Country-Tendenzen, auch mal
mit der Zeit immer schwererer Folk Rock (60s-Einfluß, leichte Dylan-,
bis Neil Young-Parallelen, verzerrte Gitarre). Manchmal erinnert sie
mich etwas an Terry Allen, im Songwriting schon mal an Kristofferson.
Und die Klagfarbenpalette der Begleitung ist recht weit gefächert,
variable Instrumentierung (akustisch, ab und zu elektrisch). Sehr zu
empfehlen! (dvd)


Glen Hansard - Between Two Shores

LP (+DLC)/ltd. col. LP (+DLC)/CD - EUR 19,95/21,95/14,95

Eigentlich ist es ein Wahnsinn, bereits im Januar die
Jahresbestenliste aufzumachen, aber mit seinem dritten Solo-Album
reißt der Ire meine diesbezüglichen Hemmungsmauern mit Wucht und
Vehemenz ein. Von seinen Alben mit The Frames, seinen Collaborationen
mit Marketa Irglova und auch seinen Alleingängen war ich bereits nur
Gutes und Bestes gewohnt, aber dieses 10-Song-Macht-Musik-Werk zeugt
von einer Reife, einer Größe, die mich nachdrücklich betört. Kaum
noch zu fassen seine stilfreie Stilsicherheit, die ihn als zutiefst
beseelte Singer-Songwriter-Soul-Stimme seine Weisen unter die Haut
und die Seele reiben lässt, mal Mandolinen- und
Akustik-Gitarren-begleitet, mal von schnittigen Bläsersätzen
beschleunigt, mal vom Orgel-gleißenden Gospel-Hauch beflügelt, mal
von packenden Gitarren-Riffs getrieben geht es quer durch die ganz
große Song-Schreiber-Schule, getragen von einer derart genialen
Gesangsführung, dass mir der Atemstockt. In sanft-samtener Nähe zu
Ben Harper und rauf-reifen Paul Weller-Vokal-Wogen singt sich der
Hasardeur Hansard in die goldene Mitte zwischen Bob und Van, vermählt
Soul und Singer-Songwritertum, hymnischen Heartland und späte
Beatles-Pop-Art, schleppenden Neil Young-Country Rock und
galant-gelassenen Eric Clapton-Blues zu einem ureigenen,
unwiderstehlich mitreissenden Americana-Amalgam, das vor allem in den
majestätischen, mitunter streicherumkränzten, mal von solitärer
Trompete gekrönten Balladen-Momenten eine Seelen-Tiefe und -Weite
erreicht, die sonst nur in der einsamen Shipbuilding-Klasse zu finden
ist. Ein wahrhaft großes Album eines Ausnahmekünstlers. (cpa)

Der Hansard-Katalog, je 1-CD, z.T. zu Sonderpreisen:

Glen Hansard - Didn't He Ramble LP (+DLC)/CD 19,95/9,95

Glen Hansard - Rhythm And Repose (Deluxe Edition) 9,95

Glen Hansard & Marketa Irglova - The Swell Season 8,95

The Swell Season - Strict Joy 9,95


Beth Hart & Joe Bonamassa - Black Coffee

2-LP (+MP3)/CD/ltd. CD - EUR 23,95/15,95/17,95

Beeindruckender Paarlauf dieses deftig-delikaten Duetts, dass sich
wieder einmal erlesenes, nicht immer auf den ersten Blick
offensichtliches, dafür aber stets perfekt passendes Song-Material
auf den Leib wählte, um in seiner kraft- und gefühlstrotzenden Vision
einer besseren Roots-Rock-Welt als Ausgangsmaterial für
instrumental- und vokal-artistische Glanzleistungen zu dienen. Auch
wenn der tonangebenden Besetzung wegen freilich meisterliches,
mitunter auch Metal-satt-saftiges Saitenspiel und
schneidend-verführerische Sangeskunst im Mittelpunkt des mal
treibenden, mal schleichend-becircenden Geschehens stehen, so gibt es
hier weit mehr betörende Akteure, die den Klangraum mitreißend
füllen, allen voran die gefühlvolle Tastenarbeit und die packend
gesetzten Bläser-Sätze, die diese meisterliche Melange aus Blues und
Swing, Soul und Jazz, Rock und Funk ins rechte Klanglicht rücken.
Aber es ist diese magische Zweisamkeit von galant-genialer Gitarre
und unwiderstehlich unter die Haut geriebenem Gesang, die die beim
bloßen Lesen mitunter überraschende Sammlung von Stücken von Edgar
Winter, Etta James, Ike & Tina Turner, Ella Fitzgerald, Lil' Green,
LaVern Baker, Howlin' Wolf, Lucinda Williams und Waldeck zu einer
emotionsgeladenen Feierstunde des Soul'n'Blues'n'Rock'n'Roll werden
lässt. Packend und perfekt. (cpa)

Der Beth & Bonamassa-Backkatalog:

Beth Hart & Joe Bonamassa - Live In Amsterdam 2-CD/2-DVD 9,95/9,95

Beth Hart & Joe Bonamassa - Seesaw (ltd. Edition) CD+DVD 9,95

Beth Hart & Joe Bonamassa - Don't Explain CD 9,95


Jon Savage's 1965: The Year The Sixties Ignited - Various
Artists

2-CD - EUR 21,95

Frische Folge der ebenso attraktiv aufgemachten wie kraftvoll
compilierten Ace-Sampler-Serie zur explosiven Entwicklung der
Pop-Musik in den seligen 60er Jahren, randvoll gefüllt mit 48 Tracks
von u.a. Marianne Faithfull, The Poets, Del Shannon, The Dixie Cups,
Booker T & The MG's, The Hollies, The Who, The Anglos, The Sonics,
Chiffons, Edwin Starr, The Leaves, The Kinks, The Birds, The Byrds,
The Seeds, The Barbarians, Bob Dylan, Manfred Mann, James Brown, Lee
Dorsey, The Sorrows, Link Wray, Small Faces, The Sir Douglas Quintet,
The Spades und The Supremes.

Ebenfalls erhältlich:

Jon Savage's 1966: The Year The Decade Explode - Various Artists 2-CD 21,95

Jon Savage's 1967: The Year Pop Divided - Various Artists 2-CD 21,95


Mudhoney - LiE

LP (+DLC) - EUR 17,95

Von Sub Pop nur im Vinyl-Format veröffentlichtes, dafür erstmals
unlimitiertes und ganz & gar offizielles Live-Album des immer noch
ungebremst übersteuerten Kraftpakets aus Seattle, aufgenommen an
verschiedenen Schauplätzen der 2016er Europa-Tournee (u.a.
Deutschland, Kroatien, Schweden, Norwegen und Slowenien), in elf
Track-Attacken die gesamte Mudhoney-Geschichte streifend (incl. u.a.
Fuzz Gun 91, Get Into Yours, Poisoned Water, The Final Course, I'm
Now, I Like It Small, Suck You Dry, Editions Of You und mit Editions
Of You sogar ein Roxy Music-Cover). Relativ weit entfernt von High
Fidelity-Höhen geht es hier peitschend, packend, schweißtreibend und
ohrenbetäubend einfach explosions-wuchtig zur Sache, laut und mehr
oder weniger deutlich wird hier der vor allem grelle-griffige,
vehement verzerrte Gitarren-Wahnwitz gefeiert, und erst, wenn einem
nach der Überdosis dröhnender Dekadenz die Ohren bluten, ist man
taub, aber lächelnd im wahren Paradies angelangt. (cpa)


John Oates - Arkansas

LP/CD - EUR 23,95/14,95

Genau der! Die schnauzbärtige Hälfte von Hall & Oates, in den 70ern
und 80ern eine kassenträchtige Institution zwischen Softpop und Blue
Eyed Soul. Heute klingt der mittlerweile 68-Jährige aber ganz anders:
nämlich nach Roots, Folk, Blues, teils fast schon Western Swing. Sein
Sound der späten Jahre orientiert sich erkennbar an seinem Blues-Idol
Mississippi John Hurt, aber durchaus offen für andere - konsequent
rootsige - Einflüsse. Die sehr präsente Mandoline stammt von Veteran
Sam Bush, und mit Russ Pahl (Pedal Steel), Guthrie Trapp (Gitarre)
und Steve Macbey (Bass) sind weitere routinierte Hochkaräter an Bord.
In den wenigen rockigeren Momenten geht das Werk auch mal in Richtung
Mellencamp oder Springsteen, es dominiert aber ein ganz und gar
bodenständiger Roots-Bezug. Der leicht gepresste und gewollt raue
Gesang gefällt mir im Gegensatz zu Oates' souliger Stimme der
klassischen Jahre nicht ganz so gut, ansonsten ist dieses Alterswerk
aber aller Ehren wert. (Joe Whirlypop)


Rattles - Live!

CD - EUR 14,95

2018er Sireena-Veröffentlichung dieses packenden Konzertmitschnitts
eines Auftritts der aktuellen Formation dieses lebendigen Stücks
hiesiger Rockmusik-Historie, aufgezeichnet im September 2010 im
Sendesaal des NDR. Mit Herbert Hildebrandt und Dicky Tarrach an zwei
Positionen geschichtsbewußt besetzt geht es 20 Tracks lang durch das
klassische Rattles-Repertoire, beginnend mit Come On And Sing und Sha
La La La Lee, Mashed Potatoes, Hippy Hippy Shake, Twist and Shout
ansprechend zelebrierend, um schließlich das krönende Finale in The
Witch zu finden.


Olli Schulz - Scheiß Leben, Gut Erzählt

LP/CD - EUR 17,95/14,95

Bevor uns der larmoyante Liedermacher zu Pfingsten schon wieder im
Glitter-Garten besucht (OBS-Gänger & -Kenner werden sich an seinen
ersten Auftritt in Beverungen erinnern), bietet sein siebtes
Studioalbum gute Gelegenheit, sich seinem aktuellen Song-Schritt
anzupassen. Das 2018 Vollwerk (erschienen bei Trocadero) entstand
unter Mitwirkung von u.a. George Lindsay, Ali As, Linda Zervakis,
Polly, Olli Dittrich, Bjarne Mädel, Friedrich Paravincini und Gisbert
zu Knyphausen.


Spencer Davis Group - Live In Finland '67

CD - EUR 15,95

2018er London Calling-Veröffentlichung eines bemerkenswert
klangreinen Konzertmitschnitts, aufgenommen vor artig applaudierendem
finnischem TV-Show-Publikum im Februar 1967 und einst von YLE
(Finnish Broadcasting Company) ausgestrahlt. Bei einem seiner letzten
Auftritte an der Seite seiner alten Kameraden zeigte sich der junge
Steve Winwood vokal bestens aufgelegt, aber auch die gern ausufernde
Orgel betätigte er makellos. Eingeleitet von moderierenden Worten und
durch ein Band-Interview und dem TV-Jingle unterbrochen gehört doch
der Großteil der 42 CD-Minuten dem reinen Rhythm'n'Blues in seiner
speziellen Spencer Davis-Ausführung, gipfelnd in der sensationellen
Song-Folge I'm A Man, Georgia On My Mind und Gimme Some Lovin'.
(cpa)


The Times - This Is London (ltd.)

LP (+CD)/CD - EUR 21,95/17,95

Vermutlich lag es auch an dem irgendwie nichtssagenden und
verwechselbaren Bandnamen (es gibt auch noch eine US-Funk-Band selben
Namens), dass die britischen The Times nie den verdienten Erfolg
hatten. Jetzt werden zwei ihrer klassischen Alben von Tapete
wiederveröffentlicht und man fragt sich schon nachdrücklich, weshalb
The Times trotz offensichtlicher Ähnlichkeiten zu The Jam bei weitem
nicht deren kommerzielle Wirkung hatten. "This Is London" erschien
ursprünglich 1983 und bietet klassischen Mod-Rock mit deutlicher
Verwurzelung im Northern Soul, wie auchbei Kinks und Who. Angenehm
schlank inszeniert mit sehr guten und dynamischen Power-Gitarren,
dünner Orgel, einem funky pumpenden Bass und dem prägnanten Gesang
von Ed Ball (früher auch Television Personalities, später Boo
Radleys), der Punk und Soul souverän verbindet und so eine clevere,
zeitlose und sehr britische Art von Popmusik entstehen lässt. Cool
und arty, Balls Vorleben bei TV Personalities klingt deutlich durch,
findet hier aber einen poppigeren und im besten Sinn kommerzielleren
Ausdruck. Euphorischere Pophymnen als "Whatever Happened To The
Thamesbeat" kann man sich jedenfalls kaum vorstellen. Im Nachhinein
würde ich sagen, dass "This Is London" den Anschluss an den
Mainstream-Markt damals nur haarscharf verpasste. Zeitlos-klassische
Mod-Pop-Nummern wie der Titelsong, "Goodbye Piccadilly" und "This
Green And Pleasant Land" (höllisch funky!) werden aber bleiben und
würden bis heute auch Paul Weller gut zu Gesicht stehen.
Promi-Linernotes von Martin Carr (Boo Radleys) und Bernd Begemann.
(Joe Whirlypop)


The Times - Go! With The Times (ltd.)

LP (+CD)/CD - EUR 21,95/17,95

Tapete Records wiederveröffentlicht dankenswerterweise auch dieses
feine Album der britischen Indie-Mod-Popper, das eigentlich schon
1980 aufgenommen wurde, aber erst 1985 beim deutschen Pastell-Label
veröffentlicht wurde. Hier klingen Ed Ball & Gang noch recht
folkpoppig und indie-schrammelig, der Soul/Mod-Einfluss war noch
nicht ganz so offensichtlich wie beim schon sehr in Paul Weller-Nähe
angesiedelten "This Is London". Balls frühere Band TV Personalities
klingt da schon ähnlicher, wobei "Go! With The Times" schon deutlich
poppiger als postpunkig ausfällt. Es beginnt mit dem jangelnden
Desmond Dekker-Cover "You Can Get It If You Really Want" (allerdings
ohne Ska-Beat), im Weiteren jagen sich eingängige Pophymnen mit
Kinks-, Jam- und Motown-Einfluss - "Nowhere To Run" wird auch gleich
gecovert, wie auch das "Theme From Man From UNCLE". Aufgenommen
wurden die teils tatsächlich leicht schepprig produzierten Songs in
gerade mal zwei Tagen, die Energie und Aufbruchsstimmung ist
tatsächlich mit Händen zu greifen. Die kundigen Linernotes stammen
von den Edelfans Martin Carr (Boo Radleys) und Bernd Begemann. (Joe
Whirlypop)


Tocotronic - Die Unendlichkeit

2-LP (+MP3)/CD/ltd. Fanbox (2-LP+CD+CD-EP+7") - EUR
24,95/16,95/49,95

Fünf Minuten vor der Februar-Deadline kommt noch das neue
Tocotronic-Album rein: der mittlerweile zwölfte (!) Longplayer der
Hamburger gefällt mir schon beim ersten Hördurchgang wieder richtig
gut und greift nahtlos die Klasse des 2015er Vorgängers "Das Rote
Album" auf. Angekündigt wird "Die Unendlichkeit" als biographisches
Konzeptalbum, man kann die Songs aber auch einfach als ein wenig
nostalgisch-retrospektiv betrachten, was sich eine derart lange im
Geschäft befindliche Band auch mal leisten sollte. Denn musikalisch
geraten die zwölf Songs, wie man sie von Tocotronic gewohnt ist:
abwechslungsreich zwischen leisem Kammerfolk, blankem Pop und
knackigem Beinahe-Punkrock variierend, getragen von Dirk von Lowtzow
hervorragendem Gesang (charismatisch, nonchalant), eleganten
Arrangements und souveräner Gitarrenarbeit - letztere gerät im
richtigen Moment auch mal erfreulich hart und noisig. Der Sound der
Songs über Kindheit, Heranwachsen und junges Erwachsensein geraten
gewohnt unprätentiös, mal hartrockend (die punksozialisierte Jugend),
mal subtil-sentimental (die Jahre an der Uni...), gerne auch schön
schwelgerisch, was überzeugende Popmusik ja gerne mal sein darf. Und
mit "Electric Guitar" gelingt sogar eine richtig große Hymne an den
universellen Geist des Rock'n'Roll-Erwachens. Die in einem
Vierteljahrhundert gereifte Größe als Hamburger, nein deutsche
Pop-Instanz lässt Altersgenossen mitfühlen, müsste aber auch jüngere
Generationen nach wie vor erreichen können, was sich bei den im März
anstehenden Konzerten dann auch wieder überprüfen lässt. (Joe
Whirlypop)


Torpus & The Art Directors - We Both Need To Accept That I
Have Changed

LP/CD - EUR 15,95/14,95

Es ist nicht nur eine Freude, dem Wirken und den Werken des ebenso
hochgewachsenen wie spürbar gereiften Nordmannes zu lauschen,
mindestens ebenso erfreulich ist es, seinem Wandeln und Wachsen
beizuwohnen. Ich hatte die generöse Gnade, der Entwicklung des
hiesigen Americana-Eigengewächses von recht frühen, noch vorsichtigen
Schritten an folgen zu dürfen, noch bevor sich die Art Directors als
feste Formation gefunden hatten, schon damals aber wusste Sönke
Torpus mit Gesang, Songwriting und seinem natürlichen Wurzel-Gefühl
zu beeindrucken. Seit der ersten gemeinsamen Gruppenarbeit aber hat
sich hier ein ungemein kreatives Country-Pop-Quintett geformt, das
von Album zu Album perfekter interagiert, stets den mal samt-sanften,
mal strahlend klaren Sänger Sönke in das Zentrum des
Gemeinschaftsgeschehen stellt, aber mehr und mehr auch die
individuellen Fähigkeiten der Mit-Direktoren integriert. Und so
schenkt uns Vollwerk No. 3 eine gesund bis genial gewachsene,
überwiegend live im Studio eingespielte 12-Song-Kollektion, die vor
Liebe, Lust und Leben nur so strotzt, bei aller instrumentalen
Farbenvielfalt auf die griffigen Gitarren fokussiert, die in allen
Schall-Schattierungen von akustisch-fein-verspielt über
Country-Knarzen und Surf'n'Twang bis hin zu roh-rauh verzerrt das
Wurzel-nahe Klanggeschehen prägen und bestimmen. Gekrönt werden die
ungemein ansteckend-aufbauenden Arrangements von mal solitär
schmeichelndem, mal vielstimmig mitreißendem Gesang, der dieser
gereift-gelassenen Melange aus traditionsnahem Americana und
pulsierend-packendem Roots Rock, Country und Rock'n'Roll, Pub und
Punk, ja sogar Beatles und Kinks einen derart prächtigen Pop-Appeal
verleiht, dass es eine einzige, unwiderstehliche Freude ist. Getragen
aber wird das Torpus-Opus von einer Original-Song-Kollektion, die
ehrfürchtig staunen lässt - auch als Lied-Schmied zeigt sich Sönke
hier von einer Reife und trefflichen Gefühlssicherheit, dass es Sinne
und Seele gleichermaßen bewegt. Eine wahre, bleibende
Roots-Pop-Perle. (cpa)


Traffic - Live On Air 1967

CD - EUR 15,95

Das London Calling-Label widmet sich vorwiegend der Veröffentlichung
von Broadcast-Beiträgen britischer Bands, wobei das Remastering den
Unwägbarkeiten des Ausgangsmaterials nicht immer ganz Herr werden
kann. Aber auch wenn die Klangqualität dieser 2 BBC-Radio-Sessions
aus dem Jahre 1967 (vom 1. Oktober und 11. Dezember) nicht immer
gänzlich den High End-Ansprüchen gerecht wird, so zeigt die nur
selten von Moderatoren-Einsätzen und Interview-Intermezzos
unterbrochene 10-Song-/36-Minuten-Darbietung eine höchst
spielfreudige Band und einen Steve Winwood bei bester Stimme und
beinhaltet mit Paper Sun, A Hole In My Shoe, Coloured Rain, Dear Mr.
Fantasy, Here We Go Round The Mulberry Bush, Dealer, No Face No Name
No Number eine recht hitdichte Live-Song-Sammlung. (cpa)


Muddy Waters - Live At Rockpalast

2-LP/2-CD+2-DVD - EUR 24,95/21,95

MIG-Veröffentlichung des Waters-Auftritts im Rockpalast am 10.
Dezember 1978 in der Dortmunder Westfalenhalle, bei dem der gut
aufgelegte Altmeister, begleitet von seiner Stammmannschaft Willie
"Big Eyes" Smith (Schlagzeug), Calvin Jones (Bass), Luther "Guitar
Jr." Johnson (Gitarre), Bob Margolin (Gutarre) und Jerry Portnoy
(Mundharmonika), das Publikum durch ausgewählte Stationen seines
Klassiker-reichen Schaffens geleitete und dabei so manchen hiesigen
Heiden zum Blues-Gläubigen bekehrte. Als Dreingabe bietet die
Doppel-CD+Doppel-DVD-Ausgabe noch das komplette Konzert der Muddy
Waters Tribute Band beim Loreley-Open Air am 23. Juni 1996.


Marry Waterson & David A. Jaycock - Death Had Quicker Wings
Than Love 

LP/CD - EUR 16,95/12,95

17er, mit etwas Verspätung besprochen. Aus der berühmten Folk-Familie
(Mutter Lal, Tante Norma), nun auch schon seit 1977 (noch blutjung)
aktiv. Und genauso genial! Die englische Folk-Tradition stand
natürlich Pate, aber das Ergebnis ist doch ziemlich eigen, irgendwie
freigeistig, zeitlos, zugleich im Geiste/direkter Fortsetzung der
Watersons. Ihr Gesang ist wundervoll, tief anrührend, voller
Empathie. Bestechend schöne Saitengeflechte von Jaycock (und
anderen... Neben akust. Gitarre sporadisch auch elektrische, und
Zither), die dem Charakter der Songs entsprechen bzw. zusätzlich
prägen, unterstützend, mit einem Eigenleben. Manch ein (oft nur
punktueller) Sound neben den Saiten ist kaum zuzuordnen, ist das ein
Cello? Geige? Piano? Glockenspiel? Vibrafon? Keyboard? Harmonium? Auf
jeden Fall klingt das alles ungeheuer apart, wunderbar. De Musik ist
ganz bei sich, in sich ruhend, erhebend, manchmal schimmert
unterschwellig eine gewisse Wehmut durch, doch gepaart mit
Gelassenheit, oder eine Art Versunkenheit. Ausgesprochen homogen
wirkt das, dazu klasse aufgebaut (der Anfang, großteils a capella und
"klassisch" traditionell, sowie das Ende, eher "konventionell" nach
Art des ruhigeren Brit-Folk-Rock ca. 1970, nur hier mit Drums, fallen
etwas aus der Reihe/rahmen ein). Vokal-Gäste u.a.: Kathryn Williams,
John Parish, Producer. Adrian Utley von Portishead, überraschend.
Große Empfehlung! (dvd)


Demnächst in diesem Theater...

09.02.

Alela Diane - Cusp

Franz Ferdinand - Always Ascending

Monochrome Set - Maisieworld

Monochrome Set - 1979-1985 Complete Recordings

Fu Manchu - Clone Of The Universe

Melody Gardot - Live In Europe

Joan As Police Woman - Damned Devotion

16.02.

Birth Of Joy - Hyper Focus

Brandi Carlile - By The Way, I Forgive You

Superchunk - What A Time To Be Alive

Belle & Sebastian - How To Solve Our Human Problem

Car Seat Headrest - Twin Fantasy + Twin Fantasy (Mirror To Mirror)

Ought - Room Inside The World

Loma - Loma

Songs:Ohia - Travels In Constants

Ad Vanderveen - Denver Nevada (Still Life)

23.02.

Grant-Lee Phillips - Widdershins

Matthews Southern Comfort - Like A Radio

Imarhan - Temet

US Rails - We Have All Been Here Before

Steve Hillage - Dusseldorf

02.03.

Breeders - All Nerve

Joan Baez - Whistle Down The Wind

Anna von Hausswolff - Dead Magic

Nada Surf - Standing At The Gates: The Songs of Nada Surf's Let Go

16.03.

Yo La Tengo - There's A Riot Going On

Decemberists - I'll Be Your Girl

Nora Jane Struthers - Champion

23.03.

Jack White - Boarding House Reach

Courtney Marie Andrews - May Your Kindness Remain

Joisenne Clark & Ben Walker - Seedlings All

30.03.

Mary Chapin Carpenter - Sometimes Just The Sky

20.04.

Die Nerven - Fake


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

BIRTH OF JOY

birthofjoy.com

"Hyper Focus" Tour 2018

16.02.2018 NL - Amsterdam - Paradiso Tolhuistuin

12.03.2018 FR - Lille - Le Splendid

14.03.2018 FR - Vannes - Echonova

15.03.2018 FR - Bordeaux - Krakatoa

16.03.2018 FR - Alençon - La Luciole

17.03.2018 FR - Rennes - L'Ubu

18.03.2018 FR - Saint Brieuc - La Citrouille

20.03.2018 FR - Montpellier - Rockstore

21.03.2018 FR - Perpignan - El Mediator

31.03.2018 BE - Hoboken - Cockerill

01.04.2018 NL - Schijndel - Paaspop Festival

04.04.2018 FR - Paris - La Maroquinerie

05.04.2018 FR - Limoges - CC John Lennon

06.04.2018 FR - Lyon - Le Marché Gare

07.04.2018 FR - Scey Sur Saône - L'Echosystem

10.04.2018 DE - Münster - Cafe Sputnik

11.04.2018 DE - Hamburg - Hafenklang

12.04.2018 DE - Bremen - Tower

13.04.2018 DE - Berlin - Musik & Frieden

14.04.2018 DE - Nürnberg - Club Stereo

15.04.2018 DE - Leipzig - Naumanns

16.04.2018 CZ - Jablonec nad Nisou - Klub Narampe

17.04.2018 AT - Vienna - Viperroom

18.04.2018 DE - München - Ampere

19.04.2018 CH - Lausanne - Bleu Lezard

20.04.2018 CH - Dudingen - Bad Bonn

21.04.2018 CH - Zurich - Papiersaal

22.04.2018 AT - Lustenau - Carini Saal

23.04.2018 DE - Konstanz - Kulturladen

24.04.2018 DE - Stuttgart - Goldmarks

25.04.2018 DE - Heidelberg - Halle 02 Club

26.04.2018 DE - Wiesbaden - Schlachthof

27.04.2018 NL - Nijmegen - Oranjepop Festival

28.04.2018 DE - Köln - Blue Shell

03.05.2018 NL - Groningen - Vera

10.05.2018 NL - Utrecht - Ekko

11.05.2018 NL - Amersfoort - Fluor

12.05.2018 NL - Middelburg - De Spot

17.05.2018 NL - Rotterdam - Rotown

18.05.2018 NL - Alkmaar - Victorie

19.05.2018 NL - Landgraaf - Oefenbunker

20.05.2018 DE - Beverungen - Orange Blossom Special

24.05.2018 BE - Hasselt - Cafe Cafe

25.05.2018 NL - Enschede - Atak

01.06.2018 NL - Lelystad - Underground

BLAUDZUN

blaudzun.com

14.04.2018 BE - Brussels - AB

19.04.2018 NL - Utrecht - Tivoli Vredenburg

20.04.2018 NL - Arnhem - Luxor Live

21.04.2018 NL - Venlo - Grenswerk

25.04.2018 DE - Berlin - Privat Club

26.04.2018 DE - Köln - Yuca Cologne

28.04.2018 BL - Maastricht - Muziekgieterij

18.05.2018 NL - Amsterdam - Paradiso

19.05.2018 NL - Breda - Mezz

DIE NERVEN

dienerven

19.04. Wiesbaden - Schlachthof

20.04. Leipzig - Conne Island

21.04. Berlin - Festsaal Kreuzberg

22.04. Hamburg - Hafenklang

23.04. Köln - Gebäude 9

24.04. Amsterdam (NL) - Sugarfactory

25.04. Groningen (NL) - Vera

26.04. Bruxelles (BEL) - AB Club

27.04. Schorndorf - Manufaktur

28.04. München - Strom

29.04. Wien (AUT) - Fluc

VVK: https://www.love-your-artist.de/de/dqagency/dienerven

SCOTT MATTHEW

scottmatthewmusic.com

07.05.2018 NL - Amsterdam - Paradiso

08.05.2018 BE - Leuven - Stuk

09.05.2018 DE KÖLN Kulturkirche

10.05.2018 DE DRESDEN Societaetstheater

11.05.2018 DE MANNHEIM Alte Feuerwache

12.05.2018 DE HAMBURG Gruenspan

13.05.2018 DE BERLIN Heimathafen

15.05.2018 DE LEIPZIG UT Connewitz

16.05.2018 DE MÜNSTER Pumpenhaus

17.05.2018 DE FRANKFURT Mousonturm

18.05.2018 DE SCHORNDORF Manufaktur

19.05.2018 DE BEVERUNGEN Orange Blossom Special

21.05.2018 DE MÜNCHEN Theatron Festival

22.05.2018 AT SALZBURG Arge

23.05.2018 AT DORNBIRN Spielboden

24.05.2018 AT LINZ Posthof

25.05.2018 AT GRAZ Orpheum Extra

26.05.2018 AT VIENNA Theater Akzent

MARK OLSON

markolsonmusic.com

07.02.2018 NO - Halden - Brygga Kultursal

08.02.2018 NO - Oslo - R¢verstaden

09.02.2018 NO - B¢ - B¢ Hotell

10.02.2018 NO - Skien - Ibsenhuset

11.02.2018 NO - Kristiansand - Vaktbua

14.02.2018 NO - Bergen - Madam Felle

15.02.2018 NO - Stord - Osvald

16.02.2018 NO - Stavanger - Cementen

17.02.2018 NO - Trondheim - Moskus

18.02.2018 NO - Troms¢ - Troms¢ Kulturhus

20.02.2018 SWE - Malmö - Victoria

21.02.2018 SWE - Göteborg - Nefertiti

23.02.2018 SWE - Stockholm - Pophouse

24.02.2018 SWE - Mariefred - Skottvångs

01.03.2018 DE - Eppstein - Wunderbar Weite Welt

02.03.2018 DE - Schwäbisch Hall - Wohnzimmer Konzert

03.03.2018 DE - Stuttgart - Laboratorium

04.03.2018 DE - Lampenhain - Wohnzimmer Konzert

10.03.2018 DE - Berlin - Fahrradkeller

11.03.2018 DE - Wesel - JZ Karo

SLIM CESSNA'S AUTO CLUB

scacunincorporated.com

21.03.2018 DE - München - Muffathalle w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

22.03.2018 CH - Switzerland Zurich X-Tra w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

24.03.2018 DE - Köln - E-Werk w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

25.03.2018 DE - Frankfurt - Batschkapp w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

27.03.2018 DE - Berlin - Astra w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

03.04.2018 DE - Hamburg - Grosse Freiheit w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

Faber support:

14.02.2018 AT-Innsbruck Treibhaus

15.02.2018 AT-Linz Posthof

16.02.2018 D-Ulm Roxy

17.02.2018 D-Regensburg Airport

18.02.2018 D-Passau Zeughaus

19.05.2018 DE - Beverungen - Orange Blossom Special


Alle guten Wünsche für ein wohlverdientes Wochenende!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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LABEL/4817: Warner Music Medien Newsletter KW 05 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 05

Hamburg, 1. Februar 2018



JESPER MUNK - HAPPY WHEN I'M BLUE

Pünktlich zur Ankündigung seines am 27.04. erscheinenden dritten
Albums "Favourite Stranger" veröffentlichte der einstige Bluesman
Jesper Munk Ende vergangener Woche das herrlich skurrile Musikvideo
zu seiner neuen Lead-Single "Happy When I'm Blue", [1] in dem er sich
auf einer Liebes-Odyssee quer durch das chinesische Paris tanzt.
"Es geht darum, ehrlich zu dir selbst zu sein", freut sich
Munk. Das neue, zehn Tracks starke Album markiert für ihn den längst
überfälligen Sprung in internationale Gefilde und ist ein wahrer
kreativer Durchbruch - ehrlicher, verletzlicher, nackter und zugleich
musikalisch weltgewandter und authentischer denn je. Mitte März
performt Jesper Munk live in München, Berlin, Hamburg und Köln.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


LED ZEPPELIN

30 Jahre lang war das 1972er Live-Album von Led Zeppelin nur als
illegaler Bootleg zu haben, bis es 2003 erstmals offiziell
veröffentlicht wurde. Am 23. März erscheint "How The West Was Won"
nun in einer unter der Regie von Jimmy Page völlig neu remasterten
Version, als erster Vorbote zum 50. Band-Jubiläum in diesem Jahr.

"How The West Was Won" vereint die besten Performances der legendären
Led Zeppelin-Konzerte vom 25. und 27. Juni 1972 im Los Angeles Forum
und der Long Beach Arena, zusammengeschnitten wie ein
zusammenhängendes Konzert, das die Band auf ihrem kreativen Zenith
zeigt - darunter auch eine 25-minütige Version von "Dazed And
Confused".

Die Neuauflage erscheint digital, als 3CD-/4LP-Kollektion, als
Blu-ray-Audio in hervorragendem Hi-Res 5.1 Surround Sound sowie als
Super Deluxe Boxed Set über Atlantic/Swan Song.


MIKE SHINODA

Über seine Social Media-Kanäle kündigte Mike Shinoda vergangene Woche
plötzlich drei neue Songs samt Visuals an. Prompt erschien am Tag
darauf seine neue "Post Traumatic"-EP mit der er die Zeit nach dem
Tod seines Freundes und Linkin Park-Bandkollegen Chester Bennington
verarbeitet.

"Place To Start", [2] "Over Again" [3] und "Watching As I Fall" [4]
heißen die drei Neulinge, begleitet von drei ebenso bewegenden
Musikvideos.

In einer handgeschriebenen Notiz bedankt sich Shinoda bei seinen
Fans: "Heute teile ich drei Songs mit euch, die ich selbst
geschrieben, produziert, mit Visuals versehen und zusammengeschnitten
habe. Im Mittelpunkt steht die Trauer, ein zutiefst persönlicher und
intimer Moment, den ich in meiner Kunst zu verarbeiten versuche."


MATT GRESHAM

Eines Tages vor drei Jahren packte der australische Singer/Songwriter
Matt Gresham seine Sachen, kaufte sich ein One-Way-Ticket und kehrte
seiner Komfortzone den Rücken. Seither bereiste er die Welt, besuchte
die USA, Indonesien, England und lebte sogar ein halbes Jahr in
Deutschland.

In seiner mitreißenden, am vergangenen Freitag erschienenen neuen
Single "Home" thematisiert Matt Gresham diese Zeit: "Home is not a
place, it's a feeling", singt er, bevor der Song in einen
überschwänglichen Refrain mündet, untermalt von Tropical-Beats und
rauschenden Background-Gesängen.

"Home" ist zugleich der erste Vorbote seines kommenden
Warner-Debütalbums "Who Am I Now" und hier [5] im ebenso
beschaulichen Musikvideo zu sehen.


SIA vs DAVID GUETTA

In Folge seiner letzten beiden Hits "Dirty Sexy Money" und "Another
Life", macht das französische Producer-/DJ-Aushängeschild David
Guetta erneut mit seinem niederländischen Kollegen Afrojack
gemeinsame Sache und zwar auf einem Remix des Sia-Songs "Helium".

"Helium" im Original der US-Ausnahmekünstlerin Sia war mit 100 Mio.
weltweiten Streams einer der meistgestreamten Tracks des 2017
erschienenen "Fifty Shades Darker"-Soundtracks. Der bereits am 26.01.
erschienene Remix besticht durch eine vielversprechende und für David
Guetta & Afrojack typische Mischung an harmonischen Klavier-Parts und
eingängigen elektronischen Elementen.

Die Zusammenarbeit wurde erstmals im Rahmen von Sias "Viva
Glam"-Kampagne für die Makeup-Marke M.A.C. vorgestellt. Hier [6] ist
die beeindruckende Neuauflage von "Helium" im Visualizer zu sehen.


SCOTT HELMAN

Trotz seiner 22 Lebensjahre hat der kanadische Singer/Songwriter
Scott Helman bereits einen langen Weg zurückgelegt und weiß, was es
bedeutet, unermüdlich an seinen Erfolgen zu arbeiten. 2014 schon
überzeugte er mit seiner Debüt-EP "Augusta" und legte 2017 mit seinem
ebenso überragenden Debütalbum "Hôtel de Ville" nach.

In seinem zweiten Album-Outtake "PDA" thematisiert er das Gefühl des
Verliebtseins und insbesondere die überschwänglichen Momente
öffentlicher Liebesbekundungen, die im Englischen als "Public
Displays of Affection" bekannt sind. "I know you don't like PDA,
but just for now I think it's okay. So hold me close and kiss
me", singt er darin.

Untermalt von einem lebhaften Gitarren-Beat, klingt "PDA" wie eine
musikalische Mischung aus Vampire Weekend und Paul Simon, die hier
[7] im offiziellen Musikvideo zur vollen Entfaltung kommt.


HAEVN

Im Zuge ihres überwältigenden, weltweit erfolgreichen Tracks
"Fortitude" kündigte das niederländische Dance-Duo HAEVN kürzlich ihr
am 25.05. erscheinendes Debütalbum "Eyes Closed" an. 14 Tracks soll
das Werk umfassen mit eindringlichen Balladen und temporeicheren
Songs über zerbrochene Beziehungen, das Nachjagen von Träumen,
Hoffnung und Vertrauen.

Unterdessen machen Jared Kleijne und Marijn van der Meer weiterhin
auch international mit "Fortitude" [8] von sich reden. Der Song wurde
bis dato über 2,5 Mio. Mal gestreamt und schaffte es in acht Ländern
in die begehrten "New Music Friday"-Playlisten, darunter auch in
Deutschland. In ihrer Heimat wurde der Song sogar zum Megahit gekürt.

Nach umjubelten Auftritten beim diesjährigen Eurosonic Noorderslag
Festival geht es für HAEVN im April auf große Clubtour durch die
Niederlande.


WARNER MUSIC ON STAGE

Wer 2017 beim Lollapalooza Festival in Berlin dabei war und ihren
Auftritt miterlebt hat, der weiß, was das international gefeierte und
Grammy-nominierte schwedische Hitmaker-Duo Galantis für eine
großartige Live-Energie auf die Bühne bringt.

Ihr im letzten Jahr veröffentlichtes Album "The Aviary" erntet
weiterhin ausgezeichnete Kritiken: "Galantis bringt seine Zuhörer
mit großen Melodien zuverlässig zum Fliegen" (The New Yorker).
Darunter auch der Track "Tell Me You Love Me", den es hier [9] im
Video zu sehen gibt.

In Kürze kommen Galantis im Rahmen ihrer aktuellen Europatour zu drei
Shows live nach Deutschland und werden München, Düsseldorf und
Hamburg in den musikalischen Ausnahmezustand versetzen:

02.02. München, Tonhalle

04.02. Düsseldorf, Mitsubishi Electric Halle

07.02. Hamburg, Mehr! Theater


VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

02.02.2018

02.02.2018

02.02.2018

09.02.2018

09.02.2018

09.02.2018

09.02.2018

09.02.2018

09.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

09.03.2018

09.03.2018

09.03.2018

16.03.2018

16.03.2018

16.03.2018

23.03.2018

23.03.2018

23.03.2018

23.03.2018

30.03.2018

30.03.2018

06.04.2018

13.04.2018

20.04.2018

20.04.2018

11.05.2018

25.05.2018

15.06.2018


	
KONFIGURATION ARTIST TITEL

Digital Julie Bergan Turn On The Lights

Digital Laurie Anderson & Kronos Quartet Landfall

Digital Rae Morris Someone Out There

Digital Bausa Powerbausa

Digital Ravyn Lenae Crush EP

Physisch Jackson Browne Late For The Sky (Vinyl Wiederveröffentlichung)

Physisch Jonny Greenwood Phantom Thread (OST)

Physisch Jethro Tull Heavy Horses (New Shoes Edition)

Physisch & Digital Dashboard Confessional Crooked Shadows

Digital Ryuichi Sakamoto Async Remodels (Remix Album)

Digital Nipsey Hussle Victory Lap

Physisch Laurie Anderson & Kronos Quartet Landfall

Physisch & Digital Brandi Carlile By The Way, I Forgive You

Physisch & Digital Shannon & the Clams Onion

Digital The Doors Live At The Isle Of Wright Festival 1970

Physisch David Bowie Heroes (2017 Remastered Version) (CD & LP)

Physisch David Bowie Lodger (2017 Remastered Version) (CD & LP)

Physisch David Bowie Low (2017 Remastered Version) (CD & LP)

Physisch David Bowie Scary Monsters (And Super Creeps) [2017 Remastered Version] (CD & LP)

Physisch David Bowie Stage (2017 Remastered Version) (2CD & 3LP)

Physisch Matthew Herbert A Fantastic Woman OST

Physisch Ryuichi Sakamoto Async Remodels (Remix Album)

Physisch & Digital Turnstile Time & Space

Physisch & Digital The Regrettes Attention Seeker

Physisch & Digital Vance Joy Nation Of Two

Digital YoungBoy Never Broke Again Until Death Call My Name

Phyisch Pet Shop Boys Actually (2018 Remastered Version) (Vinyl)

Phyisch Pet Shop Boys Please (2018 Remastered Version) (Vinyl)

Physisch Jethro Tull Heavy Horses (New Shoes Edition)

Physisch Pet Shop Boys Actually: Further Listening 1987-1988 (CD)

Physisch Pet Shop Boys Introspective (2018 Remastered Version) (Vinyl)

Physisch Pet Shop Boys Introspective: Further Listening 1988-1989 (CD)

Physisch Pet Shop Boys Please: Further Listening 1984 - 1986 (CD)

Physisch & Digital Marie Bothmer Marie Bothmer

Physisch & Digital Sonny Smith Rod For Your Love

Physisch Marillion Brave (Deluxe Edition) (5 LP & 4CD+BR)

Physisch & Digital David Byrne American Utopia

Physisch & Digital Matoma One In A Million

Physisch & Digital Laura Pausini Fatti Sentire

Physisch & Digital Laura Pausini Hazte Sentir

Physisch & Digital Stone Temple Pilots Stone Temple Pilots (CD)

Physisch Grateful Dead The Best Of The Grateful Live (CD)

Physisch Grateful Dead The Best Of The Grateful Live Vol. 1 (Vinyl)

Physisch Led Zeppelin How The West Was Won (Super Deluxe Box Set)

Physisch & Digital Led Zeppelin How The West Was Won (Remastered) (3CD, 4LP, BR Audio)

Physisch OST / Various The Greatest Showman (Vinyl)

Physisch & Digital Hayley Kiyoko Expectations

Physisch & Digital Rainbow Kitten Surprise How To: Friend, Love, Freefall

Physisch & Digital Plan B Heaven Before All Hell Breaks Loose

Physisch Jonny Greenwood Phantom Thread (OST) Vinyl

Physisch & Digital Kimbra Primal Heart

Physisch & Digital Charlie Puth Voicenotes

Physisch Stone Temple Pilots Stone Temple Pilots (Vinyl)

Physisch & Digital Ryuichi Sakamoto Ikari (Rage)









[1] http://click.email.artistarena.com/?qs=e67691df87818ee44ba2241e8706bbf7f3d48ef89e1e4c7c7b85195f076ce0920441d165f38b00484e1a97986fefcc9c

[2] http://click.email.artistarena.com/?qs=e67691df87818ee4f2f23b5b05fd03780e1d5a7942b5f68b29ad690b69a4a94f3b3e2055e2c5587b27be80fdd4dcddac

[3] http://click.email.artistarena.com/?qs=e67691df87818ee4656bcd22ae2c6f623b7388389f321d6045e4e301314abe799faaced8cb1053181af695eb2756b954

[4] http://click.email.artistarena.com/?qs=e67691df87818ee48ff38a8a135af07ee3cf8bedbd33bd2c9b54c60378d2ad2378ec6918dea13607215bed8a8e4c811a

[5] http://click.email.artistarena.com/?qs=e67691df87818ee4a3546e7d8bb749f0747572015d22fb1bb7bbb5bf13f016a9274dd8b0516828fd3c858e618e5f78b8

[6] http://click.email.artistarena.com/?qs=e67691df87818ee47021d1e000c86617cf2ac1a70bc8021679b6078df163f63c03e035548edc1cc18af9003a031a1a60

[7] http://click.email.artistarena.com/?qs=e67691df87818ee43b9bb3bda4ea509fe3cddbd1778ce5b85e6b95ec186863d49f1ff97dcf628ebcd23ced9697a129b6

[8] http://click.email.artistarena.com/?qs=e67691df87818ee431a2c0dd12447ab3f17e5a26dc985878aa44b8b2619512e9f382e5357c9ebd05f4733889f40b4e7f

[9] http://click.email.artistarena.com/?qs=e67691df87818ee4f2b62ccbc8baa1d2a92292db833a7eeb0f82650af396be6236b7df610612e93be4515157b62cb03f

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AKTION/2616: Mönchengladbach - Meisterkonzert mit dem Trio "Belli-Fischer-Rimmer", 7. Juni 2018


6. Meisterkonzert: Trio Belli-Fischer-Rimmer



Mit dem Trio Belli-Fischer-Rimmer präsentiert das sechste
Meisterkonzert am 07. Juni 2018 ein "verblüffend neues Klanggewand".
In seiner ungewöhnlichen Besetzung mit Posaune (Frederic Belli),
Schlagzeug (Johannes Fischer) und Klavier (Nicholas Rimmer) verbindet
das temperamentvolle junge Trio verschiedene Epochen und Stile. In
ihren Konzerten spannen die drei hochkarätigen Musiker, die sich 2008
als Preisträger des Deutschen Musikrates zu einem festen Trio
zusammengeschlossen haben, eine Brücke zwischen Klassik, Jazz und
Moderne und sorgen für Begeisterungsstürme im Publikum.

Abonnements für die Meisterkonzerte, die neben dem erheblichen
Preisvorteil auch einige organisatorische Annehmlichkeiten bieten,
können bei der MGMG unter Tel. 02161-25 24 21 gezeichnet werden.
Abonnements kosten in Preisgruppe A 85,50
Euro (ermäßigt 42,75 Euro), Preisgruppe B 67,50 Euro (ermäßigt 33,75
Euro) und Preisgruppe C 54,00 Euro (ermäßigt 27,- Euro).
Nähere Informationen und Buchung bei der MGMG unter Tel. 02161 25 24
21.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Mai 2017

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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JAZZ/2112: Hamburg - Kulturcafé Komm du | SPIELWERcK: Von Jazz bis Bacharach - Jazz und Jazzpop, 23.3.2018


Kulturcafé Komm du - März 2018

SPIELWERcK: Von Jazz bis Bacharach | Jazz und Jazzpop

Konzert am Freitag, 23. März 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto des Hamburger Jazz-Sextetts SPIELWERcK - Foto im Flyer: © by Heidrun Scholz]

[image: Plakat zum Konzert mit dem Hamburger Jazz-Sextett SPIELWERcK am 23. März 2018 im 'Komm du' in Hamburg-Harburg - Foto: © by Heidrun Scholz]






Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 23.03.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

SPIELWERcK - Von Jazz bis Bacharach

Jazz und Jazzpop

Musik ist ein Ausdruck emotionaler und künstlerischer Kraft. Bei
einem Konzert entsteht im besten Fall eine Art Gespräch zwischen den
Menschen auf und vor der Bühne. Dieses angenehm leicht und
gleichwohl konzentriert aufzunehmen und fortzuführen, steht bei
SPIELWERcK im Mittelpunkt. Das Programm besteht aus Jazzstandards,
gemischt mit Bossa Nova, einigen neueren Stücken, u.a. des
US-amerikanischen Komponisten Burt Bacharach, sowie zum Teil
ungewöhnlichen Arrangements bekannter Popsongs. Endlose Soli finden
ebensowenig statt wie das bloße "covern" des Altbekannten, der
Schwerpunkt liegt in der Suche nach einer eigenen, geeigneten Form.

SPIELWERcK - Homepage:

http://www.spielwerck.de

SPIELWERcK - zum Reinhören:

http://www.spielwerck.de/klaenge-videos/


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Das Hamburger Jazz-Sextett SPIELWERcK

v.l.n.r. Klaus Scholz, Harald Scheel, Thomas "Tom" Wellner, Sebastian Breiter, Johanna Hattner und Achim Gehrmann

Foto: © by Heidrun Scholz




Zu SPIELWERcK gehören:

Klaus Scholz / Schlagwerck:

Klaus verschreckt seine Mitmusikanten gerne mit absonderlichen
Vorlieben, wie z.B. mit denen für Barockopern, neuzeitliche
klassische Musik und extreme Metal-Spielarten. Außerdem interessiert
er sich für Politik, Geschichte, Psychologie und Philosophie, sowie
für Photographie, Literatur und Ballett ... wer soll da noch
durchsteigen. Wem das immer noch nicht reicht, der kann unter www.
derargonaut.de mehr über seine schrägen Einfälle erfahren. Klaus
spielt TEMPEST handmade custom drums und ISTANBUL AGOP Cymbals.

Achim Gehrmann / Trompete, Flügelhorn, Akkordeon und Percussion:

Achim erfreut uns seit Jahren mit einem wunderbar weichen
Chet-Baker-Ton, den er, auch unter Einsatz einer erstaunlichen
Vielzahl exotischer Dämpfer, zu erzeugen weiß. Seine zweite Liebe
ist das Akkordeon, was nicht erstaunt, wenn man weiß, daß er ein
Spezialist für deutsche Schlager der 30er Jahre ist. Achim ist ein
praktisch wie theoretisch hervorragend ausgebildeter Musiker und vor
allem ein umgänglicher Zeitgenosse.

Johanna Hattner / Gesang, Saxophon und Klavier:

Johanna verfügt über eine überaus wandlungsfähige und ausdrucksstarke
Stimme, genreübergreifende musikalische Erfahrung und ein großes
musikalisches Talent. Ihre offene freundliche Art und ihre Fähigkeit
zur musikalischen Interaktion haben uns sehr schnell überzeugt. Wer
mehr über sie erfahren möchte, kann dies auf ihrer Netzseite
http://www.johannahattner.com tun und dort auch noch einige ihrer
zahlreichen weiteren Talente entdecken.

Harald Scheel / Kontrabaß, E-Baß:

Harald ist ein ausgesprochen ruhiger und freundlicher Zeitgenosse, in
vielen Stilen bewandert und zu Hause. In zuweilen auch hektischen
Zeiten ist er ein Fels in der Brandung. Man sagt, er sei geradezu
der Archetyp eines Bassisten, sozusagen das Fundament des Ganzen.
Gelegentlich schraubt er auch an seiner alten Harley Davidson herum
und ist von uns älteren Herren der einzige, der ein gewisses
Verständnis für die Computerei entwickelt hat.

Thomas "Tom" Wellner / Gitarre:

Thomas spielt seit sehr vielen Jahren Gitarre und ist besonders mit
dem Repertoire im Bereich Jazz-Standards und Bossa Nova vertraut.
Erfreulicherweise gehört er zu den wenigen Gitarristen, die nicht
ständig aufgefordert werden müssen, leiser und langsamer zu spielen.
Seine Song-dienliche und zurückhaltende Spielweise vermittelt genau
das laidback-Gefühl, das hervorragend zu unserer Musik paßt.

Sebastian Breiter / Klavier:

Sebastian ist Tontechniker und hat in Detmold klassisches Klavier und
Jazzpiano studiert. Er ist musikalisch sehr breit aufgestellt und hat
jede Menge Ideen, mit denen er unsere Musik bereichert. Außerdem
senkt er weiter den Altersdurchschnitt und Johanna ist nicht länger
das Küken. Am besten erzählt er auf seiner Netzseite http://www.
sebastian-breiter.de mehr über sich.
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10039: Bonn - Chinese Orchestra am 17. Februar 2018


Chinesisches Neujahrskonzert im Opernhaus



BONN - Unter der musikalischen Leitung von Wang Fujan gibt das
Shanghai Chinese Orchestra am Samstag, 17. Februar 2018, um 19.30 Uhr
ein Neujahrskonzert im Opernhaus Bonn.

Das große chinesische Neujahrskonzert ist mittlerweile eines der
erfolgreichsten Konzertformate weltweit. Jeweils zu Beginn des neuen
Jahres präsentiert ein traditionelles Orchester Kostproben der
chinesischen Musiktradition auf einer Tournee durch europäische
Städte.

Am Samstag, 17. Februar, ist das Shanghai Chinese Orchestra im Bonner
Opernhaus zu Gast, um das Sternzeichen des Hundes zu feiern. Von den
Klängen der Pferdekopfgeige aus der Mongolei bis zu den kantonesischen
Melodien der Gaohu - die Musiker nehmen ihr Publikum mit auf eine
musikalische Reise durch das Reich der Mitte, bei der sowohl
traditionelle Musik als auch zeitgenössische Werke erklingen. Ein
Moderator führt das Publikum durch das Konzertprogramm, stellt die
Soloinstrumente vor und erläutert die Hintergründe der Werke.
Tickets und weitere Informationen gibt es unter www.theater-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Januar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8604: Aus aller Welt - 02.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Arabische Liga berät über Jerusalem-Entscheidung der USA

Die Arabische Liga sprach sich für eine neue UN-gestützte Initiative
zur Beendigung des Konflikts zwischen Israel und den Palästinensern
aus. Die USA werden nicht länger als herausragender Vermittler in dem
Nahost-Konflikt akzeptiert. Der Friedensprozeß dürfe nicht mehr in
den Händen einer einzigen Partei liegen, sagte Liga-Generalsekretär
Ahmed Abul Gheit zum Abschluß der zweitägigen Beratungen in Kairo.
Eine wichtige Rolle könne dabei künftig die Europäische Union
spielen. Hintergrund ist die Entscheidung der Trump-Regierung,
Jerusalem als Hauptstadt Israels anzuerkennen.

2. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8604: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Lebenslange Haftstrafe für 25jährigen

Im Dreifachmordprozeß hat das Landgericht im brandenburgischen
Frankfurt an der Oder einen 25jährigen zu einer lebenslangen
Haftstrafe verurteilt. Der Angeklagte wurde für schuldig befunden,
vor knapp einem Jahr seine 79jährige Großmutter in Müllrose
(Oder-Spree) erstochen und dann auf der Flucht zwei Polizisten in
Oegeln totgefahren zu haben. Die Richter stellten zudem die besondere
Schwere der Schuld fest - so daß der 25jährige auch nach 15 Jahren
nicht aus dem Gefängnis kommt. Die Verteidigung plädierte für zwölf
Jahre Haft, weil der Angeklagte am Tattag unter Drogen gestanden habe
und daher nur vermindert schuldfähig sei.

2. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8600: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehr beendet Ausbildung der somalischen Armee

Die geschäftsführende Bundesregierung will die Teilnahme der
Bundeswehr an der europäischen Beratungs- und Ausbildungsmission EUTM
in Somalia nach acht Jahren auslaufen lassen. Einem Bericht des
Spiegel-Magazins zufolge sollen die Soldaten bereits Ende März aus
dem Bürgerkriegsland am Horn von Afrika zurückkehren. Das Mandat
sieht die Entsendung von bis zu 20 Soldaten vor. Derzeit sind in
einem stark gesicherten Lager am Flughafen von Mogadischu fünf
Bundeswehrangehörige im Einsatz. Mit ihrer Mission will die EU den
Aufbau einer regulären Armee für Somalia fördern.

2. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8602: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Union und SPD einigen sich auf Milliardenprogramm für Bildung

In den Koalitionsverhandlungen haben sich Union und SPD am späten
Donnerstagabend auf ein umfassendes Bildungs- und Forschungspaket
verständigt. Die stellvertretende SPD-Vorsitzende Manuela Schwesig
bezeichnete die erzielte Einigung als Meilenstein. Laut Schwesig will
die künftige schwarz-rote Regierung, sollte sie denn zustande kommen,
in die komplette Bildungskette investieren. In Kitas,
Ganztagsschulen, Hochschulen und die berufliche Bildung sollen
demnach insgesamt sechs Milliarden Euro fließen - davon zwei
Milliarden für Ganztagesbetreuung und Ganztagesschulen. Der gefundene
Kompromiß sieht zudem ein Digitalpakt für Schulen vor. Die dafür
geplanten Mittel in Höhe von 3,5 Milliarden Euro sollen in die
digitale Ausstattung der Schulen investiert werden.

2. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8601: Tragisches und Kurioses - 02.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Eingeschlossene Bergarbeiter befreit

Alle 955 Bergleute, die seit Mittwoch wegen eines Stromausfalls in
einer Goldmine in Südafrika unter Tage eingeschlossen waren, konnten
gerettet werden. Wie ein Sprecher des Bergbauunternehmens Sibanye
Gold mitteilte, blieben alle Kumpel unverletzt. Mehrere Bergleute
seien dehydriert oder hätten erhöhten Blutdruck, aber niemand habe
etwas Schlimmes. Ein schwerer Sturm hatte Stromleitungen beschädigt
und dadurch einen kompletten Stromausfall in der Beatrix-Mine in der
Nähe der Stadt Welkom ausgelöst. Die Spätschicht konnte daraufhin
nicht mit den Aufzügen nach oben fahren. In der Nacht zum Freitag
gelang es Technikern, die Stromversorgung wieder herzustellen. Die
Mine hat 23 Stockwerke und führt fast 1.000 Meter in die Tiefe.

2. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7686: Aus Forschung und Technik - 02.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neuer chinesischer Satellit soll Erdbebenvorhersage verbessern

China hat einen neuen Satelliten in einen erdnahen Orbit gebracht,
der natürliche elektromagnetische Phänomene in der Atmosphäre
untersuchen soll, die einen Zusammenhang mit der Erdbebenaktivität
auf der Erde haben. Der Start des China Seismo-Electromagnetic
Satellite (CSES) erfolgte am Freitag vom Jiuquan Satellite Launch
Center in der Wüste Gobi. Ein Nutzlastträger vom Typ Langer Marsch 2D
setzte den Instrumententräger in einer polaren Erdumlaufbahn in rund
500 Kilometer Höhe aus. Österreichische Wissenschaftler entwickelten
und bauten für diese Mission ein Quanteninterferenz-Magnetometer
(CDSM) zur Messung von magnetischen Gleich- und Wechselfeldern bis
cirka 60 Hz. Die Genauigkeit der Magnetfeldmessung werde mit der
neuen Technologie um das Zehnfache verbessert, teilte das Institut
für Weltraumforschung (IWF) der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften (ÖAW) mit.

2. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7699: Aus aller Welt - 02.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Arabische Liga fordert multilateralen Mechanismus in der Nahostpolitik

Die Außenminister der Arabischen Liga haben zum Abschluß ihres
zweitägigen Treffens in Kairo einen internationalen und
multilateralen Mechanismus gefordert, der anstelle der USA die
Annäherung von Israelis und Palästinensern voranbringt. Der
Liga-Generalsekretär Ahmed Abul Gheit sagte am Donnerstag, der
Friedensprozeß dürfe nicht mehr in den Händen einer einzigen Partei
liegen. In der Erklärung der Liga wird der EU eine wichtige Rolle
dabei zugewiesen. Die internationale Gemeinschaft ist aufgerufen, den
Staat Palästina mit der Hauptstadt Ostjerusalem anzuerkennen. Bei dem
Ligatreffen ging es vor allem um die Nahostpolitik von US-Präsident
Donald Trump. Dieser hatte Jerusalem als ungeteilte Hauptstadt
Israels bezeichnet und angekündigt, die US-Botschaft von Tel Aviv
dorthin zu verlegen. Der palästinensische Außenminister Riyad
al-Maliki betonte in Kairo, seine Regierung erkenne die
Vermittlungsrolle der USA nicht mehr an. Diese sei Geschichte.

2. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7660: Medizin und Gesundheitswesen - 02.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Bluttest für Morbus Alzheimer in Aussicht

Darauf haben ganz viele Ärzte gehofft. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, haben japanische Forscher einen Bluttest zur Diagnose von
M. Alzheimer entwickelt. Der Test erkennt Vorläufer des 
Beta-Amyloid-Proteins (APP) mit Hilfe von Antikörpern. Nachdem erste
Tests eine hohe Zuverlässigkeit des Verfahrens ergeben haben, soll
gezeigt werden, ob unabhängige Gruppen die Ergebnisse bestätigen
können und ob der Test zu einem vertretbaren Preis durchgeführt
werden kann.

2. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7687: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Öffentlichkeitsfahndung zum G20-Gipfel wird im Ausland fortgeführt

Hamburgs Innensenator Andy Grote hat die Ausweitung der öffentlichen
Fahndung nach mutmaßlichen Straftätern vom G20-Gipfels im Juli 2017
auf das Ausland angekündigt. In Ländern wie Spanien und Italien
sollen wie in Deutschland Fotos der fraglichen Personen
veröffentlicht werden. Seit dem 18. Dezember wurden hierzulande 23
Verdächtige per Öffentlichkeitsfahndung ausgemacht. Die von den
Ermittlern verwendeten Aufnahmen stammen von Polizeikameras,
öffentlichen Überwachungskameras und aus privat aufgenommenen Videos.
In Deutschland ist die Öffentlichkeitsfahndung gesetzlich geregelt
und nur zulässig, wenn es um eine Straftat von erheblicher Bedeutung
geht. Außerdem müssen andere Ermittlungsverfahren ausgeschöpft worden
sein. In anderen Ländern gelten andere gesetzliche Voraussetzungen.
Von den Plänen des SPD-Politikers berichtete das Hamburger Abendblatt
(Ausgabe vom Freitag).

2. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7613: Sprache, Kunst und Medium - 02.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankreich will D-Day-Strände zum Welterbe erklären lassen

Gut 70 Jahre nach der Landung der Alliierten an den Stränden der
Normandie, die am 6. Juni 1944 am sogenannten D-Day eingeleitet wurde,
will Frankreich dieses blutige Kapitel im Zweiten Weltkrieg auf die
Liste des Unesco-Weltkulturerbes setzen lassen. Laut Ruhr-Nachrichten
bestätigte ein Sprecher der UN-Kulturorganisation die Entgegennahme
der französischen Nominierung.

Die größte Landungsoperation der Militärgeschichte hatte entscheidende
Bedeutung für den weiteren Verlauf des Weltkriegs. Die deutschen
Truppen, die am Ärmelkanal eine starke Küstenbefestigung errichtet
hatten, wurden unter großen Verlusten auf beiden Seiten zum Rückzug
gezwungen. Noch heute sind an dem Küstenabschnitt Spuren der Kämpfe zu
besichtigen.

2. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7677: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Union und SPD wollen israelische Drohne für die Bundeswehr beschaffen

Die Verhandlungsgruppe für Außenpolitik und Verteidigung bei den
Koalitionsverhandlungen von Union und SPD hat sich darauf
verständigt, für die Bundeswehr die israelische Drohne Heron TP zu
leasen, bis frühestens 2025 im Rahmen der Europäischen
Verteidigungsunion eine noch zu entwickelnde europäische Drohne zur
Verfügung steht. Die Heron TP ist dafür ausgelegt, mit Waffen
bestückt zu werden. Sie kann eine Tonne Nutzlast tragen. Der
Bundestag soll über die Beschaffung von Bewaffnung nach ausführlicher
völkerrechtlicher, verfassungsrechtlicher und ethische Würdigung
gesondert entscheiden. Über den entsprechenden Entwurf für einen
Koalitionsvertrag berichtete das Handelsblatt. Dieses zitiert das
Papier mit den Worten, vor einer zukünftigen Beschaffung von
bewaffnungsfertigen Drohnen seien die konzeptionellen Grundlagen für
deren Einsatz zu schaffen. Völkerrechtswidrige Tötungen lehne man
kategorisch ab, auch durch Drohnen.
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POLITIK/7691: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundestagsabgeordnete verurteilen türkischen Einmarsch in Afrin

Der Bundestag hat sich in einer Aktuellen Stunde mit dem Einmarsch
der Türkei in die nordsyrische, von Kurden kontrollierte Region Afrin
befaßt. Dabei ging es auch um die der Türkei von Deutschland
gelieferten Kampfpanzer vom Typ Leopard 2A4. Die Redner im Bundestag
verurteilten einhellig die Invasion als Bruch des Völkerrechts, da
die Türkei weder aus Afrin angegriffen wurde noch ein Mandat der Uno
zum Einmarsch in Syrien eingeholt hatte. Man war sich auch darin
einig, daß dem NATO-Partner Türkei zur Zeit kein weiteres Kriegsgerät
geliefert werden sollte. Die Abgeordneten Der Linken drückten ihre
Solidarität mit den Kurden aus, indem sie Schals in deren Farben
trugen. Bundestagsvizepräsident Kubicki unterstrich, daß
Demonstrationen im Bundestag unzulässig sind. Der FDP-Politiker
bezeichnete das Verhalten der Linken als grenzwertig.
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SONSTIGES/7663: Tragisches und Kurioses - 02.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Münsters Bahnhof von 3000 herrenlosen Fahrrädern befreit

Münster gilt in Deutschland als extrem fahrradfreundliche Stadt. Die
westfälische Universitätsstadt hat diese Woche jedoch ein Problem mit
einer Menge offenbar verwaister Zweiräder angepackt.

Wie der Sender WDR1 berichtete, wurden nach einer entsprechenden
Vorankündigung durch die Stadtverwaltung hinter dem Hauptbahnhof rund
3000 vermutlich herrenlose Räder auf Transporter geladen und zur
Fundfahrradstation verlagert.

Hauptsächlich war es zu der Aktion gekommen, weil im Bahnhofsbereich
bald Umbaupläne umgesetzt werden sollen. Radelnde Pendler und
Bahnkunden beschweren sich jedoch darüber, daß die Abstellplätze am
Bahnhof nicht ausreichen. Da hilft auch der Hinweis der Stadt nicht
viel, die ein Fahrradparkhaus empfiehlt, das "nur" wenige hundert
Meter entfernt genutzt werden kann. Wenig tröstlich sind auch die
Baupläne, die vorsehen, ein zweites Parkhaus in drei Jahren
fertigstellen zu wollen.
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SOZIALES/7688: Arbeit, Soziales und Familie - 02.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Peta-Aktivisten protestieren gegen Abgasversuche mit Affen

Aktivisten der Tierschutzorganisation Peta haben am Freitag in
Wolfsburg gegen die von Volkswagen und anderen Autokonzernen in
Auftrag gegebenen Begasungsversuche mit Affen protestiert. Die
Tierschützer traten zum Teil in Affenkostümen und mit Gasmasken auf.
Mit einem offenen Brief und einer Unterschriftenaktion im Internet
fordert Peta VW auf, nie wieder Tierversuche durchzuführen.

Der Deutsche Tierschutzbund hat Bundeskanzlerin Merkel aufgerufen,
wie beim Atomausstieg den Ausstieg aus Tierversuchen einzuleiten.

Bei der fraglichen Studie war ein gutes Dutzend Makaken in einem
Forschungslabor im US-Bundesstaat New Mexico mehrere Stunden lang
Autoabgasen ausgesetzt worden. Die New York Times hatte davon
berichtet.
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UMWELT/7671: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutschlands Notfallschutz bei Reaktorunfällen mangelhaft

Die Störanfälligkeit der belgischen Atomkraftwerke Tihange nahe
Aachen und Doel bei Antwerpen bringt es an den Tag. Der Notfallschutz
bei nuklearen Unfällen ist alles andere als perfekt. Das brachte laut
dem Deutschen Ärzteblatt Berlin bereits eine Rüge niederländischer
Experten ein. Der niederländische Untersuchungsrat für Sicherheit
hatte in einer Untersuchung angemahnt, die Niederlande, Deutschland
und Belgien müßten ihre Zusammenarbeit für den Fall eines
Reaktorunfalls verbessern. Auch wenn Deutschland aus der Kernenergie
ausgestiegen ist, müßten die Katastrophenpläne viel besser abgestimmt
werden.
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WIRTSCHAFT/7676: Märkte und Finanzen - 02.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Amazon-Patente zum Mitarbeiter-Tracking

Der Online-Händler Amazon hat zwei Patente für ein Armband
angemeldet, welches Lagerarbeitern umgelegt werden könnte, um jeden
Schritt und teilweise ihre Handreichungen zu überwachen und zu
steuern. Die New York Times berichtete von den bereits 2016
eingereichten Patentschriften, welche von dem Portal Geekwire
entdeckt wurden. Demnach kann der Träger des Armbands durch
Vibrationen darüber informiert werden, daß er etwas Unzulässiges
vorhat wie den Griff zur falschen Ware. Technisch beruht die
Bewegungsüberwachung auf Triangulation sowie Ultraschall und
Funkwellen.
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WISSENSCHAFT/7694: Aus Forschung und Technik - 02.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Forscher wollen strahlenarmen Computertomographen entwickeln

Die Computertomographen (CT) haben der Diagnostik in der Medizin von
heute ihren Stempel aufgedrückt. Obgleich das Verfahren recht
strahlenintensiv ist, wäre eine Gehirn- oder Bauchraumdiagnostik ohne
CT heute undenkbar. Magdeburger Forscher wollen jetzt flexibel
nutzbar und vor allem strahlenärmer Computertomographen entwickeln.
Dabei haben sie unter anderem Kinder im Sinn, bei denen wegen der
hohen Strahlendosis oftmals auf den Einsatz eines CTs verzichtet
wird. In einem dreijährigen Projekt wollen Forscher verschiedener
Disziplinen einen CT-Prototypen mit einem flexiblen System
entwickeln. Das Projekt wird laut Deutschem Ärzteblatt mit rund 4,4
Millionen Euro vom Bundesforschungsministerium gefördert. Dabei soll
der CT nicht nur der Medizin vorbehalten sein. So ist angedacht, daß
er auch in artfremdem Bereich zur Anwendung kommt. So könnte er zum
Beispiel an Flughäfen das Gepäck scannen. Trotzdem sehen die Forscher
der Universität Magdeburg in der Medizintechnik einen großen
Schwerpunkt und Motor für Innovation.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/409: Wenn Gänse die Heizung "zurückdrehen" (idw)


Universität Wien - 01.02.2018

Wenn Gänse die Heizung "zurückdrehen"



Vögel optimieren Energieverbrauch mit Körpertemperatur und Herzschlagrate
Freilebende Graugänse passen ihre Körpertemperatur und Herzschlagrate an
die jahreszeitlichen Erfordernisse an und optimieren so ihre
Energiebilanz. Diese Forschungsergebnisse publizieren Claudia Wascher und
Kurt Kotrschal von der Konrad Lorenz Forschungsstelle der Universität
Wien, sowie Walter Arnold von der Veterinärmedizinischen Universität Wien
aktuell in "Scientific Reports". Im Winter "sparen" die Tiere ihre
Energiereserven, um diese dann vor allem in die Fortpflanzung zu
"investieren".




[image: Bild: © Kurt Kotrschal]

Graugänse, hier bei der Winterfütterung, sind Tiere mit komplexem
Sozialleben.

Bild: © Kurt Kotrschal



Mit einer relativ konstanten Körpertemperatur halten Säugetiere und Vögel
Körper und Gehirn auf "Betriebstemperatur". Dies verbraucht erhebliche
energetische Ressourcen. So fallen kleinere Säugetiere und sogar manche
Vögel in Kältestarre, den sogenannten Topor. Ähnliche Reaktionen sind auch
von größeren Säugetiere bekannt: Hirsche oder Steinböcke etwa reduzieren
Herzschlagrate und Körpertemperatur in Anpassung an Nahrungsknappheit und
Kälte im Winter und somit ihren Energiebedarf. Es war aber bislang
fraglich, ob und wie dies Vögel machen.

Um die Frage der Regulation von Stoffwechsel und Verhalten bei Vögeln im
Jahresverlauf zu klären, wurden 25 Gänsen mit bester tierärztlicher Praxis
Messgeräte implantiert, welche kontinuierlich bis zu 18 Monate
Herzschlagrate und Körper-Kerntemperatur registrierten. Obwohl die Gänse
über das gesamte Jahr ad libitum, also nach Belieben, gefüttert wurden,
lagen die höchsten Körpertemperaturen und Herzschlagraten nur im Zeitraum
von Frühling bis in den Herbst, die niedrigsten im Winter.

Die Tagesmittelwerte der Herzschlagraten lagen im Winter immerhin 22
Prozent unter denen der Sommerwerte. Die Körpertemperatur war im Schnitt
zwar bloß um ein Grad geringer als im Sommer, aber viele Individuen
senkten sie in Winternächten noch wesentlich stärker ab. Niedrige
Herzfrequenz, d.h. niedrige Stoffwechselrate, ging immer einher mit
niedrigerer Körpertemperatur. Weitere Einflussgrößen waren die Tageslänge,
Wetterbedingungen (Temperatur, Niederschlag) sowie Reproduktion und
sozialer Status. So wurden an brütenden Weibchen, aber auch an Jungtiere
führenden Elterntieren beiderlei Geschlechts besonders hohe
Herzschlagraten gemessen.

"Wir konnten so erstmals zeigen, dass im Gegensatz zu bisherigen Annahmen
nicht primär das Nahrungsangebot die Physiologie, Stoffwechsel und
energetische Regulation dieser Vögel steuert, sondern vor allem der
jahreszeitliche Lichtrhythmus", erklärt Kurt Kotrschal. Die individuelle
Feinregulierung wird allerdings von Wetter, sozialer Situation und anderen
Faktoren beeinflusst.
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Graugänse unterhalten Langzeitbeziehungen und führen ein komplexes
Familienleben.

Bild: © KLF



"Mit dem besseren Verständnis der umweltabhängigen Feinregulierung von
Physiologie und Verhalten der Vögel zeigt sich, wie groß die Ähnlichkeiten
zwischen Säugetieren und Vögeln in diesen Regulationsmechanismen geblieben
sind, trotz ihrer erheblicher stammesgeschichtlichen Distanz", so die
Erstautorin der Studie, Claudia Wascher.


Publikation in "Scientific Reports":

Wascher, C.A.F., Kotrschal, K., Arnold, W.

Free-living greylag geese adjust their heart rates and body core
temperatures to season and reproductive context.

Scientific Reports

Doi: https://www.nature.com/articles/s41598-018-20655-z


Weitere Informationen über die Core Facility Konrad Lorenz
Forschungsstelle:

http://klf.univie.ac.at/de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, Stephan Brodicky, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





ASTRO/356: Wie schwarze Löcher den Kosmos formen (idw)


Heidelberger Institut für Theoretische Studien gGmbH - 01.02.2018

Wie schwarze Löcher den Kosmos formen



Astrophysiker aus Heidelberg, Garching und den USA haben neue
Erkenntnisse zur Entstehung und Entwicklung von Galaxien erzielt. Sie
berechneten den Einfluss schwarzer Löcher auf die Verteilung der Dunklen
Materie, die Produktion und Verbreitung schwerer Elemente im Kosmos und den
Ursprung der Magnetfelder. Dazu programmierten sie ein neues
Simulationsmodell für das Universum und erstellten die bisher
umfangreichsten Simulationen dieser Art. Erste Ergebnisse des "IllustrisTNG"
Projekts wurden jetzt in drei Artikeln in der Fachzeitschrift Monthly
Notices of the Royal Astronomical Society veröffentlicht. Sie sollen helfen,
fundamentale Fragen der Kosmologie zu klären.




[image: Bild: © IllustrisTNG]

Dünner Schnitt durch die kosmische Großraumstruktur in der größten
Simulation des Illustris-TNG Projekts.

Bild: © IllustrisTNG



Im Zentrum jeder Galaxie sitzt ein supermassereiches schwarzes Loch. Wie
diese Schwerkraftfallen die großräumige Struktur unseres Universums
beeinflussen, zeigt jetzt ein neues Computersimulationsmodell. Beteiligt
daran sind Forscher des Heidelberger Instituts für Theoretische Studien
(HITS) sowie der Universität Heidelberg, der Max-Planck-Institute für
Astronomie (MPIA, Heidelberg) und für Astrophysik (MPA, Garching), der
US-Universitäten Harvard und MIT, sowie dem Center for Computational
Astrophysics in New York. Das Projekt "Illustris - The Next Generation"
(IllustrisTNG) ist die bislang vollständigste Simulation dieser Art.
Mithilfe grundlegender physikalischer Gesetzmäßigkeiten zeigt sie, wie
sich unser Kosmos seit dem Urknall entwickelt hat. Einige der
physikalischen Prozesse, die dabei eine Rolle spielen, wurden in
IllustrisTNG überhaupt erstmals in eine derart umfangreiche Simulation
einbezogen.

Ein realistisches Universum aus dem Computer

Das von IllustrisTNG vorausgesagte kosmische Netz aus Gas und Dunkler
Materie beherbergt an seinen Kreuzungspunkten Galaxien, die gut zur
Gestalt und Größe echter Galaxien passen. Zum ersten Mal konnte mit
hydrodynamischen Simulationen auch das Verteilungsmuster der Galaxien im
Raum detailliert berechnet werden. Vergleiche mit Beobachtungsdaten -
inklusive neuester, umfangreicher Durchmusterungen - zeigen, wie
realistisch die Ergebnisse der Simulationen sind. Außerdem sagen die
Simulationen voraus, wie sich das kosmische Netz im Laufe der Zeit
verändert, insbesondere im Verhältnis zum darunter liegenden "Rückgrat"
des Kosmos aus Dunkler Materie. "Es ist besonders faszinierend, dass wir
den Einfluss supermassereicher schwarzer Löcher auf die Verteilung Dunkler
Materie auf großen Skalen genau voraussagen können", meint Projektleiter
Prof. Volker Springel (HITS, MPA, Universität Heidelberg). "Das ist
entscheidend, um zukünftige kosmologische Messungen verlässlich auswerten
zu können."

Die wichtigste Transformation im Lebenszyklus von Galaxien

Wie wichtig der Einfluss schwarzer Löcher auf Galaxien ist, konnte Dr.
Dylan Nelson (MPA) in einer weiteren Studie nachweisen. Sternbildende
Galaxien strahlen hell im blauen Licht junger Sterne, bis ein plötzlicher
Entwicklungsschub die Sternentstehung ausschaltet, so dass sie von alten,
roten Sternen dominiert werden und sich zum Friedhof "alter und toter"
Galaxien hinzu gesellen. "Das einzige physikalische Objekt, das in der
Lage ist, die Sternentstehung in unseren großen elliptischen Galaxien
auszulöschen, sind die supermassereichen schwarzen Löcher in ihren
Zentren", erklärt Dylan Nelson. "Die ultraschnellen Auswürfe dieser
Schwerkraftfallen erreichen Geschwindigkeiten von bis zu 10 Prozent der
Lichtgeschwindigkeit und beeinflussen riesige Sternsysteme, die
milliardenfach größer sind als das vergleichsweise kleine schwarze Loch."

Wie die Sterne stehen: Neue Erkenntnisse zum Aufbau von Galaxien

"IllustrisTNG" hilft auch, den hierarchischen Aufbau der Galaxien besser
zu verstehen. Schon lange vermuten Theoretiker, dass zunächst kleine
Galaxien entstehen müssten, die dann zu immer größeren Objekten
verschmelzen, zusammengezogen von der unerbittlichen Anziehungskraft der
Schwerkraft. Bei zahlreichen solchen Galaxienkollisionen werden Galaxien
förmlich zerrissen. Ihre Sterne kreisen dann auf weiten Bahnen um neu
entstandene große Galaxien, was ihnen ein schwaches Glimmen im Hintergrund
verleihen müsste. Diese vorausgesagten "Lichthöfe" sind aufgrund ihrer
geringen Oberflächenhelligkeit nur sehr schwer zu beobachten - aber
IllustrisTNG konnte genau simulieren, wonach Astronomen suchen sollten.
"Unsere Voraussagen können von Beobachtern nun gezielt überprüft werden",
freut sich Dr. Annalisa Pillepich (MPIA), Autorin einer weiteren
IllustrisTNG Studie. "So kann das theoretische Modell der hierarchischen
Galaxienentstehung gezielt auf die Probe gestellt werden."

Astrophysik mit Spezialcode und Supercomputer

Für das Projekt entwickelten die Forscher eine besonders leistungsfähige
Version ihres hoch-parallelen bewegten Gitter-Codes AREPO und setzten ihn
auf der "Hazel-Hen" Maschine am Höchstleistungsrechenzentrum Stuttgart
ein, dem schnellsten deutschen Großrechner, der aktuell auf Platz 19 der
Top 500 Supercomputer steht. "IllustrisTNG" ist das bisher größte
hydrodynamische Simulationsprojekt über die Entwicklung kosmischer
Strukturen. Für eine der beiden Hauptberechnungen arbeiteten mehr als
24000 Prozessoren über zwei Monate an der Entstehung von Millionen von
Galaxien, in einer repräsentativen Region des Universums von knapp einer
Milliarde Lichtjahre Kantenlänge. "Dank der Rechenzeit des deutschen Gauss
Zentrums für Supercomputing konnten wir den Stand der Wissenschaft in
diesem Bereich neu definieren", erklärt Volker Springel. "Die neuen
Simulationen erzeugten mehr als 500 Terabyte Simulationsdaten. Die
Auswertung dieses riesigen Datenberges wird uns noch über Jahre hinweg
beschäftigen und verspricht viele weitere spannende Erkenntnisse über
unterschiedliche astrophysikalische Prozesse."




[image: Bild: © IllustrisTNG]

Visualisierung des Gasgeschwindigkeitsfeldes in einem dünnen Schnitt
mit einer Dicke von 100 Kiloparsec. In der Bildmitte ist der
zweitschwerste Galaxienhaufen in der TNG100 Simulation zu sehen.

Bild: © IllustrisTNG




Die wissenschaftlichen Veröffentlichungen im Original:

• V. Springel, R. Pakmor, A. Pillepich, R. Weinberger, D. Nelson, L.
Hernquist, M. Vogelsberger, S. Genel, P. Torrey, F. Marinacci, J. Naiman

"First results from the IllustrisTNG simulations: matter and galaxy
clustering",

MNRAS, Feb 1st, 2018

• D. Nelson, A. Pillepich, V. Springel, R. Weinberger, L. Hernquist,
R. Pakmor, S. Genel, P. Torrey, M. Vogelsberger, G. Kauffmann, F.
Marinacci, J. Naiman

"First results from the IllustrisTNG simulations: the galaxy color
bimodality",

MNRAS, Feb 1st, 2018

• A. Pillepich, D. Nelson, L. Hernquist, V. Springel, R. Pakmor, P.
Torrey, R. Weinberger, S. Genel, J. Naiman, F. Marinacci, M. Vogelsberger

"First results from the IllustrisTNG simulations: the stellar mass content
of groups and clusters of galaxies",

MNRAS, Feb 1st, 2018


Weiterführende Links:

Web-Seite des IllustrisTNG Projekts (mit weiteren Visualisierungen und
Videos)

http://www.tng-project.org/

Gauss Centre for Supercomputing

http://www.gauss-centre.eu/

Hazel-Hen am Höchstleistungsrechenzentrum Stuttgart

https://www.hlrs.de/systems/cray-xc40-hazel-hen/


Weitere Informationen unter:

http://www.tng-project.org/

- IllustrisTNG Website

http://www.tng-project.org/people/

- Beteiligte Forscher und Institutionen

https://youtu.be/4IIEJlSwuXo

- Zeitentwicklung der Stärke des kosmischen Magnetfeldes.

https://youtu.be/Ed9CC7s4NNQ 

- Entstehung einer massereichen, sternbildenden Scheibengalaxie.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution802

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Heidelberger Institut für Theoretische Studien gGmbH,

Dr. Peter Saueressig, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1440: Neue Technik - Physiker erzeugen Terahertz-Wellen mit Spin-Stromfluss (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 01.02.2018

Neue Technik: Physiker erzeugen Terahertz-Wellen mit Spin-Stromfluss



Um Passagiere und Gepäck am Flughafen zu durchleuchten, kommen oft
Terahertz-Wellen zum Einsatz. Auch in anderen Bereichen, etwa bei der
Materialprüfung in der Industrie, sind sie gefragt. Physiker der
Technischen Universität Kaiserslautern (TUK) haben nun ein neues Verfahren
entwickelt, um solche Wellen zu erzeugen. Dazu nutzen sie einen
quantenmagnetischen Stromfluss, einen sogenannten Spinstrom, in
magnetischen Metall-Nanostrukturen. Die kostengünstige und
materialsparende Technik könnte etwa in der Industrie Anwendung finden.
Die Studie wurde in der renommierten Fachzeitschrift "Scientific Reports"
veröffentlicht.

Terahertz (THz)-Wellen liegen im elektromagnetischen Spektrum zwischen
Mikrowellen und Infrarotstrahlung. Für das menschliche Auge sind sie nicht
sichtbar. Da sie energiearm sind, sind sie für die Gesundheit
unbedenklich. Heutzutage spielen sie unter anderem in der Medizin- und
Kommunikationstechnik eine Rolle, aber auch bei der Materialprüfung. So
kamen sie zum Beispiel zum Einsatz, um die Kunststoffisolierung am
Space-Shuttle zu untersuchen. Allerdings bedarf es leistungsfähiger
Strahlungsquellen, sogenannten Emittern, um die Wellen zu erzeugen. Dies
ist meist mit hohem Energieaufwand und Kosten verbunden.

Ein sehr effizientes und gleichzeitig kostengünstigeres Verfahren haben
nun Kaiserslauterer Forscher entwickelt: Sie nutzen dabei einen
sogenannten Spinstrom. Dieser ist analog zum elektrischen Strom, bei dem
elektrische Ladungen, nämlich Elektronen, fließen. "Ein Spin bezeichnet
den Eigendrehimpuls von Quantenteilchen wie zum Beispiel Elektronen", sagt
Juniorprofessor Dr. Evangelos Papaioannou, der am Lehrstuhl für
Magnetismus bei Professor Dr. Burkard Hillebrands an der TUK im
Fachbereich Physik forscht. "Er bildet die Grundlage für alle magnetischen
Phänomene. Vereinfacht gesagt dreht sich ein Elektron wie ein Kreisel
links- oder rechtsherum um seine Achse."

Für die Technik hat das Team um Papaioannou eine spezielle Nanostruktur
entwickelt. "Sie besteht aus einer Metall-Doppelschicht aus dem
magnetischen Eisen und dem nichtmagnetischen Platin", beschreibt der
Physiker den Aufbau der Struktur. "Dabei handelt es sich um hauchdünne
Schichten, die nur wenige Nanometer dick sind."

Um die Terahertz-Wellen zu erzeugen, verwendet die Arbeitsgruppe um
Juniorprofessor Papaioannou einen Femtosekundenlaser, der äußerst kurze
Laserpulse aussendet. In der Folge passiert nun Folgendes: "Die Pulse
treffen auf die Nanostruktur. Hier regen sie im Eisen die Elektronen an,
wodurch ein Spinstrom entsteht", so der Forscher. Dieser Strom fließt in
die danebenliegende Platinschicht. Hier kommt es nun zu einem bestimmten
physikalischen Phänomen, dem inversen Spin-Hall-Effekt. Für Platin ist
dieser Effekt schon länger bekannt. Er entsteht aufgrund der atomaren
Struktur des Metalls. "Die Atomkerne von Platin lenken Elektronen mit
links- und rechtsdrehendem Spin in entgegengesetzte Richtungen ab, was zur
Umwandlung des Spinstroms in einen ultraschnellen Ladungsstrom führt, der
dann die Quelle der Terahertz-Wellen ist", sagt Papaioannou.

Als Besonderheit des Versuchsaufbaus ist auf der Struktur eine kleine
Linse aus Silizium angebracht. "Damit bündeln wir die Wellen", so der
Juniorprofessor weiter. Auf diese Weise könnten die Terahertz-Wellen bei
künftigen Anwendungen einfach und effizient weitergeleitet werden.

In ihrer nun veröffentlichen Arbeit haben die Forscher unter anderem
untersucht, wie die Schichtdicken und die Anordnung der Materialien am
besten gestaltet sein müssen, um die THz-Wellen zu erzeugen. Das
Forschungsgebiet der THz-Spintronik-Technik ist noch recht neu. Erst
letztes Jahr haben Berliner Forscherkollegen erstmals gezeigt, dass sich
Terahertz-Wellen mittels Spinstrom erzeugen lassen. Die Arbeit der
Kaiserslauterer Forscher zeigt nun, wie die Strahler so optimiert werden
können, dass sie ihre maximale Effizienz erreichen können.
Dies macht sie kostengünstiger und für verschiedene Anwendungsfelder
interessant, beispielsweise für Sicherheitstechniken, Materialprüfung und
Informationstechnologien, aber auch für die Grundlagenforschung.

Das Team um Papaioannou ist Teil des Landesforschungszentrums für Optik
und Materialwissenschaften (OPTIMAS), welches vom Land Rheinland-Pfalz
finanziert wird. An der Studie waren auch Professor Dr. René Beigang und
Dr. Garik Torosyan vom Photonic Center Kaiserslautern beteiligt. Beide
Forscher sind Experten auf dem Gebiet der Terahertz-Wellen.
Die Arbeit wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft im Rahmen des
Sonderforschungsbereichs "SPIN+X" sowie der Carl-Zeiss-Stiftung
unterstützt. 

Die Studie wurde in der renommierten Fachzeitschrift
"Scientific Reports" veröffentlicht: 

"Optimized Spintronic Terahertz
Emitters Based on Epitaxial Grown Fe/Pt Layer Structures"

DOI: 10.1038/s41598-018-19432-9




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124
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WERKSTOFFE/1041: Weniger Feuchte in Naturfasern (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 01.02.2018

Weniger Feuchte in Naturfasern



Naturfasern haben viele Vorteile: Sie sind nachwachsend, biologisch
abbaubar und robust. Sie lassen sich energieärmer als Glas- oder
Kohlefasern herstellen, sind leichter und weisen eine bessere Akustik auf.
Ihr Nachteil: Sie nehmen sehr leicht Wasser auf. Das beeinträchtigt ihre
mechanischen Eigenschaften. Fraunhofer-Forscher haben zusammen mit
Partnern eine spezielle Faserbehandlung und eine Garntechnik kombiniert:
Naturfasern können ihre Vorteile dadurch voll ausschöpfen und breiter
eingesetzt werden.

Das Thema Biologische Transformation ist in aller Munde. Bei dieser Art
des Wirtschaftens steht die nachhaltige Nutzung von biologischen
Ressourcen wie Pflanzen oder Mikroorganismen im Vordergrund. Sie soll
zukünftig die Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen wie Erdöl, Kohle oder
Gas reduzieren und helfen, die großen Herausforderungen wie Klimawandel
und globales Bevölkerungswachstum zu meistern. Die Biologische
Transformation bietet Chancen und Möglichkeiten für nahezu alle Branchen.
Ein Einsatzgebiet biologischer Ressourcen sind Werkstoffe - zum Beispiel
naturfaserverstärkte Kunststoffe (NFK). Durch ihre Vorteile sind sie als
Alternative für glas- und kohlefaserverstärkte Kunststoffe (GFK bzw. CFK)
interessant: Sie sind nachwachsend, biologisch abbaubar und robust,
verbrauchen weniger Energie in der Herstellung, sind leichter und weisen
bessere akustische Eigenschaften auf. Der Nachteil bisher: Sie nehmen sehr
leicht Wasser auf, werden dadurch beschädigt und verlieren ihre sonst
guten mechanischen Eigenschaften.

Faserbehandlung und Garntechnik clever kombiniert

Das Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit und Systemzuverlässigkeit
LBF in Darmstadt hat dieses Problem nun zusammen mit dem Institut für
Textiltechnik (ITA) der RWTH Aachen im vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) geförderten Sondierungsprojekt »Bastfix« gelöst. Der
Ansatz: Eine clevere Kombination aus spezieller Faserbehandlung und
Garnverfahren. »Eine reine Oberflächenbehandlung der Naturfasern mit
wasserabweisenden Schichten bringt keinen Fortschritt«, erklärt Dr. Roland
Klein, Gruppenleiter für Grenzflächendesign im Forschungsbereich
Kunststoffe am LBF. »Das Wasser dringt dann nach wie vor über
Schnittkanten oder sonstige Beschädigungen in die Naturfaser ein.« Aus
diesem Grund haben die Wissenschaftler die Fasern so behandelt, dass sie
im Innern feuchteabweisend sind. Das gelang ihnen, indem sie Polymere im
Innern der Naturfasern erzeugt haben. »Zunächst haben wir die Monomere des
Kunststoffs in die Hohlräume der Naturfasern eindringen lassen. Die
Polymerisation lief dann direkt im Innern der Fasern ab«, beschreibt Klein
den Kern der neuen Faserbehandlung. Der Einsatz des Verfahrens ist
insbesondere für thermoplastische Faserverbunde interessant, da bei deren
Herstellung das geschmolzene Polymer sehr viskos ist, nicht ins Innere
eindringt und die Fasern nur oberflächlich benetzt. Der Vorteil von
Thermoplasten: Sie lassen sich auch nach der Herstellung noch beliebig
verformen.

Neue Einsatzgebiete für NFK

Bei ihren Versuchen verwendeten die Forscher Flachsfasern in Form eines
Vorgarns, also dem Zustand vor dem Verspinnen zu Garnen und deren
Weiterverarbeitung zu textilen Flächen. Das hat den Vorteil, dass hierbei
die Fasern vollständig mit dem Monomer getränkt werden können, da sie noch
einzeln vorliegen. Die vollständige Tränkung wäre an einem verdrehten Garn
oder einem Gewebe gegebenenfalls nicht gewährleistet. Hier kommt nun das
Garnverfahren der ITA ins Spiel. Im Umwindespinnverfahren ordnen die
Aachener Wissenschaftler die Naturfasern parallel an und umwinden die
parallelen Stränge mit einem Umwindefilament. Der Vorteil: Die Fasern sind
dabei nicht verdreht, was Ihnen eine erhöhte Festigkeit verleiht. »Indem
man beide Verfahren kombiniert, lassen sich die physikalischen
Eigenschaften der Naturfasern voll ausschöpfen. Durch diese beiden
Entwicklungen wird das Einsatzgebiet für NFK stark erweitert, sodass sie
auch in Außenbereichen und hochbeanspruchten Bauteilen eingesetzt werden
können«, schildert Klein den Mehrwert. Bislang kommen NFK vor allem in
Autos vor, zum Beispiel als Innenverkleidung von Türen.

Für seine Forschungsarbeiten erhielten Klein und sein Team den »DNFI
Innovation in Natural Fibres Award 2017«. 15 Organisationen aus der
Textilbranche hatten die Discover Natural Fibres Initiative (DNFI) nach
dem Internationalen Jahr der Naturfaser der Vereinten Nationen 2009
gegründet.


Weitere Informationen unter:

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/Februar/weniger-feuchte-in-naturfasern.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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WERKSTOFFE/1040: Ein Schritt in die Unabhängigkeit von fossilen Rohstoffen (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 01.02.2018

Ein Schritt in die Unabhängigkeit von fossilen Rohstoffen



Die Unabhängigkeit von fossilen Rohstoffen wird wohl nicht durch die eine
große Entdeckung geschehen, sondern sich schrittweise vollziehen.
Forschenden des Fraunhofer-Instituts für Fertigungstechnik und Angewandte
Materialforschung IFAM in Bremen ist es gelungen, einen weiteren Schritt
in diese Richtung zugehen. Auf Basis von Lignin, das zum Beispiel aus
Pflanzenresten gewonnen werden kann, stellen die Wissenschaftler eine
Grundierung für Lacke her, die ohne petrochemische Rohstoffe auskommt und
dadurch eine deutlich verbesserte CO2-Bilanz aufweist.

Fossile Rohstoffe sind begrenzt. Dennoch ist die Produktion zahlreicher
Produkte abhängig von diesen endlichen - oft umweltschädlichen -
Ressourcen. Entsprechend groß ist der Wunsch nach Rohstoffen, die nicht
nur die petrochemischen Substanzen gleichwertig ersetzen, sondern auch
eine bessere Umweltverträglichkeit und CO2-Bilanz aufweisen. Besonders
interessant sind dabei Rohstoffe, die nicht in Konkurrenz zur Herstellung
von Nahrungsmitteln oder Biobrennstoffen stehen und gleichzeitig in großen
Mengen vorhanden sind. Wie beispielsweise Lignin, dem neben der Zellulose
am häufigsten vorkommenden Naturstoff. Lignin ist unter anderem ein
Nebenprodukt bei der Papierherstellung. Aber auch in Bioraffinerien fallen
große Menge davon als Abfallprodukt bei der Herstellung von Bioethanol an.
Für die Fraunhofer-Wissenschaftler lag daher der Gedanke nahe, durch die
Verarbeitung von Lignin, das nahezu unbegrenzt zur Verfügung steht,
nachwächst und umweltfreundlich ist, eine Alternative zu petrochemischen
Stoffen zu schaffen.

Bio-Bindemittel für Primer-Formulierung

Bei der Entwicklung von Alternativen zu petrochemischen Substanzen rückte
Lignin schon häufig in den Fokus von Wissenschaftlern. Aufgrund seiner
herausfordernden Eigenschaften konnte sich der Holzstoff bisher allerdings
nicht durchsetzen. So ist die genaue chemische Zusammensetzung der 
Lignin-Masse zum Beispiel davon abhängig, ob sie aus der Papierproduktion 
stammt und mit anderen Stoffen versetzt ist oder, ob sie bei der Herstellung 
von Biokraftstoff angefallen ist. Dementsprechend komplex ist die Produktion
eines stets gleich reagierenden Stoffes. »Die meisten bisherigen Ansätze
basierten darauf, aus dem Lignin monomere Ausgangsstoffe herzustellen, die
stets dieselben Eigenschaften aufweisen. Aufgrund der unterschiedlichen
Zusammensetzung der Ausgangsmasse ist dies recht komplex«, erklärt Yvonne
Wilke am Fraunhofer IFAM. »Wir haben einen anderen Ansatz gewählt und das
Ganze standardisiert und modifiziert. So erhalten wir einen Grundstoff,
von dem wir sagen können, dass er sich innerhalb bestimmter Grenzen immer
gleich verhält.« Die Experten des Fraunhofer IFAM transformierten das
Standardisierte-Gemenge weiter und konnten es so als Rohstoff für
Bindemittel für Primer-Formulierungen einsetzen. Das Resultat ist ein
Primer, der Schlüsseleigenschaften wie Korrosionsschutz, Haftung oder
Applizierbarkeit aufweist, die mit Grundierungen, die auf petrochemischen
Rohstoffen basieren, vergleichbar sind.

Grundierung aus Pflanzenresten

Gerade in Zeiten, in denen der Ruf - sowohl bei Herstellern als auch bei
Endkunden - nach nachhaltigen Produkten immer lauter wird, sind solche
biobasierten Lösungen besonders interessant. Beispielsweise in der
Automobil-Industrie ist die CO2-Bilanz ein wichtiges Verkaufsargument.
Durch den Einsatz von biobasierten Primern und Lacken kann diese deutlich
verbessert werden. Und da die Grundierung auf Ligninbasis des Fraunhofer
IFAM mit herkömmlichen Primern vergleichbare Eigenschaften aufweist,
müssten auch hinsichtlich der Qualität keine Abstriche hingenommen werden.

»Die Unabhängigkeit von fossilen Rohstoffen ist ein großes Ziel. Vor
allem, wenn man die Vielzahl von Produkten bedenkt, die noch auf fossilen
Rohstoffen basieren«, sagt Wilke. »Mit unserem Projekt konnten wir ein
paar Schritte vorankommen und zeigen, dass Lignin bei der Herstellung von
Grundierungen oder Klebstoffen eine echte Alternative ist und uns der
Unabhängigkeit von petrochemischen Stoffen näher bringt.«


Weitere Informationen unter:

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/Februar/ein-schritt-in-die-unabhaengigkeit-von-fossilen-rohstoffen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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EUROPA/1686: EU schließt Kuhhandel mit Mercosur-Staaten ab


EU schließt Kuhhandel mit Mercosur-Staaten ab



Zum Ende der Mercosur- Verhandlungsrunde in Brüssel erklären Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik, und Katharina Dröge, Sprecherin für Wettbewerbspolitik und Handelspolitik:

Das Abkommen mit den Mercosur-Staaten ist ein schlechter Deal. Profitinteressen erhalten Vorrang vor nachhaltiger Entwicklung. Fairer Handel und eine nachhaltige Agrarpolitik bleiben auf der Strecke. Der Handelsvertrag ist ein Frontalangriff auf das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung.

Neue Exportquoten für Rindfleisch und Ethanol befeuern die Abholzung des Regenwalds und verschärfen Landkonflikte in Südamerika. Die Handelsschranken fallen, ohne Rücksicht auf Umwelt- und Sozialstandards. Der Mercosur-Deal beinhaltet keine verlässliche Verankerung des Vorsorgeprinzips zum Schutz von Mensch und Umwelt. Dabei hat der brasilianische Gammelfleisch-Skandal aus dem letzten Jahr erst eindrücklich gezeigt, wie wichtig dieses Prinzip, hohe Standards und deren Kontrolle sind.

Das aus dem letzten Jahrtausend stammende Verhandlungsmandat wird den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts nicht gerecht werden. Faire Handelsabkommen müssen neben klassischen Handelsfragen auch soziale und ökologische Standards berücksichtigen und stärken. Verbraucherinnen und Verbraucher müssen geschützt werden. Kleinbäuerliche Betriebe und die nachhaltige, lokale Produktion müssen konsequent unterstützt werden. Die Bundesregierung muss sich bei der Kommission für eine Kehrtwende in den Verhandlungen einsetzen. Sie muss für eine faire Handels- und Agrarpolitik eintreten und sich einem schlechten Deal mit den Mercosur-Staaten verweigern.

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 2. Februar 2018 

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Sigrid Wolff, Pressesprecherin

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

E-Mail: presse@gruene.de

Tel: 030/28 442-131, -134, Fax: 030/28 442-234
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SOZIALES/1882: Wir haben in unserem Land ein gravierendes Problem - Kinderarmut


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 2. Februar 2018

Wir haben in unserem Land ein gravierendes Problem - Kinderarmut



zum Kinderreport Deutschland 2018 erklärt Annalena Baerbock, Bundesvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

"Wenn der überwältigende Teil der im Kinderreport befragten Jugendlichen und Erwachsenen angibt, dass Staat und Gesellschaft bei der Bekämpfung der Kinderarmut zu wenig unternehmen, dann zeigt das doch: Wir haben in unserem Land ein gravierendes Problem und das heißt Kinderarmut.

Die große Herausforderung ist, dass unsere Gesellschaft diese oft nicht sieht. Unsichtbare Armut, das ist das Kind, das nicht zum Kindergeburtstag kommen kann, weil seine Eltern sich das Geschenk nicht leisten können. Das ist das Kind, das zufällig immer fehlt, wenn seine Klasse einen Ausflug macht. Das ist das Kind, das beim Mittagessen in der Schule mit leerem Magen auf dem Pausenhof wartet.

Diese Kinder lernen von Anfang an, sie gehören nicht dazu. Eine Bundesregierung, die vor Kinderarmut und unsichtbarer Armut die Augen verschließt, setzt den gesellschaftlichen Zusammenhalt und Chancengleichheit aufs Spiel.

Wir brauchen ein Maßnahmenpaket, das Kinder aus der Armut führt, Alleinerziehende unterstützt und an Kitas und Schulen kostenloses Schulessen anbietet. Beim Kampf gegen Kinderarmut weiter nicht zu handeln wäre im tiefsten Sinne unsozial."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 2. Februar 2018

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Sigrid Wolff, Pressesprecherin

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

E-Mail: presse@gruene.de

Tel: 030/28 442-131, -134, Fax: 030/28 442-234

Internet: www.gruene.de
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SOZIALES/1881: Kinderarmut endlich wirksam angehen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Februar 2018 

Kinderarmut endlich wirksam angehen



Zum Kinderreport 2018 des Deutschen Kinderhilfswerkes erklärt Sven Lehmann, Sprecher für Sozialpolitik:

Wenn Kinder und Jugendliche in unserem reichen Land in Armut leben müssen, ist das ein unerträglicher Skandal. Wenn sie zudem den Eindruck haben, dass sich die Politik nicht für ihre Nöte interessiert und Abhilfe schafft, dann ist das unfassbar beschämend. Deswegen ist der Kinderarmutsreport ein unmissverständlicher Auftrag an die nächste Bundesregierung, beim Thema Kinderarmut nicht mehr zu kleckern, sondern endlich umfassende und wirksame Maßnahmen anzugehen.

Es ist ungerecht, wenn dem Staat Kinder unterschiedlich viel wert sind. Es kann nicht sein, dass bei Kindern, die im Sozialbezug leben, das Kindergeld auf diese Leistungen angerechnet wird, während andere Kinder durch Kinderfreibeträge und Ehegattensplitting in viel höherem Maße profitieren. Deshalb muss die Ehe- und Familienförderung vom Kopf auf die Füße gestellt werden. Wir brauchen eine Familienförderung, die das Existenzminimum von Kindern sichert und Teilhabe für alle Kinder gewährleistet. Ziel muss sein, dass Familien mit Kindern, die jetzt wenig oder kein Einkommen haben, sich materiell deutlich besser stellen.

Kinderarmut und eingeschränkte Teilhabe zeigen sich im Alltag besonders, wenn Kinder sich beispielsweise das Mittagessen in Kitas und Schulen nicht leisten können und in ihren Freizeitmöglichkeiten deutlich eingeschränkt sind. Das Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) ist ein Bürokratiemonster und hat sein Ziel weit verfehlt. Die meisten Familien, die den Kinderzuschlag benötigen, kommen gar nicht in den Genuss der Leistung. Deshalb fordern wir eine Abschaffung des BuT und stattdessen das kostenfreie Mittagessen in Schulen und Kitas sowie einen freien und unbürokratischen Zugang zu Bildungs-, Kultur- und Sportangeboten.

Kinder und Jugendliche brauchen zudem Begleitung und Unterstützung durch entsprechend ausgebildetes Personal in Kitas und Schulen. Deswegen muss der Bund wieder mehr Verantwortung übernehmen, um ausreichend Fachkräfte in Kitas und Sozialarbeit in Schulen flächendeckend sicherzustellen. Diese Aufgabe darf nicht alleine auf die Kommunen und Länder abgewälzt und der dortigen Kassenlage überlassen werden.

Am heutigen Freitag hat das Deutsche Kinderhilfswerk den Kinderreport 2018 vorgestellt. 90 Prozent der befragten Kinder und Jugendlichen und 70 Prozent der befragten Erwachsenen geben an, dass es Kinderarmut in Deutschland gibt, weil sich die Politik diesem Problem nur unzureichend widme.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Februar 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/1650: Stalingrad - Gedenken und Verpflichtung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Februar 2018

Stalingrad: Gedenken und Verpflichtung

Zum 75. Jahrestag des Endes der Schlacht von Stalingrad



Ganz still ist es in Deutschland zum 75. Jahrestag des Sieges der Roten Armee in der Schlacht um Stalingrad. Mit der Kapitulation von Generalfeldmarschall Paulus endete am 2. Februar 1943 das opferreichste Gemetzel des 2. Weltkrieges. Die Schlacht von Stalingrad läutete die Wende zum Sieg über das nationalsozialistische Deutschland ein. Deshalb nehmen wir das Schweigen insbesondere der Bundesregierung über Stalingrad nicht hin.

In Zeiten, in denen rechtsextreme Tendenzen beschönigt werden, in denen Abgeordnete im Bundestag sitzen, die die deutschen Verbrechen des 2. Weltkrieges relativieren, auf die "Leistungen" der Wehrmacht stolz sind und die historische Leistung der Roten Armee negieren, braucht es eine feierliche Erinnerung an den Anfang vom Ende des von Deutschland ausgelösten Weltkrieges.

Denn woran wir uns erinnern, prägt unser Denken und unser Handeln. Erinnern bedeutet würdigen. In diesem jubiläumsträchtigen Jahr darf die Erinnerung an die Schlacht von Stalingrad, die wie keine andere Schlacht für das Leid des Zweiten Weltkrieges steht, nicht fehlen.

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion (BT-Drs. 19/302) deutlich gemacht, dass ihr die historische Bedeutung Stalingrads nicht bewusst oder egal ist. Im Gegenteil versucht sie die Handlungen der Wehrmacht insgesamt mit Hinweisen auf "Einzelfälle" zu entschuldigen: "Die Einordnung damaliger militärischer Handlungen der Wehrmacht als verbrecherisch im strafrechtlichen Sinne ist einzelfallbezogen vorzunehmen."

Wir aber werden weiter über Stalingrad reden als Symbol für deutsche Schuld und deutsche Verantwortung im Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion. Wir müssen über Stalingrad sprechen, als Mahnung Nationalismus zu bekämpfen, gegen Krieg und gegen das Geschäft mit dem Krieg einzustehen, als Signal für die Befreiung Europas vom Faschismus und als Gebot, friedliche Beziehungen zu unseren Nachbarn im Osten und Russland zu pflegen.

Denn es war kein "normaler" Krieg, es war ein deutscher Angriffs- und Vernichtungskrieg, der alle bis dahin gekannten Rechts- und Zivilisationsstandards außer Kraft setzte, der ca. 27 Millionen Tote in der Sowjetunion forderte.

Auch deswegen ist eine Delegation der Linksfraktion zum 75. Jahrestag des Sieges der Roten Armee nach Wolgograd gereist, um an den örtlichen Feierlichkeiten teilzunehmen. Außerdem haben wir den Oberbürgermeister von Wolgograd, Andrej Kossolapow, nach Berlin eingeladen, um mit ihm über die Vergangenheit, die Zukunft und die deutsch-russische Freundschaft zu sprechen.

 * 
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GESUNDHEIT/996: Gesundheitsvereinbarungen enttäuschen auf ganzer Linie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Februar 2018

Gesundheitsvereinbarungen enttäuschen auf ganzer Linie



"Die Vereinbarungen der Verhandlungsgruppe Gesundheit sind frei von jeder visionären Kraft. Dieser Teil der Koalitionsvereinbarungen bringt sicher keinen frischen sozialdemokratischen Wind, sondern atmet eher die Abluft des kleinsten gemeinsamen Nenners. Ich frage mich ernsthaft, ob die SPD-Führung den Mitgliederentscheid überhaupt überleben will", erklärt Harald Weinberg, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Weinberg weiter:

"Von den vollmundigen Ankündigungen der SPD zur Bürgerversicherung und beim Kampf gegen die Zwei-Klassen-Medizin ist praktisch nichts übriggeblieben. Es gibt auch keine Ideen, wie mit den explodierenden Preisen bei neuen Arzneimitteln umgegangen oder die flächendeckende Hebammenversorgung gesichert werden soll. Vergeblich sucht man Initiativen für mehr gesundheitliche Chancengleichheit und gegen die unterschiedliche Lebenserwartung von Arm und Reich. Und nicht zuletzt verharrt die Koalition offenbar in ihrer rückständigen Drogenpolitik, obwohl gerade hier der Erneuerungsdruck so groß ist. Wir finden kleinteilige Formulierungen, die teilweise in die richtige Richtung deuten. Lichte Momente scheint es etwa bei den paritätischen Beiträgen zur Krankenversicherung und in der Finanzierung von Pflegepersonal im Krankenhaus gegeben zu haben. Doch in der Summe heißt es: Weiter so. Und dagegen werden wir uns energisch zur Wehr setzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/4892: Das Internationale Olympische Komitee sollte Entscheid des Sportgerichtshofs umsetzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Februar 2018

IOC sollte Entscheid des Sportgerichtshofs umsetzen



"Die heutige Entscheidung des Internationalen Sportgerichtshofs CAS, die vom Internationalen Olympischen Komitee (IOC) verhängten und zum Teil lebenslangen Dopingsperren gegen russische Sportlerinnen und Sportler wegen unzureichender Beweislage aufzuheben, ist angesichts des großen politischen und öffentlichen Drucks ein ermutigendes Zeichen für eine funktionierende Sportgerichtsbarkeit", erklärt André Hahn, sportpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Hahn weiter:

"Seit der Veröffentlichung des McLaren-Reports über Doping-Praktiken in Russland hat DIE LINKE immer wieder betont: Jeder nachgewiesene Einzelfall muss nach den geltenden Regeln des Sports bestraft und unter Zuhilfenahme von Doping errungene Titel und Medaillen müssen aberkannt werden. Zudem müssen selbstverständlich auch die Drahtzieher wie Trainer, Ärzte und anderweitig Verantwortliche verfolgt werden, gegebenenfalls auch strafrechtlich. Sie dürfen ebenso wie wiederholte Dopingsünder künftig im internationalen Sport keine Rolle mehr spielen und haben bei Olympischen Spielen tatsächlich nichts zu suchen.

Wir haben gleichzeitig stets darauf hingewiesen: Es ist keine gesamte Nation, die die Sportwelt betrogen hat. Nicht alle russischen Athletinnen und Athleten über sämtliche Sportarten hinweg dürfen in eine Kollektivhaftung genommen und für Olympische Spiele gesperrt werden, weil Einzelne mit unlauteren Mitteln unverdient Erfolge errungen haben.

Deshalb haben wir es begrüßt, dass das IOC unbelastete und zum Teil auch mehrfach ohne jeden Befund getestete Sportlerinnen und Sportler aus Russland die Teilnahme an den bevorstehenden Winterspielen in Pyeongchang (Südkorea) ermöglicht hat.

Das Internationale Olympische Komitee hat sich früher immer gern auf Entscheidungen des CAS berufen, wenn seine Sperren oder Strafen von den Sportrichtern bestätigt wurden. Das muss nun auch gelten, wenn ein Urteil wie aktuell auch mal gegen das IOC ausfällt. Das IOC ist gut beraten, sich an den Richterspruch zu halten und diesen nicht zu ignorieren. Die freigesprochenen Athletinnen und Athleten sollten an den Winterspielen teilnehmen dürfen. Ansonsten untergräbt man das Vertrauen in die Unabhängigkeit und Wirksamkeit des letztinstanzlichen Sportgerichthofs."

 * 
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SOZIALES/2487: Abbau des Sozialstaats wird vielfach auf dem Rücken von Kindern ausgetragen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Februar 2018

Abbau des Sozialstaats wird vielfach auf dem Rücken von Kindern ausgetragen



"Der Kinderreport des Kinderhilfswerks mit dem Schwerpunkt Kinderarmut zeigt deutlich, dass die soziale Spaltung der Gesellschaft und der Abbau des Sozialstaats vielfach auf dem Rücken von Kindern ausgetragen wird", sagt Dietmar Bartsch, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE. Bartsch weiter:

"Die Bekämpfung von Kinderarmut ist ein zentrales Zukunftsthema. Es ist gut, dass der Kinderreport 2018 das Thema so klar in den Vordergrund stellt. Kinder, die in Armut aufwachsen, haben weniger Chancen, ihr Potential zu entfalten. Sie sind im Alltag Scham und Ausgrenzung ausgesetzt. Sie haben weniger Möglichkeiten, an der Gesellschaft teilzuhaben. Kurz: Sie haben weniger Chancen auf ein gesundes und erfülltes Leben, so der Kinderreport 2018.

Es ist nicht hinnehmbar, dass in einem reichen Land wie Deutschland jedes 4. Kind armutsgefährdet ist oder bereits in Armut lebt. Seit Jahren müssen wir beobachten, dass Kinderarmut zunimmt und die Politik viel zu wenig tut. Kindergelderhöhungen oder die Erhöhung des Kinderfreibetrags helfen am Ende des Tages nur gut Verdienenden. Alleinerziehende werden weiterhin im Stich gelassen. Im Jahr 13 nach der Agenda 2010 wissen wir, wer die Zeche für Hartz IV zahlen muss: Kinder. Die Kinderarmut hat sich seitdem mehr als verdoppelt.

Der Bericht zeigt aber auch, dass die meisten Menschen in Deutschland Kinderarmut nicht hinnehmen wollen und sehr genau wissen, wer dafür verantwortlich ist: Herrschende Politik. 64 Prozent der Erwachsenen gaben an, dass sie Steuererhöhungen befürworten, wenn damit Kinderarmut bekämpft wird. Die deutliche Mehrheit gibt an, dass Deutschland die wirtschaftliche Möglichkeit hat, armen Kindern zu helfen. Das zeigt: Die Menschen in Deutschland sind für Umverteilung zu Gunsten armer Kinder. In der zu bildenden Bundesregierung muss die Bekämpfung der Kinderarmut endlich Chefsache werden."

 * 
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BUNDESTAG/6900: Heute im Bundestag Nr. 048 - 02.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 048

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 2. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.28 Uhr

1. AfD fordert regionale Wolfsobergrenze

2. Umgang mit Bürgerenergiegesellschaften

3. Rüstungsproduktion in den Bundesländern

4. Bodenbelastung am Flughafen Tegel

5. FDP erkundigt sich nach Flugausfällen

6. Beförderungsverbot durch Kuwait Airways



1. AfD fordert regionale Wolfsobergrenze

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Im Umgang mit dem Wolf fordert die AfD-Fraktion
landes- und regionalspezifische Obergrenzen für
Wolfspopulationsdichten. In einem Antrag (19/594) schlägt die Fraktion
vor, das Naturschutz- und Jagdrecht so zu ändern, dass unter anderem
die Bedeutung der Weidetierhaltung sowie regionale Besonderheiten der
Besiedlungs- und Touristikstrukturen besser berücksichtigt werden.
Oberhalb der Obergrenze soll nach Willen der AfD eine Bejagung erlaubt
werden. Weiterhin fordert die AfD, den artenschutzrechtlichen
Schutzstatus auf den Gemeinen Wolf zu reduzieren und Hybriden,
Mischlinge sowie andere Wolfsrassen davon auszuschließen.

Zur Begründung führt die Fraktion unter anderem an, dass der absolute
Schutz des Wolfes in einzelnen Regionen zu einer Populationsdichte von
Wölfen und Wolfsmischlingen geführt habe, "welche einerseits oberhalb
derer liegt, die zur Erhaltung eines gesunden Bestandes notwendig ist,
und andererseits mehr und mehr Wölfe zu einer artfremden Lebensweise
veranlasst". Der Antrag wird am Freitag erstmals im Bundestag beraten.

 * 

2. Umgang mit Bürgerenergiegesellschaften

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung rechnet damit, dass es bei mit
Sonderregelungen bedachten Bürgerenergiegesellschaften zu
Fehlentwicklungen kommt. So sei etwa zu erwarten, dass es wegen der
hohe Zuschlagsquote solcher Gesellschaften bei
Windenergie-an-Land-Ausschreibungen länger dauere, bis Projekte
realisiert würden, schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/541) auf eine Kleine Anfrage (19/382) der Fraktion Die Linke.
Bürgerenergiegesellschaften genießen längere Umsetzungsfristen und
können Genehmigungen nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz später
einholen. "Es liegen bisher keine Erfahrungswerte zur
Realisierungswahrscheinlichkeit von bezuschlagten Projekten ohne
Genehmigung vor", erklärt die Bundesregierung.

Die Akteursvielfalt an sich sei gleichwohl nicht gefährdet, nur weil
sich so viele Bürgerenergiegesellschaften beteiligen. Den Angaben nach
entfielen 93 Prozent der Zuschläge in den drei Ausschreibungsrunden
Wind an Land 2017 auf Bürgerenergiegesellschaften.

Indes habe der Bundestag im Sommer kurzfristig entschieden, im
Zusammenhang mit dem Mieterstrom-Gesetz nur mehr Bürgerenergieprojekte
mit einer Genehmigung nach Bundesimmissionsschutzgesetz zuzulassen.
Beide Modalitäten sollten zu einem späteren Zeitpunkt miteinander
verglichen werden. Die Fraktion Die Linke hatte ihre Anfrage mit
Medienberichten begründet, wonach Sonderregelungen bei Ausschreibungen
zu Windenergie-Projekten eher ein "Einfallstor für einen Missbrauch
der Bürgerenergie-Definition bieten" als Akteursvielfalt am Markt zu
fördern.

 * 

3. Rüstungsproduktion in den Bundesländern

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich nach der
deutschlandweiten Verteilung von Unternehmen, die in der
Verteidigungsindustrie aktiv sind. Auf dem Weg einer Kleinen Anfrage
(19/533) möchte sie von der Bundesregierung wissen, an welchen
Standorten solche Firmen sitzen, in welcher Teilbranche diese arbeiten
und wie viele Menschen sie beschäftigen. Die Abgeordneten fragen
darüber hinaus nach wirtschaftlichen Kennzahlen der betroffenen
Unternehmen.

 * 

4. Bodenbelastung am Flughafen Tegel

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Bodenbelastung des Flughafengeländes in
Berlin-Tegel geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/524). Die Abgeordneten wollen unter anderem von der
Bundesregierung erfahren, in wessen Eigentum die Flughafenflächen
stehen, ob Eigentumsübertragungen geplant sind und welcher
Sanierungsaufwand für die Flächen veranschlagt wird. Auch wird nach
Untersuchungen über die Bodenbelastung mit Kerosin und anderen
Hinterlassenschaften des Flugbetriebs wie Schwermetallen gefragt. In
der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage schreiben die Abgeordneten, trotz
eines positiven Volksentscheids für die Offenhaltung des Flughafens
werde vom Land Berlin und von der Flughafengesellschaft, an der der
Bund beteiligt sei, weiterhin die Schließung angestrebt. Auf dem
Gelände sollen Wohnungen entstehen.

 * 

5. FDP erkundigt sich nach Flugausfällen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wetterbedingte Flugausfälle an den 16
internationalen deutschen Verkehrsflughäfen thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/496). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, wie viele Starts und Landungen in den
Jahren 2016 und 2017 jeweils wetterbedingt, "prozentual gemessen an
der Anzahl der planmäßigen Flüge", ausgefallen sind. Ein besonderes
Augenmerk legen die Parlamentarier in der Vorlage auf die Situation am
Flughafen Saarbrücken. Die Bundesregierung wird gebeten, über die Zahl
der dort witterungsbedingt ausgefallenen Starts und Landungen in den
Jahren 2016 und 2017 Auskunft zu erteilen. Außerdem will die
FDP-Fraktion wissen, welche Maßnahmen die Bundesregierung für geeignet
hält, wetterbedingte Flugausfälle am Saarbrücker Flughafen zu
verhindern.

 * 

6. Beförderungsverbot durch Kuwait Airways

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach "Maßnahmen der Bundesregierung zur Verhinderung
eines Beförderungsverbotes israelischer Staatsbürger durch das
Luftfahrtunternehmen Kuwait Airways" erkundigt sich die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/525). Die Abgeordneten wollen wissen,
welche Maßnahmen die Bundesregierung gegenüber der kuwaitischen
Regierung unternommen hat, damit das bestehende Beförderungsverbot
wieder aufgehoben wird. Zugleich interessiert die Liberalen, wie die
Bundesregierung in Zukunft garantieren will, "dass eine Beförderung
israelischer Staatsbürger nach Deutschland diskriminierungsfrei
sichergestellt wird".

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1602: Ministerpräsidentenkonferenz mit der Kanzlerin, 01.02.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Donerstag, 1. Februar
2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel, Ministerpräsidentin
Kramp-Karrenbauer und Ministerpräsidentin Schwesig

Thema: Treffen der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und
Regierungschefs der Bundesländer



StS Seibert: Guten Abend, meine Damen und Herren! Die Bundeskanzlerin und
die beiden Ministerpräsidentinnen berichten Ihnen jetzt über die gerade zu
Ende gegangene Begegnung.

BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, Ihnen von der
Ministerpräsidentenkonferenz mit der Bundeskanzlerin berichten zu können.
Ich glaube mich zu erinnern, dass heute zum ersten Mal drei Frauen auf
diesem Podium sind - die Zeiten ändern sich.

Wir haben heute ein Treffen gehabt, das natürlich auch im Zeichen der
parallel laufenden Koalitionsverhandlungen gestanden hat; das heißt, eine
Reihe der Punkte, die wir heute besprochen haben, sind auch Gegenstand der
noch laufenden Koalitionsgespräche. Es war aber, glaube ich, trotzdem ein
wichtiges Treffen.

Einer der Schwerpunkte war die Asyl- und Flüchtlingspolitik. Hier ging es
um verschiedene Aspekte, zum einen um die Dauerhaftigkeit und
Nachhaltigkeit der Finanzierung der Flüchtlingskosten für die Länder und
Kommunen. Hierzu sind wir auch im Rahmen der Koalitionsverhandlungen im
Gespräch und haben auch Vorsorge getroffen. Die Ministerpräsidenten haben
aber noch einmal darauf hingewiesen, dass es für die betroffenen Länder und
Kommunen natürlich wichtig ist, dass sie nicht erst im November 2018
Klarheit bekommen, wenn die Programme zum Teil 2018 auslaufen, sondern dass
dies möglichst schnell der Fall ist, sodass wir bei unserem nächsten
Treffen im Mai dann auf jeden Fall auf dieses Thema zurückkommen werden.

Es gab zwei weitere Aspekte, die einer schnellen Entscheidung bedürfen.
Dies betrifft vor allem den ersten dieser beiden Aspekte, nämlich die
Frage: Was passiert mit Geduldeten und Asylbewerbern mit unklarer
Bleibeperspektive, die sich aber dennoch wahrscheinlich länger in
Deutschland aufhalten, wie können wir hier Sprachkurse und gegebenenfalls
die Möglichkeit der Berufstätigkeit so zusammenbringen, dass wir für die
Betroffenen doch etwas erreichen? Die Gespräche hierüber werden
fortgesetzt, und ich glaube, wir müssen hier schnell ein gemeinsames
Konzept finden.

Des Weiteren haben wir uns mit der sehr hohen Zahl von
verwaltungsgerichtlichen Verfahren beschäftigt. Hier ist die
Bundesregierung dabei, auch notwendige rechtliche Änderungen vorzubereiten.
Auch das spielt in den Koalitionsverhandlungen in der Arbeitsgruppe "Recht
und Justiz" eine Rolle, denn wir brauchen Beschleunigungsmaßnahmen im
Verfahrensrecht. Ich glaube, dass die Zahl von 370 anhängigen Verfahren
dafür spricht, dass wir hier möglichst schnell vorankommen müssen.

Ein letzter Aspekt ist die Überlassung von Bundesimmobilien zur
Unterbringung von Flüchtlingen. Hier werden die Einzelfälle, die die
Grundlage der Fragestellung sind, die sich die Länder gegeben haben, vom
Bundesfinanzministerium zügig beantwortet und behandelt, sodass wir hier
auch vernünftige Lösungen finden.

Ein zweites Thema war das Thema der Digitalisierung. Hier ist der
Digitalpakt Schule von zentraler Bedeutung. Auch dies ist im Übrigen ein
Thema, das die beiden Damen, die links und rechts von mir sitzen, gerade
intensiv in den Koalitionsgesprächen verhandelt haben. Hier geht es vor
allen Dingen darum, dass wir die finanziellen Mittel bereitstellen. Ich
glaube, dass wir das auch zusagen können, aber auch zusagen müssen, weil
die Frage der Bildung unserer Kinder eine zentrale Frage mit Blick auf die
Zukunftsfähigkeit Deutschlands ist.

Dann ging es um die mobile Breitbandversorgung. Diesbezüglich haben wir
über den augenblicklichen Zustand, aber auch über die anstehenden
Versteigerungen im Zusammenhang mit 5G-Maßnahmen und auch den Ausbau des
Glasfasernetzes gesprochen. In der Europäischen Union werden gerade ja
sozusagen die Förderkulisse und die rechtliche Rahmensetzung im Trilog
verhandelt. Wir haben hier ein hohes Interesse daran, dass sowohl in der
ganzen Fläche als auch schnell investiert wird und dass der Rechtsrahmen
dazu auch vernünftig ausgestaltet wird.

Ein Thema, das nun gar keinen Aufschub duldet, ist die Frage der
Reduzierung der Stickoxidbelastung in den Innenstädten. Frau Hendricks hat
über ihr Treffen in Brüssel mit Kommissar Vella berichtet. Hier geht es ja
um die Frage, ob gegen Deutschland und andere Länder ein
Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet wird. Wir sind aufgefordert, bis
Freitag nächster Woche noch einmal weitere Maßnahmen vorzutragen, und wir
haben dazu ein sehr konstruktives Gespräch mit den Ländern geführt. Es sind
insgesamt wenige Städte, die massiv von diesen Problemen betroffen sind,
und hier müssen wir jetzt überlegen, welche schnellen wir noch durchführen
können. In den nächsten Tagen sind noch einmal sehr stadtspezifische
Gespräch angedacht, um zu überlegen, wie man da vorankommt. Insgesamt sieht
man sehr deutlich, dass sich alle Städte in die richtige Richtung bewegen,
was die Reduzierung von Schadstoffen, also NOx, anbelangt; das hat das
Umweltbundesamt heute ja auch gezeigt. Der Fortschritt ist aber im
Verhältnis zu dem Rechtsrahmen zu langsam, und deshalb müssen wir hier
überlegen, wie wir das beschleunigen können.

Insgesamt hatten wir also eine intensive Diskussion, was auch zu der
leichten Verspätung geführt hat. Es war aber auch eine konstruktive
Diskussion, und wir haben bis zu unserem nächsten Treffen im Mai eine Menge
zu tun.

MP'in Kramp-Karrenbauer: Ich kann das nur unterstreichen. Wir haben ja
gewusst, dass diese Ministerpräsidentenkonferenz in einer durchaus
spannenden Zeit stattfindet, und eine Reihe der Kolleginnen und Kollegen
sind ja auch parallel in die Koalitionsverhandlungen eingebunden. Wir haben
heute die Gelegenheit genutzt, mit der Bundesregierung über uns betreffende
Themen zu reden und dabei - ich glaube, das kann man sagen - auch
parteiübergreifend die Interessen der Länder auch in den jetzt anstehenden
Verhandlungen noch einmal deutlich zu machen.

Wir haben uns sehr konstruktiv und intensiv über den Gesamtbereich Asyl
unterhalten und haben als Länder noch einmal deutlich gemacht, dass wir
jetzt natürlich vor allen Dingen auch vor der Aufgabe der Integration in
den unterschiedlichsten Themenfeldern stehen. Uns eint in der Tat das Ziel,
dass die Menschen, die hier sind und auf absehbare Zeit auch hier bleiben,
in die Lage versetzt werden, sich sozusagen selbst versorgen zu können,
also Arbeit zu finden. Dazu sind die Maßnahmen noch nicht passgenau
aufeinander abgestimmt. Es gilt da eine politische Lösung zu finden, die
diesem praktischen Problem gerecht wird und auf der anderen Seite keine
falschen Anreize schafft. Diese Abwägung wird zurzeit vorgenommen und muss
sicherlich auch jetzt in den Verhandlungen noch einmal vorgenommen werden.
Auf der praktischen Seite sind die Arbeiten zu der Frage, wie Instrumente
geschaffen werden können, eigentlich schon weit fortgeschritten.

Wir haben auch über die Belastungen im Justizbereich geredet. Es ist in der
Tat so, dass die Zahl der Verfahren bei den Verwaltungsgerichten
angestiegen ist. Die Länder versuchen alle im Rahmen ihrer Möglichkeiten
durch relativ flexible Möglichkeiten in der Justizverwaltung die Spitzen
abzudecken. Wir sehen aber, dass man sich auch über materielle Änderungen
unterhalten muss, was die Rechtsverfahren und anderes anbelangt. Dazu
laufen ja schon seit dem vergangenen Jahr die entsprechenden Beratungen in
der Justizministerkonferenz. Wir waren auch sehr zufrieden zu hören, dass
dies jetzt sozusagen auch in gesetzgeberische Vorschläge vonseiten des
Bundes einfließen wird; das wird uns insgesamt sehr helfen. Wir haben,
glaube ich, auch insgesamt noch einmal unsere Sicht deutlich gemacht, dass
eine einfache Rechnung "Wenn insgesamt weniger Asylbewerber nach
Deutschland kommen, dann geht damit auch die Belastung der Länder zurück"
so einfach nicht zu machen ist, weil es nachlaufend längerfristige Aufgaben
gibt, die eben auch bewältigt werden müssen.

Das Thema Digitales und Digitalisierung hat eine ganz große Rolle gespielt,
weil sicherlich wir alle bei den jetzt anstehenden Verhandlungen ein großes
Interesse daran haben, dass Deutschland die entsprechende Dynamik bei
diesem Thema darstellen kann. Da spielt das Thema digitale Bildung eine
ganz große Rolle. Wir haben als Länder heute noch einmal deutlich gemacht,
dass wir zu dem Digitalpakt Schule, so wie er in der letzten
Legislaturperiode aus den Reihen der Bundesregierung entwickelt worden ist,
mit den Ländern vorbesprochen worden ist und fließend in einen Beschluss
der Kultusministerkonferenz vom Juni des vergangenen Jahres mit
unterschiedlichen Aspekten - von der technischen Ausstattung über die
entsprechenden Fort- und Ausbildungskonzepte bis hin zu Cloud-Lösungen für
Inhalte - eingemündet ist, stehen - auch zu den Verpflichtungen, die die
Länder dort übernommen haben -, dass wir aber die absolute Notwendigkeit
sehen, dass dieser Pakt sich auch mit den entsprechenden Mitteln unterlegt
in dieser Legislaturperiode wiederfindet, sodass er dann auch umgesetzt
werden kann. Eine der Grundvoraussetzungen für diesen Pakt ist natürlich
die Versorgung der Schulen mit der entsprechenden Infrastruktur, also das
Thema des Breitbandausbaus, aber auch das Thema 5G und die Frage, wie das
voranschreitet. Auch darüber haben wir uns heute intensiv ausgetauscht.

Eine große Rolle - auch heute Morgen bei der Vorbesprechung der Länder -
hat in der Tat die Frage der möglichen oder als Gefahr im Raum stehenden
Fahrverbote gespielt. Wir haben als Bundesländer noch einmal sehr deutlich
gemacht, dass wir alle miteinander das große Ziel haben, dass Fahrverbote
vermieden werden, weil wir die Gefahr sehen, dass es in dem Moment, in dem
es Fahrverbote gibt, auch entsprechende Auswirkungen auf die
Betrachtungsweise des Diesels und auf das Kundenverhalten - mit allen
weiteren Folgen - gibt. Deswegen haben wir ein großes Interesse daran, die
Zeit, die wir jetzt auch haben, für ganz konkrete Maßnahmen zu nutzen. Ich
glaube, es war sehr gut, dass die Bundesregierung heute mit Blick auf die
betroffenen Städte noch einmal sehr konkret vorgeschlagen hat, dass es in
einem bilateralen Kontakt mit den Bundesländern und mit den betroffenen
Städten jetzt noch um ganz konkrete Lösungen geht. Uns ist aber wichtig,
dass wir dieses Konzept weiter fortschreiben - zum Beispiel auch für
Städte, die jetzt vielleicht knapp unter einem Grenzwert liegen, denn auch
dort haben wir natürlich ein Interesse daran, dass das noch weiter nach
unten verbessert wird. Es ist insgesamt eine Frage der Mobilität. Insofern
hat dieses Thema jetzt einen kurzfristigen Aspekt; es hat aber sicherlich
auch mittelfristige Auswirkungen und wird deswegen für uns Länder auch auf
der Tagesordnung bleiben.

Insgesamt sind wir mit dieser Konferenz sehr zufrieden gewesen. Ich glaube,
dass wir unsere Anliegen auch jetzt vor der Endphase der
Koalitionsverhandlungen entsprechend deutlich haben platzieren können.

MP'in Schwesig: Auch von mir einen wunderschönen guten Abend! Vielen Dank
für die gute Konferenz! Es ist eine Konferenz in einer der, glaube ich,
wichtigsten Wochen für unser Land, nämlich in der Woche, in der die
Koalitionsverhandlungen für eine neue Bundesregierung stattfinden. Daher
spielen logischerweise viele Themen in die Gespräche hinein, die uns in den
Ländern vor Ort unmittelbar betreffen.

Dies betrifft unter anderem eben das große Thema der Digitalisierung auch
in der Bildung. Wir brauchen eine neue Dynamik für Deutschland,
insbesondere im Bereich der Bildung, und dazu gehört die Digitalisierung.
Es wird in den nächsten Jahren keine Schülerin, kein Schüler mehr die
Schule verlassen und in einen Ausbildungsberuf oder in ein Studium gehen,
ohne dass sie oder er im Bereich der Digitalisierung Voraussetzungen
mitbringen muss. Deshalb wollen wir unsere Schulen in das 21. Jahrhundert
befördern; wir wollen, dass die Schulen in diesem Jahrhundert ankommen, in
dem eben die Digitalisierung eine Rolle spielt. Deswegen haben wir schon
einen inhaltlich starken Digitalpakt zwischen Bund und Ländern verhandelt,
sind uns auch über die finanziellen Aufteilungen klar und haben heute in
dieser gemeinsamen Konferenz noch einmal bekräftigt, dass wir diesen
Digitalpakt jetzt so schnell wie möglich gemeinsam umsetzen wollen. Damit
haben wir drei uns auch einen schönen Auftrag für heute Abend für die
Koalitionsverhandlungen organisiert. Darauf freue ich mich.

Frage: Frau Merkel, an Sie eine Frage zum Dieselthema: War es in den
Diskussionen ein Thema, zusätzlich zu den Softwareupdates die Hardware der
Dieselfahrzeuge nachrüsten zu lassen? Denn es gibt ja zum Beispiel die
Forderung der Umweltministerin, in diese Richtung zu gehen.

An Sie, Frau Schwesig: Das ist ja eine SPD-Forderung. Haben Sie dieser
Forderung noch einmal Nachdruck verliehen?

BK'in Merkel: Wir hatten den Dieselgipfel. In einer der Arbeitsgruppen ist
eine Reihe von Gutachten vergeben worden. Eines ist jetzt so gut wie
fertig. Einige sind, so sagt der geschäftsführende Verkehrsminister
Schmidt, noch nicht ganz fertig.

Was ich bis jetzt daraus mitbekommen habe, ist, dass man natürlich schauen
muss, wie hoch der Aufwand ist und wie lange es dauert, wenn man es
wirklich in der Breite machen will. Wir wollen dazu noch die anderen
Gutachten abwarten, aber die Sache drängt ja. Deshalb muss man sich auch
noch andere Möglichkeiten von schnellen Umrüstungen überlegen, etwa von
Taxen oder Bussen. Das alles bringt natürlich nicht gleich die
Gesamtlösung, aber in der Summe können solche Dinge doch eine große Rolle
spielen.

Ich denke, wir kommen jetzt auch mit Blick auf die Europäische Kommission
nur klar, wenn wir für die 20 Städte, die im Fokus stehen, die also nicht
bei ca. 40 Mikrogramm, sondern bei 50 und mehr Mikrogramm liegen, sehr
schnell sehr spezifische Maßnahmen finden. Deshalb wird Herr Balleis, der
vom Verkehrsministerium beauftragt ist, mit den Kommunen den Kontakt zu
halten, noch einmal auf diese Kommunen zugehen und sie fragen, was man
jetzt noch wirklich schnell und wirksam tun kann. Die Bundesregierung will
das nach allen Maßgaben unterstützen. Wir haben ja nur ein paar Tage Zeit,
um noch einmal zu antworten.

Wir werden den Vorschlag der Hardwarenachrüstung weiter untersuchen, aber
nach dem, was ich gesehen habe, wird es für Millionen von Fahrzeugen auf
gar keinen Fall eine schnelle Lösung dafür geben. Das wird so sein.

Wir haben im Übrigen heute noch einmal über darüber berichtet, dass jetzt
knapp die Hälfte der Autos mit dem Softwareupdate versehen ist. Die andere
Hälfte wird bis Ende 2018, wie versprochen, versorgt.

MP'in Schwesig: Für die SPD-Länder sind zwei Dinge wichtig, dass zum einen
Fahrverbote natürlich möglichst vermieden werden und dass zum anderen die
Autofahrerinnen und -fahrer nicht auf den Kosten sitzen bleiben.

MP'in Kramp-Karrenbauer: Ich kann nur noch ergänzen, dass es zwischen den
Bundesländern auch parteiunabhängig sehr differenzierte Sichtweisen über
den Sinn von Hardwarenachrüstungen gibt. Insofern gibt es ein sehr
differenziertes Meinungsbild, das sich auch heute in der Diskussion wieder
dargestellt hat.

Frage: Ich würde gern zu zwei Punkten nachfragen. Frau Bundeskanzlerin, Sie
sagten, für die Verabredungen zum Digitalpakt Schule wollten Sie
finanzielle Mittel bereitstellen. Sind das Mittel, die zu der schon
aufgelaufenen Summe hinzuaddiert werden, die das Sondierungsergebnis in
Höhe von, so meine ich, 46 Milliarden Euro ergeben hat? Kommen sie jetzt
noch dazu, und wieviel wäre es?

Meine zweite Frage: Wenn ich Ihre Ausführungen zum Thema Stickoxide höre -
Sie sprechen von stadtspezifischen Lösungen und den Überlegungen, wie man
das beschleunigen kann -, dann wirkt das auf mich so, als hätte man darauf
gewartet, dass sich das Problem von allein löst, stellte jetzt fest, dass
es sich bei 20 Städten doch noch nicht gelöst hat, und finge jetzt mit
diesen Überlegungen an. Die Zeit drängte doch schon früher. Warum jetzt
noch einmal eine Beschleunigung? Die Beschleunigung hätte doch schon längst
erfolgen müssen.

BK'in Merkel: Wir haben verschiedene Beschleunigungsstufen. Wir haben ja
etliches getan und sind trotzdem noch nicht am Ziel. Die Bundesregierung
hat zwei Verhandlungsrunden einberufen. Das ist zum einen das Dieselforum
unter der Ägide des Verkehrsministers und auch der Umweltministerin, auf
dem wir mit der Automobilindustrie verhandelt haben. Daraus entspringen die
Softwareupdates. Zum anderen haben wir, wie Sie wissen, einen
Kommunalgipfel gehabt. Daraus ist eine sehr intensive Kooperation mit den
Kommunen entstanden, jetzt auch mit einem Ansprechpartner, dem ehemaligen
Oberbürgermeister Balleis, der mit jeder einzelnen Kommune auch über die
Dinge spricht, die nicht alle gleichermaßen machen, sondern die eben
spezifisch gemacht werden können. In Kiel gibt es eben völlig andere
Situationen als in Stuttgart. Ich denke, dass wir gut daran tun, alle
Möglichkeiten auszuschöpfen. Dabei haben wir in der Tat in der Intensität
zugelegt, was die Arbeit anbelangt. Aber das ist, denke ich, auch richtig.

Was, zweitens, die Finanzen anbelangt, so ist ein Punkt, dass der
Digitalpakt in den knapp 46 Milliarden Euro zwar nicht enthalten ist, dass
wir aber davon ausgehen, dass wir auch angesichts der mittelfristigen
Wachstumsraten zusätzliche Spielräume bekommen. Meine klare Auffassung ist,
dass diese für drei Bereiche eingesetzt werden sollten: erstens im Bereich
die Digitalisierung - man kann auch überlegen, ob wir vielleicht noch
Spielräume im Rahmen der Versteigerung der Frequenzen haben; das müssen wir
uns noch einmal anschauen -, zweitens im Bereich der Außen- und
Sicherheitspolitik und drittens im Bereich der Entwicklungspolitik. Das
sind für mich die drei Schwerpunkte, die in der 46- Milliarden-Euro-Tabelle
noch nicht auftreten.

Wir haben gerade gestern den Jahreswirtschaftsbericht diskutiert, der uns
für dieses und das nächste Jahr eigentlich sehr gute Wachstumsraten in
Aussicht stellt, sodass ich denke, dass wir seriös sagen können, dass es
solche zusätzlichen Spielräume geben wird.

Frage: Ich würde gern zum Thema Flüchtlinge nachfragen. Bund und Länder
haben sich im vergangenen Jahr zum Beispiel auch über ein Thema wie das der
Abschiebung unterhalten. Trotzdem ist die Zahl der Rückführungen und
Abschiebungen im vergangenen Jahr nicht etwa gestiegen, sondern
zurückgegangen. Vielleicht können Sie sagen, ob Sie auch darüber gesprochen
haben.

Frau Bundeskanzlerin, ich würde von Ihnen gern wissen: Wenn so viele
Ministerpräsidenten und Ministerpräsidentinnen nicht nur hier dabei sind,
sondern auch bei den Koalitionsverhandlungen, macht es das für den Bund
eigentlich besonders teuer?

BK'in Merkel: Heute waren fast genauso viele bei den
Koalitionsverhandlungen beteiligt wie hier. - Schauen Sie, ich sehe es so:
Erstens werden Koalitionen von Parteien getragen. Parteien setzen sich aus
kommunalen Vertretern, Ländervertretern und Bundesvertretern zusammen. Wenn
Sie mich, zweitens, fragen, was eigentlich die zentralen Aufgaben für die
Zukunft sind, dann antworte ich, dass es Aufgaben gibt, die nur der Bund zu
erfüllen hat. Das sind zum Beispiel die Außen- und Sicherheitspolitik, die
Entwicklungspolitik und die Verteidigungspolitik. Aber danach gibt es eine
Vielzahl von innerstaatlichen Aufgaben, die wir nur gemeinsam durchsetzen
können. Ob es der Breitbandausbau oder der Netzausbau für die Energiewende
ist, ob es die Herausforderungen der Digitalisierung sind oder ob es das
Bürgerportal ist, das wir in Richtung des Umgangs des Bürgers mit seinem
Staat machen - das ist nur über Bund-Länder-Beziehungen zu realisieren.

Ich muss ganz ehrlich sagen, dass ich in der vergangenen Legislaturperiode
sehr gute Erfahrungen gemacht habe. Wir hätten die ganze Flüchtlingsfrage
nicht stemmen können, wenn wir nicht eng zusammengearbeitet hätten. Wir
haben intensivste Diskussionen über die Energiewende und die 
Erneuerbaren-Energien-Gesetze gehabt. Wir haben im Bereich des Kitaausbaus eng
zusammengearbeitet. Letztendlich hat sich das bewährt. Deshalb ist es gut,
dass die Ministerpräsidenten mit dabei sind, weil wir uns dann viele
solcher Runden ersparen können und vieles vorgeklärt haben. Dann bleibt
immer noch genug zu tun, wenn es zur konkreten Gesetzgebung kommt.

MP'in Kramp-Karrenbauer: Ich darf das vielleicht ergänzen, auch unter dem
Eindruck der Verhandlungen zum Thema Bildung und Forschung, das wie kaum
ein anderes Thema beide - Bund und Länder - betrifft. Ich denke, sie waren
auch in den Arbeitsgruppen wirklich von einem Klima und einem Verständnis
geprägt, dass es einer gemeinsamen Kraftanstrengung bedarf, etwa im
Forschungsbereich oder im Hochschulbereich, aber eben auch bei der Bildung,
um die Herausforderungen, denen wir etwa im Bereich der Digitalisierung
oder auf anderen Feldern gegenüberstehen, stemmen zu können. Bei den
Verhandlungen war auch aus meiner Sicht schon zu spüren, dass es um ein
ausgewogenes Verhältnis der Leistungen, die die jeweilige Seite erbringt,
ging. Es ging nicht nach dem Motto: Wer kann wen über den Tisch ziehen? -
Ansonsten hätten wir zumindest innerhalb der Arbeitsgruppe, an der genauso
viele Bundes- wie Landespolitiker beteiligt waren, kein Ergebnis erreicht.

Es ist also ein Ausgleich. Je besser dieser Ausgleich gelingt, desto besser
lässt sich diese Politik nachher konkret umsetzen.

MP'in Schwesig: Ich finde auch, dass der Digitalpakt ein schönes Beispiel
dafür ist, wie es nach meiner Meinung läuft oder laufen sollte. Natürlich
ist Schule originäre Aufgabe der Länder. Aber das Thema Bildung und
Digitales - und das noch im Zusammenspiel - ist zweifelsohne das
Zukunftsthema von Deutschland, letztendlich auch als Standort von Arbeit,
Wirtschaft und Wohlstand. Deshalb ist es gut, dass wir uns schon im letzten
Jahr zusammengesetzt haben und uns, wenn man den Bildungsbereich in Bezug
auf das Thema Digitalisierung aufrüsten will, inhaltlich angeschaut haben,
was die Länder beitragen können und was der Bund beitragen kann. Dann trägt
eben jeder Finanzen dazu bei und wir machen das gemeinsam.

Wir tragen hier nicht die Koalitionsverhandlungen vor, aber so erkenne ich
in den Koalitionsverhandlungen viele gemeinsame Themen. Ich gehöre
vielleicht zu der Generation der Ministerpräsidenten, die das eine oder
andere Tauziehen bei der Frage "Wer macht jetzt was?" sowieso für überholt
hält. Es gibt viele Themen, die wir zusammen stemmen wollen. Wenn das
zusammen geht, dann ist es besser, als wenn es gegeneinander geht.

BK'in Merkel: Was die Rückführungen anbelangt, so spielt die Frage "Wie
können wir das noch effizienter machen?" auch im Rahmen der
Koalitionsverhandlungen in der Arbeitsgruppe Migration eine Rolle. Wir
haben dieses Zentrum in Potsdam gegründet, wo es aber sicherlich noch
Verfahrensverbesserungsbedarf gibt.

Wir haben inzwischen eine sehr gemeinsame Haltung, dass eine freiwillige
Rückkehr immer besser als die Zwangsrückkehr oder eine verpflichtende
Rückkehr ist. Deshalb bleibt diesbezüglich noch viel Arbeit zu tun. Wenn
ich mir die Zahl der Rückkehrer zwischen 2016 und 2017 anschaue, dann
verwundert es mich nicht, dass es nicht so eine Steigerung gibt, sondern
dass es sogar, glaube ich, geringfügig weniger sind, weil wir im Jahr 2016
sehr viele Flüchtlinge aus den Ländern des westlichen Balkans hatten, wo es
sehr klare Abmachungen mit den Herkunftsländern gab und es auch ein sehr
großes Interesse der Herkunftsländer gab, dass die Bürger zurückkommen.

Das müssen wir uns zum Beispiel mit afrikanischen Ländern oder anderen
Herkunftsländern erst noch erarbeiten. Deshalb bin ich nicht so deprimiert,
dass die Zahl 2017 nicht sprunghaft gestiegen ist, weil die Flüchtlinge aus
den Ländern des westlichen Balkans eben zu großen Teilen schon
zurückgekehrt sind und es hier auch andere Mechanismen mit offizieller
Arbeitsaufnahme und anderen Dingen gibt.

Frage: Auch eine Frage aus dem Bereich Flüchtlingspolitik. Frau
Bundeskanzlerin, Sie sprachen die Klagewelle von Flüchtlingen an und was
man dagegen tun kann. Sie sprachen auch von Beschleunigungen im
Verfahrensrecht. Können Sie konkret sagen, was genau Ziel von
Gesetzesänderungen ist? Was könnte gegebenenfalls geändert werden?

BK'in Merkel: Erst einmal war es für mich heute ganz interessant - das muss
ich ganz ehrlich sagen -, dass Frau Cordt vom BAMF berichtet hat, dass im
Durchschnitt ein großer Teil der Verfahren zum Schluss gar nicht mehr
stattfindet, weil die Menschen vielleicht gar nicht mehr da sind, sich die
Rechtssituation geändert hat oder was auch immer, aber dass jetzt trotzdem
geschaut werden muss: Wie komme ich schneller voran?

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, dass das gerade in der Arbeitsgruppe
Innen und Recht verhandelt wird. Das Innenministerium bereitet rechtliche
Regelungen dazu vor. Die Länder haben noch einmal richtigerweise darauf
hingewiesen, dass man nicht einfach mehr Richter einstellen kann, weil
Richter Beamte sind und Beamte nicht einfach für zwei Jahre eingestellt
werden können, wenn ein Peak da ist und es auch relativ unwahrscheinlich
ist, alle Neuanfänger mit den komplizierten Asylverfahren zu betrauen.

Ansonsten muss man schauen, ob man durch Vergleichsurteile oder schnelle
Verfahren hin zum Bundesverwaltungsgericht, die dann auch einen Maßstab
setzen, vielleicht besser vorankommt. Aber da verweise ich noch einmal an
die sachkundigen Vertreter des Innenministeriums.

StS Seibert: Vielen Dank für das Interesse. Einen schönen Abend noch!

Donnerstag, 1. Februar 2018

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3106: Rehberg sollte aufhören Spekulationen zu verbreiten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 2. Februar 2018

Rehberg sollte aufhören Spekulationen zu verbreiten



Der finanzpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Tilo Gundlack ist empört darüber, dass der Bundestagsabgeordnete Egbert Rehberg schon Geldversprechen in Richtung Mecklenburg-Vorpommern vom Stapel lässt, die noch in keiner Weise sicher sind.

Tilo Gundlack: "Es ist jedes Jahr das gleiche Spiel. Nachdem die vorläufigen Zahlen für den Jahresabschluss des Vorjahres bekannt sind, werden sofort Forderungen aufgemacht. Dabei weiß jeder, der das Verfahren kennt, dass eine Kassenstatistik zum 31.12. nicht mit einem Haushaltsabschluss vergleichbar ist. So müssen noch alle notwendigen Umbuchungen und Verrechnungen erfolgen. So zeichnet sich schon ab, dass M-V einen zweistelligen Millionenbetrag aus dem Bund-Länderfinanzausgleich zurückzahlen muss. Das Finanzministerium legt regelmäßig Ende März/Anfang April die endgültige Berechnung des Jahresüberschusses vor. Dann steht auch fest, wie sich die Einnahmen der Kommunen in 2017 tatsächlich entwickelt haben. Auch hier zeichnet sich teilweise Überschüsse ab. Sogar der Landkreis Vorpommern-Greifswald hat aktuell einen Überschuss von 10 Mio. Euro vermeldet."

Wie in den vergangenen Jahren auch, werde über die Verwendung des Haushaltsüberschusses auf valider Datengrundlage entschieden. Alles andere sei unseriös. Die Schuldentilgung stehe dabei als ein Schwerpunkt fest, so Gundlack weiter. "Das ist in der Koalition beschlossen und so werden wir es im Interesse künftiger Generationen auch umsetzen", bekräftigt der Finanzexperte.
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RHEINLAND-PFALZ/4703: Krankenhausfinanzierung (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
02.02.2018

Krankenhausfinanzierung 

Dr. Peter Enders: Die Ampel-Fraktionen erkennen den Ernst der Lage
nicht



Der Gesundheitsausschuss hat die von der CDU-Fraktion beantragte
Anhörung zur Investitionsförderung der Krankenhäuser ausgewertet. Dazu
erklärt der gesundheitspolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion,
Dr. Peter Enders:

"Die Diskussion im Ausschuss hat erschreckend klar gezeigt: Die
Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen erkennen den Ernst
der Lage nicht. Alle Anzuhörenden haben die Position der CDU-Fraktion
bestätigt, wonach dringender Handlungsbedarf bei der
Krankenhausfinanzierung besteht. Trotzdem ist die Landesregierung
nicht bereit, etwas Grundlegendes zu ändern, um die
Gesundheitsversorgung im Land auch langfristig zu sichern.

Das fängt mit der Weigerung an, einen Investitionsstau an den Kliniken
- den alle Experten bestätigen - auch nur zu benennen, geschweige denn
zu beziffern. Auch darüber hinaus sieht man kaum Handlungsbedarf:
Weder sollen die Investitionen erhöht werden, noch werden neue Wege
der Finanzierung zumindest ernsthaft geprüft. Lediglich beim
Bürokratieabbau könne man etwas tun, so die Ampel-Fraktionen. Das ist
wohl kaum eine ernstzunehmende Reaktion auf die großen
Herausforderungen, vor der viele Kliniken stehen.

Unsere Forderungen bleiben klar: Wir erwarten eine mit allen
Beteiligten einvernehmliche Bezifferung des Investitionsstau. Darüber
hinaus muss die Landesregierung die Investitionen in die Krankenhäuser
wesentlich erhöhen. Und sie muss aktiv neue Lösungen zur Finanzierung
suchen und nicht konstruktive Vorschläge einfach ablehnen, nur weil
sie von der Opposition kommen.

Die Blockadehaltung der Landesregierung ist für uns völlig
unverständlich. Wir werden sie mit den Ergebnissen der Anhörung im
Plenum konfrontieren."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4702: Landtagstagung zu NS-Rassenhygiene, Zwangssterilisation und Krankenmorden (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

"Die Perversion der Medizin" 

Tagung des Landtags zu NS-Rassenhygiene, Zwangssterilisation und
Krankenmorden



"Aktion T 4". Hinter diesem unscheinbaren und nüchternen Begriff
verbarg sich Grauenhaftes. Mit diesem Tarnnamen bezeichneten die Nazis
ihr Programm zur Tötung psychisch kranker und geistig behinderter
Menschen im Dritten Reich. Eine Tagung der Kommission des Landtags für
die Geschichte des Landes Rheinland-Pfalz beschäftigte sich hierzu in
dieser Woche im Bundesarchiv in Koblenz intensiv mit der Thematik
unter der Überschrift "NS-Rassenhygiene, Zwangssterilisation,
Krankenmorde - Regionale Perspektiven auf den Raum des heutigen
Rheinland-Pfalz". Nach einem Überblick auf das Geschehen im Deutschen
Reich richtete sich der Blick der Vorträge auf Rheinland-Pfalz sowie
die Vorgänge in den hiesigen psychiatrischen Einrichtungen. Als
Experten konnten für die Tagung Historiker aus der universitären
Forschung sowie Forscher, die in der Gedenkarbeit tätig sind und
ehrenamtliche Lokalhistoriker gewonnen werden.


Verlegungen als Instrument der Vertuschung

Landtagspräsident Hendrik Hering verwies in seiner Eröffnungsrede auf
die Parallelen im Vorgehen von Justiz und Medizin. Der Landtag hatte
in diesem Jahr die Opfer der NS-Justiz in den Mittelpunkten seines
Gedenkens gestellt. Auch in der Medizin sei von den
Nationalsozialisten versucht worden, den Anschein der
Rechtsstaatlichkeit aufrecht zu erhalten, um die Rechtswidrigkeit
ihrer Taten zu vertuschen. So seien Patienten mehrfach verlegt worden,
bis sie schließlich in eine der Tötungsanstalten eingeliefert wurden.
Hendrik Hering bezeichnete dies als "Perversion der Medizin". Es sei
nicht um die Bedürfnisse der Patienten gegangen. "Vielmehr sollte eine
menschenverachtende Unterscheidung von lebenswertem und lebensunwertem
Leben getroffen werden". Eindringlich schilderte der Landtagspräsident
den Bericht eines Opfers der Zwangssterilisationen.


Der Mut von Einzelnen

Und auch wenn es auf dem Gebiet des heutigen Rheinland-Pfalz keine
Tötungsanstalten gab, so seien die Sterbefälle in fast allen
psychiatrischen Einrichtungen in den dreißiger und vierziger Jahren in
erschreckendem Ausmaß angestiegen, "sei es aufgrund von Überbelegung
oder gezielter medizinischer Fehlbehandlungen", so Hendrik Hering. Die
Beschäftigung mit der Geschichte der so genannten Euthanasie führe
jedoch nicht nur Verbrechen und Schuld vor Augen, sondern zeuge auch
von Mut. Mut von Einzelnen, die ihre Angehörigen zurück nach Hause
holten, Mut von Bürgern in vielen Orten, die psychisch Kranke als Teil
ihrer

Gemeinschaft schützten. So prangerte der Münsteraner Bischof Galen die
Patientenmorde öffentlich in seinen Predigten an. Die "Aktion T 4"
wurde daraufhin eingestellt.


Erinnerungskultur im Wandel

"Die Erinnerung an die Verbrechen des Nationalsozialismus ist uns eine
bleibende Verpflichtung. Sie hält die Erinnerung an die Opfer wach.
Sie hilft uns aber auch, aus der Geschichte zu lernen und Inhumanität
und Rassenhass entgegenzutreten", betonte Hendrik Hering. Die
Erinnerungskultur verändere sich jedoch, da es immer weniger lebende
Zeitzeugen gebe. Neben der Vermittlung von Fachwissen sei nach
Auffassung Herings deshalb insbesondere auch eine emotionale
Auseinandersetzung mit der Thematik notwendig. Dies könne insbesondere
von Kunst und Literatur geleistet werden. Er freue sich daher
besonders, dass Schülerinnen und Schüler des Landeskunstgymnasiums und
des Aufbaugymnasiums Alzey das Stück "Gnadenlos" als Teil der Tagung
aufführten, welches sich den Lebenswegen von Opfern und Tätern
künstlerisch annäherte.

 * 
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AUSSEN/1569: Taner Kilic sofort freilassen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Taner Kilic sofort freilassen




Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Der Vorstandvorsitzende der türkischen Sektion von Amnesty International, Taner Kilic, sollte gestern aus der Haft entlassen werden. Stattdessen wurde er direkt wieder festgenommen, und sitzt nun erneut in Untersuchungshaft. Die SPD-Bundestagsfraktion fordert seine sofortige Freilassung.

"In großer Sorge um Taner Kiliç, der nichts mehr getan hat als seiner Arbeit als Menschenrechtsverteidiger nachzukommen, fordert die SPD-Bundestagsfraktion seine sofortige Freilassung. Kiliç, dessen Haftentlassung gestern von einem Istanbuler Gericht angeordnet worden war, wurde letzte Nacht nicht etwa entlassen, sondern um Mitternacht aus dem Gefängnis abgeholt und auf eine Polizeistation bei Izmir gebracht. Die Staatsanwaltschaft hatte Berufung gegen die Freilassung eingelegt, dieser wurde heute Morgen nun stattgegeben. Seine Familie hatte vor dem Gefängnis auf ihn gewartet.

Das politisch motivierte Handeln von Teilen der türkischen Justiz im Fall Kilic ist in den letzten Stunden offensichtlich geworden. Die Antwort darauf kann nur die sofortige Freilassung des Amnesty-Vorsitzenden sein, dessen Einsatz für die Menschenrechte in der Türkei wegweisend ist."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 20 vom 1. Februar 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1749: Peru - Familien der Colina-Opfer protestieren gegen Begnadigung des Ex-Präsidenten Fujimori (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

Familien der Colina-Opfer protestieren gegen Begnadigung 
des Ex-Präsidenten Fujimori

Von Alberto Ñiquen



(Lima, 14. Januar 2018, anred/la mula) - Sie werden stigmatisiert von
denen, die die Vergangenheit einfach vergessen wollen. Sie werden als
Rachsüchtige bezeichnet, weil sie den Kampf für Gerechtigkeit in Peru
nicht aufgeben. Die Rede ist von jenen Peruaner*innen, deren Leben
sich zwischen 1991 und 1992 schlagartig verändert hat, als die
Todesschwadron Grupo Colina 25 [1] ihrer Familienmitglieder während
der Massaker von Barrios Altos und La Cantuta tötete. Diese und
weitere schwere Menschenrechtsverbrechen waren der Grund für die
Verurteilung des Ex-Präsidenten Alberto Fujimori im Jahr 2007 zu einer
25-jährigen Haftstrafe. Nun hat Präsident Pedro Pablo Kuczynski am
vergangenen 24. Dezember Fujimori aus "gesundheitlichen" Gründen
begnadigt. Es gibt Gerüchte, dass es eine Absprache gegeben haben
könnte zwischen Kuczynski und den Fujimoris, die im Gegenzug durch
eine Enthaltung von zehn Stimmen im Amtsenthebungsverfahren eine
Absetzung Kuczynskis verhindert haben.

"Alberto Fujimori ist in Freiheit und zufrieden, während mein Sohn
weiterhin verschwunden ist". "Die Freilassung dieses Kriminellen ist
eine Beleidigung für das ganze Land". "Fujimori hat meinen Sohn
getötet und nun hat ihn Kuczynski noch einmal getötet, genauso wie uns
auch". Diese Aussagen und andere hört man von den Familienangehörigen
der Opfer, die der Filmregisseur Javier Corcuera von La Mula in diesem
Video [2] begleitet hat.


"Während die Fujimoris fröhlich am Feiern waren, haben wir
gelitten"

Die Familien der Opfer von Barrios Altos und La Cantuta haben den
vergangenen Weihnachtsabend mit einem Gefühl von Empörung, Wut und
Hilflosigkeit verbracht. "Während die Fujimoris fröhlich am Feiern
waren, haben wir gelitten", gesteht Javier Roca Obregón, Vater von
Javier Roca Casas (getötet in den Kellern des Geheimdienstes SIN [3]).

Sie lehnen die Begnadigung ab und verlangen eine Aufhebung des
Beschlusses. Für die Forderungen nach Versöhnung von Seiten der
Regierung und der Fujimoris hat Gisela Ortiz Perea, die Schwester von
Luis Enrique Ortiz (La Cantuta), kein Verständnis. "Eine Versöhnung
ja, aber wenn nur mit den Angehörigen der Ermordeten durch Fujimori.
Sie wollen uns eine Versöhnung aufdrängen und sagen, man müsse das
Kapitel endlich beenden. Aber es ist PPK (Präsident Pedro Pablo
Kuczynski, Anm. d. Red.), der sich mit den Fujimoristen versöhnt hat,
indem sie einen Mörder freigelassen haben."

"Armando hatte Träume wie alle jungen Menschen. Er war mein ältester
Sohn und hat studiert, um uns unterstützen zu können. Er wurde
entführt, ermordet und einfach verschwinden gelassen. Ich habe nur
noch einige Schlüssel von ihm. Seinen Körper habe ich nicht. Und als
ich dachte, es würde nun endlich Gerechtigkeit geschehen, verrät uns
PPK, indem er diesen Kriminellen Fujimori freilässt", sagt Raida
Cóndor, die Mutter von Armando Amaro Cóndor (La Cantuta).

Wie bereits oben erwähnt, werden die Angehörigen der Opfer von den
Fujimorist*innen als rachsüchtig bezeichnet, doch sie kämpfen nur für
Gerechtigkeit und verteidigen die Erinnerung an ihre verlorenen
Familienmitglieder. Seine Rechte einzufordern und für Gerechtigkeit
einzustehen habe laut den Angehörigen weder mit Hass noch mit Rache zu
tun. Auch wenn Kuczynski ihnen den Rücken zugekehrt hat, fühlen sie
sich nicht alleine. Genau wie vor 28 Jahren fühlen sie sich von einem
Teil der Gesellschaft unterstützt, aber sie fordern mehr
Peruaner*innen auf, Solidarität zu zeigen und keine Straflosigkeit zu
dulden.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/fast-30-aussergerichtliche-hinrichtungen-durch-eine-todesschwadron-zwischen-2011-und-2015/

[2] https://www.facebook.com/lamulape/videos/10156985629183989/

[3] http://larepublica.pe/politica/540271-la-salita-del-sin-el-producto-mas-siniestro-del-gobierno-fujimorista
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NAHOST/1071: Das Dubai-Modell - Stabilisierung durch Stadtentwicklung (inamo)


inamo Heft 89 - Berichte & Analysen - Frühling 2017

Informationsprojekt Naher und Mittlerer Osten

Das Dubai-Modell - Stabilisierung durch Stadtentwicklung

von Christian Steiner



Die auf den Bau hyperrealer Großprojekte und ikonischer Gebäude
 ausgelegte Stadtentwicklungsstrategie Dubais fand bis zum Ausbruch der
 Finanzkrise 2008/09 eine enorme globale Aufmerksamkeit und war Vorbild
 für viele arabische Staaten. Der vorliegende Artikel diskutiert daher
 die grundlegende Funktionsweise des Dubai-Modells der
 Stadtentwicklung. Es zeichnet sich ab, dass neben erheblichen
 ökonomischen Gewinnen vor allem auch ein politischer
 Legitimationsgewinn mit dem Bau hyperrealer Projekte erzielt werden
 kann, der dazu dient, die herrschenden Machtverhältnisse zu
 stabilisieren.



Gerade im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrtausends war die
Berichterstattung über Stadtentwicklung in den arabischen Golfstaaten
geprägt von der Ankündigung und dem Bau immer noch spektakulärerer
Großprojekte, die weltweit Faszination hervorriefen.


Stadtentwicklung als Wettlauf um Anerkennung

Es schien, als befänden sich die Golfstaaten in einem Wettrennen um
die Errichtung künstlicher Inseln und neuer Stadtteile im oder am Meer
(bspw. The Palm und The World Islands in Dubai, The Pearl in Qatar,
Two Seas Islands in Bahrain oder The Wave im Oman). Es wurden immer
neue architektonisch spektakulärere und imagebildende Hochhäuser (z.B.
der Burj Khalifa in Dubai oder der Kingdom Tower in Riyadh) und Hotels
wie aus Tausendundeiner Nacht (wie das Burj Al Arab in Dubai oder das
Emirates Palace Hotel in Abu Dhabi) gebaut. Architektonisch
eindrucksvolle Museumsneubauten (wie der Louvre und das Guggenheim
Museum in Abu Dhabi oder das Museum of Islamic Art in Doha) wetteifern
wiederum mit extravaganten Shopping Malls (wie der Ibn Battuta oder
der Dubai Mall in Dubai) und aufsehenerregenden Sportanlagen (so der
Ski Dubai Hall, den WM-Fußballstadien in Qatar oder den
Formel-Eins-Rennstrecken in Bahrain und Abu Dhabi) um Beachtung. Die
Liste der Architekten, die für diese Projekte engagiert wurden, liest
sich wie das Who's Who der internationalen Architekturszene mit Namen
wie Norman Forster, Frank Gehry, Jean Nouvel, Zaha Hadid, Tadao Ando und
I.M. Pei. Als Ergebnis dieses Wettlaufs um globale Aufmerksamkeit und
Anerkennung haben sich die Stadtlandschaften in den arabischen
Golfstaaten in den letzten zwanzig Jahren tiefgreifend verändert.

Die Schattenseiten dieser Entwicklungen wurden in der globalen
Öffentlichkeit jedoch nur sehr unzureichend zur Kenntnis genommen,
obwohl Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty International und
Human Rights Watch immer wieder von sklavenähnlichen
Ausbeutungsverhältnissen der Heerscharen von Arbeitsmigranten aus
Südasien berichten, die in der Bauwirtschaft beschäftigt sind. Sie
müssen nicht nur ihre Flüge an den Golf abarbeiten, sondern bekommen
oft ihre Pässe abgenommen, so dass sie den Arbeitgeber nicht wechseln
und das Land nicht verlassen können, müssen häufig in engen und teils
unklimatisierten Unterkünften in der Wüste wohnen und bei Temperaturen
bis 40°C im Schatten schwer körperlich arbeiten, nur um mit weniger
als 150 USD/Monat regulär entlohnt zu werden. Blendete man derartige
frühkapitalistisch anmutenden Arbeitsverhältnisse fast vollständig
aus, glich hingegen das vorläufige Ende der städtebaulichen Boomphase
einem globalen Paukenschlag, nachdem Dubai Ende 2009 beinahe
zahlungsunfähig geworden war. Dies war auch deshalb ein Schock, weil
sich Dubai gleichsam als ein Modell für die Stadtentwicklung in der
Golfregion und weit darüber hinaus etabliert hatte.

Die dynamische Stadtentwicklung in den Golfstaaten lässt sich daher
kaum verstehen, wenn man sich nicht auch mit der grundlegenden
Funktionsweise des Dubai-Modells und der ihr zugrundeliegenden
Verflechtung von Politik und Wirtschaft im Emirat beschäftigt. Um zu
verstehen, worin genau die wirtschaftliche und politische
Attraktivität einer solchen auf aufsehenerregende Großprojekte
ausgelegten Stadtentwicklungsstrategie für die sie vorantreibenden
lokalen Eliten begründet liegt, wird der Blick im Weiteren vor allem
auf die Zeit vor Ausbruch der Finanzkrise gelenkt.


Die politische Ökonomie der Stadtentwicklung in Dubai

Die politisch-ökonomischen Wurzeln des Booms in Dubai reichen zurück
bis in die 1990er Jahre, die von einem weltweiten Überschuss an
Investmentkapital geprägt waren. Auch in die Golfregion strömte eine
große Menge Kapital, das hauptsächlich aus drei Quellen stammte: [1]
erstens aus Iran und Irak, deren Volkswirtschaften aufgrund der gegen
sie verhängten Sanktionen sowie der steigenden politischen Spannungen
und der Kriege in der Region keine Kapitalverwertungsmöglichkeiten
mehr für deren Eliten bereit hielten. Zweitens aus den USA, aus denen
arabische Anleger nach dem 11. September 2001 in großem Umfang
Anlagekapital abzogen, nachdem die USA gedroht hatten, arabische und
islamische Investitionen einzufrieren. Und drittens aus den
Exporteinnahmen des Erdöls, dessen Preis von 25 USD im Jahr 2002 bis
auf 147 USD im Juli 2008 kontinuierlich und extrem angestiegen war und
hunderte Milliarden USD in die Kassen der golfarabischen Eliten
spülte.

Genauso wie es einen "Überfluss" an Kapital gab, war auch Land im
Überfluss verfügbar, denn der Boden gehört in den arabischen
Golfmonarchien traditionell den Herrscherfamilien. Um die bisher
ungenutzten und bis dahin wertlosen Wüstenareale im Umfeld der
bestehenden Städte in Wert zu setzen, gründeten Familien aus den
Herrscherhäusern und der lokalen wirtschaftlichen Elite eigene
Gesellschaften zur Investitions- und Immobilienentwicklung. Auch hier
fungierte Dubai als eine Art Modell für die anderen Golfstaaten.
Sheikh Mohammed bin Rashid Al Maktoum steuerte die Entwicklung des
Emirats mit Hilfe eines großangelegten Konglomerats öffentlicher,
halböffentlicher und privater Unternehmen und Banken, die durch
gegenseitige Beteiligungen untereinander verflochten waren. Unabhängig
von den Rechts- und Beteiligungsformen befanden sich alle diese
Unternehmen unter dem direkten oder indirekten Einfluss des Sheikhs.
Dieser kontrollierte sie über die Regierung des Emirats, oder sie
gehörten ihm zumindest mehrheitlich privat, weshalb der Internationale
Währungsfonds (IWF) später auch von der "Dubai Incorporated" sprach.
[2] Während die Stadtverwaltung zwar offiziell für die räumliche
Entwicklungsplanung der Stadt verantwortlich ist, wurden letztlich die
wichtigen Entscheidungen jedoch am Hofe des Sheikhs getroffen.

Eine entscheidende Rolle in der Entwicklung des Emirats spielten
hierbei dessen Banken, Finanzinstitutionen und Projektentwickler. Die
Dubai Investment Corporation (DIC), die sich im Eigentum der Regierung
des Emirats befindet, finanzierte mit ihren Tochtergesellschaften
direkt oder indirekt die meisten Großprojekte oder plante und baute
sie sogar selbst, wie im Falle des Projektenwicklers Emaar (z.B. die
Dubai Mall und den Burj Khalifa). [3] Wie eng die Verquickungen
zwischen den einzelnen Institutionen des Emirats waren, zeigt sich
darin, dass die DIC eigentlich von der Dubai International Financial
Centre Authority kontrolliert werden sollte, die jedoch ebenfalls im
Besitz der Regierung des Emirats ist. Auch wenn die (Interessen-)
Verflechtungen der DIC bereits erheblich waren, bildeten das Herzstück
der Stadtentwicklung im Emirat jedoch zwei andere Unternehmen. Zum
einen war dies Dubai World, ein privatwirtschaftlich agierendes
Holding-Unternehmen im Eigentum der Regierung, das mit seinem
Projektentwickler Nakheel beispielsweise die "Palm" und die "World
Islands" baute. Die zweite Hauptrolle kam der sich im persönlichen
Eigentum des Sheikhs befindlichen Dubai Holding zu, der unter anderem
zahlreiche Hotels gehören, wie das berühmte Burj Al Arab. [4] Das
durch die Unternehmen der "Dubai Inc." im Emirat investierte Kapital
wurde dadurch vervielfacht, dass einige der Unternehmen an die Börse
gingen sowie im großen Stil Immobilienfonds und Unternehmensanleihen
auflegten. [5]

Trotz des Zuflusses externen Kapitels wurde so Dubais Stadtentwicklung
zu einem überwältigend großen Teil auf dem einen oder andern Weg durch
den Sheikh und seinen Hof finanziert, organisiert und kontrolliert.
Wichtig ist dabei, dass sich die Kontrolle des Sheikh nicht nur auf
das Kapital und die ausführenden Projektentwickler erstreckt, sondern
er auch das Land, die rechtlichen Rahmenbedingungen, die
Genehmigungsbehörden und die Entscheidungsprozesse in der Hand hat.
Dieser umfassende Zugriff wird dadurch noch begünstigt, dass in den
autoritären Golfmonarchien extrem unterentwickelte und undurchsichtige
rechtliche Regulationsmechanismen im Baubereich vorherrschen sowie
jedwede öffentliche Beteiligung der lokalen Bevölkerung an den
Planungsprozessen fehlt. [6] Demgegenüber würden derartig teure und
großmaßstäbliche Stadtentwicklungsprojekte in Europa in der Regel
heftige und kontroverse Debatten in der Öffentlichkeit hervorrufen,
die nicht nur den Planungs- und Bauverlauf verzögern, sondern auch das
eine oder andere Projekt verhindern würden - sei es aus ökologischen,
sozialen oder finanziellen Gründen.

Vor diesem Hintergrund verwundert es kaum, dass die Planungs- und
Bauphasen für Großprojekte in Dubai im Vergleich zu Deutschland
unglaublich kurz sind. Die äußerst dynamische und schnelle
Stadtentwicklung Dubais und der anderen Städte am Golf kann daher
nicht losgelöst von deren undemokratischen politischen Systemen und
autoritären Herrschaftsstrukturen verstanden werden.


Vom Nutzen aufmerksamkeitsheischender Großprojekte

Auch wenn diese politökonomischen Strukturen verständlich machen,
warum die lokalen Eliten in der Lage sind, aufmerksamkeitsheischende
Großprojekte zu realisieren, erklären sie noch nicht die Gründe dafür,
dies auch zu tun. Gerade die teuren Großprojekte erscheinen in
besonderer Weise geeignet, ein neues Image der Golfstaaten zu
kreieren, das ideal globalen Marketingerfordernissen entspricht und
der herrschenden Eliten einen erheblichen ökonomischen und politischen
Nutzen bietet.

Um dies zu verstehen, erscheint es sinnvoll, sich des von Jean
Baudrillard entworfenen Konzepts der Hyperrealitäten zu bedienen. [7]
Ihm zufolge zeichnen sich Hyperrealitäten dadurch aus, dass sie die
Differenz zwischen Original und Kopie so stark verwischen, dass sie
"wirklicher" erscheinen als ihre Vorbilder - und in diesem Sinne
hyperreal werden. Die meisten der Großprojekte in Dubai stellen genau
solche Hyperrealitäten dar. Einige von ihnen imitieren mehr oder
weniger genau historische oder natürliche Vorbilder. "Traditionelle"
Souks wie der Souk Al Arsah im benachbarten Sharjah oder
"Kulturerbe"-Stätten wie das Hatta Village oder das Dubai Heritage
Village referieren durchaus noch auf historische Vorbilder und
Wurzeln. Sie wurden jedoch zumindest auch partiell wiederaufgebaut, um
ein geschöntes und aseptisches Bild arabischer Golfarchitekturen
präsentieren zu können. Auch die "Ski Dubai"-Halle gehört zu dieser
Art Hyperrealitäten; allerdings ist ihr bereits eine gewisse Paradoxie
nicht abzusprechen, schließlich bringt sie eine Skisporteinrichtung in
eine Wüstengesellschaft.

Während derartige Projekte reale Vorbilder noch mehr oder weniger zu
kopieren und imitieren suchen, macht die Hyperrealisierung der Städte
am Golf an dieser Stelle keineswegs Halt. Immer mehr Projekten fehlt
eine klare räumliche, historische und soziale Einbettung in ihren
jeweiligen Kontext. Sie kombinieren und zitieren eklektisch
Architektur- und Kunststile aus unterschiedlichen Epochen und Räumen,
um so ein neues, postmodernes Bild des Orients zu erschaffen. Shopping
Malls wie die Ibn Battuta Mall in Dubai dienen in diesem Sinne dann
nicht mehr nur als Einkaufszentren, sondern stellen eine Art
architektonischen "Edutainment-Park" dar, der vorgibt, zahlreiche
historische Architekturstile und Artefakte vom Maghreb bis China
lehrreich zu präsentieren. Die Reihenfolge der ausgestellten Elemente
folgt dabei der Reiseroute des berühmten marokkanischen Geographen Ibn
Battuta; die Auswahl versucht so die Mall in einer kosmopolitischen
Lesart der arabischen Geschichte zu verorten.

Auch in Medinat Jumeirah werden diverse Elemente der regionalen
Architektur neu kombiniert. Diese sind angereicht mit Zitaten aus der
indischen Architekturgeschichte. Nachbauten historischer Windtürme
werden beispielsweise mit einer Fassadengestaltung kombiniert, die
eher an diejenige eines indischen Maharaja-Palastes erinnert als an
die eines arabischen Innenhofhauses, das nach außen eher schlicht
auftritt. So kann ein "authentischer" golfarabischer Baustil
geschaffen werden. Damit soll vor allem die Attraktivität des dortigen
"Bazars" und des angeschlossenen Hotels gesteigert werden. Andere
Gebäude in der Stadt, wie das Royal Mirage Hotel oder die Wafi Mall,
kombinieren noch eklektischer Kunst- und Architekturelemente aus
unterschiedlichen Epochen, die zudem aus unterschiedlichen Ländern der
arabischen Welt wie Marokko, Ägypten, Syrien und den Golfstaaten
stammen.

Solche willkürlichen Stilkombinationen sind keineswegs nur als
Ausdruck einer um sich greifenden postmodernen Beliebigkeit in der
Architektur zu sehen. Vielmehr führen sie zu einer Art
"Orientalisierung des Orients" [8], die die im Westen verbreiteten
exotischen und orientalistischen Bilder der arabischen Welt aufgreift,
materialisiert und so eine neue Hyperrealität des Orients schafft.
Diese ist noch "märchenhafter" als das imaginierte "Original" und
weist damit über die historisch gewachsene, soziokulturelle Realität
weit hinaus. Das so produzierte "authentisch"-neue Bild des Orients
ist allerdings im Gegensatz zur Realität klinisch rein, kalkulierbar
und frei von jedweden unangenehmen Erfahrungen und Überraschungen.
Eine derartige Stadtentwicklung transformiert die Stadt zunehmend in
einen Disneyland ähnlichen Themenpark, der entsprechend postmoderner
Konsumbedürfnisse gestaltet wird. [9] Um diesen Zweck zu erfüllen,
muss diese Art von Projekten jedwede eindeutige räumliche, historische
und soziale Bezugnahme vermeiden. Sie verliert damit einerseits an
lokaler Einbettung. Andererseits sind derartige Projekte aufgrund
ihrer Beziehungslosigkeit als Symbole nicht bereits mit Bedeutung
aufgeladen und eignen sich ideal, um ein neues, artifizielles Image im
Rahmen von Stadtmarketingkampagnen zu schaffen.

Dass hierzu Architektur eine besondere Rolle spielen kann, ist
keineswegs neu. Auch New York, Bilbao, Shanghai oder Sydney haben
bewusst Architektur genutzt, um auf der globalen Landkarte sichtbar zu
werden. Durch die Fokussierung auf den Bau hyperrealer Imageträger ist
es den Projektentwicklern am Golf jedoch möglich, hierfür nicht an
gewachsene sozio-historische Identitäten anschließen zu müssen. Am
effizientesten dazu haben sich aufsehenerregende, ikonische
Megaprojekte erwiesen. Dubai hat diese Strategie sicherlich auf die
Spitze getrieben und so sein gesamtes Stadtimage mit immer neuen
Superlativen - das höchste, das größte, das teuerste, das luxuriöseste
- komplett umgeschrieben. [10]

Die gigantischen Waterfront-Projekte in Dubai wie der Bau der Palm and
The World Islands sind gute Beispiele für eine solche Strategie. Sie
verlängern zunächst die Küstenlinie des Emirats extrem und bieten so
viele wertvolle Grundstücke mit Meereszugang, die man teuer verkaufen
kann. Darüber hinaus ist ihre Gestalt jedoch eigentlich nur aus der
Luft wahrnehmbar, nicht aber, wenn man sich auf ihnen bewegt. Ihre
Form dient ausschließlich dazu, das Image des Emirats grundlegend zu
verändern, indem sie als dessen medial verstärktes Symbol dienen.
Nicht umsonst kreierte der sich in staatlicher Hand befindliche
Projektentwickler Nakheel für seine beiden Projekte den Werbeslogan:
"The Palm puts Dubai on the map - The World puts the map on Dubai".

Die globale Aufmerksamkeit, die beiden Projekten zuteilwurde, erhöhte
wiederum die erzielbaren Preise nicht nur für die Grundstücke und
Häuser auf den beiden künstlichen Inseln selbst, sondern auch in deren
städtischem Umfeld. Die gleichen immobilienpreissteigernden Effekte
lassen sich auch im Stadtteil Jumeirah in der Umgebung des berühmten
Hotels Burj Al Arab feststellen. Das laut Eigenwerbung einzige
Sieben-Sterne-Hotel der Welt wurde nicht nur als angeblich
luxuriösestes und höchstes Hotelgebäude der Welt errichtet, sondern
soll mit seiner Form auch an das Segel einer traditionellen arabischen
Dhau, eines früher in der Region verbreiteten Segelschiffes, erinnern.
Dieser Bezug steht natürlich in keinem inneren Zusammenhang mit der
Funktion des Gebäudes. Er ermöglicht es aber, Dubai mit einer global
wahrgenommenen Identität zu versehen, die zumindest irgendwie noch
lokale soziokulturelle Bezüge reflektiert. Der Burj Al Arab wurde
zweifellos zum Symbolgebäude Dubais schlechthin und erreichte damit
einen Bekanntheitsgrad wie der Eiffelturm in Paris, das Brandenburger
Tor in Berlin oder das Empire State Building in New York.

Gerüchteweise wurde berichtet, dass die Refinanzierungzeit des Burj Al
Arab mehr als einhundert Jahre betrage. Unabhängig davon, ob diese
Gerüchte stimmen oder nicht, hat sich das Hotel bereits bezahlt
gemacht. Die enorme mediale Beachtung ermöglichte es dem Emirat, ein
völlig neues Image der Destination Dubai zu kreieren, das die
Grundlage für den touristischen Boom in der Stadt zu Beginn des 21.
Jahrhunderts legte. Bis zum Ausbruch der Finanzkrise trugen Dubais
Restaurants und Hotels bereits 2,5% zum BIP des Emirats bei. Die
Touristen zeichneten darüber hinaus für etwa 55% des Umsatzes im
Einzelhandel verantwortlich. Insgesamt, so schätzte das Dubai
Department of Tourism and Commerce Marketing, erwirtschaftete der
Tourismus durch weitere direkte und indirekte Effekte sogar 30% des
BIP des Emirats.

Alles in allem konnte Dubai so zwischen 1990 und 2010 sein BIP rund
vervierfachen. Neben dem Tourismus trug hierzu besonders der boomende
Bau- und Immobiliensektor bei. Vor 2009 lag der Anteil der
Bauwirtschaft am BIP des Emirats mit 12% höher als in allen anderen
Ländern weltweit, die wie Spanien, Irland oder Island ebenfalls eine
außerordentlich starke Bauaktivität aufwiesen. Hinzu kamen nochmals
18% Anteil am BIP, die die Statistik für den ebenfalls rasch
wachsenden Bereich der "Real Estate and Business Services" ausweist.
Da der Sheikh einen großen Teil der Firmen, die diese Entwicklung
trugen, unter seiner Kontrolle hatte, liegt es nahe, dass die auf
diesem Weg erwirtschafteten Profite zu einem erheblichen Prozentsatz
in die Tasche der Herrscherfamilie geflossen sein dürften.


Vom politischen Wert hyperrealer Räume

Auch auf politischer und gesellschaftlicher Ebene verfügen die
genannten hyperrealen Projekte über einen erheblichen symbolischen
Wert. Sie schaffen in den sich extrem stark wandelnden und
modernisierenden arabischen Gesellschaften am Golf eine neue
zeitgemäße Identität, an der es inhärent zu mangeln scheint. Diese neu
geschaffenen Identitätsangebote sind jedoch hochgradig exklusiv. Sie
müssen sich nicht nur durch immer neue Superlative von anderen
Projekten in der Golfregion und darüber hinaus abgrenzen, um ihre
eigene Identität herausbilden zu können, sie müssen auch eine soziale
Differenz herstellen, um ihre Exklusivität und damit Marktgängigkeit
nicht zu gefährden. Zugangsbeschränkungen, die von Sicherheitsleuten
durchgesetzt werden, Eintrittsgebühren, eine hoher Mindestverzehr in
Restaurants und Clubs und ihre schiere Extravaganz sorgen dafür, dass
die neuen Identitätsorte nur von denjenigen angeeignet werden können,
die hierfür über die finanziellen Möglichkeiten verfügen. Die große
Masse der in den Golfstaaten lebenden und gering verdienenden
Arbeitsemigranten, die allein in Dubai fast 90% der Wohnbevölkerung
ausmachen, hat zu derartigen Orten allenfalls als Arbeitskräfte
Zugang. Politisch gesehen, kann durchaus davon ausgegangen werden,
dass dies gewünscht ist. Denn so spiegelt sich auch der
sozioökonomische Statusunterschied zwischen der einheimischen
Bevölkerung und den billigen Arbeitskräften aus Asien in der neuen
Identität des Emirats wider.

Die Schaffung exklusiver hyperrealer Orte dient jedoch nicht nur
Marketingzwecken oder als Beitrag zur Identitätsfindung in einer
wirtschaftlich aufstrebenden postkolonialen Gesellschaft. Sie verleiht
ihren Eigentümern auch Prestige und Anerkennung und - viel wichtiger -
daraus abgeleitet auch politische Legitimation. Bereits der Soziologe
Pierre Bourdieu hat hierzu festgestellt, dass ökomische Macht
dauerhaft nur dadurch in politische Macht umgewandelt werden kann,
dass ökonomisches Kapital dafür verwendet wird, sich symbolisch von
anderen abzuheben, womit die Anerkennung in der eigenen Gruppe steigt.
[11]

Der politische Wert hyperrealer Bauten und Stadtlandschaften scheint
für diese Zwecke besonders hoch zu sein. Da sie als Symbole keinen
realen Bezugspunkt haben, werden sie vor allem mit den Eliten
assoziiert, die sie bauen ließen. Der Prestigegewinn durch den Bau
solcher Projekte ist fraglos in autoritären Staaten wie den
Golfmonarchien besonders zweckdienlich, da deren Herrscher heutzutage
ihre Macht viel schwieriger legitimieren können, als dies früher der
Fall war oder in demokratischen Systemen möglich ist. In diesem Sinne
ist das Stadtentwicklungsmodell Dubais eben nicht nur darauf
ausgelegt, durch die "Dubai Inc." die Entwicklung der Stadt zu lenken,
zu kontrollieren und sich auf diesem Wege an unterschiedlichen Stellen
möglichst viel der damit verbundenen Wertschöpfung anzueignen. Die
Strategie, Stadtentwicklung durch den Bau hyperrealer und
konsumdienlicher Räume voran zu treiben, trägt neben ihren
ökonomischen Vorteilen auch dazu bei, die herrschenden politischen
Machverhältnisse zu stabilisieren.

Im Zuge der globalen Finanzkrise im Jahr 2009 wäre das Emirat dennoch
beinahe zahlungsunfähig geworden. Es konnte nur mit finanzieller Hilfe
des reichen Nachbarn Abu Dhabi vor der Pleite gerettet werden und wird
seitdem bei der Wiederherstellung seiner wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit vom IWF begleitet. Die wesentlichen Gründe für
Dubais Schwierigkeiten lagen in einem überhitzten Immobilienmarkt und
einer sehr hohen Verschuldung der Unternehmen der "Dubai Inc."
verbunden mit kurzen Kreditlaufzeiten. Als das Vertrauen in die
Immobilien- und Finanzmärkte im Zuge der amerikanischen Finanzkrise
2008 global erodierte und es lokal zu immer mehr Kreditausfällen der
Immobilienkäufer in Dubai kam, litten die Unternehmen zunehmend unter
Liquiditätsproblemen. Einerseits brachen die Verkaufserlöse im
Immobiliengeschäft ein, andererseits sahen sich die Banken steigenden
Kreditausfällen gegenüber, während gleichzeitig die
Refinanzierungsmöglichkeiten abrupt austrockneten. Die Unternehmen im
staatlichen oder quasi-staatlichem Besitz waren jedoch zu diesem
Zeitpunkt bereits so stark verschuldet, dass sich die
Gesamtverschuldung des Emirats im In- und Ausland auf rund 138% seines
BIP aufaddierte. Dubai geriet folglich immer mehr in
Zahlungsschwierigkeiten. Zum Höhepunkt der Krise wurde Dubai auf den
internationalen Finanzmärkten als sechst-schwächster (!) Schuldner der
Welt eingestuft. Seit der Rettung durch Abu Dhabi und mit Hilfe des
IWF hat sich Dubai vor allem auf eine Restrukturierung seiner
Schuldenlast konzentriert, ohne seine grundlegenden finanziellen
Probleme bislang lösen zu können. Die städtebauliche Dynamik des
Emirats hat vor diesem Hintergrund stark nachgelassen.

Dennoch hat dies der Attraktivität und Strahlkraft seines
Stadtentwicklungsmodells in anderen Teilen der arabischen Welt
offenbar wenig Abbruch getan - wie die weiteren Artikel in diesem Heft
zeigen, versuchen Städte wie Kairo noch immer dem Vorbild Dubais
nachzueifern. Ob und wann es allerdings Dubai dauerhaft gelingt, sich
aus der Krise zu befreien, scheint gerade vor dem Hintergrund
fraglich, dass die Öleinnahmen seiner Nachbarn sinken und damit auch
die Zuflüsse von Tourismuseinnahmen, Einzelhandelserlösen und
Investitionskapital aus der Region nach Dubai bedroht sind.


 Christian Steiner hat Geographie, Politikwissenschaften und
Öffentliches Recht studiert und am Center for Research on the Arab
World des Geographischen Instituts der Universität Mainz promoviert.
Seit 2016 ist er Professor für Humangeographie an der Katholischen
Universität Eichstätt-Ingolstadt.
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Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung

Ausbildungsmobilität

Die Chancen junger EU-Bürgerinnen und -Bürger im deutschen Ausbildungssystem

von Paula Protsch und Heike Solga



Kurz gefasst: Die Integration junger Europäerinnen und
Europäer in das duale Ausbildungssystem in Deutschland könnte helfen,
die krisengeplagten Jugendarbeitsmärkte in Südeuropa zu entlasten und
hierzulande Fachkräfteengpässen entgegenzuwirken. Entscheidend dabei
ist die Bereitschaft der Ausbildungsbetriebe, diese Bewerber und
Bewerberinnen einzustellen. Als hinderlich erweisen sich sehr hohe
Ansprüche an Deutschkenntnisse und eine investitionsorientierte
Ausbildungsmotivation: Betriebe, die viele ihrer Auszubildenden als
Fachkräfte übernehmen, scheinen zu befürchten, dass diese jungen
Menschen nicht planen, längerfristig in Deutschland zu bleiben.


Durch die jüngste Wirtschafts- und Finanzkrise haben sich in
vielen südeuropäischen Ländern die Arbeitsmarktchancen von
Jugendlichen und jungen Erwachsenen stark verschlechtert. 2013
betrugen die Jugendarbeitslosenquoten in Griechenland und Spanien über
50 Prozent, und auch heute noch ist die Lage sehr angespannt. Anders
ist es in Deutschland, Österreich und der Schweiz. Diese Länder werden
aufgrund ihres dualen Systems der Berufsausbildung häufig als
Beispiele für eine gelungene Arbeitsmarktintegration von Jugendlichen
genannt. Zum einen sind junge Menschen als Auszubildende in
Beschäftigung und damit nicht arbeitslos. Aus individueller und
gesellschaftlicher Perspektive bedeutet das Erlernen eines Berufs
längerfristig eine Investition in Bildung, in die Kompetenzen und
Fertigkeiten junger Menschen.

Mit dem Ziel, die Situation von Jugendlichen in den krisengeplagten
EU-Ländern zumindest ein wenig zu entschärfen, wurden in der
Europäischen Union einige transnationale Programme entwickelt. Sie
sollen die Mobilität junger Menschen nach Deutschland und deren
Integration in das duale Ausbildungssystem fördern. Gleichzeitig wird
die Anwerbung von europäischen Ausbildungsinteressierten als
Möglichkeit gesehen, Fachkräfteengpässen auf dem deutschen
Arbeitsmarkt entgegenzuwirken. Ein bekanntes Programm zur Förderung
der Migration aus anderen EU-Ländern nach Deutschland ist z. B. das
vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales und der Bundesagentur
für Arbeit geförderte Programm MobiPro-EU. Es bietet keine
finanziellen Anreize für Betriebe, sondern den volljährigen
Ausbildungsinteressierten Unterstützungsleistungen für den Umzug, eine
Ergänzung des Ausbildungsgehalts und Deutschkurse.

Wie aber verhalten sich die Ausbildungsbetriebe? Würden sie junge
Europäer und Europäerinnen ausbilden, oder bevorzugen sie in jedem
Fall Auszubildende, die in Deutschland aufgewachsen und zur Schule
gegangen sind? Was sind von betrieblicher Seite aus Hindernisse, die
den Zugang junger Menschen aus Südeuropa zum deutschen
Ausbildungsmarkt erschweren?

Um diese Fragen zu untersuchen, haben wir Personalverantwortliche und
Arbeitgeber aus über 650 Betrieben zu den Ausbildungschancen junger
Spanierinnen und Spanier befragt. Das Vignettenexperiment wurde in
Zusammenarbeit mit dem Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) in die
Erhebung 2014 des Betriebspanels zu Qualifizierung und
Kompetenzentwicklung (kurz BIBB-Qualifizierungspanel) integriert.

Bei Vignettenstudien werden Befragten mehrere zufällig ausgewählte
kurze Beschreibungen von fiktiven Situationen oder Personen vorgelegt.
In unserer Studie handelte es sich dabei um fünf tabellarische
Beschreibungen von jungen Erwachsenen, die sich beim jeweiligen
Betrieb schriftlich um einen Ausbildungsplatz bewarben. Die
Bewerbungen bezogen sich auf den wichtigsten Ausbildungsberuf des
Betriebs, also den Beruf, in dem der Betrieb am meisten ausbildet. In
den Vignetten wurden Merkmale der fiktiven Personen experimentell
variiert. Auf diese Weise lässt sich untersuchen, welchen Einfluss ein
bestimmtes Bewerbermerkmal auf die Einschätzung der Befragten hat. Die
Arbeitgeber und Personalverantwortlichen wurden gebeten, auf einer
Skala von 1 (sehr unwahrscheinlich) bis 10 (sehr wahrscheinlich) zu
bewerten, ob die Personen zum nächsten Auswahlschritt in ihren Betrieb
eingeladen würden. Dabei handelte es sich in der Regel um ein
Vorstellungsgespräch oder einen Einstellungstest.

Alle Bewerberinnen und Bewerber haben spanische Wurzeln. Ein Teil von
ihnen kommt aus Spanien und möchte nach Deutschland ziehen. Der andere
Teil ist in Deutschland geboren und aufgewachsen. Letztere sind
Angehörige der zweiten oder dritten Migrantengeneration, deren Familie
aus Spanien stammt. Es geht bei unserem Experiment nicht um ethnische
Diskriminierung seitens der Betriebe, da alle Bewerberinnen und
Bewerber spanische Wurzeln haben. Vielmehr zeigt uns der Vergleich der
Bewertungen von verschiedenen Bewerbertypen, welche Rolle der
Migrationsstatus - Neueinreisende versus in Deutschland Geborene - und
damit verbundene Faktoren wie Sprache und Bleibewahrscheinlichkeit in
Deutschland spielen.

Die Ausbildungsinteressierten unterscheiden sich nach Geschlecht und
im Bildungsniveau. Zusätzlich wurden in der Gruppe der potenziell
Neueinreisenden die Deutschkenntnisse differenziert. Zudem wurde der
Bezug von finanziellen Unterstützungsleistungen und Möglichkeiten der
sozialen Integration durch Verwandte im Ort variiert, um mögliche
Bedenken der Arbeitgeber in dieser Hinsicht eruieren zu können.

In der Forschung werden mangelnde Kenntnisse der Landessprache häufig
als eine der wesentlichen Ursachen für schlechtere Arbeitsmarktchancen
von Migrantinnen und Migranten genannt. Wir haben daher das
Sprachniveau der jungen Erwachsenen aus Spanien unterschieden in 1.)
Grundkenntnisse durch Schulunterricht, 2.) ein mittleres Niveau durch
Schulunterricht und Intensivkurs sowie 3.) fließende
(verhandlungssichere) Deutschkenntnisse durch den Besuch einer
deutschen Schule in Spanien. Der letztgenannte Bewerbertyp hat somit
ebenso wie der Bewerbertyp, der in Deutschland geboren und
aufgewachsen ist, hervorragende Deutschkenntnisse und einen deutschen
Schulabschluss. Unser experimentelles Forschungsdesign ermöglicht es
so, den Migrationsstatus Neueinreisende versus in Deutschland Geborene
von Sprachkenntnissen zu trennen - ein Unterfangen, das mit
herkömmlichen Individualbefragungen kaum möglich ist. Außerdem können
wir Forschungsergebnisse berücksichtigen, die zeigen, dass
ausländische Bildungszertifikate ein Hindernis auf dem inländischen
Arbeitsmarkt darstellen können. Wir knüpfen an diese Forschung an und
untersuchen, welches Sprachniveau erwartet wird und was neben
ausländischen Bildungsabschlüssen weitere Hindernisse auf
betrieblicher Seite sein könnten.

Eine Annahme ist, dass die Ausbildungsstrategie der Betriebe eine
Rolle spielen könnte. Betriebe haben unterschiedliche Motivationen,
warum sie ausbilden. Sie können das Ziel verfolgen, eigene zukünftige
Fachkräfte auszubilden und daher möglichst viele ihrer erfolgreichen
Ausbildungsabsolventen zu übernehmen ("Investitionsstrategie").
Anderen Betrieben ist es wichtiger, die Auszubildenden bereits während
der Ausbildungszeit als Arbeitskräfte in betriebliche Produktions- und
Arbeitsprozesse einzusetzen ("Produktionsstrategie"). Sie übernehmen
daher deutlich seltener ihre Absolventinnen und Absolventen, sondern
stellen eher neue Auszubildende ein. In der Realität bewegen sich die
betrieblichen Strategien zwischen diesen beiden Polen.

Unsere Analysen zeigen, dass Betriebe deutlich zwischen Bewerberinnen
und Bewerbern unterscheiden, die spanische Wurzeln haben, aber in
Deutschland geboren und aufgewachsen sind, und jenen, die aus Spanien
einreisen möchten. Für die in Deutschland Aufgewachsenen geben
Betriebe höhere Werte an als für Neueinreisende. Sie sehen es also als
wahrscheinlicher an, dass in Deutschland geborene Bewerberinnen und
Bewerber mit spanischen Wurzeln zur nächsten Stufe im Auswahlprozess
eingeladen würden. Selbst im Vergleich zu Neueinreisenden mit
hervorragenden Deutschkenntnissen (durch den Besuch einer deutschen
Schule in Spanien) erhalten Ausbildungsinteressierte der zweiten oder
dritten Migrantengeneration eine im Durchschnitt um einen halben Punkt
bessere Bewertung auf der zehnstufigen Bewertungsskala. Schlechtere
Deutschkenntnisse vergrößern diesen Bewertungsunterschied:
Neueinreisende mit Deutschkenntnissen aus dem Schulunterricht und
einem zusätzlichen Intensivkurs werden im Vergleich zu den in
Deutschland Geborenen um 1,7 Punkte schlechter bewertet, und jene mit
Grundkenntnissen sogar um durchschnittlich 2,2 Punkte.

Hinter den genannten Durchschnittswerten verbergen sich weitere
interessante Unterschiede in Bezug auf das Bildungsniveau und das
Geschlecht der Vignettenpersonen sowie die Ausbildungsstrategie der
Betriebe. Die Hauptzielgruppe von deutschen Ausbildungsbetrieben sind
Bewerberinnen und Bewerber mit mittlerem Schulabschluss. Sie erhalten
auch die besten Bewertungen. Bringen ausländische (oder auch
inländische) Ausbildungsinteressierte einen höheren Bildungsabschluss
mit (wie beispielsweise das Abitur oder einen Bachelorabschluss), so
haben sie dadurch keinen Vorteil. Das bedeutet zugleich, dass
schlechtere Chancen aufgrund geringerer Deutschkenntnisse durch höhere
Bildung nicht ausgeglichen werden können. Betriebe mit einer
Investitionsstrategie (also einer hohen Übernahmequote) bevorzugen
auch dann Bewerbungen aus Deutschland, wenn die Neueinreisenden
fließende Deutschkenntnisse und durch den Besuch einer deutschen
Schule in Spanien einen deutschen Schulabschluss vorweisen können.
Anders bei Betrieben mit geringer Übernahmequote: Hier gibt es
zwischen den Migranten der zweiten und dritten Generation und
Neueinreisenden mit hervorragenden Deutschkenntnissen keinen
Unterschied in der Einladungswahrscheinlichkeit. Betriebe mit einer
Investitionsstrategie scheinen zu befürchten, dass junge Spanier und
Spanierinnen nach der Ausbildung in Deutschland wieder in ihr
Heimatland zurückkehren könnten - eine Befürchtung, die die
Ausbildungsmotivation der Betriebe mit einer Produktionsstrategie
weniger berührt.

Des Weiteren konnten wir feststellen, dass die Wahrscheinlichkeit, zur
nächsten Auswahlstufe eingeladen zu werden, für junge Frauen niedriger
ist als für junge Männer - und zwar unabhängig von der betrieblichen
Ausbildungsstrategie sowie dem Migrationsstatus. Die Gründe für diesen
Unterschied müssen noch genauer untersucht werden. Die Präferenz für
männliche Bewerber scheint jedoch nicht über das Vorurteil einer
geringeren Arbeitsmarktnähe von Frauen erklärbar zu sein. Sonst wären
Unterschiede nach der Ausbildungsstrategie zu erwarten gewesen: Bei
Betrieben mit Investitionsstrategie hätten die
Geschlechterunterschiede größer sein müssen als bei jenen mit einer
Produktionsstrategie.

Welche Implikationen haben unsere Befunde? Sozial- und
Arbeitsmarktpolitiken zur Förderung der transnationalen Mobilität
versuchen, durch die Investition in (berufliche) Bildung die Situation
von jungen Menschen aus krisengeplagten EU-Ländern zu verbessern. Auch
könnten auf diese Weise Fachkräfteengpässe in Deutschland entschärft
werden. Was auf den ersten Blick - auch von Seiten der Betriebe - wie
eine Win-win-Situation aussieht, offenbart sich bei näherem Hinsehen
als ein Vorhaben mit Hindernissen. Neben sehr hohen Ansprüchen an die
Deutschkenntnisse von ausländischen Bewerberinnen und Bewerbern kann
auch die betriebliche Ausbildungsstrategie das Gelingen infrage
stellen. Wenn Betriebe sich an der beruflichen Ausbildung beteiligen,
weil sie langfristig in eigene Fachkräfte investieren möchten, stehen
sie Bewerbungen aus dem europäischen Ausland eher zurückhaltend
gegenüber.

Allgemeiner deuten unsere Befunde darauf hin, dass es eine wichtige
Rolle für die Integration von jungen EU-Bürgerinnen und -Bürgern
spielt, ob die Betriebe davon ausgehen, dass die jungen Menschen
planen, in Deutschland zu bleiben. Ferner sind hohe Erwartungen der
Betriebe an die Deutschkenntnisse eine Barriere - selbst Personen mit
Deutschunterricht in der Schule und einem zusätzlichen Intensivkurs
haben geringe Chancen, zu einem Vorstellungsgespräch oder
Einstellungstest eingeladen zu werden. Hier wäre es sinnvoll zu
hinterfragen, welches Deutschniveau tatsächlich für die Aufnahme einer
Berufsausbildung notwendig ist. Zum anderen wäre nach Wegen zu suchen,
wie der Erwerb von Deutschkenntnissen während und durch eine
Ausbildung oder Erwerbstätigkeit unterstützt werden kann.


Paula Protsch ist wissenschaftliche Mitarbeiterin der
 Abteilung Ausbildung und Arbeitsmarkt und forscht im Brückenprojekt
 "Rekrutierungsverhalten von Unternehmen auf Ausbildungs- und
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DEMOSKOPIE/738: SPD und Schulz auf Rekordtief (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

ARD-DeutschlandTrend

SPD und Schulz auf Rekordtief



Die SPD erreicht in der Sonntagsfrage den tiefsten im
ARD-DeutschlandTrend jemals gemessenen Wert. Wenn am nächsten Sonntag
Bundestagswahl wäre, würden sich 18 Prozent für die SPD entscheiden.
Das sind drei Punkte weniger im Vergleich zum letzten
Tagesthemen-DeutschlandTrend Anfang Januar. Die Union würde 33 Prozent
erreichen (+/-0). Die AfD käme auf 14 Prozent (+1), die FDP auf 10
Prozent (+1), die Linke auf 11 Prozent (+2) und die Grünen auf 11
Prozent (+/-0). Für die Sonntagsfrage im Auftrag der ARD-Tagesthemen
hat das Meinungsforschungsinstitut Infratest dimap von Montag bis
Mittwoch dieser Woche 1.502 Wahlberechtigte bundesweit befragt.

In der Liste der beliebten Politiker erreicht der geschäftsführende
Außenminister Sigmar Gabriel 57 Prozent Zustimmung (-5 Punkte im vgl.
zum DeutschlandTrend Anfang Januar). Mit der politischen Arbeit von
Bundeskanzlerin Angela Merkel sind 53 Prozent sehr zufrieden bzw.
zufrieden (+1). Der geschäftsführende Innenminister Thomas de Maizière
erreicht 47 Prozent (-2 im Vergleich zu September 2017). Der Chef des
Bundeskanzleramtes und Interims-Finanzminister Peter Altmaier (CDU)
erreicht 40 Prozent Zustimmung (-1 im Vergleich zum Vormonat). Die
SPD-Fraktionsvorsitzende Andrea Nahles legt um 5 Punkte zu und
erreicht 38 Prozent. Der CSU-Vorsitzende und bayrische
Noch-Ministerpräsident Horst Seehofer kommt auf 34 Prozent (+/-0).
Christian Lindner, FDP-Partei- und Fraktionsvorsitzender, erhält 31
Prozent Zustimmung (+4). Der SPD-Parteivorsitzende Martin Schulz
verliert im Vergleich zum Vormonat 5 Punkte und kommt auf 25 Prozent.
Das ist der niedrigste Wert, der im ARD-DeutschlandTrend bisher für
ihn gemessen wurde. Der neue Grünen-Parteivorsitzende Robert Habeck
erreicht 17 Prozent Zustimmung (bisher kein Vergleichswert). Der
Linken-Fraktionsvorsitzende Dietmar Bartsch erreicht 16 Prozent (-3 im
Vergleich zu Dezember 2017). Mit der Arbeit des AfD-Partei- und
Fraktionsvorsitzenden Alexander Gauland sind 10 Prozent der Befragten
sehr zufrieden oder zufrieden (+/-0 im Vergleich zu Dezember 2017).

Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.002 Befragte, Sonntagsfrage: 1.502 Befragte

	Erhebungszeitraum: 29.01.2018 bis 30.01.2018, Sonntagsfrage: 29.01.2018 bis 31.01.2018

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%



Die Frage im Wortlaut:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

Ich nenne Ihnen nun einige Politikerinnen und Politiker. Bitte sagen
Sie mir für jede Person, inwieweit Sie mit deren politischer Arbeit
zufrieden sind. Wenn Sie die eine oder andere Person nicht kennen
beziehungsweise über ihre Arbeit kein Urteil abgeben können, sagen Sie
mir das bitte. Sind Sie mit der politischen Arbeit von...?

 * 
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DEMOSKOPIE/737: Wenig Verständnis für lange Regierungsbildung (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. Februar
2018

ARD-DeutschlandTrend

Wenig Verständnis für lange Regierungsbildung



64 Prozent der Bürger machen sich Sorgen, dass aufgrund der langen
Regierungsbildung wichtige innenpolitische Fragen nicht angegangen
werden. 63 Prozent sind der Meinung, dass Deutschland durch die lange
Regierungsbildung an Einfluss in der Europäischen Union einbüßt. 28
Prozent äußern Verständnis dafür, dass die Regierungsbildung so lange
dauert. 71 Prozent haben dafür kein Verständnis. Das hat eine Umfrage
des ARD-DeutschlandTrends von Montag bis Dienstag dieser Woche
ergeben.

Dass die SPD ihre Mitglieder über den Koalitionsvertrag abstimmen
lassen will, finden 58 Prozent der Befragten richtig. 38 Prozent
finden das nicht richtig. Bei den SPD-Anhängern finden 71 Prozent
richtig, dass die SPD ihre Mitglieder über den Koalitionsvertrag
abstimmen lassen will, 29 Prozent finden das nicht richtig. Die
Zustimmung befindet sich auf ähnlich hohem Niveau wie nach der
Bundestagswahl 2013. Damals (Dezember 2013) fanden 55 Prozent der
Befragten eine solche Abstimmung richtig, 41 Prozent fanden sie nicht
richtig.

51 Prozent der Befragten fänden es sehr gut bzw. gut, wenn Angela
Merkel weiterhin als Kanzlerin regieren würde (- 2 im Vgl. zum
Vormonat). 46 Prozent fänden eine erneute Kanzlerschaft Merkels
weniger gut bzw. schlecht (+1).

46 Prozent bewerten eine Koalition aus CDU/CSU und SPD als sehr gut
oder gut (+1). 52 Prozent fänden eine solche Koalition weniger gut
oder schlecht (+/-0). Bei den SPD-Anhängern sind die Werte
spiegelbildlich. 52 Prozent der SPD-Anhänger fänden eine Koalition aus
Union und SPD sehr gut oder gut, 46 Prozent weniger gut oder schlecht.
Die Unions-Anhänger befürworten eine Große Koalition deutlich: Von
ihnen fänden 73 Prozent eine Koalition aus Union und SPD sehr gut oder
gut, 26 Prozent weniger gut oder schlecht.

Zwei Drittel der Befragten sehen die Union bei den
Koalitionsverhandlungen in einer stärkeren Verhandlungsposition als
die SPD: 57 Prozent sagen, die CDU habe die stärkste
Verhandlungsposition bei den Koalitionsverhandlungen, 9 Prozent die
CSU. 21 Prozent sind der Auffassung, dass die SPD die stärkste
Verhandlungsposition hat.

Sollte es nicht zu einer Neuauflage der Großen Koalition kommen,
sprechen sich 40 Prozent der Befragten (-2 im Vergleich zum Vormonat)
für eine Minderheitsregierung von CDU/CSU aus, 56 Prozent (+2) für
Neuwahlen.

Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.002 Befragte

	Erhebungszeitraum: 29.01.2018 bis 30.01.2018

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%



Die Frage im Wortlaut:

Ich nenne Ihnen jetzt verschiedene Aussagen über die Dauer der
Regierungsbildung. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie dieser Aussage
eher zustimmen oder eher nicht zustimmen.

a. Durch die lange Regierungsbildung büßt Deutschland an Einfluss in
der Europäischen Union ein.

b. Ich habe Verständnis dafür, dass die Regierungsbildung so lange
dauert.

c. Ich mache mir Sorgen, dass aufgrund der langen Regierungsbildung
wichtige innenpolitische Fragen nicht angegangen werden.

Fänden Sie es sehr gut, gut, weniger gut oder schlecht, wenn Angela
Merkel auch weiterhin als Kanzlerin regieren würde?

In Berlin verhandeln derzeit die CDU/CSU und die SPD über die Bildung
einer Bundesregierung. Bitte sagen Sie mir, ob Sie eine Koalition aus
CDU/CSU und SPD sehr gut, gut, weniger gut oder schlecht fänden.

Angenommen, eine Neuauflage der großen Koalition aus CDU/CSU und SPD
kommt nicht zustande. Wie sollte es Ihrer Meinung nach dann
weitergehen? Sollten CDU und CSU eine Minderheitsregierung bilden oder
sollte es dann Neuwahlen geben?

Wer hat Ihrer Meinung nach die stärkste Verhandlungsposition bei den
Koalitionsverhandlungen: Die CDU oder die CSU oder die SPD?

 * 
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ENTWICKLUNGSHILFE/469: Breites Bündnis fordert GroKo zu mehr Entwicklungsfinanzierung auf (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung - 2. Februar 2018

Breites Bündnis fordert GroKo zu mehr Entwicklungsfinanzierung
auf

Entwicklungsorganisationen fordern von Koalitionsverhandlern Bekenntnis zu
0,7-Prozent-Ziel

DSW: "Derzeitige Pläne sind ein Armutszeugnis für Deutschland"



Berlin, 2. Februar 2018. Anlässlich des heutigen Treffens der Spitzenrunde
hat ein Bündnis aus zahlreichen Entwicklungsorganisationen die
Koalitionsverhandler mit einer öffentlichen Aktion zu mehr Engagement im
Bereich der Entwicklungszusammenarbeit aufgefordert. So sollen sie sich im
Koalitionsvertrag zu dem international vereinbarten Ziel bekennen, 0,7
Prozent des Bruttonationaleinkommens für Entwicklungszusammenarbeit
bereitzustellen, ohne die Kosten für Geflüchtete im Inland anzurechnen. Um
dieses Ziel einzuhalten, müssen bis zum Jahr 2020 zusätzlich mindestens
17,8 Milliarden Euro investiert werden.

"Sowohl die Union als auch die SPD haben sich in ihren Wahlprogrammen zum
0,7-Prozent-Ziel bekannt", sagt Renate Bähr, Geschäftsführerin der
Deutschen Stiftung Weltbevölkerung (DSW), die das Bündnis "0,7 - fertig -
los" initiiert hat. "Das Sondierungspapier enthält dieses Ziel auch,
allerdings sollen der Vereinbarung zufolge die Mittel für Verteidigung und
Entwicklung zusammen um nur zwei Milliarden Euro in den Jahren 2018 bis
2021 erhöht werden. Damit würde das 0,7-Prozent-Ziel deutlich verfehlt -
ein Armutszeugnis für Deutschland!"

Zwar hat Deutschland seine Jahrzehnte alte Zusage, 0,7 Prozent des
Bruttonationaleinkommens für Entwicklungszusammenarbeit aufzuwenden, im
Jahr 2016 erstmals erfüllt. Allerdings wurden dafür die Aufwendungen für
Geflüchtete im Inland als Entwicklungsgelder angerechnet. Ohne diese
Anrechnung läge die Quote bei nur 0,52 Prozent. Im Jahr 2016 war
Deutschland somit größter Empfänger seiner eigenen Entwicklungsausgaben.

"Wir wollen, dass die neue Bundesregierung fair spielt und das 0,
7-Prozent-Ziel im wahren Sinne von Entwicklungszusammenarbeit erreicht", so Renate
Bähr. "Schließlich spielen wir in der höchsten Liga der großen
Wirtschaftsnationen!"

Über die Kampagne "0,7 - fertig - los"



Ein Bündnis aus zahlreichen Entwicklungsorganisationen will mit der
Kampagne erreichen, dass die neue Bundesregierung ihrer Verantwortung im
Bereich Entwicklungszusammenarbeit nachkommt. Bereits 1970 hat Deutschland
zugesagt, 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens für
Entwicklungszusammenarbeit aufzuwenden. Das Bündnis fordert mit
verschiedenen Aktionen dazu auf, dass dieses Versprechen endlich erfüllt
und Teil des Koalitionsvertrages wird. Die Initiative der DSW wird von
folgenden Organisationen unterstützt: Aktionsbündnis gegen Aids, Friends of
the Global Fund, Kindernothilfe, One, Oxfam, Plan International
Deutschland, Save the Children, SOS-Kinderdörfer weltweit, Terre des Femmes
und World Vision.

 * 
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STELLUNGNAHME/051: Stoppt den Krieg in Syrien! (DKP)


Stellungnahme der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
30. Januar 2018

Stoppt den Krieg in Syrien!



Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) verurteilt den Einmarsch des
türkischen Militärs in Syrien. Die fortgesetzten Angriffe stellen eine
eklatante Verletzung der staatlichen Souveränität Syriens dar und sind eine
erneute Eskalation des seit 2011 andauernden Krieges.

Unsere Solidarität gehört den Opfern dieser Angriffe. Viele von ihnen sind
nach Afrin geflohen und werden nun erneut zu Opfern der Aggression eines
NATO-Staates. In Syrien und für die kurdische Bevölkerung in Syrien kann
und muss ein Weg der politischen Autonomie unter Wahrung der territorialen
Integrität Syriens gefunden werden.

Von Anfang an wurde die Eskalation vom US-Imperialismus und seinen
regionalen und europäischen Verbündeten von außen angeheizt: Durch die
politische, finanzielle und militärische Unterstützung von bewaffneten
Gruppen und dschihadistischen Terrororganisationen sollte Syrien zerteilt
werden. Einige jener Milizen wie die sogenannte "Freie Syrische Armee"
kämpfen nun an der Seite des türkischen Militärs gegen die nordsyrischen
Kurden in Afrin.

Trotz der Erfolglosigkeit seines Plans hält der Westen am grundsätzlichen
Ziel fest, den Nahen und Mittleren Osten anhand ethnischer und religiöser
Linien zu spalten, die Staaten zu zerteilen und damit die Völker zu
unterwerfen. Er zielt insbesondere auf die Beherrschung Syriens, Irans,
Iraks, der Palästinensergebiete und die Zerschlagung der libanesischen
Hisbollah. Dabei kann sich der US-Imperialismus nicht nur auf die
verbündeten Golf-Staaten und Israel verlassen, sondern insbesondere auf die
EU, die seit sieben Jahren die barbarischen Wirtschaftssanktionen gegen
Syrien und damit vor allem gegen die Zivilbevölkerung aufrechterhält.
Die deutsche Bundesregierung verfolgt gemeinsam mit der US-Regierung bis
zum heutigen Tage das Ziel, unter Verletzung der nationalen Souveränität
die syrische Regierung zu stürzen. In diesem Zusammenhang sind auch die
Bundeswehreinsätze in Jordanien und dem Mittelmeer zu sehen. Sie müssen
beendet, die deutschen Soldaten abgezogen werden.

Die DKP stimmt nicht in den Chor derjenigen ein, die der Russischen
Föderation die Schuld am türkischen Einmarsch zuweisen. Von der russischen
Regierung zu verlangen, das NATO-Mitglied Türkei zu Lande oder in der Luft
militärisch aufzuhalten und damit die Ausrufung eines NATO-Bündnisfalles zu
riskieren, ist politisches Abenteurertum. Die Bemühungen Russlands um eine
Friedenslösung für Syrien bei Wahrung seiner territorialen und staatlichen
Integrität unter Einschluss der nordsyrischen Kurden haben bislang
erfolgreich die Pläne des US-Imperialismus und der EU in der Region
durchkreuzt.

Währenddessen haben die USA völkerrechtswidrig über ein Dutzend
Militärstützpunkte in Nordsyrien errichtet. Der Plan der US-Regierung, eine
30.000 Soldaten starke Truppe der mit ihnen verbündeten kurdischen YPG an
der Grenze zur Türkei zu bewaffnen, stellte eine zusätzliche Provokation
dar.

Die DKP bleibt dabei: Frieden für Syrien kann nur erreicht werden, wenn die
territoriale und staatliche Integrität Syriens gewahrt und ein friedliches
und selbstbestimmtes Zusammenleben aller Volks- und Religionsgruppen
garantiert wird. Dies erfordert den sofortigen Abzug aller sich
völkerrechtswidrig in Syrien befindlichen Einheiten, insbesondere der der
Türkei und der USA samt ihrer Verbündeten.

Wir fordern


	den sofortigen Rückzug des türkischen Militärs aus Syrien und den Stopp aller Angriffe

	den sofortigen Abzug des US-Militärs und die Schließung der US-Militärbasen

	das Ende der "Regime-Change"-Politik der EU und der Bundesregierung gegenüber Syrien

	den sofortigen Abzug der deutschen Soldaten aus dieser Region

	den Stopp der Bundeswehreinsätze in Jordanien und dem Mittelmeer

	den Stopp der deutschen Waffenexporte insbesondere in die Türkei



Das Sekretaritat des Parteivorstandes der DKP

Essen, 30.01.2018

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29
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Internet: www.dkp.de
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BERICHT/303: Olivenzweig - subversive Aggression ... (SB)


Wenn ihr euch weiterhin so benehmt, wird morgen kein einziger
Europäer, kein einziger Westler auch nur irgendwo auf der Welt sicher
und beruhigt einen Schritt auf die Straße setzen können.

Recep Tayyip Erdogan in einer Rede am 22.03.2017 in Ankara [1]



Die Zusammenarbeit zwischen deutschen und türkischen Geheimdiensten
zeichnete sich jahrzehntelang durch eine besondere Intensität aus.
Schon kurz nach Ende des Zweiten Weltkriegs installierte der damals
neue Bundesnachrichtendienst eine seiner ersten Residenturen in der
Türkei. Das Interesse galt vor allem einer großen Lauschstation
Richtung UdSSR am Schwarzen Meer sowie sowjetischen Kriegs- und
Handelsschiffen, die den Bosporus passierten. 1978 baute ein ranghoher
BND-Mitarbeiter sogar das Informations- und Dokumentationssystem des
türkischen Nachrichtendiensets MIT auf. Lange Zeit lautete der Deal:
Der Westen nutzt die Türkei als Lauschstation und schaut dafür nicht
so genau hin, wenn die Türken in Europa aktiv werden. [2]

Daß es durchaus Konfliktlinien gab, lag in der Natur und an den Zielen
der beiderseitigen Geheimdienste. Für die türkischen Dienste war
Deutschland seit jeher ein Ausspähziel von höchster Priorität, während
umgekehrt die Türkei durchweg im Auftragsprofil des deutschen
Nachrichtendienstes stand. Eng verschlungen verlief die Kooperation
stets, wenn es gegen die Kurdische Arbeiterpartei PKK ging. So war
Deutschland 1993 damals das erste Land außerhalb der Türkei, in dem
sie auf deren Ersuchen verboten wurde. Der BND gab seine gesammelten
Informationen über die PKK an den MIT weiter, der umgekehrt seine
Informationen, die er über die PKK in Deutschland gesammelt hatte, mit
dem deutschen Geheimdienst teilte.

Im Jahr 2014 wurde der MIT mit weitreichenden Kompetenzen im Ausland
wie auch im Umgang mit Organisationen, die als terroristisch
eingestuft wurden, ausgestattet. Journalisten, die über
MIT-Operationen berichten, drohen seither hohe Haftstrafen. Die
Behörde ist noch intransparenter geworden, der Geheimdienstchef war
nur noch dem Premierminister zum Rapport verpflichtet, so daß
MIT-Mitarbeiter quasi Straffreiheit genießen. Zudem wurde das Budget
des Dienstes um 47 Prozent angehoben. Seit 2010 steht Hakan Fidan an
der Spitze des MIT, dem enge Verbindungen zu Erdogan nachgesagt
werden. Dieser baute in der Folge seine Macht weiter aus und
unterstellte den Geheimdienst direkt dem Präsidialamt. Er kann dem MIT
persönlich Vorgaben machen, während umgekehrt staatsanwaltliche
Ermittlung gegen den Geheimdienst nur noch mit Erdogans Genehmigung
möglich sind. Zeitgleich wurden die Kompetenzen des MIT erweitert, der
fortan auch gegen Mitarbeiter des Verteidigungsministeriums und der
Streitkräfte ermitteln durfte. [3]

Die Warnung Recep Tayyip Erdogans, seine Feinde seien auch in
Deutschland und anderen europäischen Ländern nicht vor seinem langen
Arm sicher, ist keine leere Drohung. So wird der türkische
Geheimdienst MIT mit Auftragsmorden an kurdischen und türkischen
Oppositionellen im westlichen Ausland in Verbindung gebracht. Zu
nennen sind insbesondere die Morde an den drei kurdischen
Aktivistinnen Sakine Cansiz, Fidan Dogan und Leyla Saylemez in Paris
im Januar 2013. Weitere hierzulande bekannte Beispiele sind
Journalisten wie Can Dündar, der bereits vor seiner Flucht nach
Deutschland Ziel eines Anschlagsversuchs in der Türkei gewesen war,
oder der kurdische Fußballprofi Deniz Naki, der auf einer deutschen
Autobahn beschossen wurde.

Der 28jährige fuhr nach einem Besuch in Aachen auf der A4 in Richtung
seiner Geburts- und Heimatstadt Düren, als aus einem schwarzen Kombi
Schüsse auf sein Fahrzeug abgegeben wurden. Die Mordkommission leitete
ein Ermittlungsverfahren wegen eines versuchten Tötungsdelikts ein.
Naki geht von einem gezielten Angriff aufgrund seiner politischen
Rolle in der Türkei aus. Er sei dort eine laufende Zielscheibe, weil
er sich pro-kurdisch äußere. Doch daß ihm so etwas in Deutschland
passieren könnte, hätte er nie für möglich gehalten. Es habe sich
entweder um einen Mordanschlag oder eine Warnung gehandelt, daß er
nirgendwo sicher sei.

Naki gilt als Kritiker des Erdogan-Regimes und hat sich mit kurdischen
Opfern solidarisiert. Als er sich nach einem Pokalspiel diesbezüglich
äußerte, wurde er für zwölf Spiele gesperrt. Die Staatsanwaltschaft in
Diyarbakir warf ihm zunächst Propaganda für die verbotene kurdische
Arbeiterpartei PKK vor und eröffnete ein Verfahren, so daß ihm bis zu
fünf Jahre Haft drohten. Bei Prozeßbeginn am 8. November 2016
beantragte sie überraschend die Einstellung des Verfahrens, worauf
sich das Gericht diesem Antrag anschloß. Nachdem die
Staatsanwaltschaft jedoch später Widerspruch gegen den Freispruch
eingelegt hatte, verurteilte ihn derselbe Richter Anfang April 2017 zu
einer Bewährungsstrafe von einem Jahr, sechs Monaten und 22 Tagen.

Naki wies den gegen ihn erhobenen Vorwurf stets zurück und erklärte,
er habe das Vorgehen der türkischen Sicherheitskräfte in den
Kurdengebieten im Südosten der Türkei kritisiert. In der Folge erhielt
er Todesdrohungen, bei einem Spiel wurde er von einem Zuschauer
zusammengeschlagen. Als auf einer Fanseite ein Erdogan-kritischer
Beitrag erschien, wurde er auf einer Polizeiwache verhört. Naki erwog
nach dem Anschlag zunächst, seine Karriere in der Türkei fortzusetzen,
wo er für einen kurdischen Verein gespielt hat. Als er jedoch unter
Verweis auf die dortige politische Lage beschloß, in Deutschland zu
bleiben, wurde er umgehend vom türkischen Fußballverband lebenslang
gesperrt.

Kurz vor Weihnachten hat der armenische HDP-Abgeordnete Garo Paylan
auf einer Pressekonferenz in Ankara über konkrete Mordpläne an
kurdischen und türkischen Oppositionellen sowie an Journalisten, die
nach Europa geflohen sind, berichtet. Verschiedene Quellen hätten ihm
von einer Attentatsliste berichtet und er habe Informationen erhalten,
daß es aus der Türkei heraus operierende Auftragskiller gibt, die vor
allem in Deutschland eine Aktion gegen türkeistämmige Vertreter der
Aleviten und Armenier sowie Journalisten, Schriftsteller und
Akademiker planen. Er spreche von Todesschwadronen, die Attentate
gegen bekannte Persönlichkeiten durchführen wollten. [4]

Mit Samthandschuhen, von denen linke türkische oder kurdische
Oppositionelle hierzulande nur träumen können, werden enttarnte
Agenten des Geheimdienstes MIT von deutschen Behörden angefaßt. Ein
Agent, der Mordpläne gegen die kurdischen Politiker Yüksel Koc aus
Bremen und Remzi Kartal aus Brüssel geschmiedet hatte, kam mit einer
Bewährungsstrafe von zwei Jahren davon. In Hamburg wurde das
Ermittlungsverfahren wegen geheimdienstlicher Tätigkeit gegen Mustafa
Karatas eingestellt, der die Co-Vorsitzende der Linksfraktion, Cansu
Özdemir, und andere Kurdinnen und Kurden ausgespäht hatte. Der
Telefonmitschnitt eines Gesprächs zwischen Karatas und einem
mutmaßlichen Führungsoffizier des MIT über Anschlagspläne auf eine
kurdische Exilpolitikerin wurde vor Gericht als Beweis nicht
zugelassen, da die Aufnahme ohne die Zustimmung des Agenten erfolgt
und damit nicht verwendbar sei.
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Im Fadenkreuz von Attentätern

Auf Einladung des AStA und des Verbands der Studierenden aus Kurdistan
(YXK) fand am 26. Januar 2018 an der Universität Hamburg eine
Podiumsdiskussion zum Thema "Quo vadis, Türkei?" statt. Moderiert vom
kurdischen Studierendenverband berichtete Leyla Imret
(Co-Bürgermeisterin der Stadt Cizre im Exil) von den Angriffen der
türkischen Streitkräfte auf die kurdische Städte und die aktuelle
politische Situation in der Türkei. [5] Mako Qocgiri (Kurdisches
Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit Civaka Azad) ging auf die
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Deutschland und der Türkei, die
kurdische Öffentlichkeitsarbeit und die Bündnispolitik der kurdischen
Freiheitsbewegung in Syrien ein. [6] Cansu Özdemir
(Fraktionsvorsitzende der Partei Die Linke in der Hamburger
Bürgerschaft) gab Einblicke in die Aktivitäten des türkischen
Geheimdienstes und den Einfluß der Türkei in Deutschland, wovon im
folgenden die Rede ist. Die Hamburger Anwältin Britta Eder nahm zur
Repression gegen Kurdinnen und Kurden in Deutschland Stellung.

Im August 2017 führte eine Spezialeinheit der Guerilla HPG im Nordirak
eine Operation gegen Agenten des MIT durch. Dabei fielen ihr
zahlreiche Dokumente und führende Mitglieder des Geheimdienstes in die
Hände. [7] Kurz vor der diesjährigen Gedenkdemonstration in Paris
wurden bedeutsame Dokumente und Videogeständnisse veröffentlicht, die
belegen, daß sich kurdische Politikerinnen und Politiker in
Deutschland im Fadenkreuz türkischer Attentäter befinden. Der in
Hamburg vorübergehend festgenommene MIT-Agent war auf gleiche Art und
Weise wie der Täter von Paris in kurdische Strukturen eingeschleust
worden. In welchem Ausmaß hat sich das AKP-Regime inzwischen Zugriff
auf die deutsche Gesellschaft verschafft und welcher Mittel bedient es
sich dabei?


Drei Arme türkischer Einflußnahme in Deutschland

Cansu Özdemir nahm in ihrem Vortrag zunächst Bezug auf die Philosophin
Isolde Charim, die hinsichtlich der türkischen Politik von dem neuen
Ansatz eines transnationalen Nationalismus gesprochen hat. Gemeint ist
damit eine tendenzielle Entterritorialisierung der Türkei, die sowohl
ihren Einfluß im Nahen und Mittleren Osten ausbaut als auch bis nach
Europa ausgreift. Erdogans osmanische Großmachtphantasien schließen
Angriffskriege in Nachbarländern wie derzeit die "Operation
Olivenzweig" gegen Afrin in Nordsyrien ebenso ein wie den
langfristigen Aufbau von Strukturen insbesondere in der
Bundesrepublik, wo viele Menschen türkischer oder kurdischer Herkunft
leben. Özdemir zufolge gliedern sich diese Strukturen in drei Arme der
Präsenz und Einflußnahme. Den ideologisch-politischen Arm
repräsentieren Lobbyorganisationen wie die Union Europäisch-Türkischer
Demokraten (UETD), der es gelungen ist, Parteien wie die SPD oder die
CDU zu unterwandern, um dort zugunsten der AKP tätig zu werden. Dies
sei bis 2014/2015 sehr erfolgreich gewesen, dann aber im Zuge der
Kämpfe um Kobane zunehmend kritisch gesehen worden, da Sympathien für
die AKP in deutschen Parteien inzwischen Mißtrauen auf den Plan rufen.

Zum zweiten ist ein religiös-ideologischer Arm zu nennen, der weit in
die Generation der Gastarbeiter in Deutschland und Europa
zurückreicht. Wenngleich heute DITIB und Milli Göres im Vordergrund
stehen, existieren auch mehr oder minder enge Verbindungen zu
salafistischen Organisationen, was den hiesigen Medien und der
Öffentlichkeit kaum bekannt ist. Die Referentin verwies in diesem
Zusammenhang unter anderem auf ein Treffen im Jahr 2013, bei dem der
frühere AKP-Minister Suat Kilic in einem Restaurant in der Kölner
Kolbstraße mit Ibrahim Abu Nadschi zusammensaß. Nadschi ist der
Gründer der Organisation Lies!, der in Deutschland viele Jugendliche
rekrutiert und in den Dschihad geschickt hat. Beobachtet wurden
demnach auch Zusammenkünfte Abu Nadschis mit dem Essener
Generalkonsul. Zudem gibt es islamistische Hilfsorganisationen, die
offiziell Schulen bauen und Brunnen bohren, nach Angaben des
Verfassungsschutzes jedoch den Dschihad finanziell aufstocken.

Der dritte Arm setzt sich aus mafiösen und bewaffneten Strukturen
zusammen, die ihn zum gefährlichsten machen. Die Osmanen Germania
wurden 2015 gegründet und haben innerhalb eines Jahres bundesweit 1500
Mitglieder gewonnen. Mittlerweile zählen sie in Deutschland 2500
Mitglieder, werden aber von den Sicherheitsbehörden zu 80 Prozent in
die Kategorie organisierte Kriminalität eingestuft. Und dies obwohl
der Innenminister von NRW, Herbert Reul, sie als eine Gründung der AKP
klassifiziert hat. Die Organisation unterhält enge Beziehungen zur
Regierung in Ankara und geht gegen Oppositionelle in Deutschland vor.
Ihre Gefährlichkeit unterstreicht beispielsweise die Entführung und
Folter eines Mitglieds, das keine Lust mehr hatte, Kurden zu
verprügeln. Die Osmanen Germania greifen auf Zuruf Oppositionelle an,
geplant war auch ein Anschlag auf Jan Böhmermann, der deshalb ins
Ausland gehen mußte. Hinzu kommen die Todesschwadrone, die nach
Aussage des HDP-Abgeordneten Garo Paylan mit einer Liste von
Zielpersonen, die eliminiert werden sollen, unterwegs sind. Die
Botschaft sei ganz klar, daß Strukturen aufgebaut worden sind, die
Gegner der AKP-Regierung auch in Deutschland verfolgen. Eine Flucht
aus der Türkei helfe den Betroffenen nicht, weil sie auch in
Deutschland nicht sicher seien, so die Referentin.

Die Bundesregierung und die deutschen Sicherheitsbehörden lassen die
Osmanen Germania wie auch die 6000 MIT-Agenten im Land gewähren. Das
zeigte sich deutlich beim Prozeß gegen Mehmet Fatih Sayan in Hamburg,
der mit einer lächerlich geringen Strafe davongekommen ist und jetzt
auf Twitter Journalisten bedroht. Im Falle des zweiten in der
Hansestadt enttarnten und beim LKA angezeigten Agenten wurde das
Verfahren aufgrund seiner Persönlichkeitsrechte eingestellt. Diese
Strukturen müssen zerschlagen werden, weil andernfalls
zu befürchten ist, daß sie irgendwann so stark sind, daß selbst die
deutschen Sicherheitsbehörden keine Möglichkeit mehr haben, sie
aufzubrechen, so Cansu Özdemir.


Freibrief für Ankara und den Geheimdienst MIT

Vor wenigen Tagen hat die Bundesregierung eine parlamentarische
Anfrage in bezug auf die Aktivitäten des türkischen Geheimdienstes in
Deutschland mit der Begründung unbeantwortet gelassen, bestimmte
Informationen würden im Falle ihrer Veröffentlichung das Staatswohl
der BRD gefährden. Auch hat sich Deutschland dazu entschlossen, die
regelmäßigen Sicherheitskonsultationen vor allem in Fragen der
sogenannten Terrorismusbekämpfung wieder aufzunehmen. Das läßt einmal
mehr auf eine enge Kooperation der beiderseitigen Geheimdienste
insbesondere in Hinblick auf die Verfolgung Oppositioneller aus der
Türkei hierzulande schließen.

Cansu Özdemir schilderte zur Veranschaulichung dieser Zusammenarbeit
den bereits erwähnten Fall des Mehmet Fatih Sayan und seiner
Mordpläne. Nachdem Informationen über die Todesliste und die
Todesschwadron an den Hamburger Verfassungsschutz und den Staatsrat
des Innensenators übergeben worden waren, folgte zwei Tage später ein
Anruf, in dem es hieß, es sei alles überprüft worden, niemand brauche
sich Sorgen zu machen. Einige Monate später erfolgte dann mittels
neuer Dokumente, die dem Landeskriminalamt in Hamburg vorgelegt
wurden, die Festnahme Mehmet Fatih Sayans. Er wurde wegen Spionage
angeklagt, doch blieben die Mordpläne im Verfahren unberücksichtigt
und er kam wieder frei. Im Falle des zweiten enttarnten Agenten hieß
es nach der Anzeige, man solle die Füße stillhalten. Karatas sei
höchstwahrscheinlich als V-Mann in die kurdische Community
eingeschleust worden, hatte aber gleichzeitig mit dem MIT kooperiert,
er war also wohl ein Doppelagent. Das würde erklären, warum die
deutschen Sicherheitsbehörden so vehement versucht haben, diesen
Fall unter den Teppich zu kehren und es nicht zur Anklage kommen zu
lassen, so die Referentin.

Obgleich die deutschen Sicherheitsbehörden unter Verweis auf
salafistische Strukturen erheblich aufgestockt worden seien, schafften
sie es angeblich nicht, türkische Agenten zu enttarnen, während das
der kurdischen Community ohne technische Hilfsmittel und einen
entsprechenden Apparat gelungen ist. Das deutet darauf hin, daß die
Bundesregierung die Entscheidung getroffen hat, die 6000 Agenten des
MIT frei herumlaufen und Mordpläne gegen Oppositionelle schmieden zu
lassen. Es sind zwei Listen aufgetaucht: Die eine enthält
Gülen-Anhänger, die andere sogenannte Anhänger der PKK unter der
türkischen Linken. Die erste Liste wurde veröffentlicht, die zweite
nicht. Die Botschaft an die türkische Regierung und an den MIT sei
eindeutig: Ihr könnt hier machen, was ihr wollt. Mache man den
Behörden deutlich, daß hier kurdische Politikerinnen und Politiker
leben, die die Schutz brauchen, laufe man stets gegen die Wand. Daß
die Bundesregierung anders handeln kann, belegt der Fall des
enttarnten iranischen Agenten Syed Mustafa H., der einen SPD-Politiker
ausspioniert hatte. Dieser Agent wurde angeklagt und verurteilt, der
iranische Botschafter ins Kanzleramt zitiert. Dort habe man ihm
"unmissverständlich klargemacht, dass Rechtsbrüche dieser Art
vollkommen inakzeptabel sind und negative Auswirkungen auf die
bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und Iran haben" [8].
In Deutschland sind Tausende MIT-Agenten aktiv, einige wurden
enttarnt, doch passiert ist nichts. Die Bundesrepublik ermutige die
türkische Regierung geradezu, Oppositionelle auch hierzulande zu
verfolgen, schloß Cansu Özdemir ihre Schilderung eines Szenarios der
Bedrohung, von dem sie auch persönlich betroffen ist.

(wird fortgesetzt)


Fußnoten:

[1] www.welt.de/politik/ausland/article163067451/Bald-kein-Europaeer-mehr-sicher-auf-den-Strassen.html

[2] www.handelsblatt.com/politik/international/tuerkischer-geheimdienst-mit-mit-mitarbeiter-sollen-quasi-straffreiheit-geniessen/12914932-4.html

[3] www.heise.de/tp/features/Tuerkischer-Geheimdienst-MIT-steht-nun-unter-Erdogans-Kontrolle-3821274.html

[4] www.heise.de/tp/features/Tuerkische-Todeskommandos-in-Deutschland-3932415.html

[5] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0301.html

[6] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0302.html

[7] www.heise.de/tp/features/Tuerkischer-Geheimdienst-liefert-Steilvorlage-fuer-Agententhriller-3852321.html

[8] www.zeit.de/politik/deutschland/2018-01/spionage-iran-botschafter-auswaertiges-amt
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FRAUEN/708: Kosovo - Rente für Überlebende sexualisierter Kriegsgewalt (medica mondiale)


medica mondiale - 2. Februar 2018

Rente für Überlebende sexualisierter Kriegsgewalt



Ab dem 5. Februar 2018 können Frauen und Mädchen, die während des
Kosovo-Krieges 1998/99 vergewaltigt wurden, eine Rente in Höhe von 230 Euro
beantragen. Das kosovarische Parlament hatte bereits im März 2014 eine
Gesetzesänderung verabschiedet, die allen Überlebenden sexualisierter
Gewalt eine monatliche Rente zusichert. Seitdem mussten die betroffenen
Frauen auf die Entscheidung warten, wie hoch die Rente sein soll und ab
wann sie beantragt werden kann.

"Die Rente setzt ein wichtiges Zeichen - als finanzielle Entschädigung,
aber auch, weil das erlittene Unrecht so gesellschaftlich anerkannt wird",
so Monika Hauser, Gründerin der Frauenrechtsorganisation medica mondiale.
"Dass die Betroffenen nach so langer Zeit endlich eine Rente beantragen
können, ist dem unermüdlichen Engagement vieler zivilgesellschaftlicher
Kräfte zu verdanken, darunter auch unserer kosovarischen
Partnerorganisation Medica Gjakova."

Eine Studie aus dem Jahr 2015 belegt: Kriegsvergewaltigungen
beeinträchtigen die physische und psychische Gesundheit der Betroffenen oft
jahre- bis jahrzehntelang. "Die Rente für Überlebende sexualisierter
Kriegsgewalt ist ein Zeichen der Wiedergutmachung. Außerdem trägt sie dazu
bei, die Spaltung der Gesellschaft in Opfer und Täter aufzuheben", erklärt
Mirlinda Sada, Direktorin von Medica Gjakova. Dieser gesellschaftliche
Wandel soll durch eine landesweite Kampagne zur Rente begleitet werden.
"Unser Ziel ist, Frauen in die Mitte der Gesellschaft zurückzuholen und
ihnen ihre Würde zurückzugeben."

Überlebende Frauen im Nachkriegsdeutschland haben eine solche Rente nie
erhalten, ergänzt die Gynäkologin Hauser. "Bis heute haben sie keine
soziale und politische Anerkennung ihres Leids, von fachlicher Begleitung
und juristischer Aufarbeitung ganz zu schweigen. Stattdessen mussten die
meisten Frauen ihr Leben lang schweigen und blieben mit ihren Erfahrungen
alleine."


Hintergrund

Während des Kosovo-Krieges 1998/1999 sind schätzungsweise 20.000 Frauen und
Mädchen vergewaltigt worden. Diese Menschenrechtsverletzungen sind lange
Zeit nicht aufgearbeitet worden und bis heute weitgehend tabuisiert.
Bereits 2006/2007 forderten kosovarische Frauenrechtsorganisationen,
Überlebende sexualisierter Gewalt als zivile Kriegsopfer anzuerkennen. Erst
sieben Jahre später, am 20. März 2014, verabschiedete das Parlament eine
Gesetzesänderung, die Überlebende sexualisierter Gewalt in die bestehende
Regelung "Status of Rights of Martyrs, Invalids, Veterans, Members of KLA,
Civilian Victims of War and their families" integriert.

Ausführliche Informationen zur Situation Überlebender sexualisierter Gewalt
im Kosovo:

Report "Wounds that burn our souls": Compensation for wartime rape
survivors, but still no justice"

https://www.amnesty.org/en/documents/eur70/7558/2017/en/

 * 

Quelle:

medica mondiale e.V.

Pressemitteilung vom 2. Februar 2018

Hülchrather Str. 4, 50670 Köln

Telefon: +49-(0)221 / 93 18 98-0, Fax: +49-(0)221 / 93 18 98-1

E-Mail: info@medicamondiale.org

Internet: www.medicamondiale.org
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FRAUEN/707: Brautraub in Kirgistan - Studie untersucht Folgen (idw)


Leibniz Universität Hannover - 01.02.2018

Brautraub in Kirgistan: Studie untersucht Folgen

Geburtsgewicht von Babys in Zwangsehen ist deutlich herabgesetzt



Verbotene Hochzeitsbräuche sind in einigen Gesellschaften auch heute noch
weit verbreitet - so auch in Kirgistan. Rund 24 Prozent aller Ehen unter
Kirgisen sind Zwangsehen. Jedes Jahr werden dort etwa 15.000 Frauen
entführt und zur Heirat gezwungen. Das Phänomen des Brautraubs, bei dem
eine Frau verschleppt und in das Elternhaus eines Mannes zur zukünftigen
Heirat gebracht wird, ist eine fragwürdige kirgisische Praxis, die nach
wie vor recht häufig vorkommt. Diese Form der Zwangsehe ist nicht
spezifisch für das Land der ehemaligen Sowjetunion; es gibt sie auch in
Ländern wie Armenien, Äthiopien, Kasachstan oder Südafrika. Eine Studie
von Prof. Dr. Susan Steiner vom Institut für Entwicklungs- und
Agrarökonomik der Leibniz Universität Hannover in Zusammenarbeit mit der
Duke University (USA) und der usbekischen Westminster University Tashkent
hat sich jetzt mit den Folgen dieser Zwangsehen befasst.

Dafür haben die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler einen Aspekt
untersucht, der einen guten Anhaltspunkt für die psychischen und
physischen Folgen der erzwungenen Ehesituation bietet: dem Geburtsgewicht
der in Zwangsehen geborenen Kinder. Das Team um Prof. Steiner konnte auf
den Datensatz einer von der VolkswagenStiftung mitfinanzierten
Langzeiterhebung zurückgreifen. 8000 Erwachsene aus 3000 kirgisischen
Haushalten wurden über Jahre hinweg zu Themen wie Bildung, Gesundheit,
Lebenszufriedenheit, Fertilität oder Erwerbssituation befragt. "Dadurch
hatten wir gute Daten über die Art des Zustandekommens der Ehen und über
das Geburtsgewicht und die gesundheitliche Situation der Kinder",
erläutert Susan Steiner.

Die Auswertung zeigt ein signifikantes und alarmierendes Ergebnis: In
Zwangsehen geborene Kinder sind zwischen 40 und 200 Gramm leichter als
Neugeborene aus anderen Ehen. "Das ist ein statistisch bedeutsames
Ergebnis und kann am wahrscheinlichsten durch den psychischen Stress
erklärt werden, dem die Frauen in Zwangsehen ausgesetzt sind", sagt Prof.
Steiner. Ein Zusammenhang zwischen Stress und Geburtsgewicht wurde in
Studien bereits mehrfach klar nachgewiesen.

Mit diesem Ergebnis gibt es zum ersten Mal einen nachweisbaren Beleg für
die negativen Konsequenzen von Zwangsehen. "Das ist ein wichtiges Ergebnis
für alle Organisationen, die sich mit Zwangsehen befassen, und eine gute
Grundlage für die Argumentation politischer Entscheidungsträger",
erläutert Susan Steiner. Im kirgisischen Parlament wird das Thema immer
wieder kontrovers diskutiert. Obwohl die Zwangsehe unter Strafe gestellt
ist, wird der Brautraub von vielen Kirgisen immer noch als eine Art
Tradition gerechtfertigt oder einfach hingenommen. Die Strafverfolgung
scheitert daher in der Praxis oft. Wer wagt eine Anzeige, wenn sogar die
Eltern der entführten Braut mit dem Vorgehen einverstanden sind? Wenn
Frauen sich durchringen und eine Anzeige stellen, wird diese oft nicht
konsequent von der Polizei verfolgt.

"Unsere Ergebnisse können den politischen Strömungen eine Hilfe sein,
denen daran gelegen ist, dass das Gesetz effektiv angewendet wird", sagt
Wirtschaftsökonomin Steiner. Lokale Nichtregierungsorganisationen und
internationale Organisationen im Bereich Frauenrechte hätten bereits
signalisiert, dass die Ergebnisse der Anfang einer dringend benötigten
Evidenz seien, die besonders in Debatten im Parlament und in der
öffentlichen Diskussion vorgebracht werden könnten. "Und wenn sich in der
Bevölkerung mehr und mehr durchsetzt, dass eine Zwangsehe messbare
Konsequenzen für die Kinder und Enkel hat, besteht Hoffnung auf einen
Rückgang des Phänomens", erläutert Steiner. Die Ergebnisse der Studie sind
bereits in lokalen Medien veröffentlicht und haben viel Beachtung
gefunden. Susan Steiner möchte das Thema weiter verfolgen und in künftigen
Studien erforschen, ob der Verlust an Geburtsgewicht langfristig negative
Auswirkungen auf die Kinder hat.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover, Mechtild Freiin v. Münchhausen, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KIND/162: "Kinder nicht in ihren Rechten beschneiden" (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 2. Februar 2018

Kinder nicht in ihren Rechten beschneiden

Kita-Fachverband der Caritas betont Integrationserfolge in der
Kindertagesbetreuung



Freiburg, 02. Februar 2018. Der Verband katholischer Tageseinrichtungen für
Kinder (KTK) - Bundesverband äußert im Zusammenhang mit den
Koalitionsverhandlungen seine Bedenken: "Im Sondierungspapier war von
zentralen Aufnahme-, Entscheidungs- und Rückführungseinrichtungen die Rede,
in denen Asylsuchende bis zum Ende des Verfahrens wohnen sollen. Eine
solche, von Ungewissheit und Isolation geprägte Wohn- bzw. Lebenssituation
belastet insbesondere Kinder." Die Koalitionäre müssten daher klarstellen,
dass Familien von der Wohnverpflichtung ausgenommen werden, fordert
Domkapitular Clemens Bieber, Vorsitzender des KTK-Bundesverbands.

"Eine zentrale Unterbringung erschwert zudem, geeignete Betreuungsplätze
für Kinder dieser Familien zu finden, auf die sie wie alle anderen Kinder,
die in Deutschland leben, einen Rechtsanspruch haben", so Bieber.

"Gerade die frühkindliche Bildung und Erziehung sorgt für schnelle
Integrationserfolge, vor allem beim Erlernen der deutschen Sprache",
ergänzt Irmgard Frieling, stellvertretende Vorsitzende des 
KTK-Bundesverbands. "In unseren Einrichtungen erleben täglich einige Tausend
Kinder aus Familien mit Fluchterfahrung Sicherheit und Verlässlichkeit."
Der KTK-Bundesverband schlägt vor, durch frühzeitige und dezentrale
Verteilung von Familien die Stärken der Kindertagesbetreuung
integrationspolitisch besser zu nutzen.

"Angebote, die bisher in Erstaufnahmeeinrichtungen gemacht werden, sind
weder mit denen einer Kindertageseinrichtung vergleichbar, noch erfüllen
sie den Rechtsanspruch. Sollte es wirklich dazu kommen, dass asylsuchende
Familien mit Fluchthintergrund durch ein Bundesgesetz verpflichtet werden,
in zentralen Einrichtungen zu wohnen, dann müsste die Betreuung in nahe
gelegenen Kindertageseinrichtungen das Ziel sein und dafür Platzkapazitäten
aus Bundesmitteln geschaffen werden", unterstreicht Frieling.

Der KTK-Bundesverband ist ein Fachverband des Deutschen Caritasverbandes.
In ihm sind 8.000 katholische Kindertageseinrichtungen organisiert. Das
Engagement katholischer Kitas für Kinder aus Familien mit Fluchterfahrung
ist ein Schwerpunkt in dem durch das Bundesfamilienministerium im Rahmen
des Bundesprogramms "Demokratie leben!" geförderten Projekt "Demokratie in
Kinderschuhen - Mitbestimmung und Vielfalt in katholischen Kitas".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Februar 2018

Deutscher Caritasverband e.V.

Berliner Büro - Pressestelle

Haus der Deutschen Caritas

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Redaktion:

Claudia Beck (Verantwortlich)

Telefon: 030/284447-42, Telefax: 030/284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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MELDUNG/177: Bündnis Sozialticket Nordrhein-Westfalen gegründet (Tacheles e.V.)


Tacheles e.V. - Medieninformation vom 2. Februar 2018

Bündnis Sozialticket NRW gegründet:

künftige Kürzungen verhindern und für Verbesserungen kämpfen!



Auf Einladung des Erwerbslosenvereins Tacheles e.V. fand am 27. Januar in
Wuppertal eine gemeinsame Beratung von mehr als 40 Vertreterinnen und
Vertretern aus verschiedenen Parteien, Initiativen und Erwerbslosengruppen
aus NRW statt.

In der Einschätzung waren sich alle Teilnehmer*innen einig. Wir sind

• erleichtert darüber, dass es mit vereinten Kräften gelungen ist, die
von der neuen Landesregierung angekündigte Kürzung der Zuschüsse für
Sozialtickets zu verhindern - zumindest für das Jahr 2018;

• aber gleichzeitig ernstlich beunruhigt, denn es deutet vieles darauf
hin, dass Schwarz-Gelb nur darauf wartet, bis Gras über die Sache gewachsen
ist. Die Koalition hat während der kürzlich abgeschlossenen
Haushaltsberatungen nämlich mehrere Anträge der Opposition abgelehnt, den
Fördertopf auf 50 Mio. Euro aufzustocken und eine Mittelbereitstellung bis
2021 zu garantieren.

Aus unserer Sicht besteht zu einer Aufstockung der Landesmittel keine
Alternative, will man nicht weitere Preiserhöhungen fürs Sozialticket
riskieren und damit das Sozialticket für die meisten Berechtigten gänzlich
unbezahlbar machen. Sozialtickets sollen eigentlich Erwerbslosen und
anderen Menschen mit geringem Einkommen ein Mindestmaß an Mobilität
ermöglichen. Was aber ist an den Tickets noch sozial, wenn die Betroffenen
dafür bereits heute zwischen 37,80 Euro (VRR) und 38,70 Euro (VRS) auf den
Tisch legen müssen, während im aktuellen Hartz-IV-Regelsatz für den ÖPNV
lediglich 27,85 Euro zur Verfügung stehen?

Es ist unserer Meinung nach nicht hinnehmbar, dass auch 6 Jahre nach der
verbundweiten Einführung des Angebotes im VRR immer noch 86,5 % der
Berechtigten das Sozialticket nicht in Anspruch nehmen (können), weil es
für sie schlichtweg zu teuer ist oder auch von den sonstigen Konditionen
(Geltungsbereich, Mitnahmemöglichkeiten, etc.) her nicht passt! Wie sollen
diese Menschen mobil und flexibel sein, um sich beispielsweise um
Jobangebote zu kümmern und diese auch annehmen zu können?

Die Versammlung hat daher nach mehrstündiger Beratung beschlossen, ihr
weiteres Vorgehen untereinander abzustimmen und in ganz NRW für eine
möglichst breite Unterstützung zu werben zugunsten einer Aufstockung des
Zuschussrahmens auf mind. 50 Mio. Euro pro Jahr und die Verstetigung der
Förderung über das Jahr 2018 hinaus.

Es gilt, die Absicht der neuen Landesregierung zu durchkreuzen,
klammheimlich doch noch aus der Förderung auszusteigen.

Zudem wurden erste Aktivitäten beschlossen:


	gemeinsame Aktionstage im Mai landesweit (dezentral)

	eine Sozialticket-Konferenz auf Landesebene zusammen mit potentiellen Bündnispartner*innen im Herbst 2018

	Es wurde eine sechsköpfige Organisationsgruppe zur Koordination gebildet.



Wuppertal, den 02.02.2018

 * 

Quelle:

Bündnis Sozialticket NRW

c/o Tacheles e.V.

Erwerbslosen- und Sozialhilfeverein, Wuppertal

Rudolfstr. 125, 42285 Wuppertal

E-Mail: info@tacheles-sozialhilfe.de

Internet: http://www.tacheles-sozialhilfe.de
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GEWERKSCHAFT/1598: IG Metall mobilisiert bundesweit eine halbe Million Beschäftigte für ganztägige Warnstreiks (IG Metall)


IG Metall - Pressemitteilung vom 02.02.2018

IG Metall mobilisiert bundesweit eine halbe Million Beschäftigte für
ganztägige Warnstreiks - Jörg Hofmann: "Arbeitgeber müssen eine deutliche
Schippe drauf legen"



Frankfurt am Main - Seit Mittwoch haben bundesweit insgesamt 500.000
Beschäftigte aus knapp 280 Betrieben der Metall- und Elektroindustrie mit
ganztägigen Warnstreiks die Produktion zum Erliegen gebracht. Allein heute
stehen in 97 Betrieben mit rund 304.000 Beschäftigten die Bänder still,
teilte die IG Metall am Freitag mit. Schwerpunkte bilden heute die
Automobilindustrie, die Luft- und Raumfahrt- sowie die Werftindustrie. Zu
ersten Arbeitsniederlegungen kam es teilweise bereits am Donnerstagabend
mit Beginn der Nachtschichten.

"Die grandiose Beteiligung an den ganztätigen Warnstreiks zeigt: Die
Beschäftigten, Mitglieder und Nichtmitglieder, stehen hinter unseren
Forderungen und sind bereit, mit aller Kraft dafür zu kämpfen", sagte Jörg
Hofmann, Erster Vorsitzender der IG Metall, am Freitag in Frankfurt. "Jetzt
ist es an den Arbeitgebern, dieses Signal zu verstehen und eine deutliche
Schippe drauf zu legen. Wenn die Arbeitgeber diese Bereitschaft zeigen,
können die Verhandlungen am Montag fortgesetzt werden."

Zusammen mit den 960.000 Metallerinnen und Metallern, die seit Ende der
Friedenspflicht kurzzeitig die Arbeit niederlegten, haben bis heute
bundesweit insgesamt rund 1,5 Millionen Beschäftigte für ihre
Tarifforderung demonstriert.

Zudem legten gestern mehr als 56.000 Beschäftigte der Volkswagen-Standorte
Wolfsburg, Salzgitter, Braunschweig, Kassel, Emden und Hannover zeitweise
die Arbeit nieder und haben damit eindrucksvoll ihrer Forderung nach einer
Verbesserung des VW-Haustarifvertrages Nachdruck verliehen.

Heute lassen in Baden-Württemberg rund 120.000 Beschäftigte in 22 Betrieben
bei ganztägigen Warnstreiks die Arbeit ruhen. Bestreikt werden unter
anderem Porsche in Stuttgart-Zuffenhausen und die Daimler-Werke in
Stuttgart und Sindelfingen. In Sindelfingen sprach Jörg Hofmann, Erster
Vorsitzender der IG Metall, zu den Warnstreikenden, im Daimler-Werk in
Gaggenau wird am Abend Irene Schulz, geschäftsführendes Vorstandsmitglied
der IG Metall, zu den Warnstreikenden reden.

In Bayern haben rund 80.000 Beschäftigte in 17 Betrieben die Produktion zum
Stillstand gebracht. In den fünf BMW-Werken haben insgesamt 36.500, bei
Audi 31.000, bei Schaeffler und SKF insgesamt 9.000 Beschäftigte die Arbeit
niedergelegt. Auch Kontraktlogistiker beteiligen sich an den ganztägigen
Warnstreiks. In Ingolstadt sprach Jürgen Kerner, geschäftsführendes
Vorstandsmitglied der IG Metall, zu den Warnstreikenden bei Audi.

Rund 30.000 Beschäftigte aus 14 Betrieben lassen im IG Metall-Bezirk Küste
die Arbeit ruhen. Schwerpunkte in diesem Bezirk sind die Luftfahrtindustrie
sowie die Werften. Bestreikt werden Airbus-Werke in Hamburg, Bremen und
Niedersachsen sowie Zulieferer. Bei Airbus in Bremen sprach Christiane
Benner, Zweite Vorsitzende der IG Metall, zu den Warnstreikenden. Die
Arbeit wurde auch auf den Werften TKMS in Kiel, Neptun in Rostock und der
Meyer Werft in Papenburg niedergelegt.

Im Bezirk Mitte (Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Thüringen) ruht die
Produktion in 13 Betrieben mit 30.000 Beschäftigten. Wolfgang Lemb,
geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall, sprach in Germersheim
auf einer Kundgebung vor dem Werk von Daimler GLC und in Wörth zu den
Warnstreikenden des Daimler-Lkw-Werks. Hans-Jürgen Urban,
geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall, redete in
Kaiserslautern zu den Opel-Beschäftigten.

Rund 21.000 Beschäftigte in 16 Betrieben haben in Nordrhein-Westfalen bei
ganztägigen Warnstreiks die Arbeit niedergelegt. Regionale Schwerpunkte
sind Krefeld, Lohmar und der Raum Gummersbach. Dort steht in jeweils drei
Betrieben die Produktion den ganzen Tag still. Der größte bestreikte
Betrieb mit 6.700 Beschäftigten ist das Daimler-Werk in Düsseldorf.

Über 20.000 Beschäftigte aus 11 Betrieben lassen im IG Metall-Bezirk 
Berlin-Brandenburg-Sachsen ganztägig die Produktion ruhen. Zu den bestreikten
Betrieben in Berlin gehören das Daimler-Werk, das BMW-Werk sowie das
Schnellecke Modul- und Lieferantenzentrum. In Berlin sprach Irene Schulz,
geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall, zu den Beschäftigten
von Daimler und BMW. In Sachsen steht die Produktion unter anderem im
Porsche-Werk Leipzig, bei Volkswagen in Dresden, bei BMW in Leipzig und bei
Schnellecke Logistics in Glauchau.

Im Bezirk Niedersachsen und Sachsen-Anhalt haben mehr als 2.800
Beschäftigte in 4 Betrieben die Arbeit niedergelegt, darunter MAN Truck &
Bus in Salzgitter und Nexans im Bramsche.
zum Tarifportal

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 21 vom 2. Februar 2018

IG Metall Vorstand

Wilhelm-Leuschner-Straße 79, 60329 Frankfurt

Telefon: 069 / 6693-0, Telefax: 069 / 6693-2843

E-Mail: internet@igmetall.de

Internet: https://www.igmetall.de
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SCHACH-SPHINX/06464: Zwischen Genialität und Patzertum (SB)


Ihr Blick wankt selten, wenn sie das Geschehen auf dem Brett
beurteilen müssen, aber im Leben sagt man den Großmeistern oft nach,
daß ihre Gedanken brüchig seien, nur auf weniges fixiert. Nun, eine
allzu menschliche Schwäche im Grunde. Wer weiß schon, plötzlich danach
gefragt, von welcher Farbe seine Socken sind, die er sich morgens
angezogen hat? Eine nette Anekdote ist vom Engländer Gerald Abrahams
überliefert. Als Knabe hatte er an einem Simultanmatch gegen Alexander
Aljechin teilgenommen und - bedauerlicherweise - verloren. Sein junges
Herz war betrübt, so daß er sich schließlich vom Schach abwandte und
Rechtsanwalt wurde. Jahre später suchte ihn Aljechin auf, um ihm die
Erledigung einer Paßangelegenheit zu übertragen. Der Weltmeister wußte
zu diesem Zeitpunkt nicht, daß er einst gegen den jungen Abrahams
gespielt hatte. Nachdem die Aufgabe zur vollen Zufriedenheit Aljechins
erledigt war, fragte er den Anwalt, wie er ihm danken könnte. Abrahams
lächelte und erwiderte, der Weltmeister möge in Zukunft mehr Milde
gegenüber seinen Kontrahenten zeigen. Aljechin war für einen
Augenblick verwirrt, unterzog Abrahams Gesicht einer strengen
Betrachtung und hob dann die Erinnerung aus der Versenkung hervor:
"Liverpool 1923. Sie hatten Läufer und Springer gegen meine Bauern und
Springer, und die Partie hätte remis enden müssen!" 13 Jahre lag diese
Begebenheit zurück, zudem eine Simultanpartie, eine unter Hunderten,
und doch hatte sich Aljechin exakt auf das Wesentliche dieser Partie
besinnen können. Einerseits ist der Mensch zu Gedächtnis- und
Denkleistungen fähig, die allgemeines Erstaunen erregen, andererseits
vergißt er, wo er seinen Bleistift abgelegt hat und trägt ihn doch
hinter dem Ohr. Das heutige Rätsel der Sphinx zeigt, wie nah Gipfel
und Tal beieinander liegen können. Mit 1.g2-g3! hätte Meister Awerbach
die Partie wohl in ein Remis retten können, nach 1.b2-b3? zahlte er
jedoch einen hohen Preis für seine Gedankenverwirrung, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06464: Zwischen Genialität und Patzertum (SB)]



Awerbach - Petrosjan

UdSSR 1962


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Das Sprichwort vom Kopf, der partout durch die Wand will, läßt sich
herrlich auf dieses Partiebeispiel anwenden. Nach 1.Tg5xg7? Tf7xg7
2.Lb2xf6 Dh3-g2+!! war der Zement eben doch härter als der Schädel.
Weiß gab sofort auf, denn nach 3.Tg1xg2 Te8-e1+ war das Matt
unabwendbar nah.



Erstveröffentlichung am 7. Februar 2005

2. Februar 2018
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TAGUNG/630: Hochschule Merseburg - 6. Tagung für systemische Sozialarbeit, 1.-3.3.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule Merseburg

Du siehst was, was ich nicht sehe - 6. Tagung für systemische Sozialarbeit



Zur 6. Tagung für systemische Sozialarbeit vom 1. bis 3. März 2018
lädt die Hochschule Merseburg Sozialarbeiter*innen, Kolleg*innen
anderer Berufe sowie die interessierte Öffentlichkeit ein.

Unter dem Motto "Du siehst was, was ich nicht sehe" erwartet die
Teilnehmer ein umfangreiches Programm mit sechs Plenums-Vorträgen,
über 40 Workshops, einem Tagungsfest und weiteren Programmpunkten. Die
über 60 Referent*innen kommen aus der Praxis und aus der Wissenschaft.
Zu den Referent*innen gehören auch die Studierenden des
Masterstudiengangs Systemische Sozialarbeit der Hochschule Merseburg.
Sie legen auf dieser Tagung ihre mündliche Masterprüfung in Form von
Workshop-Beiträgen ab.

Interessierte können sich online für die Tagung anmelden. Der
Tagungsbeitrag beträgt 190 Euro, ermäßigt. 110 Euro. Im Tagungspreis
enthalten sind die Teilnahme an allen Veranstaltungen einschließlich
Tagungsfest, Imbiss und Tagungsgetränke.

Info, Programm und Anmeldung: www.du-siehst-was.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1203

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Merseburg, Ines Wahl M.A., 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/299: Braunschweig - Digitalisierte Kindheit - Je früher, desto besser?, 08.02.2018


idw - Pressemitteilung: Wissenschaft im Dialog gGmbH

Digitalisierte Kindheit - Je früher, desto besser?

Kinder und Computer: Was können Eltern richtig und falsch machen?

"Die Debatte" im Haus der Wissenschaft Braunschweig



Ganz gleich ob Smartphone, Tablet, Computer oder Spielkonsole - Kinder
nutzen immer früher und alltäglich digitale Medien. Die Wissenschaft
erforscht erst seit Kurzem, wie Kinder im digitalisierten Zeitalter
aufwachsen, leben und lernen. Inwiefern beeinflusst die frühe
Mediennutzung die Entwicklung von Kindern? Wann schadet Medienkonsum
eher und wo bietet er Chancen? Was können Eltern richtig und falsch
machen? Und wie und ab welchem Alter sollten digitale Medien in
Kindergärten und Schulen eingesetzt werden? Um derlei Fragen rund um
das Thema "Digitalisierte Kindheit" geht es in der Diskussionsreihe
"Die Debatte" am 8. Februar ab 19 Uhr im Haus der Wissenschaft
Braunschweig, Pockelsstraße 11, 38106 Braunschweig. Der Eintritt ist
frei.

Auf dem Podium zu Gast sind die Medienpädagogin Prof. Dr. Paula
Bleckmann von der Alanus Hochschule für Kunst und Gesellschaft, der
Neurowissenschaftler Prof. Dr. Martin Korte von der Technischen
Universität Braunschweig und der Medien- und
Kommunikationswissenschaftler Prof. Dr. Peter Vorderer von der
Universität Mannheim. Christoph Koch (Stern) und Dr. Mai Thi
Nguyen-Kim (ZDF/funk) moderieren die Veranstaltung.

Interessierte können sich schon vorab auf der Online-Plattform
www.die-debatte.org in die Diskussion einbringen, abstimmen und Fragen
stellen. Die Veranstaltung wird auf der Plattform per Livestream
übertragen. Die Debatte wird gefördert von der VolkswagenStiftung, dem
Stifterverband, der Klaus Tschira Stiftung und der Schering Stiftung.
Die Frankfurter Allgemeine Zeitung ist Medienpartner.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.die-debatte.org/digitale-kindheit

http://www.die-debatte.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH, Dorothee Menhart, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/747: Appell an Bundeskanzlerin Merkel - "Leiten Sie das Ende für Tierversuche ein!" (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 2. Februar 2018

Appell an Bundeskanzlerin Merkel:

"Leiten Sie das Ende für Tierversuche ein!"



Der Deutsche Tierschutzbund fordert im Zuge der aktuellen Diskussionen über
Abgasversuche an Affen und Klonversuche mit Affen in China von der
Bundeskanzlerin ein Ausstiegsszenario hin zu einer tierversuchsfreien
Forschung. In Deutschland leiden jährlich rund drei Millionen Tiere in
Versuchen; den Leiden folgt fast immer der Tod. Aus Sicht der Tierschützer
braucht es eine Gesamtstrategie, um Tierversuche einzuschränken und wo
möglich durch Alternativmethoden zu ersetzen. Vorbild könnten die
Niederlande sein: dort ist ein Ende der Tierversuche bis 2025 das nationale
Ziel.

"Bundeskanzlerin Merkel hat mit der nationalen Strategie zur Energiewende
bereits gezeigt, dass eine Politik der Umkehr möglich ist. Diesen Mut und
diese Entschlossenheit wünschen wir uns auch beim Thema Tierversuche. Das
Tierleid in den Laboren muss endlich aufhören", fordert Thomas Schröder,
Präsident des Deutschen Tierschutzbundes.

Die Bundesregierung hatte jüngst die mangelnde ethische Vertretbarkeit der
Abgas-Versuche an Affen in den USA angeprangert. Merkels
Landwirtschaftsminister Christian Schmidt hatte zudem mehrfach öffentlich
verkündet, dass es sein langfristiges Ziel sei, Tierversuche komplett zu
ersetzen. Eine EU-Richtlinie (2010/63) formuliert ebenfalls das Ziel,
Tierversuche zu ersetzen. Die Bundesregierung könnte auf dieser Basis eine
Ausstiegsstrategie entwerfen und gleichzeitig Förderpläne für
tierversuchsfreie Alternativmethoden entwickeln. Schröder dazu: "Unsere
Nachbarn in den Niederlanden machen es uns vor: Sie haben das konkrete Ziel
formuliert, alle Tierversuche zur Prüfung von Stoffen, etwa von Chemikalien
oder pharmazeutischen Inhaltsstoffen, bis 2025 zu beenden und gleichzeitig
den Wissenschaftsstandort zu stärken, indem man weltweit Vorreiter für eine
Forschung ohne Tierversuche werden will. Das ist mutig und sollte für
Deutschland ein Vorbild sein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 2. Februar 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/225: Hannover - Herrenhausen Late zum Thema artgerechte Nutztierhaltung, 08.02.2018


Pressemitteilung der VolkswagenStiftung

Öffentliche Veranstaltung am 8. Februar

Sauwohl fühlen - Herrenhausen Late zum Thema artgerechte Nutztierhaltung



Die Tiere, die wir zur Produktion von Nahrungsmitteln nutzen, sollen
ein gutes Leben haben. Aber woher wissen wir, ob die Sau sich sauwohl
fühlt und Rind und Huhn ein möglichst hohes "Tierwohl" widerfährt? Die
meisten Nutztiere befinden sich 24 Stunden am Tag in einer vom
Menschen gestalteten Umwelt. Die Kenntnis des Tierverhaltens und der
arteigenen Anforderungen ist dabei von hoher Bedeutung. Weil Tiere uns
nicht sagen können, ob es ihnen gut geht, werden objektiv messbare
Indikatoren herangezogen, die Rückschlüsse auf das Wohlbefinden
ermöglichen. In ihrem Vortrag spricht Prof. Dr. Nicole Kemper,
Leiterin des Instituts für Tierhygiene, Tierschutz und
Nutztierethologie (ITTN) an der Stiftung Tierärztliche Hochschule
Hannover unter anderem über diese Indikatoren. Sie wird die
Anforderungen an die Haltungsumwelt landwirtschaftlicher Nutztiere
darstellen und Möglichkeiten skizzieren, das Wohlbefinden
verschiedener Nutztier-Arten zu bewerten, um die bestmöglichen
Haltungsformen aufzuzeigen.

Herrenhausen Late: "Was geht's dem Tier? Anzeichen für Wohlbefinden von Nutztieren"

Donnerstag, 8. Februar 2018, 20:30 Uhr

Festsaal, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Hannover

Diese Veranstaltung findet in Kooperation zwischen der Stiftung
Tierärztliche Hochschule Hannover und der VolkswagenStiftung statt.
Herrenhausen Late wendet sich an ein jüngeres bzw. junggebliebenes
Publikum und bietet in loungiger Atmosphäre einen außergewöhnlichen
Mix aus spannender Wissenschaft und originellen Persönlichkeiten.

Der Eintritt ist frei, die Kapazitäten sind begrenzt. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich, der Einlass beginnt um 19:30 Uhr.

Weitere Informationen zu Veranstaltungen der VolkswagenStiftung finden
Sie unter http://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungskalender.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 01.02.2018

Hrsg.: VolkswagenStiftung

Kastanienallee 35, 30519 Hannover

Jens Rehländer, Leiter Kommunikation

Telefon: 0511 8381 380

E-Mail: rehlaender@volkswagenstiftung.de

Internet: http://www.volkswagenstiftung.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





INSEKTEN/284: Auch häufige Arten werden selten (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 01.02.2018

Insektensterben: Auch häufige Arten werden selten



Müncheberg/München, 01.02.2018. Senckenberg-Wissenschaftler konnten
gemeinsam mit Kollegen der Technischen Universität München nachweisen,
dass derzeit weit verbreiteten Insekten zukünftig ein hoher
Artenverlust droht. Als Gründe für den Rückgang dieser "Generalisten"
nennt das Forscherteam eine Verinselung von Lebensräumen sowie die
Intensivierung der Landwirtschaft. Auch die genetische Diversität der
untersuchten Schmetterlingsarten wird laut der heute im Fachjournal
"Biological Conservation" veröffentlichten Studie zukünftig stark
abnehmen - die Insekten reagieren in Folge sensibler auf
Umweltveränderungen.




[image: Foto: © Senckenberg/Schmitt]

Der Perlgrasfalter (Coenonympha arcania) könnte es in Zukunft schwer
haben - obwohl er zu einer "anspruchslosen" Art gehört. 

Foto: © Senckenberg/Schmitt



Insekten werden immer weniger - in einigen Regionen wurde ein
dramatischer Rückgang von bis zu 75 Prozent in den letzten Jahrzehnten
nachgewiesen. "Bisher sind wir davon ausgegangen, dass besonders die
Spezialisten unter den Insekten, also Tier die auf einen besonderen
Lebensraum angewiesen sind, vom Artensterben bedroht sind", erklärt
Prof. Dr. Thomas Schmitt, Direktor des Senckenberg Deutsches
Entomologisches Institut in Müncheberg und fährt fort: "In unserer
aktuellen Studie zeigen wir, dass auch sogenannten 'Allerweltsarten'
in Zukunft massiv gefährdet sind."




[image: Foto: © Senckenberg/Schmitt]

Ist jetzt schon stark gefährdet: Der Spezialist Roter Apollo
(Parnassius apollo). 

Foto: © Senckenberg/Schmitt



Das Wissenschaftlerteam legt in seiner Studie dar, dass Arten mit
geringen Ansprüchen an ihr Habitat auf den Austausch zwischen
verschiedenen Populationen angewiesen sind. "Unsere Untersuchungen
machen deutlich, dass weit verbreitete Arten einen merklich
vielfältigeren innerartlichen Genpool haben, als Arten, die sich auf
einen speziellen Lebensraum angepasst haben", erläutert Dr. Jan
Christian Habel von der TU München und fährt fort: "Haben die Tiere -
aufgrund von Verinselung ihrer Lebensräume - nicht mehr die
Möglichkeit diese genetische Vielfalt durch Austausch aufrecht zu
erhalten, wird ihnen zukünftig die Anpassungsfähigkeit an veränderte
Umweltbedingungen fehlen." Die Insektenforscher aus München und
Müncheberg sprechen hier von einer "zeitlichen Verschiebung
potentieller Ursachen des Artenrückgangs": Anfänglich sind besonders
die auf ein bestimmtes Ökosystem spezialisierten Insekten, wie
beispielsweise die Schmetterlingsart Roter Apollo (Parnassius apollo)
durch den Verlust von qualitativ wertvollen Lebensraum bedroht. Mit
zunehmender Zeit und weiterer Verschlechterung der Lebensräume sowie
des Zusammenbruchs von Habitatnetzwerken nimmt die Gefährdung für weit
verbreitete, "anspruchslose" Arten zu, wie zum Beispiel den
Perlgrasfalter (Coenonympha arcania).

"Für den praktischen Naturschutz heißt dieses Ergebnis, dass es
zukünftig nicht mehr ausreichen wird kleine, isolierte Schutzgebiete
zu erhalten -diese sind zwar ein Gewinn für spezialisierte Arten mit
einfacher genetischer Struktur; die Masse an Arten, die auf einen
Austausch zwischen lokalen Populationen angewiesen ist, werden wir so
mittel- oder langfristig aber verlieren", prognostiziert Schmitt und
schließt: "Dies führt zu einem weiteren Rückgang von zahlreichen
Insektenarten - mit dramatischen Auswirkungen auf ganze Nahrungsnetze
und Ökosysteme."




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news688484

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, Judith Jördens, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/617: Über 300 Organisationen fordern sofortige Stilllegung von AKW und Brennelementefabrik Lingen (BBU)


Gemeinsame Pressemitteilung

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Internationale Ärzte zur Verhütung des Atomkrieges - Ärzte in sozialer
Verantwortung (IPPNW)

Elternverein Restrisiko Emsland

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

AntiAtomBonn

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Contratom

Robin Wood

Lingen/Münster/Bonn/Berlin, 2. Februar 2018

Mehr als 300 Initiativen, Verbände und Parteien fordern:

"AKW und Brennelementefabrik Lingen sofort stilllegen"
- Brennelementexporte müssen gestoppt werden



304 Initiativen, Verbände und Parteigliederungen unterstützen
mittlerweile die Resolution "Atomstandort Lingen nicht länger
tolerieren - AKW "Emsland" und Brennelementefabrik Lingen sofort
stilllegen". Angesichts der grenznahen Lage des Atomkraftwerks sowie
der heftig umstrittenen Brennelementexporte zu Pannenreaktoren in
Belgien und Frankreich unterstützen auch Initiativen aus den
Niederlanden, Belgien und Frankreich die Ende 2014 gestartete
Resolution. Die Unterstützer erwarten, dass die neue Bundesregierung
und die niedersächsische Landesregierung sowohl das altersschwache
Atomkraftwerk wie auch die Brennelementefabrik umgehend stilllegen.
Zwei Gutachten für das Bundesumweltministerium bestätigten vor kurzem,
dass auch die Brennelementefabrik rechtssicher stillgelegt werden
kann. Die Lingen-Resolution findet sich im Anhang dieser PM.

"Das AKW Emsland ist nun fast 30 Jahre am Netz und damit ziemlich in
die Jahre gekommen, die Brennelementefabrik beliefert immer wieder
Atomkraftwerke wie Tihange, Doel, Cattenom und Fessenheim, die vor
allem für schwerwiegende Pannen und gravierende Sicherheitsmängel
bekannt sind - es gibt keinen Grund, warum diese beiden Atomanlagen
weiter betrieben werden sollten. Der Atomausstieg muss jetzt auch im
Emsland unverzüglich umgesetzt werden," forderte Christina Burchert
vom Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf.

Am nächsten Dienstag, 6. Februar, findet um 16 Uhr eine Mahnwache vor
der Düsseldorfer Staatskanzlei statt, weil NRW-Ministerpräsident Armin
Laschet für die CDU in den Koalitionsverhandlungen die zukünftige
Atompolitik in Deutschland - also auch in Lingen - maßgeblich
mitbestimmt. Noch letzten Sommer hatte Laschet dabei einen Exportstopp
für Brennelemente von Lingen nach Tihange und Doel gefordert, dies
aber bis jetzt in die Koalitionsverhandlungen mit der SPD nicht
eingebracht. Von Niedersachsens Ministerpräsident Stephan Weil (SPD)
ist zur Atompolitik gar nichts zu hören.

Kritik an Brennelementexporten von Lingen nach Belgien, Frankreich
 und Finnland

Zugleich kritisieren die Initiativen und Verbände scharf, dass
Deutschland in den letzten Monaten nicht nur Pannenreaktoren in
Belgien und Frankreich beliefert hat, sondern nun auch den neuen
finnischen Reaktor Olkiluoto 3 aus Lingen mit frischen Brennelementen
zur Inbetriebnahme versorgt. Schon jetzt ist das AKW durch gravierende
Baupannen und finanzielle Schwierigkeiten ein Skandalreaktor und
sollte auf keinen Fall ans Netz gehen. Mit den entsprechenden
Exportgenehmigungen für Olkiluoto 3 hat die Bundesregierung erneut das
Gefahrenpotenzial eines schweren Reaktorunglücks in Europa erhöht.
Zudem befürchten Atomkraftgegner, dass schon bald wieder neue
Exportgenehmigungen für Tihange, Doel, Cattenom und Fessenheim erteilt
werden könnten. Erst gestern waren neue schwere Sicherheitsmängel beim
AKW Tihange 1 bekannt geworden.

Brennelementefabrik Lingen hat neuen Besitzer: EDF - Framatome


Zum Jahreswechsel haben sich in Lingen auch die Besitzverhältnisse an
der Brennelementefabrik geändert: Das französische Staatsunternehmen
AREVA wurde aufgrund zahlreicher Skandale und finanzieller
Schwierigkeiten aufgelöst. Die Brennelementefabrik gehört jetzt zur
wiederbelebten französischen Atomfirma Framatome, die zu 75,5% dem
staatlichen französischen AKW-Betreiber EDF (Fessenheim, Cattenom, ...)
gehört. Den Rest teilen sich Mitsubishi Heavy Industries sowie
Assystem. Auch mit der neuen Besitzerstruktur bleibt die
Brennelementefabrik also primär ein französisches Staatsunternehmen,
das sich - geduldet und unterstützt von der deutschen Politik -voll
und ganz einer atomaren Zukunft für Europa widmet.




[image: Raute]



Lingen-Resolution

Atomstandort Lingen nicht länger tolerieren!

AKW "Emsland" und Brennelementefabrik Lingen sofort stilllegen


Lingen ist ein international bedeutender Atomstandort im Emsland. Noch
bis 2022 soll das AKW Lingen II ("Emsland") weiterlaufen, die
benachbarte Brennelementefabrik von Areva sogar zeitlich unbefristet.
Von Atomausstieg ist in Lingen keine Spur. Doch beide Atomanlagen sind
inzwischen altersschwach, die Brennelementefabrik musste 2014 wegen
altersbedingter Materialermüdung sogar teilweise stillgelegt werden.
Atomanlagen gefährden die Gesundheit und Sicherheit der Bevölkerung
unmittelbar - das gilt erst recht, wenn sie altersschwach sind!

In Lingen wird zudem ständig neuer Atommüll produziert - darunter
abgebrannte hochradioaktive Brennelemente. Doch eine sichere
Entsorgung steht in den Sternen. Zudem gefährden die internationalen
Urantransporte von und zur Brennelementefabrik die Menschen an den
Transportwegen. Erschreckend waren auch die Ergebnisse einer völlig
fehlgeschlagenen und geheim gehaltenen Katastrophenschutzübung in
Lingen 2013, bei der Bund und Länder einen Super-GAU im AKW Emsland
simuliert haben. Dabei wurde erneut deutlich, dass eine
Reaktorkatastrophe verwaltungstechnisch nicht beherrschbar ist. Die
Bevölkerung wäre vor der radioaktiven Wolke nicht rechtzeitig gewarnt
worden. Schwere gesundheitliche Schäden, zahlreiche Todesfälle und
generationsübergreifende Gesundheits- und Umweltschäden wären die
Folge gewesen.

Was muss noch passieren? In Lingen wird mehr als deutlich, wie
gefährlich die Atomenergie ist. Eine weitere Nutzung wäre völlig
unverantwortlich, offensichtliche Sicherheitsprobleme dürfen nicht
länger kleingeredet werden. Die Altersprobleme der Atomanlagen in
Lingen werden sich in Zukunft naturbedingt verstärken. Das wollen wir
nicht hinnehmen. Wir kommen ohne Atomstrom aus und wollen nicht, dass
aus Deutschland auch in Zukunft Brenn-elemente für den Betrieb von
Atomkraftwerken in anderen Ländern exportiert werden. Wer aus der
Atomenergie in Deutschland aussteigen will, muss auch die
Brennelementeproduktion stoppen. Dass das möglich ist, wurde bereits
vor 25 Jahren mit der Stilllegung der hessischen Brennelementefabriken
in Hanau bewiesen. Wir fordern deshalb von der niedersächsischen
Landesregierung und der Bundesregierung die sofortige Stilllegung des
AKW Emsland sowie der Brennelementefabrik Lingen.

Die Zeit für einen echten Atomausstieg ist auch im Emsland mehr als
reif!

Anmerkung: Mehrere belgische Organisationen unterstützen seit Ende
2017 die Lingen Resolution, wobei sie ergänzend betonen, dass eine
Versorgung durch 100% erneuerbare Energien realisiert werden soll.
Dabei weisen sie auf die Notwendigkeit eines sozialverträglichen
Wechsels hin. Neue Arbeitsplätze für alle Arbeiter[innen] der
Nuklear-Betriebe in Lingen, Gronau und der anderen Nuklearanlagen sind
zu schaffen. Die entsprechenden belgischen Organisationen sind hinter
dem Namen der Organisation mit (XXX) gekennzeichnet. (Vermutlich
hätten auch die anderen UnterstützerInnen der Lingen-Resolution diese
Forderungen mitgetragen, wenn sie von Anfang an Gegenstand der
Lingen-Resolution gewesen wären. Nachträglich ist es nicht möglich,
den Text der Resolution (aus dem Jahr 2014) zu verändern.

Die Resolution wurde am 26. November 2014 (unterzeichnet von 59
Organisationen) an den nie-dersächsischen Umweltminister Stefan Wenzel
und an Bundesumweltministerin Barbara Hendricks gesendet. Am selben
Tag erhielt der Oberbürgermeister von Lingen (Dieter Krone) eine Kopie
und die Presse wurde über die Resolution informiert. Am 2. März 2016
wurde die Resolution erneut Umweltminister Wenzel übermittelt. Weitere
Initiativen und Verbände sind gebeten, sich der Resolution
anzuschließen. Seit der Initiierung dieser Resolution kam es in Lingen
immer wieder zu Störfällen. Bekannt wurden u. a. "meldepflichtige
Ereignisse" beim AKW Lingen 2 am 3. April 2015, am 18. November 2015
und am 4. Januar 2018, sowie in der Brennelementefabrik am 3. Februar
2016 und am 10. Mai 2017.

Kontakt für Informationen und weitere Unterstützungserklärungen:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), Vorstandsmitglied
Udo Buchholz, Siedlerweg 7, 48599 Gronau, 02562-23125,
udo.buchholz@bbu-bonn.de




Weitere Infos:

www.ippnw.de, www.sofa-ms.de,

www.antiatombonn.de, www.bbu-online.de,

www.urantransport.de

Den jeweils aktuellen Stand der UnterstützerInnenliste findet man
unter http://bbu-online.de

Direktlink: http://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202018.pdf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 02.02.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Tel. 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





EUROPA/514: EU-Konsultation zum Rückgang der Bestäuberinsekten (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 30.01.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Mitmachen: EU-Konsultation zum Rückgang der Bestäuberinsekten



Um dem Insektensterben entgegenzuwirken, will die EU-Kommission eine
europäische Initiative für Bestäuber erarbeiten. Zu diesem Zweck hat
sie jetzt eine öffentliche Konsultation gestartet.

Grund dafür ist, dass fast jede zehnte Bienen- und Schmetterlingsart
laut der Europäischen Roten Liste vom Aussterben bedroht ist. Die
Ursachen dafür sind vielfältig, aber hauptsächlich menschengemacht:
Intensive Landwirtschaft, die Verwendung von Pestiziden und
Umweltverschmutzung stellen die größten Gefahren für Bienen und andere
Bestäuber dar. Mit der europäischen Initiative für Bestäuber, die im
Dezember 2017 gestartet wurde, will die EU-Kommission die
Öffentlichkeit für das Thema sensibilisieren und eine Lösung für den
Rückgang der Bestäuberbestände in Europa finden.

Die noch bis zum 5. April laufende öffentliche Konsultation ist
Bestandteil dieser Initiative und befasst sich mit den Ursachen und
Folgen des Rückgangs der Bestäuberinsekten, möglichen Gegenmaßnahmen
und der EU-Dimension des Problems. Sie bietet Umwelt- und
Naturschutzverbänden, Wissenschaftler*innen, Behörden, Landwirt*innen,
Unternehmen und Bürger*innen die Möglichkeit, sich an der Diskussion
zum Thema zu beteiligen und Lösungsansätze für das Problem zu
präsentieren. [km]



Konsultation

https://ec.europa.eu/info/consultations/public-consultation-eu-initiative-pollinators_de

EU Pollinators Initiative

http://ec.europa.eu/environment/nature/conservation/species/pollinators/index_en.htm
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LUFT/592: München hat die dreckigste Luft Deutschlands - Armutszeugnis für die Staatsregierung (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 1. Februar 2018

München hat die dreckigste Luft Deutschlands - Armutszeugnis für
die Staatsregierung



München/Berlin: In den letzten Jahren hieß der Spitzenreiter bei
dreckiger Luft Stuttgart. Mit dem heutigen Tag hat die
Landeshauptstadt München mit ihrer Messstation an der Landshuter Allee
den traurigen Spitzenplatz erlangt.

Vorgestern musste Bundesumweltministerin Barbara Hendricks bei
EU-Umweltkommissar Karmenu Vella Versäumnisse der Bundesregierung
eingestehen. Die Bundesregierung muss daher eine Klage wegen
dauerhafter Überschreitung der NO2-Grenzwerte erwarten. Anlässlich der
heute vom Umweltbundesamt veröffentlichten Zahlen zur Luftqualität
kommentiert der Landesbeauftragte und Sprecher des
Bundesarbeitskreises Verkehr im BUND Richard Mergner: "Die heute
veröffentlichten Daten zeigen, was von Umweltverbänden seit Jahren
angeprangert wird. Münchner Luft ist nicht weiß - blau, sondern grau
und gesundheitsgefährlich. Die Staatsregierung hat über Jahre die
Gefahr für Gesundheit und Umwelt in allen bayerischen Großstädten
verharmlost und ist tatenlos geblieben."

Der BUND Naturschutz fordert, dass alle Diesel-Fahrzeuge die
vorgeschriebenen Stickoxid-Grenzwerte nicht nur auf dem Papier,
sondern auch auf der Straße einhalten. "Die Autokonzerne sind
verantwortlich dafür, dass Autos zu viele Schadstoffe ausstoßen,
obwohl die technischen Möglichkeiten zur Nachrüstung längst gegeben
sind. Wenn die Autokonzerne sich weigern, Filteranlagen auf ihre
Kosten einzubauen, müssen sie von der Bundesregierung dazu gezwungen
werden. Die Kumpanei zwischen Bundesregierung, bayerischer
Staatsregierung und Autoindustrie ist unerträglich und muss zum
Gesundheitsschutz der Bürger endlich beendet werden", so Mergner.




Brief der Umweltverbände an K. Vella:

www.bund.net/stickstoffdioxid-brief

Daten des Umweltbundesamtes:

https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/luftqualitaet-2017-rueckgang-der

https://www.bund-naturschutz.de/fileadmin/Bilder_und_Dokumente/Presse_und_Aktuelles/Pressemitteilungen/2018/Verkehr/PM-015-18-UBA_Zahlen_Stickoxide.pdf
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LUFT/591: EU-Kommission reißt der Geduldsfaden bei notorischen Luftverschmutzern (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 30.01.2018 / Emissionen


EU-Kommission reißt der Geduldsfaden bei notorischen Luftverschmutzern




EU-Umweltkommissar Karmenu Vella hat die Umweltminister*innen aus neun
Mitgliedstaaten aufgefordert, endlich Maßnahmen gegen die
Luftverschmutzung umzusetzen. Ansonsten werde geklagt.

In Deutschland, Tschechien, Spanien, Frankreich, Italien, Ungarn,
Rumänien, der Slowakei und Großbritannien werden seit Jahren die
Grenzwerte für Stickstoffdioxid und Feinstaub übertreten, ohne dass
die Regierungen ernsthaft etwas dagegen unternehmen. Auf einem
Mini-Gipfel am Dienstag in Brüssel forderte der Kommissar die
Umweltminister*innen dieser neun Staaten dazu auf, nun endlich
wirksame Maßnahmen gegen die Luftverschmutzung in den Städten
umzusetzen.

Im Anschluss an das Treffen erklärte Vella, dass die bisherigen
Maßnahmen und auch die auf dem Gipfel vorgebrachten Ideen nicht
ausreichend seien, um die Verschlechterung der Luftqualität in den
nächsten Jahren zu stoppen. Wenn die Mitgliedstaaten das Problem nicht
bald mit der nötigen Dringlichkeit behandelten, werde die Kommission
rechtliche Konsequenzen ziehen. "Die Fristen für die Einhaltung der
Werte sind längst abgelaufen. Einige sagen, dass wir bereits zu lange
gewartet haben. Aber wir können es jetzt nicht weiter aufschieben",
erklärte Vella. Er setzte eine letzte Frist: Bis Ende der kommenden
Woche sollen die betroffenen EU-Länder schriftlich erklären, wie sie
die EU-Standards zur Luftreinhaltung einhalten wollen.

Umweltverbände fordern schon lange Gerichtsverfahren gegen die
Staaten, in denen zu wenig für eine Verbesserung der Luftqualität
getan wird. Bisher hat die Kommission jedoch nur Bulgarien und Polen
vor dem Europäischen Gerichtshof verklagt. Den anderen Mitgliedstaaten
wurde immer wieder Aufschub gewährt. Margherita Tolotto vom
Europäischen Umweltbüro verlangt ein stärkeres Auftreten von der
Kommission: "Es kann nur eine begrenzte Zahl "letzter Warnungen" für
diese Minister*innen geben."

Jedes Jahr sterben EU-weit 400.000 Menschen vorzeitig an den Folgen
verschmutzter Luft. Viele Menschen leiden zudem unter Krankheiten, die
durch schlechte Luft verursacht werden. [km]



Pressemitteilung von Karmenu Vella

http://europa.eu/rapid/press-release_STATEMENT-18-508_en.htm

Fragen und Antworten zum Gipfel vom Europäischen Umweltbüro

http://eeb.org/media-briefing-eu-toxic-bloc-air-pollution-summit/
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CHEMIE/416: EU erkennt Bisphenol A als besonders besorgniserregend an (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 3. Februar 2018

EU erkennt Bisphenol A als besonders besorgniserregend an

Studien belegen hormonelle Wirkung auf Fische und Amphibien - UBA
prüft weitere Regulierung



Das Umweltbundesamt (UBA) begrüßt die Entscheidung der EU, die
Chemikalie Bisphenol A nun auch aufgrund ihrer hormonellen Wirkungen
auf Tiere in der Umwelt als besonders besorgniserregend anzuerkennen.
Der zuständige Ausschuss der Mitgliedstaaten der Europäischen
Chemikalienagentur (ECHA) hatte dies im Dezember 2017 entschieden und
ist damit einem Vorschlag Deutschlands einstimmig gefolgt. Ab Januar
2018 ist Bisphenol A damit nicht nur wegen seiner schädlichen Wirkung
auf den Menschen sondern auch wegen seiner Umwelteigenschaften auf der
sogenannten REACH-Kandidatenliste. Der Stoff könnte nun noch
weitgehender reguliert werden. Studien hatten gezeigt, dass Bisphenol
A bei Fischen und Froschlurchen hormonähnlich wirkt und Fortpflanzung
und Entwicklung schädigt. Das UBA wird prüfen, ob und gegebenenfalls
welche Verwendungen von Bisphenol A für einen besseren Schutz der
Umwelt zusätzlich beschränkt werden müssen. Umzusetzen wäre das durch
den europäischen Gesetzgeber.

Bisphenol A ist Ausgangsstoff für Polykarbonat-Kunststoffe sowie
Epoxidharze und gehört mit 3,8 Millionen Tonnen pro Jahr zu den am
meisten produzierten Chemikalien weltweit. Der Stoff steckt noch in
vielen Alltagsprodukten wie Trinkflaschen, Konservendosen, DVDs,
Kassenzetteln aus Thermopapier oder Lebensmittelverpackungen und kann
über verschiedene Wege in die Umwelt gelangen.

Für den Menschen wurde Bisphenol A bereits auf Vorschlag von
Frankreich wegen seiner fortpflanzungsschädigenden und hormonellen
Wirkung als besonders besorgniserregender Stoff identifiziert und in
die sogenannte Kandidatenliste aufgenommen. Stoffe dieser Liste sind
Kandidaten für das Zulassungsverfahren unter REACH, welches das
langfristige Ziel hat, den Stoff zu ersetzen und die Verwendung von
weniger schädlichen Alternativen zu fördern.

Im August 2017 hatte das UBA bei der Europäischen Chemikalienagentur
ECHA ein Dossier zur Identifizierung von Bisphenol A als besonders
besorgniserregenden Stoff (SVHC) für die Umwelt eingereicht. Ziel war,
Bisphenol A aufgrund seiner hormonellen Wirkung auf Organismen in der
Umwelt als sogenannten "endokrinen Disruptor" zu identifizieren. Dem
folgte der zuständige Ausschuss der Mitgliedstaaten der ECHA im
Dezember 2017. Vorausgegangen war eine ausführliche Bewertung der
verfügbaren wissenschaftlichen Studien durch das UBA. Diese zeigte,
dass Bisphenol A vor allem in Fischen und Amphibien (Froschlurchen)
endokrin-vermittelte schädliche Effekte auf die Fortpflanzung und
Entwicklung haben kann.

Mit der erneuten Aufnahme in die Kandidatenliste müssen nun auch die
Wirkungen auf die Umwelt bei weiteren regulatorischen Maßnahmen
stärker berücksichtigt werden. Die Verwendung von Bisphenol A in
Thermopapier ist aus Gründen des Gesundheitsschutzes ab 2020 verboten.
Hierdurch könnten auch Einträge von Bisphenol A in die Umwelt sinken.
Das UBA prüft derzeit ob und wenn ja welche weiteren Verwendungen
beschränkt werden müssten, um das Vorkommen in der Umwelt zu
reduzieren. Welche Risiken Ersatzstoffe von Bisphenol A für die Umwelt
haben, wird derzeit in einem Forschungsprojekt des UBA und durch
Bewertungen von EU-Mitgliedstaaten analysiert.

Mit der Identifizierung von Bisphenol A als SVHC und der Aufnahme in
die REACH-Kandidatenliste geht eine Informationspflicht innerhalb der
Lieferkette einher. Für Verbraucherinnen und Verbraucher gilt ein
explizites Auskunftsrecht über Vorkommen von SVHC in Erzeugnissen. Die
Hersteller, Lieferanten und Händler müssen offenlegen, ob in
Erzeugnissen ein besonders besorgniserregender Stoff in einer
Konzentration von über 0,1% enthalten ist.

Verbraucherinnen und Verbraucher können dazu mit Hilfe der
Smartphone-App "Scan4Chem" des UBA bei Herstellern einfach eine
Anfrage stellen -
und so deutlich machen, dass sie keine SVHC in Produkten akzeptieren.
Auch für die Umwelt lassen sich mögliche Einträge verringern:
Alltagsprodukte mit Bisphenol A lassen sich vermeiden, indem man zum
Beispiel von Konservendosen (dort kann Bisphenol A in der
Innenbeschichtung enthalten sein) und von Plastikbehältern auf
Mehrweg-Behälter aus z.B. Glas umsteigt. Bedrucktes Thermopapier wie
Kassenzettel oder Fahr- und Eintrittskarten sollten soweit wie möglich
über den Restmüll entsorgt werden. Dadurch wird verhindert, dass
Bisphenol A über recycelte Papierprodukte wie Toilettenpapier wieder
in den Stoffkreislauf und in die Umwelt gelangt.



Links

Aktuelle Liste der Kandidatenstoffe

http://echa.europa.eu/candidate-list-table

REACH für Verbraucherinnen und Verbraucher

https://www.umweltbundesamt.de/themen/chemikalien/chemikalien-reach/reach-fuer-verbraucherinnen-verbraucher

Smartphone-App "Scan4Chem" für Andriod

https://play.google.com/store/apps/details?id=de.uba.scan4chem

Smartphone-App "Scan4Chem" für IOS

https://itunes.apple.com/de/app/scan4chem/id1205416098

Dokumente

Pressemitteilung 02/2018

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/dokumente/pm-
2018-02_bpa.pdf
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MELDUNG/136: Klimagasemissionen stiegen im Jahr 2016 erneut an (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 23. Januar 2018

Klimagasemissionen stiegen im Jahr 2016 erneut an

Emissionen des Verkehrssektor höher als 1990 - auch Kohleausstieg
nötiger denn je



2016 wurden in Deutschland insgesamt 909,4 Millionen Tonnen
CO2-Äquivalente ausgestoßen. Das sind 2,6 Millionen Tonnen mehr als
2015
und die zweite Steigerung in Folge. Dies zeigen Berechnungen, die das
Umweltbundesamt (UBA) jetzt an die EU berichtet hat. Die Emissionen
des Verkehrs sind erneut angestiegen und liegen mit 166,8 Millionen
Tonnen wieder oberhalb der Emissionen des Jahres 1990. Den größten
Anteil mit 96 Prozent daran hat der Straßenverkehr, dessen Emissionen
um 3,7 Millionen Tonnen angestiegen sind. Grund dafür ist, dass immer
mehr Güter auf der Straße transportiert werden. Auch bleibt der Trend
zu immer größeren und schwereren Autos ungebrochen. "Wir brauchen ein
Umsteuern im Verkehr: Laut Klimaschutzplan der Bundesregierung sollen
bis 2030 die Emissionen des Verkehrs um rund 70 Millionen Tonnen
sinken. Das kann auch gelingen, wenn die Autos deutlich sparsamer
werden und wir eine Quote für Elektroautos bekommen. Der gesetzliche
Rahmen stimmt aber nicht. Wir empfehlen der EU daher vor allem, bei
Autoneuzulassungen ab 2025 nicht mehr als 75 Gramm/CO2 pro Kilometer
im Schnitt der Flotte zu erlauben. Der aktuelle Entwurf der Kommission
für CO2-Grenzwerte bei Pkw ist zu wenig ambitioniert.", sagte
UBA-Präsidentin Maria Krautzberger.

Die größten CO2-Minderungen gab es mit 4,6 Millionen Tonnen in der
Energiewirtschaft, obwohl die Stromexporte gestiegen sind. Der
Energiesektor macht mit 332,1 Millionen Tonnen im Jahr aber immer noch
den Großteil der Emissionen aus (36,5 Prozent). "Wenn wir im
Klimaschutz schnell etwas erreichen wollen, dann müssen wir uns um die
Kohleverstromung kümmern. Ich rate weiter dazu, Braun- und
Steinkohlekraftwerke, die älter als 20 Jahre sind, nur noch mit
maximal 4.000 Volllaststunden pro Anlage pro Jahr laufen zu lassen.
Zudem sollten mindestens 5 Gigawatt der ältesten und ineffizientesten
Braunkohlekraftwerke ganz stillgelegt werden.", so Krautzberger. "Auch
für unsere Klimaziele bis 2030 ist entscheidend, dass die
Energiewirtschaft einen großen Teil der Reduktion schultert. Das geht
nur, wenn wir schnell mit der Stilllegung von älteren bzw.
ineffizienten Braun- und Steinkohlekraftwerken anfangen. Sonst besteht
die Gefahr, dass wir nicht nur unsere Klimaziele für 2020 verpassen,
sondern auch zum Ende des nächsten Jahrzehnts erneut in
Schwierigkeiten kommen." In 2016 hat Deutschland seine Emissionen nur
um 27,3 Prozent gegenüber 1990 senken können; ursprünglich hatte die
Bundesregierung für 2020 eine Minderung von 40 Prozent angestrebt, die
voraussichtlich deutlich verfehlt werden wird.

Die Emissionen aus der Wärmeversorgung von Gebäuden stiegen
witterungsbedingt gegenüber 2015 wieder um 3,6 Millionen Tonnen, da
mehr Energie für das Heizen verwendet wurde. Krautzberger: "Bei den
Gebäuden gibt es ein enormes Einsparpotential; sei es durch eine
effizientere Wärmedämmung, Heizungssanierungen oder mehr erneuerbare
Energien."

In der Landwirtschaft sanken 2016 die Emissionen leicht gegenüber dem
Vorjahr auf 65,2 Millionen Tonnen; ausschlaggebend ist ein geringerer
Einsatz von mineralischen Düngern. Dagegen sind die Emissionen in der
Industrie leicht um 1,4 Prozent angestiegen, insbesondere durch die
Zunahme in der Metallindustrie.

Emissionen nach Treibhausgasen

Mit 88,2 Prozent dominierte auch 2016 Kohlendioxid (CO2) die
Treibhausgasemissionen - größtenteils aus der Verbrennung fossiler
Energieträger. Die übrigen Emissionen verteilen sich auf Methan (CH4)
mit 6 Prozent und Lachgas (N2O) mit 4,2 Prozent, dominiert durch die
Landwirtschaft. Gegenüber 1990 sanken die Emissionen von Kohlendioxid
um 23,9 Prozent, Methan um 54,4 Prozent und Lachgas um 41,1 Prozent.

Fluorierte Treibhausgase (F-Gase) verursachen insgesamt nur etwa 1,7
Prozent der Treibhausgasemissionen, haben aber zum Teil sehr hohes
Treibhauspotenzial. Hier verläuft die Entwicklung weniger einheitlich:
In Abhängigkeit von der Einführung neuer Technologien sowie der
Verwendung dieser Stoffe als Substitute sanken die Emissionen von
Schwefelhexafluorid (SF6) bzw. Fluorkohlenwasserstoffen (FKW) seit
1995 um 40 bzw. 87,5 Prozent. Die Emissionen der halogenierten FKW
(H-FKW) sind seitdem um 31,1 Prozent anstiegen. Die Emissionen von
Stickstofftrifluorid (NF3) stiegen auf niedrigem Niveau seit 1995 um
110,7 Prozent an, gehen aber seit 2010 wieder sehr schnell zurück.



Links

Aktuelle Übersichten der Treibhausgasemissionen 1990 - 2016

http://cdr.eionet.europa.eu/de/eu/mmr/art07_inventory/ghg_inventory/envwldoww/

Dokumente

Pressemitteilung 04/2018

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/dokumente/pm-2018-04_thg_2016.pdf
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GENTECHNIK/1060: In der EU drohen bei Gentechnik-Organismen erhebliche Regelungslücken (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 24. Januar 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

In der EU drohen bei Gentechnik-Organismen erhebliche
Regelungslücken

Stellungnahme des Generalanwalts des Europäischen Gerichtshofs (EuGH)
in der Kritik



24. Januar 2018 / In der vergangenen Woche hat der Generalanwalt des
EuGH eine Bewertung veröffentlicht, ob die neuen Verfahren des
Gen-Editing unter die Gentechnikgesetzgebung der EU fallen sollen. Er
befasst sich nicht in der Sache mit den technischen Verfahren und
ihren Anwendungen und Risiken. Seine Argumentation beruht vielmehr zu
großen Teilen auf zu generellen und zum Teil veralteten Kategorien,
die zu erheblichen Rechtsunsicherheiten führen können. Insbesondere
fehlt eine klare Unterscheidung zwischen den bisher üblichen Verfahren
der Züchtung und den neuen Verfahren des Gen-Editing, bei denen unter
anderem die Gen-Schere CRISPR-Cas eingesetzt wird. Deswegen erwartet
Testbiotech, dass das anstehende Gerichtsurteil keineswegs zu einem
Ende der Debatte über die Regulierung der neuen Gentechnikverfahren
führen wird.

Die Unklarheiten in der Stellungnahme des Generalanwalts gehen zum
großen Teil auf Begrifflichkeiten zurück, die von der Saatgutindustrie
geprägt wurden: Hier spricht man in der Regel von "Neuen
Züchtungsverfahren" oder "zielgerichteter Mutation", wenn eigentlich
die neuen Gentechnikverfahren gemeint sind. Tatsächlich spricht auch
der Generalanwalt im Zusammenhang mit den neuen Gentechnikverfahren
meist von "Mutationen" und verwendet den präziseren und korrekteren
Begriff des "Gen-Editing" lediglich einmal in einer Fußnote. Diese
Wortwahl, die schon in den Fragen zu finden ist, die dem Gericht
ursprünglich zur Prüfung vorgelegt wurden, führt hier zu erheblichen
Verwirrungen.

Mutationen treten auch spontan in der Natur auf oder können durch
unspezifische Reize wie UV-Licht oder Chemikalien erzeugt werden. Die
traditionellen Verfahren der Mutationszüchtung zielen dabei auf eine
Erhöhung der genetischen Variabilität im Erbgut der Pflanzen. Aufgrund
ihrer biologischen Eigenheiten sind sie nur eingeschränkt regulierbar.
Sie sind von der Gentechnikgesetzgebung auch aus historischen Gründen
ausgenommen.

Dagegen greifen die Methoden des Gen-Editing direkt auf der Ebene des
Erbguts ein und versuchen nicht die genetische Vielfalt zu erhöhen,
sondern möglichst gezielt bestimmte Änderungen herbeizuführen. Auch
wenn beim Gen-Editing keine neuen Gene eingefügt werden, sind nicht
nur die Verfahren, sondern auch die Ergebnisse und damit verbundene
Risiken oft deutlich von denen der konventionellen Züchtung
verschieden.

Das zeigt auch eine aktuelle Publikation aus der Grundlagenforschung:
Bei Versuchen an der Ackerschmalwand wurden mit Hilfe von CRISPR-Cas
bestimmte Erbanlagen verändert, die der Züchtung bisher nicht
zugänglich waren. Obwohl dabei keine zusätzlichen Gene eingefügt
wurden, waren die Ergebnisse zwischen verschiedenen Untergruppen der
selben Art sehr unterschiedlich, vermutlich wurden sie von der
Epigenetik, d.h. der Genregulierung, beeinflusst. Das zeigt, dass die
Methoden für die Risikobewertung verbessert werden müssen:
Epigenetische Effekte werden bisher nicht berücksichtigt.

Dagegen kommt der Generalanwalt, ohne sich mit Details zu befassen, zu
der überraschenden Einschätzung, dass es nicht darauf ankomme, ob die
jeweiligen Verfahren risikobehaftet sind oder bereits als sicher
erprobt sind. Je nach Lesart der Stellungnahme könnten so auch
Organismen, die mit neuen Verfahren unter Verwendung der Gen-Schere
CRISPR verändert sind, ohne Zulassungsprüfung und Kennzeichnung auf
den Markt kommen. Die damit verbundenen Risiken müssten dann von den
EU-Mitgliedsländern national geregelt werden, so der Generalanwalt.

Falls der EU-Gerichtshof der Meinung des Generalanwaltes folgt,
könnten sich in der EU erhebliche Lücken in der Regulierung ergeben.
Die Folge wäre, dass es in vielen Fällen keine Erfassung der
Organismen, keine Sicherheitsprüfung und keine geeigneten
Nachweisverfahren gäbe.

Nach Ansicht von Testbiotech müssen die neuen Verfahren EU-weit
einheitlich auf ihre Risiken geprüft werden. Sollte es durch das in
den nächsten Wochen zu erwartende Gerichtsurteil tatsächlich zu
erheblichen Lücken in der Regulierung kommen, wäre es daher
unerlässlich, dass die Politik aktiv wird, um beispielsweise
unkontrollierte Importe oder Freisetzungen zu verhindern.



Weitere Informationen:

Stellungnahme des Generalanwalts (18.1.2018)

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198532&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=779174


Forschungsergebnisse zum Gen-Editing bei Arabidopsis

https://www.testbiotech.org/gentechnik-grenzen/arabidopsis/basistext
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MELDUNG/325: Glyphosat contra biologische Vielfalt - Empfehlungen des Bundesamts für Naturschutz (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 2. Februar 2018

Glyphosat contra biologische Vielfalt: Empfehlungen des BfN

- Wissenschaftliche Studien belegen erhebliche negative
Auswirkungen

- Bundesamt für Naturschutz veröffentlicht Positionspapier



Bonn, 31. Januar 2018: Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) weist auf
die gravierenden Risiken glyphosathaltiger Pflanzenschutzmittel für
die biologische Vielfalt hin und empfiehlt die Anwendung in
Deutschland so schnell wie möglich zu beenden. Die nach der
Entscheidung der Wiederzulassung von Glyphosat in Europa zu treffenden
Regelungen zum Umgang mit glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln in
Deutschland stehen mit der Konstituierung der entsprechenden
Fachausschüsse nun auf der Agenda des Bundestages. Zudem ist am 2.
Februar eine Debatte des Bundesrates geplant. Das BfN hat dazu
Empfehlungen in einem Positionspapier veröffentlicht. "Der Einsatz von
glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln hat, das belegen die von uns
ausgewer-teten wissenschaftlichen Studien, erhebliche negative
Auswirkungen auf die biologische Vielfalt.

Das trifft auch für die in Deutschland derzeit zugelassenen
Anwendungen zu. Hier sind insbeson-dere indirekte Auswirkungen auf die
Vielfalt und Dichte von Arten zu befürchten und diese können zum
Beispiel den Insektenrückgang noch verstärken", erklärt
BfN-Präsidentin Prof. Beate Jessel. "Deshalb ist es unumgänglich, die
biologische Vielfalt insbesondere in der Agrarlandschaft deutlich
besser als bislang vor solchen Auswirkungen zu schützen. Einen Beitrag
dazu wollen wir mit unserem Positionspapier zu den Auswirkungen von
Glyphosat auf die Biodiversität und den darin formulierten
Empfehlungen leisten."

Glyphosat ist weltweit der meist verwendete Herbizidwirkstoff - mit
hohen Risiken für die biologische Vielfalt. Dabei sind sowohl die
direkten toxischen Wirkungen als auch die indirekten Wirkungen auf so
genannte Nichtzielarten zu berücksichtigen. Direkte Auswirkungen auf
die Flora zeigen sich unter anderem bei gefährdeten
Ackerwildkrautarten. Direkte Auswirkungen auf die Tierwelt sind vor
allem in Gewässern und Feuchtgebieten, und dort bei Amphibien
nachgewiesen. Gravierender sind - und das belegen ebenfalls
wissenschaftliche Studien - die indirekten Auswirkungen: Die
großflächige Vernichtung der die Äcker begleitenden Flora verknappt in
ausgeräumten Agrarlandschaften die Nahrung für blütenbesuchende und
auf Wildkräuter spezialisierte Insekten. Die mit der Intensivierung
der Agrarlandschaften einhergehenden steigenden Herbizid-Anwendungen
werden als eine der wesentlichen Ursachen für den massiven
Insektenrückgang genannt. Verändern sich die Nahrungs- oder
Lebensraumbedingungen von Insekten und auch von Regenwürmern, wirkt
sich dies auf die Nahrungsnetze aus und kann so zu Rückgängen von
Vögeln und Kleinsäugern führen. Nachgewiesen ist unter anderem eine
klare Beziehung zwischen dem Rückgang des Rebhuhns und dem Einsatz von
Breitband-Pflanzenschutzmitteln wie Glyphosat. Solche
Nahrungsnetzeffekte zeigen beispielsweise auch Studien in Nord- und
Südamerika, wo gentechnisch veränderte Pflanzen (GVO) mit Resistenz
gegen Glyphosat großflächig angebaut werden und dort die intensive
Anwendung von glyphosat-haltigen Pflanzenschutzmitteln bedingen.

Das BfN empfiehlt deshalb indirekte Wirkungen auf die biologische
Vielfalt bei Wirkstoffprüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln
stärker zu berücksichtigen und auf allen Ebenen zum Gegenstand der
Prüfungen und Entscheidungen zu machen. Nationale Mittelzulassungen
sind gegebenenfalls mit Auflagen zu versehen, die negative
Auswirkungen auf die biologische Vielfalt effektiv mindern können.
Ähnliches gilt auch im Bereich herbizidresistenter gentechnischer
Organismen. Hier bleibt es aus Sicht des Bundesamtes für Naturschutz
nach wie vor wichtig, im Rahmen des Gentechnikrechts auch die
Anwendung des jeweiligen Herbizids zu prüfen. Als Maßnahmen zum Schutz
der biologischen Vielfalt ist die Empfehlung des BfN, vor allem die
rechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen bzw. zu schaffen, um den
Einsatz von glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln schnell zu beenden
sowie bis dahin maximal zu beschränken. Zugleich sollten auch
ökonomische Instrumente, beispielsweise eine
Pflanzenschutzmittelabgabe geprüft werden.

Im Zusammenhang mit den nun anstehenden Zulassungen glyphosathaltiger
Pflanzenschutzmittel für die landwirtschaftliche Anwendung in
Deutschland empfiehlt das BfN unter anderem, dass diese nicht
angewendet werden dürfen, wenn die Betriebe nicht zugleich auch einen
Mindestanteil an Fläche mit ökologischer Ausgleichsfunktion ohne
entsprechenden Herbizideinsatz aufweisen. Außerdem spricht sich das
BfN dafür aus, den Einsatz glyphosathaltiger Pflanzenschutzmittel in
Schutzgebieten wie Natura-2000-Gebieten, Nationalparken,
Naturschutzgebieten, Kern- und Pflegezonen von Biosphärenreservaten
sowie in Wasserschutzgebieten und Gewässerrandstreifen über die
bestehenden Vorschriften hinaus so weit und so schnell wie möglich zu
verbieten.



Das Positionspapier "Auswirkungen von Glyphosat auf die Biodiversität"
steht auf der BfN-Website www.bfn.de in der Rubrik "Argumente,
Positionen, Hintergründe" zum Download bereit.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/324: Weniger Antibiotika aus der Tierhaltung in die Umwelt (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 23. Januar 2018

Weniger Antibiotika aus der Tierhaltung in die Umwelt

EU soll Arzneimittel nachträglich bewerten - Internet-Portal zu
Tierarzneimitteln für Landwirte und Veterinäre gestartet



Das Umweltbundesamt (UBA) empfiehlt dem EU-Gesetzgeber, für bereits
zugelassene Tierarzneimittel eine Umweltbewertung vorzuschreiben, wenn
zu diesen bisher keine Umweltdaten vorliegen. Insbesondere für
Antibiotika ist das wichtig, denn Antibiotika können in Böden und
Gewässern die Bildung von resistenten Krankheitserregern fördern.
Nötig sind zudem Kriterien für die Zulassung, die das
Resistenz-Potential von Antibiotika prüfen. Ergänzend will das UBA ein
verpflichtendes und flächendeckendes Monitoring von problematischen
Arzneimitteln in Gewässern und Böden einführen. Antibiotikaresistenzen
sind vor allem in Krankenhäusern eine Bedrohung für die menschliche
Gesundheit, doch das UBA sieht auch zunehmende Antibiotikafunde in der
Umwelt mit großer Sorge. Maria Krautzberger, Präsidentin des UBA: "Wir
müssen verhindern, dass Antibiotikarückstände in der Umwelt zum
Problem werden, weil dies die Entwicklung von Resistenzen fördern
könnte." Aus der Tierhaltung können über Gülle und Dung sowohl
Antibiotika als auch resistente Erreger in Wasser und Boden gelangen
und so die natürliche Entstehung von Resistenzen fördern. "Wir müssen
daher gemeinsam mit der Tiermedizin und der Landwirtschaft daran
arbeiten, den Eintrag von Antibiotika aus der Tierhaltung zu senken."
Zur "Grünen Woche" startet das UBA das neue Internetportal
"Tierarzneimittel in der Umwelt". Darin werden vor allem für
tierärztliches Fachpersonal und Landwirte praxisnahe Maßnahmen
vorgeschlagen, um den Antibiotikaeintrag in die Umwelt zu minimieren.

Seit 2014 wird in der EU eine neue Gesetzgebung für die Zulassung von
Tierarzneimitteln verhandelt. Der Vorschlag der EU-Kommission geht
besonders auf Antibiotika und deren Risiken für die menschliche
Gesundheit ein. Für das Umweltbundesamt ist dies die Gelegenheit, die
Berücksichtigung von Umweltaspekten im Rahmen des Zulassungsverfahrens
zu verbessern. Das UBA weist bereits seit langem auf die fehlende
Umweltbewertung für "Altarzneimittel" hin. So fehlt für rund 50
Prozent der verkehrsfähigen Antibiotika für Nutztiere eine umfassende
Umweltbewertung, da es vor 2005 keine EU-weiten Vorgaben für eine
solche Bewertung gab. Das UBA fordert daher ein EU-weites
"Altarzneimittelprogramm" zur nachträglichen Umweltbewertung von
Tierarzneimitteln. Dies betrifft beispielsweise das häufig verwendete
Antibiotikum Sulfadimidin, welches bei Atemwegserkrankungen und
Darminfektionen von Schweinen und Hühnern angewendet wird. In
Deutschland hat das UBA diesen Wirkstoff bereits im Boden und
Grundwasser nachgewiesen.

Problematisch ist zudem die Verbreitung von Antibiotika über Gülle und
Dung, die als Wirtschaftsdünger verwendet werden. Dadurch gelangen
Antibiotika-resistente Keime in die Umwelt. Sie können sich dort
vermehren und ihre Resistenzgene auch auf Erreger übertragen, die für
den Menschen gefährlich sind. Je häufiger das geschieht, desto mehr
resistente Keime können heran wachsen und sich durchsetzen.

Da bei Antibiotika-Anwendung eine enge Verbindung zwischen
Tiergesundheit, menschlicher Gesundheit und Umwelt besteht, ist ein
vorsorgendes, Sektor-übergreifendes Handeln (One-Health-Ansatz)
geboten. "Derzeit fehlt uns noch ein flächendeckender Überblick zum
Vorkommen von Antibiotika in der Umwelt. Daher brauchen wir für
bestimmte Antibiotika und andere problematische Arzneimittelwirkstoffe
ein EU-weites und verpflichtendes Monitoring - in Flüssen, Seen,
Bächen, im Grundwasser und in landwirtschaftlich genutzten Böden",
sagte UBA-Präsidentin Krautzberger. Auch sei ratsam,
Antibiotika-Resistenzen an potentielle Resistenz-"Hot-Spots" wie in
Kläranlagen, Krankenhäusern, großen Tiermastanlagen und in der Nähe von
pharmazeutischen Produktionsstätten besser zu untersuchen. Im
vergangenen Jahr wurde ein EU-Aktionsplan zur Bekämpfung
antimikrobieller Resistenzen veröffentlicht, in dem aber
verpflichtende Maßnahmen für die Umwelt bislang fehlen. Aus Sicht des
UBA muss die Umwelt in diesem Aktionsplan mehr Gewicht bekommen.

Auch Tierarzneimittelnutzer können einen Beitrag leisten, den
Antibiotikaeinsatz zu senken. Im Internetportal "Tierarzneimittel in
der Umwelt" unter www.uba.de/tierarzneimittel stellt das UBA in über
20 Artikeln Informationen und Empfehlungen für Landwirte,
Tiermediziner und interessierte Verbraucher bereit. Diese wurden
gemeinsam mit Tierärztinnen und -ärzten sowie Landwirtinnen und
-wirten erarbeitet. Besonderen Raum nimmt die Vorbeugung ein, also
krankheitsvermeidende Haltungsbedingungen und Stärkung des
Immunsystems. Denn Tierarzneimittel, die nicht erst verabreicht werden
müssen, belasten auch nicht die Umwelt.

Hintergrund:

Die Anwendung von Antibiotika in der Tierhaltung ist in Deutschland
seit 2011 um mehr als die Hälfte auf 742 Tonnen (2016) gesunken. Die
Menge an Antibiotika aus Wirkstoffklassen, die z. B. auch für die
Therapie beim Menschen wichtig sind, bleibt jedoch gleich hoch (BVL,
2017). Der Einsatz in der Tierhaltung hat Folgen, auch für die Umwelt.
Mit der Gülle kommen die von Tieren ausgeschiedenen
Antibiotikarückstände auf unsere Äcker, wo sie sich im Boden
anreichern können. Auch im Grund- und Oberflächenwasser werden
vereinzelt Rückstände von Antibiotika nachgewiesen. Diese Rückstände
in Gewässern können für einige Wasserorganismen sehr schädlich sein.
Zudem können sie die Bildung von Resistenzen in Mikroorganismen
fördern, die natürlicherweise in Böden und im Wasser leben. Da
darunter auch Mikroorganismen sein könnten, die beim Menschen
Krankheiten auslösen, sollte vermieden werden, dass Resistenzen
vermehrt in der Umwelt entstehen und sich verbreiten.



Internetportal "Tierarzneimittel in der Umwelt"

https://www.umweltbundesamt.de/tierarzneimittel-in-der-umwelt-startseite

Dokumente

Pressemitteilung 03/2018

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/dokumente/pm-2018-03_tierarzneimittel.pdf

 * 

Quelle:

UBA-Presse-Information Nr. 3/2018, 23.01.2018

Herausgeber:

Umweltbundesamt (UBA)

Postfach 1406, 06813 Dessau-Roßlau

Postanschrift:

Wörlitzer Platz 1, 06844 Dessau-Roßlau

Telefon: 0340/2103-0, Fax: 0340/2103-2285

E-Mail: pressestelle@uba.de

Internet: www.umweltbundesamt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





VERBAND/339: Förderung und Verwaltung von Naturschutzmaßnahmen müssen flexibler werden (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

"Förderung und Verwaltung von Naturschutzmaßnahmen müssen flexibler
werden"

"Lebendige Agrarlandschaften" beim BMEL-Zukunftsforum der
Internationalen Grünen Woche



"Wir Landwirte nehmen die Ansprüche der Gesellschaft an die
Landwirtschaft im Bereich Naturschutz und Biodiversität sehr ernst.
Häufig bremsen komplizierte gesetzliche Auflagen und Rahmenbedingungen
unser Engagement bzw. werden Ökologie und Ökonomie nicht in Einklang
gebracht." Dies erklärte Landwirt Bernhard Heermann auf dem 11.
Zukunftsforum Ländliche Entwicklung des
Bundeslandwirtschaftsministeriums. Der Umweltbeauftragte des Deutschen
Bauernverbandes (DBV), Eberhard Hartelt, sah sich durch diese
geschilderten praktischen Erfahrungen in den politischen Forderungen
des Bauernverbandes nach einfacheren und flexibleren gesetzlichen
Regelungen bestätigt. Landwirt Heermann setzt auf seinem Betrieb im
Münsterland eine Reihe von Naturschutzmaßnahmen im Projekt
"Energiepflanzenanbau und Biodiversität - Landwirte ackern zur
Förderung der Biodiversität im Münsterland" um, welches zum
Verbundprojekt "Lebendige Agrarlandschaften" gehört. Dieses und
weitere Projekte zeigten eine gut funktionierende Zusammenarbeit
zwischen Landwirtschaft und Naturschutz, stellte Hartelt fest. Zu der
Diskussion über die Umsetzung von Naturschutzmaßnahmen in
Agrarlandschaften auf dem Zukunftsforum hatte das vom DBV koordinierte
Verbundprojekt "Lebendige Agrarlandschaften" gemeinsam mit der Michael
Otto Stiftung für Umweltschutz, dem Bundesamt für Naturschutz, der
Deutschen Stiftung Kulturlandschaft und dem Deutschen Verband für
Landschaftspflege eingeladen.

In der Diskussion zwischen dem Staatssekretär des
Bundeslandwirtschaftsministeriums, Dr. Hermann Onko Aeikens, der
Staatssekretärin des Brandenburger Landwirtschaftsministeriums, Dr.
Carolin Schilde, Professor Dr. Karl-Heinz Erdmann vom Bundesamt für
Naturschutz, dem DBV-Umweltbeauftragten Eberhard Hartelt und Landwirt
Bernhard Heermann bestand Einigkeit darüber, die Vorschläge der
EU-Kommission für eine neue EU-Agrarpolitik nach 2020 als Chance
aufzugreifen. Naturschutzmaßnahmen sollten noch besser an die
regionalen und standörtlichen Bedingungen angepasst und
praxistauglicher ausgestaltet werden.

Für den Erfolg des Naturschutzes in den Agrarlandschaften von
grundlegender Bedeutung seien die enge Einbindung der
landwirtschaftlichen Betriebe, der Dialog mit dem Naturschutz und eine
gezielte Beratung. In der Podiumsdiskussion wurde deutlich der Wunsch
geäußert, bei der Effektivität von Maßnahmen zum Schutz von Feldvögeln
in der Agrarlandschaft unter anderem auch den Einfluss von
Beutegreifern wie Fuchs und Waschbär zu überprüfen und zu
berücksichtigen.

"Landwirte haben großes Interesse daran, die Vielfalt der heimischen
Tier- und Pflanzenarten in den Agrarlandschaften zu erhalten und zu
fördern. Das Projekt "Lebendige Agrarlandschaften" bietet
praxistaugliche und ökonomisch tragfähige Naturschutzmaßnahmen an,
unterstützt die Landwirte so bei der Förderung der Biodiversität und
bezieht sie in die Ergebnisse von Monitorings und Analysen ein",
erklärte Hartelt. Das Verbundprojekt präsentierte auf dem
ErlebnisBauernhof in Halle 3.2 der Internationalen Grünen Woche die
Umweltleistungen der Landwirtinnen und Landwirte zum Beispiel anhand
dreidimensionaler Landschaftsmodelle und einer Aktionssäule zur
Verdeutlichung der komplexen Wechselbeziehungen zwischen
landwirtschaftlicher Produktion und Ökosystemleistungen.

Das Verbundprojekt wird im Rahmen des Bundesprogramms Biologische
Vielfalt durchgeführt. Es wird durch das Bundesamt für Naturschutz mit
Mitteln des Bundesumweltministeriums sowie mit Mitteln der
Landwirtschaftlichen Rentenbank gefördert.

Weitere Informationen finden Sie unter 

www.lebendige-agrarlandschaften.de.

 * 
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MELDUNG/348: EuroNatur fordert sofortigen Schutz der Saline Ulcinj in Montenegro (EuroNatur)


EuroNatur / Stiftung für Europas Natur - 30. Januar 2018

Am 2. Februar ist Weltfeuchtgebietstag 

EuroNatur fordert sofortigen Schutz der Saline Ulcinj in
Montenegro

Wiederaufnahme der Salzproduktion würde Perspektiven für Vögel und
Menschen schaffen



Radolfzell. Anlässlich des Weltfeuchtgebietstages am 2. Februar macht
die Naturschutzstiftung EuroNatur auf die schleichende Zerstörung der
Saline Ulcinj im Süden Montenegros aufmerksam. Das 1.500 Hektar große
Areal stellt für zahlreiche Wasservogelarten einen der bedeutendsten
Rast- und Überwinterungsplätze an der gesamten Adria dar. Auch als
Brutgebiet genießt die Saline überregionale Bedeutung. Doch aufgrund
der Blockadehaltung der montenegrinischen Regierung steht das Gebiet
bis heute nicht unter nationalem Schutz.

Nachdem das Konsortium Eurofond 2005 den Betrieb der Saline übernommen
hatte, wurden keinerlei Mittel mehr in das Geschäft der Salzgewinnung
gesteckt. In der Folge musste der Salinenbetrieb 2014 eingestellt
werden. Die Auswirkungen für den wertvollen Lebensraum sind
dramatisch. "Die Dämme müssen wieder gewartet und das Wassermanagement
gesichert werden, ansonsten verliert die Saline durch Aussüßung der
Flächen ihre hohe ökologische Bedeutung", warnt
EuroNatur-Projektleiter Dr. Stefan Ferger.

Deshalb fordert EuroNatur neben der Unterschutzstellung des Gebietes
auch, den Salzbetrieb wieder aufzunehmen. "Salzgewinnung ist die
naturverträglichste Form des Wirtschaftens auf diesem Areal. Durch die
Wartung der Flächen würde die Saline wieder zu dem attraktiven
Lebensraum für seltene Vogelarten werden, der sie bis vor kurzem noch
war. Auch die Menschen würden profitieren. Die Saline könnte erneut zu
einem wichtigen Arbeitgeber in der Region werden", sagt
EuroNatur-Campaigner Viviane Meyer.

Die Pläne von Eurofond, einen Hotelkomplex mit insgesamt 1.500 Betten
auf dem Areal zu errichten, würden das endgültige Aus der Saline als
eines der wichtigsten Feuchtgebiete auf der Adria-Zugroute bedeuten.
EuroNatur-Geschäftsführer Gabriel Schwaderer fasst die ganze
Problematik zusammen: "Ein fantastischer Teil des europäischen Natur-
und Kulturerbes droht der Gier einiger Weniger geopfert zu werden. Die
Regierung Montenegros kommt ihren internationalen
Naturschutzverpflichtungen bislang in keiner Weise nach. Vor dem
Hintergrund der EU-Beitrittsverhandlungen mit Montenegro erwarten wir,
dass auch die Europäische Kommission den sofortigen Schutz der Saline
entschieden einfordert".




Hintergrundinformationen:

• Weltfeuchtgebietstag 2018: Der World Wetlands Day wird jedes
Jahr am
2. Februar gefeiert. Am 2. Februar 1971 wurde in der iranischen Stadt
Ramsar (am Ufer des Kaspischen Meeres gelegen) das internationale
Übereinkommen zum Schutz der Feuchtgebiete verabschiedet.

https://www.ramsar.org/activity/world-wetlands-day-2018

• Saline Ulcinj: Das Salinenareal von Ulcinj in Montenegro, das
zum
Bojana-Buna-Delta gehört, ist mit 1.500 Hektar eine der größten
Salinen im Mittelmeerraum - und eines der wichtigsten Rast-, Brut- und
Überwinterungsgebiete für Zugvögel an der östlichen Adriaküste.

https://www.euronatur.org/unsere-themen/projektgebiete/projektgebiete-a-z/bojana-buna-delta-und-skutari-see/projekte/saline-ulcinj/

• EuroNatur-Preis 2017: Im Oktober wurde Gudrun Steinacker, von
2014
bis 2016 Botschafterin in Montenegro, mit dem EuroNatur-Preis
ausgezeichnet. Damit wurde sie für ihr großes persönliches Engagement
zur Rettung der Saline Ulcinj ausgezeichnet.

https://www.euronatur.org/unsere-themen/kampagnen-und-initiativen/euronatur-preis/euronatur-preis-2017/
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SPORT/025: Skigebiet bedroht Natura-2000-Schutzgebiet in Bulgarien (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 30.01.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Skigebiet bedroht Natura-2000-Schutzgebiet in Bulgarien



Einem Bericht im Auftrag des WWF zufolge verursacht der Ausbau eines
Skiressorts massive Schäden im bulgarischen Pirin Nationalpark, der
Teil des Natura-2000-Gebietes sowie UNESCO-Weltnaturerbe ist.

Die bulgarische Regierung genehmigte den Bau des Bansko Skiressorts
bereits im Jahr 2000. Im Dezember 2017 gab dann die Regierung grünes
Licht für eine Expansion, nämlich 48 Prozent der Gesamtfläche des
Nationalparks zu erschließen. Unter dem vorläufigen neuen
Bewirtschaftungsplan, der derzeit Gegenstand eines Gerichtsverfahrens
ist, würde das Skigebiet um mehr als das 12-fache der jetzigen Fläche
erweitert. Die Autor*innen des Berichts gehen davon aus, dass rund 60
Prozent des Baumbestands dem geplanten Wintersportgebiet zum Opfer
fallen werden (siehe auch EU-News vom 11.01.2018 [1]).

Sabien Leemans aus dem EU-Büro des WWF griff vor allem die
EU-Kommission scharf an, da diese nur Zeit schinde statt in Bulgarien
die EU-Naturschutzgesetze durchzusetzen. Sofortiges Handeln sei
notwendig, um die fortschreitende Zerstörung dieses Weltnaturerbes und
den Verlust der Artenvielfalt aufzuhalten.

Der am Montag erschienene Bericht macht außerdem Vorschläge, wie
nachhaltiger Tourismus im Pirin Nationalpark gefördert und auf das
ganze Jahr ausgedehnt werden kann. Auf diese Weise soll die
Abhängigkeit vom Wintersport verringert sowie neue Einkommensquellen
erschlossen werden.

Das UNESCO-Welterbe-Zentrum teilte in der vergangenen Woche lediglich
mit, es sei über die Sorgen zivilgesellschaftlicher Akteure zum
Zustand des Nationalparks informiert. [aw]



Dalberg-Bericht im Auftrag des WWF EU "Slippery Slopes: Protecting
Pirin from Unsustainable Ski Expansion and Logging"

http://d2ouvy59p0dg6k.cloudfront.net/downloads/wwf_pirin_report_slippery_slopes_final.pdf

UNESCO-Statement

http://whc.unesco.org/en/news/1774

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/umweltschutz-fehlanzeige-bulgarische-praesidentschaft-startet/

 * 

Quelle:

EU-News, 30.01.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)
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STANDPUNKT/980: BBU fordert Einstufung von CRISPR-CAS als Gentechnik und Hochrisikotechnologie (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 2.
Februar 2018

BBU fordert eine Einstufung von CRISPR-CAS als Gentechnik und
Hochrisikotechnologie



(Bonn / Berlin, 02.02.2018) Im Nachgang der Grünen Woche richtet der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) sein Augenmerk
erneut auf die rasante Entwicklung der modernen Gentechnik und fordert
eine kritische Auseinandersetzung mit den Risiken und Gefahren beim
zunehmenden Einsatz dieser Techniken in der Landwirtschaft, der
Tierzucht oder der Humanmedizin. Konkret fordert der BBU u. a. die
Einstufung der CRISPR-CAS-Methode als Gentechnik und
Hochrisikotechnologie durch das Bundesinstitut für Risikobewertung
sowie die Aufnahme eines Verbots von CRIPR-CAS in den
Koalitionsvertrag von SPD und CDU.

Seit 2016 wird die CRISPR-CAS-Methode, ein Verfahren, bei dem mit
Hilfe einer so genannten Enzymschere sehr präzise einzelne Sequenzen
aus der DNA von Pflanzen, Tieren und Menschen herausgeschnitten und
durch fremde Genabschnitte ersetzt werden kann, von weiten Kreisen der
Wissenschaft als sehr effiziente, kostengünstige und
nebenwirkungsfreie Methode in der Pflanzen- und Tierzucht gefeiert.
Auch in der Humanmedizin bei der Therapie von genetischen
Erbkrankheiten weckt dieses Verfahren viele, zum Teil unbegründete
Hoffnungen und Begehrlichkeiten. In der Pflanzenzucht soll eine
breitere Artenvielfalt und -veredelung, eine höhere Resistenz gegen
Schädlinge, eine raschere Wiederaufforstung kostengünstiger erreicht
werden. Auch in der Tierzucht werden gezielt Mutationen ausgelöst, um
von bestimmten Rassevorteilen, höheren Milcherträgen oder größeren
Fleischmengen zu profitieren. Bisherige Erfahrungen beim Einsatz in
der Pflanzenzucht bleiben aber weit hinter den geschürten Erwartungen
zurück.

Die CRISPR-CAS-Methode steht im Verdacht, die DNA nachfolgender
Pflanzen- Tier- und menschlicher Generationen nachhaltig zu verändern
und nicht nur eine reine Züchtungstechnik zu sein, sondern neue
schwerwiegende Störungen und Erkrankungen hervorzurufen.

Deshalb fordert der BBU:


	Eine Einstufung der CRISPR-CAS-Methode als Gentechnik und Hochrisikotechnologie durch das Bundesinstitut für Risikobewertung

	Beim Einsatz von Genome Editing und CRISPR-CAS in der Humanmedizin im Rahmen von Studien und eigen- sowie fremdnütziger Forschung müssen die Patienten gemäß der Deklaration von Helsinki über die Risiken und Gefahren informiert werden, bevor sie einer Untersuchung zustimmen. Hinzugezogene Ethik-Kommissionen müssen ein Veto- und Ablehnungsrecht haben, wenn der Heilungserfolg nicht absehbar ist.

	die Aufnahme eines Verbots von CRIPR-CAS in den Koalitionsvertrag von SPD und CDU. Die Methode darf weder in der Tier- und Pflanzenzüchtung geschweige denn in der Humanmedizin ohne Risikoauflagen, Aufklärung oder die Einbindung von Umwelt- und Gesundheitsverbänden in ein Beratungsverfahren eingesetzt werden

	eine EU-weite Ablehnung von CRISPR-CAS als reine Züchtungsmethode. Bei der zurzeit anhängigen Klage französischer Saatgutfirmen um Zulassung als Züchtungsverfahren fordert der BBU eine Verbotsverfügung des EuGHs aufgrund der befürchteten DNA-Veränderungen

	Zum Verbraucherschutz und zur Verbraucheraufklärung ist eine Kennzeichnungspflicht als "gentechnisch verändert" von Lebensmitteln, die mit CRISPR-CAS hergestellt wurden, notwendig.



Hintergrundinformationen:

Von zahlreichen Saatgut-Unternehmen wird die CRISPR-CAS-Methode bisher
nicht als klassische Gentechnik bewertet, sondern größtenteils als
reine Züchtungsmethode verharmlost. Damit werden ein gentechnisches
Prüfverfahren und besondere Schutzmaßnahmen wie Abstand einhalten auf
den bepflanzten Feldern vermieden.

Viele Ärzte und betroffene Patienten erhoffen sich durch den Einsatz
von CRISPR-CAS beim Genome Editing eine raschere Erforschung und
Heilung von genetisch bedingten, schwerwiegenden Erbkrankheiten. Viele
Erkrankungen, die durch Mutationen oder fehlerhafte DNA ausgelöst
werden, sind in ihren Folgen bisher kaum erforscht. Einzelne
schadhafte Gensequenzen lösen aber nicht nur einen bestimmten
krankheitsverursachenden Gendefekt aus, sondern geben darüber hinaus
auch wesentliche Erbinformationen für andere wichtige körperliche und
mentale Prozesse weiter. Völlig unklar ist nach dem bisherigen Stand
der Forschung, ob die CRISPR-CAS-Methode auch die DNA von
nachfolgenden Pflanzen-Tier und Humangenerationen nachhaltig
beeinflusst und diese damit als genetisch verändert eingestuft werden
müssen. In der Humanmedizin werden unabsehbare Folgen oder neuerliche
Erkrankungen und Gendefekte auslöst, die mit der Methode eigentlich
beseitigt werden sollten, wenn die eingefügten Genabschnitte nicht
kompatibel mit der restlichen DNA sind, da selbst mit er Enzymschere
nicht 100%ig passgenau geschnitten werden kann.

Für den Einsatz von Genome Editing nach CSRISPR CAS In der
Humanmedizin bedarf es genauer Vorgaben und für die Patienten
nachvollziehbare Aufklärung auch über die möglichen Risiken.
Andernfalls ist zu befürchten, dass CRISPR-CASP, ähnlich wie der
PRAENATEST zur Verhütung von Trisomie 21, als selbstverständliches
Verfahren in die Schwangerschaftsvorsorge aufgenommen wird und damit
einer weiteren Diskriminierung von behindertem Leben ohne eine
sinnvolle Auseinandersetzung über die Ursachen und Bewältigung der
Erkrankung Tür und Tor geöffnet wird. Eine vorschnelle oder falsche
Entscheidung, eine Individualisierung von Behinderung als
persönliches, leicht zu behebendes technisches oder selbst
verschuldetes Schicksal, ohne dass die Gesellschaft eine
Mitverantwortung übernimmt, führt in die Irre. Der Schritt zur
gezielten Menschenzüchtung unter dem Deckmantel der Verhinderung von
Behinderung und Leiden ist so nicht mehr weit.

 * 
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BBU-Pressemitteilung, 02.02.2018
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STANDPUNKT/979: Neue Erkenntnisse über AKW Tihange erfordern sofortiges Handeln (BBU)


Gemeinsame Pressemitteilung

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs/Ärzte in sozialer
Verantwortung (IPPNW)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie

Aktionsbündnis "Stop Westcastor" Jülich

AntiAtomBonn

Naturschutzbund (NABU) Nordrhein-Westfalen

NABU-Stadtverband Aachen e.V.

Initiative 3 Rosen e. V.

Initiative "Buirer für Buir"

Düsseldorf/Bonn/Gronau/Berlin/Aachen, 02. Februar 2018

Initiativen und Verbände appellieren an Union und SPD:

- Atomsicherheit und Atomausstieg im Koalitionsvertrag verankern

- "Neue Erkenntnisse über AKW Tihange erfordern sofortiges Handeln!"




Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), die
atomkritische Ärztevereinigung IPPNW, der Naturschutzbund (NABU) NRW
sowie mehrere regionale Anti-Atomkraft- und
Anti-Braunkohle-Initiativen fordern angesichts der neuen Erkenntnisse
über den Reaktorblock 1 des Atomkraftwerkes Tihange von der belgischen
Regierung, die Pannenreaktoren sofort stillzulegen. Eine entsprechende
Initiative sowie die Stilllegung der deutschen
Uranbrennstoff-Zulieferbetriebe in Gronau und Lingen müssen aber auch
im neuen Groko-Koalitionsvertrag verankert werden. Für den kommenden
Dienstag, 6. Februar, rufen die Initiativen und Verbände zu einer
Protestaktion vor der Düsseldorfer Staatskanzlei am Horionplatz auf,
um Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) zum Handeln zu bewegen.

Nach Informationen der Verbände wurde zwar nach scharfer Kritik am
Sondierungspapier vom 12. Januar ein Kapitel zu "Atompolitik" im
Entwurf des Koalitionsvertrages von Union und SPD aufgenommen. Dessen
aktueller Stand berücksichtige die drängenden Probleme aber völlig
unzureichend. "Wir vermissen nach wie vor ein klares Bekenntnis der
künftigen Bundesregierung, die Urananreicherungsanlage in Gronau und
der Brennelementefabrik in Lingen endlich stillzulegen oder zumindest
die Pannenreaktoren Tihange und Doel in Belgien nicht mehr von dort zu
beliefern", so Matthias Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen. Die Verbände wiesen nochmals darauf hin, dass inzwischen
zwei Gutachten des Bundesumweltministeriums belegen, dass eine
Stilllegung der beiden Anlagen rechtssicher möglich sei.

Besonders alarmiert sind die Verbände und Initiativen über
Informationen aus Berlin, wonach eine Vereinbarung, dass sich die
künftige Bundesregierung in Brüssel für eine Änderung des
Euratom-Vertrages und insbesondere für Mitspracherechte beim
Sicherheitsrisiko durch den alternden Bestand von AKW in den
Nachbarländern einsetzen wolle, offenbar noch strittig ist.

"Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Erkenntnisse über Tihange 1
erwarten wir von Union und SPD ein klares Bekenntnis ohne Wenn und
Aber, dass sich die kommende Bundesregierung auf EU-Ebene für
verpflichtende Umweltverträglichkeitsprüfungen bei geplanten
AKW-Laufzeitverlängerungen einsetzt, ", so Claus Mayr, Europaexperte
des NABU.

Belgien hat bereits 2016 die Laufzeit von Tihange 1, die eigentlich
nach 40 Jahren 2015 enden sollte, auf 50 Jahre bis 2025 erhöht;
derzeit favorisieren Betreiber und die belgische Mehrheitspartei NVA
eine weitere Laufzeitverlängerung auf 60 Jahre bis 2035. Die
Laufzeiten der anderen Blöcke sollen auch verlängert werden, allen
Bedenken von Sicherheitsexperten zum Trotz. "Die belgische
Atomaufsicht zeigt sich von Protesten aus den Nachbarländern völlig
unbeeindruckt. Deshalb sind grenzüberschreitende UVPs bei einer
Laufzeitverlängerung, wie sie u.a. bei Tihange 2, Tihange 3 und Doel 3
zu erwarten ist, unerlässlich, um die Bedenken der Behörden und Bürger
der Nachbarländer einbringen zu können", so Mayr.

Auch Dr. Angelika Claußen, Tschernobylexpertin der IPPNW, warnt: "Wir
Ärzte warnen vor einer neuen Atomkatastrophe. Als Folge der
Tschernobylkatastrophe erkrankten schätzungsweise Hunderttausende an
Krebs und an Nichtkrebserkrankungen. Ebenso mussten Hunderttausende
Menschen evakuiert und umgesiedelt werden. Im dicht bevölkerten
Dreiländereck wären dagegen mehrere Millionen Menschen betroffen!"
Gerade vor dem Hintergrund einer neuen Studie aus den Niederlanden,
die den drei Ländern mangelhafte Koordination der Katastrophenhilfe
bescheinigt, sei der Schutz der Zivilbevölkerung nur durch schnelle
Abschaltung aller drei Reaktoren in Tihange möglich.

"Als Sofortmaßnahme sollten Deutschland und die Niederlande RWE und
Essent NV dazu veranlassen, das hocheffiziente Gaskraftwerk 'Claus' in
Maasbracht wieder anzufahren und von dort Strom nach Belgien zu
liefern", fordert Andreas Büttgen von der Initiative "Buirer für
Buir". RWE hatte das Gaskraftwerk 2014 kurz nach der Modernisierung
stillgelegt, weil es mit seinen alten Braunkohlekraftwerken mehr Geld
verdient.

Die von NRW-Ministerpräsident Laschetkürzlich in die Diskussion
gebrachte Lieferung von Braunkohlestrom nach Belgien lehnen die
Initiativen und Verbände strikt ab: "Den Teufel mit dem Beelzebub
auszutreiben, ist keine Lösung und verhöhnt die über Braunkohle- und
Atomstrom gleichermaßen besorgten Menschen", so Büttgen. Zudem sei
Laschets Vorschlag keine Lösung für die kommenden Jahre. Während
zwischen den Niederlanden und Belgien bereits eine Stromtrasse
existiere, würde die derzeit geplante Stromleitung 'ALEGrO' von
Oberzier (NRW) nach Lixhe (bei Lüttich) frühestens 2020 fertig
gestellt. Weitere, zum vollständigen Ersatz von Tihange vom früheren
NRW-Umweltminister Remmel vorgeschlagene Stromtrassen von Deutschland
nach Belgien seien kaum vor 2030 realisierbar.

Weitere Infos:

www.ippnw.de, www.nabu-nrw.de,

www.sofa-ms.de, www.antiatombonn.de,

www.bbu-online.de

 * 
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KLIMA/641: Umwelt - ausgegrenzt ... (SB)




Im September 2017 wurde die Karibikinsel Puerto Rico binnen zwei
Wochen von den Wirbelstürmen Irma und Maria heimgesucht. Nahezu die
gesamte Infrastruktur der Insel erlitt schwerste Schäden.
Leitungswasser, elektrischer Strom und andere, teils lebenswichtige
Versorgungs- und Dienstleistungen fielen komplett aus. Selbst heute
noch, viereinhalb Monate später, verfügen rund 30 Prozent der
Bevölkerung entweder über keinen Strom oder kein Wasser. Das betrifft
auch die Schulen, von denen jetzt sogar ein Viertel geschlossen
werden soll.

Für die Studierenden fiel hurrikanbedingt ein Semester aus, auch die
Schülerinnen und Schüler werden im Lernstoff deutlich zurückgeworfen.
Ein Teil des Lehrkörpers ist abgewandert - ein Trend, der schon vor
Jahren auch in fast allen anderen Berufsgruppen eingesetzt hat,
nachdem sich Puerto Rico in Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise
vor gut zehn Jahren hoch verschuldet hatte. Dieser Exodus hat nach
dem Durchzug des Hurrikans Maria an Geschwindigkeit zugelegt.

Wer es sich leisten kann, siedelt in die USA über. Ermöglicht wird
dies dadurch, daß Puerto Rico ein sogenanntes Außengebiet der
Vereinigten Staaten von Amerika ist. Ein Wahlrecht haben die
Bürgerinnen und Bürger jedoch nicht, auch andere Privilegien werden
ihnen verwehrt. Bei seinem außerordentlich späten Besuch der
verwüsteten Insel hat US-Präsident Donald Trump erklärt, daß die
Menschen selber schuld an ihrer Not sind und von seiner Regierung
keine weitere Hilfe zu erwarten sei.

In der internationalen Berichterstattung über Puerto Rico wird das
Verhalten Trumps mit dem George W. Bushs verglichen, der 2005 bei der
Überflutung vor allem der ärmeren Viertel von New Orleans in Folge
des Tropensturms Katrina ebenfalls zu spät und auf ähnlich
überhebliche Weise reagiert hat. Bush junior unterbrach seinen Urlaub
erst am dritten Tag nach der Katastrophe, die über 1800 Menschen das
Leben kostete. Trump ließ Wochen vergehen, bevor er sich persönlich
auf der Insel blicken ließ. Anschließend dürften sich nicht wenige
gewünscht haben, er hätte sich den Besuch erspart, besaß er doch
nichts anderes im Gepäck als Worte der Verachtung und ein paar Rollen
Papierhaushaltstücher für die, die bereit waren, sich danach zu
strecken.

Der eklatanten Not der Menschen auf Puerto Rico aufgrund der beiden
Wirbelstürme ging die Not eines wirtschaftlichen Niedergangs und
einer hohen Verschuldung voraus. Wenn nun Gouverneur Ricardo Rosselló
ankündigt, im Haushalt 2018 Einsparungen in Höhe von 1,5 Mrd. Dollar
vorzunehmen - ein Fünftel davon im Bildungsbereich -, dann steckt
dahinter nicht nur die Heimsuchung durch zwei Wirbelstürme. Die Insel
befand sich auch zuvor bereits im Würgegriff eines kapitalgestützten
Wirtschaftssystems, das den Mangel regelrecht produziert. Puerto Rico
erhielt eine Zwangsverwaltung; die Schulstreichungen waren durchaus
länger geplant.

Bekanntlich können Gewinne nur auf der Basis von Verlusten generiert
werden, oder, grundsätzlicher, keine Verschuldung ohne Schuldherrn,
der sich in eine vorteilhafte Position manövriert hat. So wenig
Klimawandel und wirtschaftliches Auspressen auf den ersten Blick
miteinander zu tun haben, die jeweiligen Folgen ähneln sich. Vor dem
Hintergrund der sich am Beispiel Puerto Rico offenbarenden Ökonomie
des Mangels wäre es nicht zu erwarten, daß in den kommenden Zeiten
verschärfter Klimawandelfolgen plötzlich anders mit der dann weltweit
zusätzlich entstehenden Not umgegangen wird als heute mit der Not der
Menschen auf Puerto Rico. Wie der Anwalt und Aktivist Jesús Vásquez
von der Organización Boricuá de Agricultura Ecológica de Puerto Rico
auf dem Klimagegengipfel im vergangenen November in Bonn im
Schattenblick-Interview berichtete, tragen nicht die Institutionen,
sondern die sozialen Bewegungen den Wiederaufbau der Insel.

Der Staat zieht sich aus der Verantwortung zurück, die Behörden
verwalten das Elend, und wenn die Menschen sich in Eigenregie zu
behelfen wissen, schreibt sich die Administration das als erfolgreiches 
Konzept der Bürgerbeteiligung auf die eigene Fahne.

Wir haben absichtlich Puerto Rico als aktuelles Beispiel dafür
gewählt, wie Menschen von den herrschenden Kräften ausgegrenzt
werden. Solche anlaßbezogenen Beispiele können jedoch den Blick vom
strukturellen Ausgrenzen von Menschen, die in klimatisch
benachteiligten Regionen leben, ablenken. Über 840 Millionen Menschen
weltweit hungern; zehn bis 15 Millionen verhungern jedes Jahr. Einen
relativ zu ihrer Einwohnerzahl hohen Anteil daran haben die Staaten
Ostafrikas, in denen seit Jahren die früher noch regelmäßig
auftretenden Regenzeiten ausbleiben oder umgekehrt die
Niederschlagsmengen plötzlich so gewaltig sind, daß das Land
überschwemmt und die spärliche Bodenkrume samt dem, was darauf
angebaut wurde, von den Wassermassen weggespült wird.

Zwar pflegen die wohlhabenden Länder üblicherweise keinen so offen
überheblichen Ton anzuschlagen wie US-Präsident Donald Trump, der vor
kurzem über Flüchtlinge aus "Dreckslochländern" hergezogen ist, womit
er unter anderem die ärmeren Staaten Afrikas meinte, doch die Praxis
der ehemaligen Kolonialstaaten und anderer Akteure in Afrika zeugt
von keiner akzeptableren Einstellung gegenüber den dort lebenden Menschen.
Die Länder des Nordens, die einen relativen Wohlstand verzeichnen,
schotten sich ab, auch und gerade gegenüber den Regionen in den
semiariden und ariden Klimazonen.

Die Bundeswehr, die EU-Kommission, Militärs und Geheimdienste der
USA, sie alle warnen davor, daß der Klimawandel ein "Verstärker"
bestehender Konflikte sein wird. So zutreffend diese naheliegende
Einschätzung auch ist, es kommt anscheinend niemand dieser Akteure
auf die Idee, die gesellschaftlichen Voraussetzungen für jene
Konflikte ernsthaft in Frage zu stellen und in Angriff zu nehmen.
Gerieten doch dann die eigenen Privilegien und die Aufrechterhaltung
eines Lebensstils in Gefahr, durch den die Not über den Umweg der
CO2-Emissionen und der davon ausgelösten globalen Erwärmung anderen
Regionen aufgelastet wird.

2. Februar 2018
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EUROPA/179: Europäisches Trinkwasser bald frei von Hormongiften? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 01.02.2018 / Wasser & Meere

Europäisches Trinkwasser bald frei von Hormongiften?



Die EU-Kommission hat ihren Vorschlag für eine neue
Trinkwasserrichtlinie vorgestellt. Der Entwurf sieht überarbeitete
Grenzwerte für Schadstoffe im Wasser und einen besseren Zugang zu
Trinkwasser vor.

Die Neufassung der Richtlinie von 1998 erweitert die Liste von
Schadstoffen, deren Gehalt im Trinkwasser überwacht werden muss. So
schlägt die Kommission vor, die Stoffe Chlorat und Chlorit sowie die
persistenten und giftigen per- und polyfluorierten Substanzen (PFAS)
in den Katalog der zu überwachenden Stoffe aufzunehmen. Daneben sollen
auch drei endokrin wirksame Stoffe im Trinkwasser überwacht werden:
Beta-Estradiol, Bisphenol A und Nonylphenol. Die Grenzwerte für Blei
und Chrom im Trinkwasser sollen zehn Jahre nach Inkrafttreten der
neuen Verordnung jeweils um die Hälfte reduziert werden. Die neuen
Regelungen sollen dem Vorsorgeprinzip und dem Prinzip der
Gefahrenanalyse folgen. Der Entwurf sieht auch vor, Trinkwasser auf
Mikroplastikbestandteile zu kontrollieren. Die Neufassung der
Richtlinie war veranlasst worden, um die Qualitätsstandards des
Trinkwassers an den neuesten Stand der Wissenschaft anzupassen.

Die erneuerte Richtlinie bildet zudem einen Teil des EU-Aktionsplans
für Kreislaufwirtschaft. In diesem Zusammenhang sollen die
Mitgliedstaaten die Nutzung von Leitungswasser fördern, zum Beispiel
durch Trinkbrunnen in öffentlichen Gebäuden. Somit soll der Verbrauch
von Wasser in Plastikflaschen gesenkt und Plastikmüll reduziert
werden.

Die Kommission hat mit der Neufassung der Richtlinie auch auf die
Forderungen der ersten Europäischen Bürgerinitiative "Wasser ist
Menschenrecht" reagiert. 1,8 Millionen Menschen hatten darin seit fünf
Jahren einen besseren Zugang zu Trinkwasser für marginalisierte
Gruppen gefordert. Der Entwurf sieht vor, dass die Mitgliedstaaten
alle nötigen Maßnahmen ergreifen, um den Zugang zu Trinkwasser zu
erleichtern. Die Kommission bezeichnet Wasser jedoch nicht, wie von
der Initiative gefordert, als Menschenrecht. Für Andreas Scheidt,
Bundesvorstandsmitglied von Verdi, ist dies zu wenig, da die
Verpflichtung sehr unkonkret bleibe und über Informationspflichten
kaum hinausgehe. [km]




Pressemitteilung Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-429_en.htm

Fragen und Antworten zur neuen Trinkwasserrichtlinie (Kommission)


http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-18-430_en.htm

Pressemitteilung Verdi

https://www.verdi.de/presse/pressemitteilungen/++co++5f15c4b8-0682-11e8-a02a-525400b665de

 * 

Quelle:

EU-News, 01.02.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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KINO/5680: Hanau - Komödie "Hampstead Park", 26.02. und 05.03.2018


Komödie "Hampstead Park" im Kino-Erzählcafé 



Das Kino-Erzählcafé des Seniorenbüros und des Kinocenters Kinopolis
startet am Montag, 26. Februar, mit der englischen Komödie "Hampstead
Park - Aussicht auf Liebe" aus dem Jahr 2017. In den Hauptrollen der
Romanze glänzen Diane Keaton als exzentrische reiche Amerikanerin in
London und Brendan Gleeson als kauziger Einsiedler, der in einer
selbstgebauten Hütte im Park wohnt. Beide kämpfen gemeinsam gegen
skrupellose Geschäftemacher, die im Park ein Luxusbauprojekt planen -
und verlieben sich nebenbei ineinander.

Im Vorfeld des Films gibt es von 13.15 bis 14.30 Uhr im Foyer des
Kinopolis wieder Kaffee, Tee und Kuchen zu je einem Euro und Zeit für
Gespräche und Kennenlernen. Die ehrenamtlichen Kinolotsen und
Kinolotsinnen sind vor Ort und stehen für Fragen zur Verfügung.

Kinokarten für fünf Euro das Stück gibt es ab sofort im Kino (Am
Steinheimer Tor 17, 63450 Hanau). Die Kasse ist täglich ab 13 Uhr und
am Wochenende ab 11 Uhr besetzt. Menschen mit Gehbehinderung mit oder
ohne Rollator oder im Rollstuhl (Rollstuhlplätze) können sich ab
sofort Plätze in der barrierefreien "Reihe K" reservieren lassen.
Informationen zum Kino-Erzählcafé gibt es bei Karin Dunkel vom
Seniorenbüro, Telefon 06181/66820-50, karin.dunkel@hanau.de und bei
der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Ursula Lehmann (Telefon
06181/254897).

Für alle, die am 26. Februar keine Zeit haben: Am Folgemontag, 5.
März, wird dieser Film um 15 Uhr wiederholt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Januar 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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